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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1

Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter des Landes, der Beam-
tinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbédnde und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts; ausgenommen sind Ehrenbeamtinnen, Ehren-
beamte sowie ehrenamtliche Richterinnen und Richter.
(2) Dieses Gesetz gilt nicht fiir die 6ffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihre Verbénde.
(3) Zur Besoldung gehdren folgende Dienstbeziige:

1.  Grundgehalt,

2. Leistungsbeziige fiir Professorinnen und Professoren sowie fiir hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und
Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen,

3. Familienzuschlag,

4.  Zulagen,

5. Vergiitungen,

6.  Auslandsbesoldung.

(4) Zur Besoldung gehoren ferner folgende sonstige Beziige:
1. Leistungspramien und Leistungszulagen,

2. Anwirterbeziige,

3. vermdgenswirksame Leistungen.

§2
Regelung durch Gesetz
(1) Die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter wird durch Gesetz geregelt.
(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die einer Beamtin, einem Beamten, einer Richterin oder einem
Richter eine hohere als die gesetzlich zustehende Besoldung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt fiir

Versicherungsvertrége, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden.

(3) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter konnen auf die gesetzlich zustehende Besoldung weder ganz
noch teilweise verzichten; ausgenommen sind die vermdgenswirksamen Leistungen.

§3

Anspruch auf Besoldung

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter haben Anspruch auf Besoldung. Der Anspruch entsteht mit dem
Tag, an dem ihre Ernennung, Versetzung, Ubernahme oder ihr Ubertritt in den Dienst eines der in § 1 Absatz 1 ge-
nannten Dienstherren wirksam wird. Der Anspruch der direkt gewéhlten Beamtinnen und Beamten auf Zeit entsteht
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mit dem Tag nach Annahme der Wahl, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit der bisherigen Amtsinhaberin oder des
bisherigen Amtsinhabers. Erfolgt die riickwirkende Einweisung in eine Planstelle, so entsteht der Anspruch mit dem
Tag, der in der Einweisungsverfligung bestimmt ist. Wird ein Amt aufgrund einer Regelung nach § 21 eingestuft, so
entsteht der Anspruch mit der Mafinahme, die der Einweisungsverfligung entspricht.

(2) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf des Tages, an dem eine Beamtin, ein Beamter, eine Richterin
oder ein Richter aus dem Dienstverhéltnis ausscheidet, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(3) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht fiir einen vollen Kalendermonat, so wird nur der Teil der Beziige
gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entféllt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(4) Die Besoldung wird monatlich im Voraus gezahlt, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(5) Fiir Zahlungen nach diesem Gesetz haben die Empfangerinnen und Empfanger auf Verlangen der zustéindigen
Behorde ein Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europdischen Union anzugeben oder einzurichten, auf das die
Uberweisung erfolgen kann. Ubermittlungskosten sind von den Empfingerinnen und Empfingern zu tragen. Eine
Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos aus
wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann.

(6) Werden Beziige nach dem Tag der Filligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.

(7) Bei der Berechnung von Beziigen nach § 1 sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurun-
den und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen
durchgefiihrt. Jeder Bezligebestandteil ist einzeln zu runden.

§4

Weitergewihrung der Besoldung bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand oder
bei Abwahl von Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten auf Zeit

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden sind, erhal-
ten fiir den Monat, in dem die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand mitgeteilt worden ist, und fiir die folgenden
drei Monate die Beziige weiter, die ihnen am Tag vor der Versetzung zustanden; Anderungen beim Familienzuschlag
sind zu beriicksichtigen. Aufwandsentschiddigungen werden nur bis zum Beginn des einstweiligen Ruhestands ge-
zahlt.

(2) Beziehen in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Einkiinfte
aus einer selbststdndigen oder nicht selbststindigen Tétigkeit, so erfolgt eine hilftige Anrechnung dieser Einkiinfte.
Dabei wird mindestens ein Betrag von 20 Prozent des nach Absatz 1 zustehenden Betrags belassen. Bei einer Ver-
wendung im Dienst eines 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) oder eines Verbandes, dessen Mitglieder 6ffent-
lich-rechtliche Dienstherren sind, werden die Beziige um den Betrag der daraus erzielten Einkiinfte verringert. Dem
Dienst bei einem offentlich-rechtlichen Dienstherrn steht die Tétigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder
iiberstaatlichen Einrichtung gleich, an der ein 6ffentlich-rechtlicher Dienstherr oder ein Verband, dessen Mitglieder
offentlich-rechtliche Dienstherren sind, durch Zahlung von Beitrdgen oder Zuschiissen oder in anderer Weise betei-
ligt ist. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfiillt sind, trifft das fiir das Besoldungsrecht zustéindige Ministe-
rium oder die von ihm bestimmte Stelle.

(3) Wird eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit abgewdhlt, so gelten die Absétze 1 und 2 ent-
sprechend; an die Stelle der Mitteilung tiber die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand tritt die Mitteilung iiber
die Abwahl oder der sonst bestimmte Beendigungszeitpunkt fiir das Beamtenverhiltnis auf Zeit. Satz 1 gilt entspre-
chend fiir die Félle des Eintritts in den einstweiligen Ruhestand kraft Gesetzes.

§5
Besoldung bei mehreren Hauptimtern
Bekleiden Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter mit Genehmigung der obersten Dienstbehdrde gleichzeitig

mehrere besoldete Hauptdmter, so wird Besoldung nach diesem Gesetz nur aus dem Amt mit den hoheren Dienstbe-
ziigen gewihrt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Sind fiir die Amter Dienstbeziige in gleicher Hohe
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vorgesehen, so werden die Dienstbeziige nach diesem Gesetz nur aus dem zuerst libertragenen Amt gezahlt, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

§6

Besoldung bei Teilzeitbeschiftigung

Bei Teilzeitbeschaftigung wird die Besoldung im gleichen Verhiltnis wie die Arbeitszeit gekiirzt, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist.

§7

Besoldung bei begrenzter Dienstfihigkeit

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, deren regelméBige Arbeitszeit wegen begrenzter Dienstfahig-
keit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes oder nach entsprechenden Bestimmungen fiir Richterinnen und Richter
herabgesetzt wird, erhalten Besoldung entsprechend § 6. Diese wird um einen nicht ruhegehaltfahigen Zuschlag
erginzt. Der Zuschlag betrigt 50 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen der nach Satz 1 gekiirzten Besoldung und
der Besoldung, die nach der regelméafligen Arbeitszeit zu zahlen wire.

(2) Ein Zuschlag nach Absatz 1 wird nicht gewéhrt, wenn ein Zuschlag nach § 64 Absatz 1 zusteht.

§8

Kiirzung der Besoldung bei Gewihrung einer Versorgung
durch eine zwischenstaatliche oder iiberstaatliche Einrichtung

(1) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Versorgung aus einer Verwendung im 6ffentlichen
Dienst einer zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung, wird die Besoldung gekiirzt. Die Kiirzung betrégt
75 Prozent der von der zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung gewéhrten Versorgung. Es verbleiben
jedoch mindestens 40 Prozent der Besoldung.

(2) Bezichen Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Versorgungsbeziige nach Artikel 14 bis 17 des Be-
schlusses 2005/684/EG, Euratom des Europdischen Parlaments vom 28. September 2005 zur Annahme des Abgeord-
netenstatuts des Europdischen Parlaments (ABI. L 262 vom 7.10.2005, S. 1), so wird die Besoldung um 50 Prozent
des Betrags gekiirzt, um den die Besoldung und die Versorgungsbeziige nach dem Beschluss 2005/684/EG, Euratom
die Entschidigung nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom iibersteigen. Das Ubergangsgeld nach
Artikel 13 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom z&hlt zu den Versorgungsbeziigen.

§9

Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst

Bleiben Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter ohne Genehmigung schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren
sie fiir die Zeit des Fernbleibens ihre Besoldung. Dies gilt auch bei einem Fernbleiben vom Dienst fiir Teile eines
Tages. Der Verlust der Besoldung ist durch den Dienstvorgesetzten festzustellen.

§10

Anrechnung anderer Einkiinfte auf die Besoldung

(1) Haben Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Anspruch auf Besoldung fiir eine Zeit, in der sie nicht
zur Dienstleistung verpflichtet waren, kann ein infolge der unterbliebenen Dienstleistung fiir diesen Zeitraum erziel-
tes anderes Einkommen auf die Besoldung angerechnet werden. Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter
sind zur Auskunft verpflichtet. In den Féllen einer vorldufigen Dienstenthebung aufgrund eines Disziplinarverfahrens
gelten die Vorschriften des Disziplinarrechts.
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(2) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter aus einer Verwendung nach § 20 des Beamtenstatus-
gesetzes oder nach entsprechenden Bestimmungen fiir Richterinnen und Richter anderweitig Beziige, werden diese
auf die Besoldung angerechnet. In besonderen Féllen kann die oberste Dienstbehdrde im Einvernehmen mit dem fiir
das Besoldungsrecht zustéindigen Ministerium von der Anrechnung ganz oder teilweise absehen.

§11

Anrechnung von Sachbeziigen auf die Besoldung

(1) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Sachbeziige, so werden diese unter Beriicksichtigung
ihres wirtschaftlichen Wertes mit einem angemessenen Betrag auf die Besoldung angerechnet, soweit nicht etwas
anderes bestimmt ist.

(2) Das fiir das Besoldungsrecht zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverord-
nung Néheres im Einvernehmen mit dem fiir das allgemeine 6ffentliche Dienstrecht zustdndigen Mitglied der Lan-
desregierung zu regeln. Das jeweils fachlich zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem fiir das Besoldungsrecht zustédndigen Mitglied der Landesregierung fiir
die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbande und der sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts Néheres zu regeln.

§12

Abtretung von Beziigen, Verpfindung, Aufrechnungs- und Zuriickbehaltungsrecht, Verjahrung

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter konnen, wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Ansprii-
che auf Beziige nur abtreten oder verpfianden, soweit diese Beziige der Pfandung unterliegen.

(2) Gegeniiber Anspriichen auf Beziige kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- und Zuriickbehaltungsrecht nur in
Hohe des pfiandbaren Teils der Beziige geltend machen. Dies gilt nicht, soweit gegen eine Beamtin, einen Beamten,
eine Richterin oder einen Richter ein Anspruch des Dienstherrn auf Schadensersatz wegen vorsétzlicher unerlaubter
Handlung besteht.

(3) Anspriiche nach diesem Gesetz und nach Verordnungen, die auf der Grundlage dieses Gesetzes ergangen sind,
und Anspriiche auf Riickzahlung von zu viel gezahlten Beziigen verjdhren in drei Jahren; Anspriiche auf Riickzah-
lung von Beziigen verjdhren in zehn Jahren, wenn durch vorsitzlich oder leichtfertig unrichtige oder unvollstédndige
Angaben oder das vorsitzliche oder leichtfertige pflichtwidrige Unterlassen von Angaben die Gewahrung oder Belas-
sung von Beziligen bewirkt wurde. Die Verjahrung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstan-
den ist. Im Ubrigen sind die §§ 194 bis 218 des Biirgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.

§13

Riickforderung von Beziigen

(1) Werden Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter durch eine gesetzliche Anderung der Beziige ein-
schlieBlich der Einreihung des Amtes in die Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen mit riickwirkender Kraft
schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbetrdge nicht zu erstatten.

(2) Im Ubrigen regelt sich die Riickforderung zu viel gezahlter Beziige nach den Vorschriften des Biirgerlichen
Gesetzbuchs iiber die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensicht-
lich war, dass die Empféngerin oder der Empfanger ihn hdtte erkennen miissen. Von der Riickforderung kann aus
Billigkeitsgriinden mit Zustimmung der obersten Dienstbehdrde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz oder teil-
weise abgesehen werden.

(3) Geldleistungen, die fiir die Zeit nach dem Tod von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern auf ein
Konto bei einem Geldinstitut iberwiesen wurden, gelten als unter Vorbehalt erbracht. Das Geldinstitut hat sie der
iiberweisenden Stelle zuriickzuiiberweisen, wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zuriickfordert. Eine Verpflichtung
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(4) Soweit Geldleistungen fiir die Zeit nach dem Tod von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern zu
Unrecht erbracht worden sind, haben die Personen, die die Geldleistung in Empfang genommen oder iiber den ent-
sprechenden Betrag verfiigt haben, diesen Betrag der liberweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 3
von dem Geldinstitut zuriickiiberwiesen wird. Ein Geldinstitut, das eine Riickiiberweisung mit dem Hinweis abge-
lehnt hat, dass iiber den entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfiigt wurde, hat der tiberweisenden Stelle auf
Verlangen Namen und Anschrift der Personen, die {iber den Betrag verfiigt haben, sowie etwaiger neuer Kontoinha-
berinnen oder Kontoinhaber zu benennen. Ein Anspruch gegen die Erbinnen und Erben bleibt unberiihrt.

§14

Anpassung der Besoldung
Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhéltnisse

und unter Beriicksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung durch Gesetz regelmafig ange-
passt.

§15

Versorgungsriicklage
(1) Um die Versorgungsleistungen angesichts der demografischen Verdnderungen und des Anstiegs der Zahl der
Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfanger sicherzustellen, wird beim Land und bei den Kommunen
jeweils eine Versorgungsriicklage als Sondervermdgen aus der Verminderung der Besoldungs- und Versorgungsan-
passungen nach Absatz 2 gebildet. Damit soll zugleich das Besoldungs- und Versorgungsniveau in gleichméifigen
Schritten von durchschnittlich 0,2 Prozent abgesenkt werden.
(2) Biszum 31. Dezember 2017 werden die Anpassungen der Besoldung (§ 14) gemaB Absatz 1 Satz 2 vermindert.
Der Unterschiedsbetrag gegeniiber der nicht nach Satz 1 verminderten Anpassung wird den Sondervermdgen zuge-
fiihrt. Die Mittel der Sondervermdgen diirfen nur zur Finanzierung kiinftiger Versorgungsausgaben verwendet wer-
den.
(3) Den Versorgungsriicklagen werden im Zeitraum nach Absatz 2 Satz 1 zusitzlich 50 Prozent der Verminderung
der Versorgungsausgaben durch das Versorgungsénderungsgesetz 2001 vom 20. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3926)
zugefiihrt.

(4) Das Nahere wird durch ein besonderes Gesetz geregelt.

§16

Dienstlicher Wohnsitz

(1) Dienstlicher Wohnsitz von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern ist der Ort, an dem ihre Behorde
oder stiandige Dienststelle ihren Sitz hat.

(2) Die oberste Dienstbehdrde kann als dienstlichen Wohnsitz anweisen:
1. den Ort, der Mittelpunkt der dienstlichen Tétigkeit fiir Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter ist,

2. den Ort, in dem Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter mit Zustimmung der vorgesetzten Dienststelle
wohnen,

3. einen Ort im Inland, wenn Beamtinnen oder Beamte im Ausland an der deutschen Grenze beschéftigt sind.

Sie kann diese Befugnis durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete Stellen {ibertragen.
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§17

Aufwandsentschidigungen

(1) Aufwandsentschidigungen diirfen nur gewdhrt werden, wenn und soweit aus dienstlicher Veranlassung finan-
zielle Aufwendungen entstehen, deren Ubernahme Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern nicht zugemu-
tet werden kann, und der Haushaltsplan Mittel dafiir zur Verfiigung stellt. Aufwandsentschiddigungen in festen Betra-
gen sind nur zuldssig, wenn aufgrund tatsdchlicher Anhaltspunkte oder tatsdchlicher Erhebungen nachvollziehbar ist,
dass und in welcher Hohe dienstbezogene finanzielle Aufwendungen typischerweise entstehen. Sie werden im Ein-
vernehmen mit dem fiir das Besoldungsrecht zustdndigen Ministerium festgesetzt.

(2) Das fachlich zustdndige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung im Einver-
nehmen mit dem fiir das Besoldungsrecht zustdndigen Mitglied der Landesregierung Richtlinien fiir die Gewahrung
von Dienstaufwandsentschadigungen an die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbande und
der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des dffentlichen
Rechts zu erlassen und dabei Hochstgrenzen festzulegen. Die Richtlinien diirfen von den fiir die Beamtinnen und
Beamten des Landes geltenden Bestimmungen nur abweichen, wenn dies wegen der Verschiedenheit der Verhiltnis-
se sachlich notwendig ist.

(3) Soweit Vorschriften nach Absatz 2 nicht erlassen worden sind, bedarf die Ausbringung von Mitteln fiir Auf-
wandsentschddigungen im Haushaltsplan oder einem entsprechenden Plan der Gemeinden, der Gemeindeverbénde
und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts der Zustimmung der obersten Aufsichtsbehorde und des fiir das Besoldungsrecht zustéindigen Mitglieds der
Landesregierung oder der von ihnen bestimmten Stelle.

(4) Neben der Besoldung einschlieilich Aufwandsentschiddigungen diirfen sonstige Geldzuwendungen an Beam-
tinnen und Beamte der Gemeinden, der Gemeindeverbénde und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts nur insoweit gewéhrt werden, als sie die Geld-
zuwendungen nach den fiir die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Regelungen nicht tibersteigen. Sons-
tige Geldzuwendungen sind Geldleistungen und geldwerte Leistungen, die die Beamtinnen und Beamten unmittelbar
oder mittelbar von ihrem Dienstherrn erhalten.

(5) Absatz 4 gilt nicht fiir im Wettbewerb stehende Unternehmen in 6ffentlich-rechtlicher Rechtsform und deren
Verbédnde sowie im Wettbewerb stehende Eigenbetriebe.

(6) Vorschriften der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg zur Gewdhrung von Aufwandsentschiadigun-
gen an Beamtinnen und Beamte, die eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband in rechtlich selbststdndigen Unter-
nehmen vertreten, bleiben unberiihrt.

Abschnitt 2

Grundgehalt

Unterabschnitt 1

Allgemeine Grundséitze

§ 18
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung

Die Funktionen der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sind nach den mit ihnen verbundenen Anforde-
rungen sachgerecht zu bewerten und Amtern zuzuordnen. Eine Zuordnung von Funktionen zu mehreren Amtern ist
zuliissig. Die Amter sind nach ihrer Wertigkeit unter Beriicksichtigung der gemeinsamen Belange aller Dienstherren
den Besoldungsgruppen zuzuordnen.
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§19

Bestimmung des Grundgehalts nach dem Amt

(1) Das Grundgehalt der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter bestimmt sich nach der Besoldungsgrup-
pe des verliechenen Amtes. Ist ein Amt noch nicht in einer Besoldungsordnung enthalten oder ist eine Amtsbezeich-
nung mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet, bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe, die in
der Einweisungsverfiigung bestimmt ist, soweit sich die Besoldungsgruppe nicht bereits aus der Ernennungsurkunde
ergibt. Die Einweisung bedarf bei Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts in den Fillen, in
denen das Amt in einer Besoldungsordnung noch nicht enthalten ist, der Zustimmung der obersten Rechtsaufsichts-
behorde im Einvernehmen mit dem fiir das Besoldungsrecht zustdndigen Ministerium. Ist einer Richterin oder einem
Richter noch kein Amt verliechen worden, so bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe R 1.

(2) Ist einem Amt gesetzlich eine Funktion zugeordnet oder richtet sich die Zuordnung eines Amtes zu einer Be-
soldungsgruppe einschlieflich der Gewahrung von Amtszulagen nach einem gesetzlich festgelegten Bewertungsmali-
stab, insbesondere nach der Zahl der Planstellen, nach der Einwohnerzahl einer Gemeinde oder eines Gemeindever-
bandes oder nach der Schiilerzahl einer Schule, so richtet sich die Hohe der Besoldung ausschlieSlich nach dem
verliechenen Amt. Fiir die Bestimmung der Einwohnerzahl ist die vom Amt fiir Statistik Berlin-Brandenburg ermittel-
te Wohnbevoélkerung jeweils vom Beginn des folgenden Kalenderjahres an mafigebend. Fiir die Bestimmung der
Schiilerzahl einer Schule sind fiir das jeweilige Schuljahr die Ergebnisse der amtlichen Schulstatistik ma3gebend.

(3) Wird einer Beamtin, einem Beamten, einer Richterin oder einem Richter ein Amt mit hdherem Endgrundgehalt
verliehen, so kann die Einweisung in die hohere Planstelle mit Riickwirkung von dem ersten oder einem sonstigen
Tag des Kalendermonats, in dem die Verleihung wirksam wird, vorgenommen werden, soweit die hohere Planstelle
besetzbar war.

(4) Die §§ 17 und 49 der Landeshaushaltsordnung gelten fiir die Gemeinden, die Gemeindeverbénde und die sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts
entsprechend.

(5) Richtet sich die Zuordnung von Amtern zu den Besoldungsgruppen einschlieBlich der Gewahrung von Amtszu-
lagen nach der Schiilerzahl einer Schule, so sind bei einer dadurch eintretenden Anderung der Zuordnung Ernennun-

gen und Einweisungen in Planstellen nicht vorzunehmen und Amtszulagen nicht zu gewéhren, wenn abzusehen ist,
dass die Anderung nicht linger als fiir die Dauer eines Schuljahres Bestand haben wird.

Unterabschnitt 2

Vorschriften fiir Beamtinnen und Beamte der Besoldungsordnungen A und B

§ 20

Besoldungsordnungen A und B

(1) Die Amter der Beamtinnen und Beamten und ihre Besoldungsgruppen sind in den Besoldungsordnungen gere-
gelt. § 21 bleibt unberiihrt.

(2) Die Besoldungsordnung A (aufsteigende Gehélter) und die Besoldungsordnung B (feste Gehilter) sind in Anla-
ge 1, die Grundgehaltssitze der Besoldungsgruppen sind in Anlage 4 ausgewiesen.

§21

Hauptamtliche kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit

Das fiir Inneres zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit dem fiir das Besoldungsrecht zustindigen Mitglied der Landesregierung die Amter der hauptamtlichen Wahlbe-
amtinnen und Wahlbeamten auf Zeit der Gemeinden und der Gemeindeverbiande unter Beriicksichtigung der Ein-
wohnerzahl den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B zuzuordnen. Dabei kénnen bei Korperschaf-
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ten einer GroBenklasse hochstens zwei Besoldungsgruppen fiir ein Amt vorgesehen werden. Fiir diese Beamtinnen
und Beamten kann der Beginn des Aufsteigens in den Stufen abweichend von § 25 geregelt werden.

§22
Eingangsimter fiir Beamtinnen und Beamte
Die Eingangsémter fiir Beamtinnen und Beamte sind folgenden Besoldungsgruppen zuzuweisen:
1. in Laufbahnen des einfachen Dienstes der Besoldungsgruppe A 4,

2. in Laufbahnen des mittleren nichttechnischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 6, in Laufbahnen des mittleren
technischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 6 oder A 7,

3. in Laufbahnen des gehobenen nichttechnischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 9, in Laufbahnen des geho-
benen technischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 10,

4.  in Laufbahnen des hoheren Dienstes der Besoldungsgruppe A 13.

§23

Eingangsiimter fiir Beamtinnen und Beamte in Sonderlaufbahnen
Die Eingangsdmter in Sonderlaufbahnen, bei denen

1.  die Ausbildung mit einer gegeniiber dem nichttechnischen oder technischen Verwaltungsdienst besonders
gestalteten Priifung abgeschlossen wird oder die Ablegung einer zusdtzlichen Priifung vorgeschrieben ist und

2. im Eingangsamt Anforderungen gestellt werden, die bei sachgerechter Bewertung zwingend die Zuweisung des
Eingangsamtes zu einer anderen Besoldungsgruppe als nach § 22 erfordern,

konnen einer hoheren Besoldungsgruppe zugewiesen werden, in die gleichwertige Amter eingereiht sind. Die Festle-
gung als Eingangsamt ist in den Besoldungsordnungen zu kennzeichnen.

§24

Obergrenzen fiir Beforderungsimter

(1) Beforderungsamter diirfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur eingerichtet werden, wenn sie
sich von den Amtern der niedrigeren Besoldungsgruppe nach der Wertigkeit der zugeordneten Funktionen wesentlich
abheben.

(2) Die Anteile der Beforderungsédmter diirfen nach Maflgabe sachgerechter Bewertung Obergrenzen nicht iiber-
schreiten. Dies gilt nicht fiir die obersten Landesbehérden, fiir die Gemeinden und Gemeindeverbande, fiir Lehrerin-
nen und Lehrer und pddagogisches Hilfspersonal an 6ffentlichen Schulen und Hochschulen sowie fiir Lehrkrifte an
verwaltungsinternen Fachhochschulen.

(3) Die Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung zur sachgerechten Bewertung der Funktionen
Obergrenzen fiir die Zahl der Beforderungsdmter festzulegen. Dabei sind insbesondere die Besonderheiten der ein-
zelnen Laufbahnen und Funktionen zu beriicksichtigen sowie Bestimmungen zur befristeten Uberschreitung von
Stellenobergrenzen bei organisatorischen Verédnderungen zu treften.
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§25

Bemessung des Grundgehalts

(1) Die Hohe des Grundgehalts in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A wird nach Stufen bemessen.
Der Aufstieg in eine nidchsthohere Stufe erfolgt nach bestimmten Zeiten mit dienstlicher Erfahrung, in denen anforde-
rungsgerechte Leistungen erbracht wurden (Erfahrungszeiten).

(2) Das Grundgehalt steigt in den Stufen eins bis vier im Abstand von zwei Jahren, in den Stufen fiinf bis acht im
Abstand von drei Jahren und ab der Stufe neun im Abstand von vier Jahren bis zum Erreichen der letzten Stufe. Zei-
ten ohne Anspruch auf Besoldung verzogern den Stufenaufstieg um diese Zeiten, soweit in § 26 Absatz 2 nichts
anderes bestimmt ist. Die Zeiten werden auf volle Monate abgerundet.

(3) Das Aufsteigen in den Stufen beginnt mit dem Anfangsgrundgehalt der jeweiligen Besoldungsgruppe mit Wir-
kung vom Ersten des Monats, in dem die erste Ernennung mit Anspruch auf Dienstbeziige bei einem &ffentlich-
rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich des Grundgesetzes wirksam wird. Liegen zu diesem Zeitpunkt beriick-
sichtigungsfihige Zeiten nach § 26 Absatz 1 vor, wird der Zeitpunkt des Beginns um diese Zeiten vorverlegt. Ausge-
hend von dem Zeitpunkt des Beginns werden die Stufenlaufzeiten nach Absatz 2 berechnet. Die Berechnung und die
Festsetzung des Zeitpunkts des Beginns des Aufsteigens in den Stufen stellt die personalaktenfiihrende Stelle fest und
teilt diese Festsetzung der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mit.

(4) Wird festgestellt, dass die Leistungen einer Beamtin oder eines Beamten nicht den mit dem Amt verbundenen
Anforderungen entsprechen, verbleibt die Beamtin oder der Beamte in der bisherigen Stufe des Grundgehalts, bis die
Leistungen ein Aufsteigen in die ndchsthohere Stufe rechtfertigen. Eine dariiberliegende Stufe, in der sich die Beam-
tin oder der Beamte ohne die Hemmung des Aufstiegs inzwischen befinden wiirde, darf friihestens nach Ablauf eines
Jahres als Grundgehalt festgesetzt werden, wenn in diesem Zeitraum anforderungsgerechte Leistungen erbracht wor-
den sind. Die Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung néhere Regelungen zu treffen. Widerspruch
und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.

(5) Bei dauerhaft herausragenden Leistungen kann fiir den Zeitraum bis zum Erreichen der néchsten Stufe das
Grundgehalt der ndchsthéheren Stufe gezahlt werden (Leistungsstufe). Dies gilt nicht fiir Beamtinnen und Beamte in
einer Probezeit nach § 18 oder § 120 des Landesbeamtengesetzes. Die Landesregierung wird ermichtigt, durch
Rechtsverordnung nihere Regelungen zu treffen.

(6) Beamtinnen und Beamte verbleiben in der bisherigen Stufe, solange sie des Dienstes enthoben sind. Fiihrt ein
Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhiltnis durch Entlassung auf Antrag
einer Beamtin oder eines Beamten oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so erlischt der Anspruch auch fiir den
Zeitraum des Verbleibens in der Stufe. Fiihrt ein Disziplinarverfahren nicht zur Entfernung aus dem Dienst oder
endet das Dienstverhéltnis nicht durch Entlassung auf Antrag einer Beamtin oder eines Beamten oder infolge strafge-
richtlicher Verurteilung, so regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der vorldufigen Dienstenthebung nach Absatz 2.

§ 26
Beriicksichtigungsfihige Zeiten

(1) Bei der ersten Stufenzuordnung werden folgende Zeiten im Sinne des § 25 Absatz 3 anerkannt:

1. Zeiten einer hauptberuflichen Tétigkeit bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) oder im Dienst von
offentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihren Verbédnden, die nicht Voraussetzung fiir den Erwerb
der Laufbahnbefdhigung sind,

2. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fiir jedes Kind,

3. Zeiten der tatsidchlichen Pflege von nach &rztlichem Gutachten pflegebediirftigen nahen Angehdrigen (Eltern,
Schwiegereltern, Ehegattinnen, Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Geschwister,

Kinder) bis zu drei Jahren fiir jeden dieser Angehdérigen,

4.  Zeiten, in denen Wehrdienst, Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz,
Entwicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales oder 6kologisches Jahr geleistet wurde,



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

5. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit eine Erwerbstitigkeit, die einem
Dienst bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn entspricht, nicht ausgeiibt werden konnte.

Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht Voraussetzung fiir den Erwerb der Laufbahnbefdhigung sind, kénnen ganz
oder teilweise anerkannt werden, soweit sie fiir die Verwendung forderlich sind. Zeiten nach den Sétzen 1 und 2
werden durch Unterbrechungszeiten nach Absatz 2 nicht vermindert. Die Zeiten nach den Sdtzen 1 und 2 werden auf
volle Monate aufgerundet.

(2) Der Aufstieg in den Stufen wird durch folgende Zeiten ohne Anspruch auf Besoldung nicht verzogert:

1. Dberiicksichtigungsfédhige Zeiten nach Absatz 1 Satz | Nummer 1 und Satz 2 nach der ersten Ernennung mit
Anspruch auf Dienstbeziige bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn,

2. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren fiir jedes Kind,

3. Zeiten der tatsidchlichen Pflege von nach &rztlichem Gutachten pflegebediirftigen nahen Angehdrigen (Eltern,
Schwiegereltern, Ehegattinnen, Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Geschwister,
Kinder) bis zu drei Jahren fiir jeden dieser Angehdérigen,

4.  Zeiten einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung, wenn die oberste Dienstbehdrde oder die von ihr be-
stimmte Stelle schriftlich anerkannt hat, dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder 6ffentlichen Belangen
dient,

5. Zeiten einer sonstigen Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung, wenn innerhalb eines Kalenderjahres ein
Zeitraum von insgesamt vier Wochen nicht iiberschritten wird,

6.  Zeiten eines Wehr- oder Zivildienstes und

7. Zeiten einer Eignungsiibung nach dem Eignungsiibungsgesetz.

§27

Nicht zu beriicksichtigende Zeiten

Zeiten im Sinne des § 64 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes werden als Erfahrungszeiten im Sinne des § 25 Ab-
satz 3 nicht beriicksichtigt.

§28

Offentlich-rechtliche Dienstherren

(1) Offentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne der §§ 25 und 26 sind der Bund, die Linder, die Gemeinden, die
Gemeindeverbande und sonstige Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts mit Ausnahme der
offentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihrer Verbédnde. Einrichtungen in der Deutschen Demokratischen
Republik gelten als 6ffentlich-rechtliche Dienstherren, wenn sie auch im Geltungsbereich des Grundgesetzes juristi-
schen Personen des 6ffentlichen Rechts zugeordnet gewesen wiren.

(2) Der Tatigkeit im Dienst eines 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn stehen gleich:
1. fiir Staatsangehorige eines Mitgliedstaates der Europdischen Union die ausgeiibte gleichartige Tétigkeit im
offentlichen Dienst einer Einrichtung der Européischen Union oder im 6ffentlichen Dienst eines Mitgliedstaates

der Europdischen Union,

2. die von Spitaussiedlerinnen und Spéitaussiedlern ausgeiibte Tétigkeit im Dienst eines 6ffentlich-rechtlichen
Dienstherrn ihres Herkunftslandes.
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Unterabschnitt 3

Vorschriften fiir Professorinnen und Professoren sowie fiir hauptberufliche Leiterinnen und Leiter
und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen

§29

Besoldungsordnung W

Die Amter der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer (Professorinnen und Professoren sowie Juniorprofessorin-
nen und Juniorprofessoren) und ihre Besoldungsgruppen sind in der Besoldungsordnung W (Anlage 2) geregelt; die
Grundgehaltssétze sind in der Anlage 4 ausgewiesen. Dies gilt auch fiir hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie
fiir Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind, soweit ihre
Amter nicht Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B zugewiesen sind. Der Anteil der W 3-Planstellen
an Fachhochschulen betrdgt hochstens 25 Prozent der Gesamtzahl der Planstellen fiir Professorinnen und Professoren
an Fachhochschulen.

§ 30

Leistungsbeziige

(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach MaBigabe der nachfolgenden Vorschriften neben dem
Grundgehalt variable Leistungsbeziige vergeben:

1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (§ 31),
2. fiir besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchsforderung (§ 32) sowie

3. fiir die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung
oder der Hochschulleitung (§ 33).

Die Leistungsbeziige nehmen an den regelméifligen Besoldungsanpassungen teil, sofern dies im Einzelnen gesetzlich
bestimmt ist.

(2) Es werden mindestens Leistungsbeziige in Hohe von 644,30 Euro, ab 1. Juli 2013 in Héhe von 663,23 Euro und
ab 1.Juli 2014 in Hohe von 675,17 Euro gewiéhrt. Leistungsbeziige nach Absatz 1 Satz I Nummer 3, die fiir die
Wahrmehmung besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung gewidhrt werden, bleiben bis zu
einer Hohe von 300 Euro unberiicksichtigt.

(3) Der Gesamtbetrag der Leistungsbeziige (Vergaberahmen) ist so zu bemessen, dass die durchschnittlichen Be-
soldungsausgaben fiir die in den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 eingestuften Professorinnen und
Professoren den durchschnittlichen Besoldungsausgaben fiir diesen Personenkreis im Jahr 2001 (Besoldungsdurch-
schnitt) entsprechen. Der Besoldungsdurchschnitt kann jahrlich um durchschnittlich 2 Prozent, insgesamt hochstens
um bis zu 10 Prozent iiberschritten werden, soweit zu diesem Zweck Haushaltsmittel bereitgestellt sind.

(4) Der Besoldungsdurchschnitt ist fiir den Bereich der Universititen und gleichgestellten Hochschulen sowie fiir
den Bereich der Fachhochschulen getrennt zu berechnen. Er nimmt an den regelmifligen Besoldungsanpassungen
teil; zur Beriicksichtigung der nicht an dieser Besoldungserhohung teilnehmenden Besoldungsbestandteile kann ein
pauschaler Abschlag vorgesehen werden. Verdnderungen in der Stellenstruktur sind zu beriicksichtigen.

(5) Besoldungsausgaben im Sinne des Absatzes 3 sind die Ausgaben fiir Dienstbeziige nach § 1 Absatz 3 Num-
mer 1, 2, 4 und 5 und fiir Dienstbeziige nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum
22. Februar 2002 geltenden Fassung. Bei der Berechnung des Vergaberahmens sind

1. die hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, soweit deren
Amter nicht nach § 29 Satz 2 in den Besoldungsordnungen A und B geregelt sind, und
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2. die Professorinnen und Professoren sowie hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Lei-
tungsgremien an Hochschulen, die in einem privatrechtlichen Dienstverhiltnis stehen und auf Planstellen fiir
Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 gefiihrt werden,

und die hierfiir aufgewandten Besoldungsausgaben einzubeziehen. Mittel privater oder 6ffentlicher Dritter, die der
Hochschule fiir die Besoldung von Professorinnen und Professoren zur Verfliigung gestellt werden, sind bei der Be-
rechnung nicht einzubeziehen.

(6) Sofern an Hochschulen eine leistungsbezogene Planaufstellung und -bewirtschaftung nach § 7a der Landes-
haushaltsordnung eingefiihrt ist, ist sicherzustellen, dass der Besoldungsdurchschnitt eingehalten wird. Im Rahmen
der Haushaltsflexibilisierung erwirtschaftete Mittel, die keine Personalausgaben darstellen, beeinflussen den Verga-
berahmen nicht.

(7) Die durchschnittlichen Besoldungsausgaben fiir den in Absatz 3 Satz 1 beschriebenen Personenkreis werden fiir
das Jahr 2014 im Fachhochschulbereich auf 69 350,01 Euro, im Bereich der Universitdten und gleichgestellten Hoch-
schulen auf 81 525,43 Euro festgesetzt.

(8) Das fiir das Besoldungsrecht zustéindige Ministerium wird erméchtigt, im Benehmen mit den fiir die Angele-
genheiten der Fachhochschulen, deren Ausbildungsginge ausschlieBSlich auf den offentlichen Dienst ausgerichtet
sind, zustidndigen Ministerien und dem fiir Hochschulen zustéindigen Ministerium den Anteil des Besoldungsdurch-
schnitts, der geméfl Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2 nicht an den regelmiBigen Besoldungsanpassungen teilnimmt, festzu-
setzen und den jeweils mafgeblichen Besoldungsdurchschnitt, der sich unter Beriicksichtigung der Besoldungsanpas-
sungen sowie Verdnderungen der Stellenstruktur geméll Absatz 4 Satz 2 und 3 ergibt, im Amtsblatt fiir Brandenburg
bekannt zu geben.

§ 31

Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige

(1) Leistungsbeziige nach § 30 Absatz 1 Satz 1| Nummer 1 kénnen gewahrt werden, soweit dies erforderlich ist, um
eine Professorin oder einen Professor fiir eine Hochschule zu gewinnen (Berufungs-Leistungsbeziige) oder zum
Verbleiben an der Hochschule zu bewegen (Bleibe-Leistungsbeziige). Hierbei sind insbesondere die individuelle
Qualifikation, vorliegende Evaluationsergebnisse, die Bewerberlage und die Arbeitsmarktsituation in dem jeweiligen
Fach zu beriicksichtigen.

(2) Die Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige konnen befristet oder unbefristet sowie als Einmalzahlung verge-
ben werden. Seit der letzten Gewdhrung sollen mindestens drei Jahre vergangen sein. Es kann bestimmt werden, dass
unbefristet gewihrte Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbeziige an den regelméBigen Besoldungsanpassungen teilneh-
men.

(3) Die Gewihrung von Bleibe-Leistungsbeziigen setzt voraus, dass die Professorin oder der Professor das Einstel-
lungsinteresse eines anderen Dienstherrn oder Arbeitgebers nachweist.

§32

Besondere Leistungsbeziige

Leistungsbeziige nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 konnen fiir besondere Leistungen in den Bereichen For-
schung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder Nachwuchsférderung, die erheblich tiber dem Durchschnitt liegen und in
der Regel iiber mehrere Jahre erbracht werden miissen, gewéhrt werden. Sie konnen als Einmalzahlung oder als
monatliche Zahlungen fiir einen Zeitraum von bis zu fiinf Jahren befristet vergeben werden. Eine erneute Vergabe ist
zulédssig. Bei einer erneuten Vergabe konnen laufende besondere Leistungsbeziige unbefristet vergeben werden. Es
kann bestimmt werden, dass unbefristet gewéhrte besondere Leistungsbeziige an den regelméfigen Besoldungsanpas-
sungen teilnehmen. Unbefristet gewidhrte besondere Leistungsbeziige nach Satz 4 sollen bei einem erheblichen Leis-
tungsabfall ganz oder teilweise fiir die Zukunft widerrufen werden.
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§33

Funktions-Leistungsbeziige

Hauptberuflichen Hochschulleiterinnen und Hochschulleitern (Présidentinnen und Présidenten oder Rektorinnen und
Rektoren) und hauptberuflichen Vizeprésidentinnen und Vizeprasidenten werden fiir die Dauer der Wahrnehmung
dieser Aufgaben Leistungsbeziige nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gewihrt; dies gilt auch in Féllen der ge-
schéftsfithrenden Wahrnehmung gemél § 63 Absatz 7 Satz 1 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes. Sie konnen
auch fiir die Wahrnehmung sonstiger besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder Hoch-
schulleitung gewéhrt werden. Bei Professorinnen und Professoren, die in einem gemeinsamen Berufungsverfahren
nach §38 Absatz9 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes berufen wurden, konnen die Funktions-
Leistungsbeziige auch fiir die Ubernahme von Leitungsfunktionen in einer auBerhochschulischen Forschungseinrich-
tung gewdhrt werden, sofern hierfiir Mittel Dritter bereitgestellt werden. Bei der Bemessung des Funktions-
Leistungsbezugs sind insbesondere die im Einzelfall mit der Aufgabe verbundene Verantwortung und Belastung
sowie die Grofle und Bedeutung der Hochschule oder Forschungseinrichtung zu beriicksichtigen. Der Grundsatz der
funktionsgerechten Besoldung gemil § 18 ist zu wahren. Funktions-Leistungsbeziige nach Satz 1 nehmen an den
regelméfigen Besoldungsanpassungen teil.

§34

Hohe der Leistungsbeziige

(1) Leistungsbeziige diirfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehiltern der Besoldungsgruppe W 3 und
der Besoldungsgruppe B 10 nicht iibersteigen. Hiervon ausgenommen sind die in Absatz 2 geregelten Sachverhalte.

(2) Leistungsbeziige diirfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehiltern der Besoldungsgruppe W 3 und
der Besoldungsgruppe B 10 iibersteigen,

1.  wenn dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor aus dem Bereich auflerhalb der deutschen
Hochschulen zu gewinnen,

2. um die Abwanderung der Professorin oder des Professors in den Bereich auflerhalb der deutschen Hochschulen
abzuwenden,

3. wenn die Professorin oder der Professor bereits an der bisherigen Hochschule Leistungsbeziige erhélt, die den
Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehéltern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10
iibersteigen und dies erforderlich ist zur Gewinnung fiir eine Hochschule im Land Brandenburg oder zur Ver-
hinderung der Abwanderung an eine andere deutsche Hochschule.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend fiir hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie fiir Mitglieder von Leitungsgre-
mien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind.

§35

Ruhegehaltfihigkeit von Leistungsbeziigen

(1) Leistungsbeziige sind mindestens in Hohe des in § 30 Absatz 2 genannten Betrags ruhegehaltfihig, wenn sie
mindestens zwei Jahre bezogen worden sind.

(2) Unbefristet gewdhrte Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige sowie besondere Leistungsbeziige sind bis zur
Hohe von zusammen 40 Prozent des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfihig, soweit sie jeweils mindestens zwei
Jahre bezogen worden sind; werden sie befristet gewihrt, konnen sie bei wiederholter Vergabe fiir ruhegehaltfahig
erkldrt werden. Funktions-Leistungsbeziige sind in Hoéhe von 25 Prozent ruhegehaltfahig, soweit sie mindestens fiinf
Jahre zugestanden haben; sie sind in Hohe von 50 Prozent ruhegehaltfédhig, soweit sie mindestens zehn Jahre zuge-
standen haben. Tritt die Inhaberin oder der Inhaber des Funktions-Leistungsbezugs wihrend oder mit Ablauf der
Amtszeit aus dem Beamtenverhéltnis auf Zeit in den Ruhestand, ist der Leistungsbezug in voller Hohe ruhegehaltfa-
hig, wenn der Beamtin oder dem Beamten das Amt mindestens zwei Jahre iibertragen war. Treffen ruhegehaltfihige
Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige oder besondere Leistungsbeziige mit Funktions-Leistungsbeziigen zusam-



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

men, wird nur der bei der Berechnung des Ruhegehalts fiir die Beamtin oder den Beamten giinstigere Betrag als
ruhegehaltfdhiger Dienstbezug beriicksichtigt.

(3) Befristet gewéhrte und jeweils mindestens fiir die Dauer von zehn Jahren bezogene Berufungs- und Bleibe-
Leistungsbeziige sowie besondere Leistungsbeziige konnen vorbehaltlich des Absatzes 5 zusammen mit unbefristeten
Leistungsbeziigen bis zur Hohe von 40 Prozent des jeweiligen Grundgehalts fiir ruhegehaltfahig erklart werden. Bei
mehreren befristeten Leistungsbeziigen wird der fiir die Beamtin oder den Beamten giinstigste Betrag als ruhegehalt-
fahiger Dienstbezug beriicksichtigt.

(4) In den Féllen einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung, die 6ffentlichen Belangen oder dienstlichen
Interessen dient, konnen von der Hochschule gewihrte oder in der Berufungsvereinbarung zugesagte Leistungsbezii-
ge nach den Absédtzen 2 und 3 auch dann als ruhegehaltfahig beriicksichtigt werden, wenn sie infolge der Beurlau-
bung nicht bezogen wurden und ein Versorgungszuschlag gezahlt worden ist.

(5) Berufungs- und Bleibe-Leistungsbeziige sowie besondere Leistungsbeziige konnen iiber den Prozentsatz nach
Absatz 2 Satz 1 zusammen hochstens fiir

1. 2,5 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Planstellen bis zur Héhe von 50 Prozent des
Grundgehalts,

2. 2,5 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Planstellen bis zur Héhe von 60 Prozent des
Grundgehalts,

3. 1,6 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Planstellen bis zur Hohe von 80 Prozent des
Grundgehalts

fiir ruhegehaltfahig erklart werden.

§ 36

Forschungs- und Lehrzulage

(1) Professorinnen und Professoren, die Mittel privater Dritter fiir Forschungs- oder Lehrvorhaben der Hochschule
oder einer auBerhochschulischen Forschungseinrichtung einwerben und diese Vorhaben durchfithren, kann fiir die
Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfdahige Zulage gewdhrt werden, soweit der Dritt-
mittelgeber bestimmte Mittel ausdriicklich zu diesem Zweck vorgesehen hat (Forschungs- und Lehrzulage). Eine
Zulage darf nur gewdhrt werden, soweit neben den iibrigen Kosten des Forschungs- oder Lehrvorhabens auch die
Zulagenbetrage durch die Drittmittel gedeckt sind. Die entsprechende Lehrtitigkeit ist auf die Lehrverpflichtung
nicht anzurechnen.

(2) In einem Kalenderjahr diirfen an eine Professorin oder einen Professor Forschungs- und Lehrzulagen - insge-
samt hochstens bis zu 100 Prozent des Jahresgrundgehalts - bewilligt werden; bei Wechsel der Besoldungsgruppe in
der Besoldungsordnung W wihrend eines Kalenderjahres ist die héhere Besoldungsgruppe mafigebend. In Ausnah-
mefillen, insbesondere wenn fiir die Bindung eines Forschungsvorhabens an eine Hochschule des Landes ein beson-
deres Landesinteresse besteht, kann der in Satz 1 festgelegte Hochstbetrag {iberschritten werden.

(3) Die Gewihrung einer Forschungs- und Lehrzulage schlieft die Gewahrung von besonderen Leistungsbeziigen
fiir die Einwerbung von Drittmitteln fiir Forschungs- oder Lehrvorhaben aus.

§37

Evaluation und Verordnungsermiichtigungen

(1) Die Landesregierung priift die Wirkungen der Vorschriften dieses Unterabschnitts unter Berticksichtigung der
Ziele des Professorenbesoldungsreformgesetzes vom 16. Februar 2002 (BGBI. I S. 686). Sie berichtet dem Landtag
bis zum 1. Januar 2018 iiber die Ergebnisse ihrer Priifung und ihre Uberlegungen zu einer weiteren Reform des Be-
soldungsrechts.
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(2) Das fiir Hochschulen zusténdige Mitglied der Landesregierung sowie die Mitglieder der Landesregierung, die
fiir die Angelegenheiten der Fachhochschulen, deren Ausbildungsgénge ausschlieflich auf den offentlichen Dienst
ausgerichtet sind, zusténdig sind, regeln durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem fiir das Besoldungsrecht
zustidndigen Mitglied der Landesregierung jeweils fiir ihren Bereich die Grundsdtze, das Verfahren und die Zustin-
digkeit sowie die Voraussetzungen und die Kriterien fiir die Vergabe von Leistungsbeziigen und deren Ruhegehaltfa-
higkeit. Dies gilt auch fiir die Vergabe von Forschungs- und Lehrzulagen sowie fiir Uberschreitungen des Besol-
dungsdurchschnitts gemdB § 30 Absatz 3 Satz 2.

Unterabschnitt 4

Vorschriften fiir Richterinnen, Richter, Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte

§38

Besoldungsordnung R

Die Amter der Richterinnen, Richter, Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte und ihre Besoldungsgruppen sind in der
Besoldungsordnung R (Anlage 3) geregelt. Die Grundgehaltssétze der Besoldungsgruppen sind in der Anlage 4 aus-
gewiesen. § 24 Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 39

Bemessung des Grundgehalts

Das Grundgehalt wird, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nach Stufen bemessen. Die §§ 25 bis 28 gelten
entsprechend mit folgenden Maf3gaben:

1.  Das Grundgehalt steigt im Abstand von zwei Jahren bis zum Erreichen der letzten Stufe.

2. §25 Absatz 4 und 5 findet keine Anwendung.

Abschnitt 3

Familienzuschlag

§ 40
Grundlage und Hohe des Familienzuschlags ab 1. Januar 2015

(1) Der Familienzuschlag wird nach der Anlage 6 gewihrt. Seine Hohe richtet sich nach der Anzahl und nach der
kindergeldrechtlich maB3gebenden Reihenfolge der zu beriicksichtigenden Kinder einer Beamtin, eines Beamten, einer
Richterin oder eines Richters. Zu beriicksichtigen sind Kinder, fiir die nach dem Einkommensteuergesetz oder nach
dem Bundeskindergeldgesetz Kindergeld gezahlt wird oder ohne Beriicksichtigung des § 64 oder des § 65 des Ein-
kommensteuergesetzes oder des § 3 oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes gezahlt wiirde. In den Haushalt auf-
genommene Kinder von eingetragenen Lebenspartnerinnen oder eingetragenen Lebenspartnern stehen den in den
Haushalt aufgenommenen Kindern von Ehegattinnen und Ehegatten gleich; § 32 Absatz 3 bis 5 des Einkommensteu-
ergesetzes gilt entsprechend. Die Entscheidung der Familienkasse ist bindend.

(2) Stiinde der Familienzuschlag auch einer anderen Person zu, die im 6ffentlichen Dienst titig ist oder aufgrund
einer Tatigkeit im 6ffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundséitzen versorgungsberechtigt ist, so wird der
Familienzuschlag gewihrt, wenn und soweit der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter das Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gezahlt wird oder ohne Beriicksich-
tigung des § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig gezahlt wiirde.
Dem Familienzuschlag stehen sonstige entsprechende Leistungen oder das Mutterschaftsgeld gleich. § 6 findet auf
den Betrag keine Anwendung, wenn einer der Anspruchsberechtigten im Sinne des Satzes 1 vollbeschiftigt oder nach

20
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beamtenrechtlichen Grundsétzen versorgungsberechtigt ist oder beide Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschéftigt
sind und dabei zusammen die regelméfige Arbeitszeit bei Vollbeschéftigung erreichen.

(3) Tatigkeit im 6ffentlichen Dienst im Sinne des Absatzes 2 ist eine Tatigkeit im Dienst des Bundes, eines Landes,
einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder sonstiger Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des dffentlichen
Rechts oder deren Verbianden. Ausgenommen ist eine Tétigkeit bei 6ffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften
oder ihren Verbédnden, sofern nicht bei organisatorisch selbststdndigen Einrichtungen die Voraussetzungen des Sat-
zes 3 erfiillt sind. Einer Tétigkeit im 6ffentlichen Dienst steht eine Tatigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder
iiberstaatlichen Einrichtung gleich, an der das Land oder eine andere der in Satz 1 bezeichneten Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts oder einer der dort bezeichneten Verbdnde durch Zahlung von
Beitrdgen oder Zuschiissen oder in anderer Weise beteiligt ist. Einer Tétigkeit im 6ffentlichen Dienst steht ferner
gleich eine Tétigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der die fiir den 6ffentlichen Dienst geltenden Tarifver-
trage oder Tarifvertrige wesentlich gleichen Inhalts oder die darin oder in Besoldungsgesetzen i{iber Familienzuschlé-
ge oder Sozialzuschldge getroffenen Regelungen oder vergleichbare Regelungen anwendet, wenn das Land oder eine
andere der in Satz 1 bezeichneten Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts oder Verbiande
durch Zahlung von Beitrdgen oder Zuschiissen oder in anderer Weise beteiligt ist.

(4) Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das hierfiir maf3gebende Ereignis fillt. Er
wird nicht mehr gezahlt fiir den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an keinem Tag erfiillt waren.

(5) Die Beziigestellen des 6ffentlichen Dienstes und die Familienkassen diirfen die zur Durchfiihrung dieser Vor-
schrift erforderlichen personenbezogenen Daten erheben und untereinander austauschen. Dies gilt entsprechend fiir
den Austausch von Daten anderer Personen. Soweit zur Durchfithrung dieser Vorschrift die Erhebung personenbezo-

gener Daten der Kinder oder anderer Personen nach Absatz 2 erforderlich ist, diirfen diese bei den berechtigten Be-
amtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern erhoben werden.

Abschnitt 4

Sonstige Besoldungsbestandteile, Ausgleich bei Verringerung der Dienstbeziige

Unterabschnitt 1

Sonstige Besoldungsbestandteile

§41

Amtszulagen und Stellenzulagen
(1) Fiir herausgehobene Funktionen kénnen Amtszulagen und Stellenzulagen vorgesehen werden. Sie diirfen
75 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe der Beamtin, des Beamten,
der Richterin oder des Richters und dem Endgrundgehalt der nichsthéheren Besoldungsgruppe nicht iibersteigen,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Amtszulagen sind unwiderruflich und ruhegehaltfihig. Sie gelten als Bestandteil des Grundgehalts.

(3) Die Stellenzulagen diirfen nur fiir die Dauer der Wahrnehmung der herausgehobenen Funktion gewahrt werden.
Sie sind widerruflich und nur ruhegehaltfahig, wenn dies gesetzlich bestimmt ist.

§ 42

Zulage fiir Lehrkrifte mit besonderen Funktionen

Die Landesregierung wird ermédchtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln, dass Lehrkrifte mit stindigen Aufgaben im
Rahmen der Lehrerausbildung, Lehrerfortbildung und der Schulvisitation sowie Lehrertrainerinnen und Lehrertrainer,
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deren Titigkeit sich aus den ihrer Lehrbefdhigung entsprechenden Aufgaben heraushebt, eine Stellenzulage nach
Anlage 8 erhalten. Eine Stellenzulage darf nur vorgesehen werden, wenn die Wahrnehmung der Funktion nicht schon
bei der Einstufung des Amtes beriicksichtigt ist.

§ 43

Leistungsprimien und Leistungszulagen

(1) Die Landesregierung wird erméchtigt, zur Abgeltung von herausragenden besonderen Leistungen die Gewéh-
rung von Leistungspramien als Einmalzahlungen und Leistungszulagen an Beamtinnen und Beamte in Besoldungs-
gruppen der Besoldungsordnungen A und B durch Rechtsverordnung zu regeln.

(2) Die Gesamtzahl der in einem Kalenderjahr bei einem Dienstherrn vergebenen Leistungsprdmien und Leistungs-
zulagen darf 15 Prozent der Zahl der bei dem Dienstherrn vorhandenen Beamtinnen und Beamten der Besoldungs-
ordnungen A und B nicht iibersteigen. Die Uberschreitung des Prozentsatzes nach Satz 1 ist in dem Umfang zulissig,
in dem von der Moglichkeit der Vergabe von Leistungsstufen nach § 25 Absatz 5 kein Gebrauch gemacht wird. In
der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann zugelassen werden, dass bei Dienstherren mit weniger als sieben Beamtin-
nen und Beamten in jedem Kalenderjahr einer Beamtin oder einem Beamten eine Leistungspramie oder eine Leis-
tungszulage gewéhrt werden kann. Leistungspramien und Leistungszulagen sind nicht ruhegehaltfahig; erneute Be-
willigungen sind moglich. Die Zahlung von Leistungszulagen ist zu befristen; bei Leistungsabfall sind sie zu widerru-
fen. Leistungsprdmien diirfen das Anfangsgrundgehalt der Besoldungsgruppe der Beamtin oder des Beamten, Leis-
tungszulagen diirfen monatlich 7 Prozent des Anfangsgrundgehalts nicht iibersteigen.

(3) Leistungspramien und Leistungszulagen kdnnen nur im Rahmen besonderer haushaltsrechtlicher Regelungen
gewihrt werden. In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 sind Anrechnungs- oder Ausschlussvorschriften zu Zahlun-
gen, die aus demselben Anlass geleistet werden, vorzusehen. In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann vorgese-
hen werden, dass Leistungspramien und Leistungszulagen, die an mehrere Beamtinnen und Beamte wegen ihrer
wesentlichen Beteiligung an einer durch enges arbeitsteiliges Zusammenwirken erbrachten Leistung vergeben wer-
den, zusammen nur als eine Leistungspramie oder Leistungszulage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gelten. Leistungs-
pramien und Leistungszulagen nach Satz 3 diirfen zusammen 250 Prozent des in Absatz 2 Satz 6 geregelten Umfangs
nicht {ibersteigen; maBBgebend ist die hochste Besoldungsgruppe der an der Leistung wesentlich beteiligten Beamtin-
nen und Beamten. Fiir Teilprdmien und Teilzulagen, die sich nach den Sétzen 3 und 4 fiir die einzelnen Beamtinnen
und Beamten ergeben, gilt Absatz 2 Satz 6 entsprechend. Bei Ubertragung eines anderen Amtes mit hoherem End-
grundgehalt (Grundgehalt) oder bei Gewadhrung einer Amtszulage konnen in der Rechtsverordnung nach Absatz 1
Anrechnungs- oder Ausschlussvorschriften zu Leistungszulagen vorgesehen werden.

§ 44

Zulage fiir die Wahrnehmung eines hoherwertigen Amtes

(1)  Werden einer Beamtin oder einem Beamten die Aufgaben eines hoherwertigen Amtes voriibergehend vertre-
tungsweise iibertragen, wird nach 18 Monaten der ununterbrochenen Wahrnehmung dieser Aufgaben eine Zulage
gewihrt, wenn in diesem Zeitpunkt die haushaltsrechtlichen und laufbahnrechtlichen Voraussetzungen fiir die Uber-
tragung des hoherwertigen Amtes vorliegen. Die Zulage wird nur gewihrt, wenn eine dauerhafte Ubertragung der
Aufgaben des hoherwertigen Amtes aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung nicht erfolgen kann oder die dauer-
hafte Ubertragung eines Schulleitungsamtes wegen absehbarer Verinderungen der Schiilerzahlen oder der Schul-
strukturen nicht erfolgen soll. Satz 2 gilt entsprechend, wenn ein sonstiges Amt wegen wesentlicher Anderungen des
Aufbaus oder der Aufgaben einer Behorde oder der Verschmelzung von Behérden nicht auf Dauer iibertragen werden
soll.

(2) Die Zulage wird bis zu einer Dauer von drei Jahren gewéhrt.

(3) Die Zulage wird gewéhrt in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe
des iibertragenen Amtes und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe des hoherwertigen Amtes. Auf die Zulage ist
eine Stellenzulage nach Nummer 13 der Vorbemerkungen der Besoldungsordnungen A und B der Anlage 1 anzu-
rechnen, wenn sie in dem héherwertigen Amt nicht zustiinde.
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§ 45

Erschwerniszulagen

Die Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung die Gewédhrung von Zulagen zur Abgeltung besonde-
rer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung der Anwiérterbeziige nicht beriicksichtigter Erschwernisse
(Erschwerniszulagen) zu regeln. Die Erschwerniszulagen sind widerruflich und nicht ruhegehaltfahig. Es kann be-
stimmt werden, in welchem Umfang durch die Gewédhrung von Erschwerniszulagen ein besonderer Aufwand mit
abgegolten ist.

§ 46

Mehrarbeitsvergiitung

Die Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung die Gewéhrung einer Vergiitung fiir Mehrarbeit fiir
Beamtinnen und Beamte zu regeln, soweit die Mehrarbeit nicht durch Dienstbefreiung ausgeglichen wird (§ 76 Ab-
satz 2 des Landesbeamtengesetzes). Die Vergiitung darf nur fiir Bereiche vorgesehen werden, in denen nach Art der
Dienstverrichtung eine Mehrarbeit messbar ist. Die Héhe der Vergiitung ist nach dem Umfang der tatsichlich geleis-
teten Mehrarbeit festzusetzen. Sie ist unter Zusammenfassung von Besoldungsgruppen zu staffeln; fiir Teilzeitbe-
schiftigte konnen abweichende Regelungen getroffen werden.

§ 47

Vergiitung fiir Beamtinnen und Beamte im Vollstreckungsdienst

(1) Die Landesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung die Gewéhrung einer Vergiitung fiir Gerichts-
vollzieherinnen und Gerichtsvollzieher sowie fiir andere im Vollstreckungsdienst titige Beamtinnen und Beamte zu
regeln. MaB3stab fiir die Festsetzung der Vergiitung sind die vereinnahmten Gebiihren oder Betrage.

(2) Fiir die Vergiitung kénnen Hochstsétze fiir die einzelnen Vollstreckungsauftrage sowie fiir das Kalenderjahr
festgesetzt werden. Ein Teil der Vergiitung kann fiir ruhegehaltfahig erklart werden. Es kann bestimmt werden, in-
wieweit mit der Vergiitung ein besonderer Aufwand mit abgegolten ist.

(3) Das fiir Justiz zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem fiir das
Besoldungsrecht zustindigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung die Abgeltung der den Ge-
richtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern fiir die Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung eines Biiros
entstehenden Kosten zu regeln.

§ 48

Sonderzuschlige zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfihigkeit

(1) Zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfahigkeit diirfen nicht ruhegehaltfdhige Sonderzuschldge ge-
wihrt werden, wenn ein bestimmter Dienstposten andernfalls insbesondere im Hinblick auf die fachliche Qualifikati-
on sowie die Bedarfs- und Bewerberlage nicht anforderungsgerecht besetzt werden kann und die Deckung des Perso-
nalbedarfs dies im konkreten Fall erfordert. Dies gilt auch zur Verhinderung der Abwanderung von Beamtinnen,
Beamten, Richterinnen und Richtern aus dem Bereich eines Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Die
Gewihrung der Sonderzuschlédge setzt voraus, dass das Einstellungsinteresse eines anderen Dienstherrn oder Arbeit-
gebers glaubhaft gemacht wird.

(2) Der Sonderzuschlag darf monatlich 10 Prozent des Anfangsgrundgehalts der entsprechenden Besoldungsgruppe
nicht iibersteigen. Grundgehalt und Sonderzuschlag diirfen zusammen das Endgrundgehalt nicht {ibersteigen. Bei
Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe W 1 darf der Sonderzuschlag monatlich 500 Euro nicht {ibersteigen.
Der Sonderzuschlag wird, wenn nichts anderes bestimmt ist, in fiinf Schritten um jeweils 20 Prozent seines Aus-
gangsbetrags jahrlich verringert, erstmals ein Jahr nach dem Entstehen des Anspruchs. Abweichend von Satz 4 kann
der Sonderzuschlag auch befristet bis zu drei Jahren als Festbetrag gewéhrt werden; ergdnzend kann dann festgelegt
werden, dass er aufgrund einer Beforderung auch vor Ablauf der Befristung wegféllt. Der Sonderzuschlag kann
riickwirkend hochstens fiir drei Monate gewéhrt werden. Er kann nach vollstdndigem Wegfall erneut gewiahrt wer-
den, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 wieder oder noch vorliegen. § 6 gilt entsprechend.
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(3) Die Entscheidung iiber die Gewdhrung von Sonderzuschlidgen trifft die oberste Dienstbehdrde im Einverneh-
men mit dem fiir das Besoldungsrecht zustdndigen Ministerium.

§ 49

Andere Zulagen, Primien und Vergiitungen

(1) Andere als die in diesem Abschnitt geregelten Zulagen und Verglitungen diirfen nur gewihrt werden, soweit
dies gesetzlich bestimmt ist. Vergiitungen fiir Nebentitigkeiten im 6ffentlichen Dienst bleiben unberiihrt.

(2) Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern des Landes kénnen im Rahmen des Verwaltungsumbaus zur
Forderung der Mobilitéts- und Qualifizierungsbereitschaft neben der Besoldung Prémien als Einmalzahlungen ge-
wihrt werden. Das fiir das Besoldungsrecht zustindige Mitglied der Landesregierung wird erméchtigt, im Einver-
nehmen mit dem fiir das allgemeine offentliche Dienstrecht zustdndigen Mitglied der Landesregierung das Néhere
unter Berticksichtigung der fiir die Tarifbeschéftigten des Landes geltenden Bestimmungen durch Rechtsverordnung
zu regeln. Die Rechtsverordnung ist zu befristen.

Unterabschnitt 2

Ausgleich bei Verringerungen der Dienstbeziige

§ 50

Besoldungsanspruch bei Verleihung eines Amtes mit geringerem Grundgehalt

Verringert sich wahrend eines Dienstverhéltnisses nach § 1 Absatz 1 das Grundgehalt einer Beamtin, eines Beamten,
einer Richterin oder eines Richters durch Verleihung eines anderen Amtes aus dienstlichen Griinden, die nicht von
diesen zu vertreten sind, ist abweichend von § 19 das Grundgehalt zu zahlen, das bei einem Verbleiben in dem bishe-
rigen Amt zugestanden hétte. Verdnderungen in der Bewertung des bisherigen Amtes bleiben unberiicksichtigt.
Satz 1 gilt entsprechend fiir Amtszulagen, auch bei Ubertragung einer anderen Funktion. Die Sitze 1 und 2 gelten
nicht, wenn ein Amt mit leitender Funktion im Beamtenverhiltnis auf Probe iibertragen wurde.

§ 51

Ausgleichszulagen bei Wegfall von Stellenzulagen

(1) Der Wegfall einer nach diesem Gesetz zustehenden Stellenzulage aus dienstlichen Griinden, die nicht von der
Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter zu vertreten sind, wird ausgeglichen, wenn die Stellenzulage
zuvor in einem Zeitraum von bis zu sieben Jahren insgesamt mindestens fiinf Jahre zugestanden hat. Die Ausgleichs-
zulage wird auf den Betrag festgesetzt, der am Tag vor dem Wegfall zugestanden hat. Jeweils nach Ablauf eines
Jahres vermindert sich die Ausgleichszulage ab Beginn des Folgemonats um 20 Prozent des festgesetzten Betrags.
Erhéhen sich die Dienstbeziige wegen des Anspruchs auf eine Stellenzulage, wird diese auf die Ausgleichszulage
angerechnet. Bezugszeiten von Stellenzulagen, die bereits zu einem Anspruch auf eine Ausgleichszulage gefiihrt
haben, bleiben fiir weitere Ausgleichsanspriiche unberiicksichtigt.

(2) Bestand innerhalb des Zeitraumes nach Absatz 1 Satz 1 ein Anspruch auf mehrere Stellenzulagen fiir einen
Gesamtzeitraum von mindestens fiinf Jahren, ohne dass eine der Stellenzulagen allein fiir fiinf Jahre zugestanden hat,
gilt Absatz 1 mit der MaBigabe, dass der Wegfall der Stellenzulage mit dem jeweils niedrigsten Betrag ausgeglichen
wird.

(3) Erfolgte der Wegfall einer Stellenzulage infolge einer Versetzung nach § 30 Absatz 3 des Landesbeamtengeset-
zes, gilt Absatz 1 mit der MaBgabe, dass der Mindestzeitraum nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 zwei Jahre betrégt.

(4) Die Absitze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Ruhegehaltsempfiangerin oder ein Ruhegehaltsempfinger
erneut in ein Beamtenverhiltnis oder Richterverhéltnis berufen wird oder wenn im unmittelbaren Zusammenhang mit
einem Verwendungswechsel eine zuvor gewihrte Stellenzulage nur noch mit einem geringeren Betrag zusteht und
die jeweilige Zulagenvorschrift keinen anderweitigen Ausgleich vorsieht.
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Abschnitt 5

Auslandsbesoldung

§52

Auslandsbesoldung

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter mit dienstlichem und tatsdchlichem Wohnsitz im Ausland, der
nicht einer Tétigkeit im Grenzverkehr dient, erhalten bei einer Verwendung im Ausland neben der Besoldung, die
ihnen bei einer Verwendung im Inland zusteht, Auslandsbesoldung in entsprechender Anwendung der fiir Bundesbe-
amtinnen und Bundesbeamte geltenden Bestimmungen.

(2) Wihrend der Verwendung im Ausland eintretende Anderungen der fiir Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte
geltenden Bestimmungen fiihren nicht zu einer Verminderung der Auslandsbesoldung.

(3) Soweit in den fiir Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte geltenden Bestimmungen nach Absatz 1 bei Einzel-
fallentscheidungen die Zustdndigkeit des Bundesministeriums des Innern vorgesehen ist, tritt an dessen Stelle das fiir
das Besoldungsrecht zustdndige Ministerium.

Abschnitt 6

Anwiirterbeziige

§53

Anwiirterbeziige

(1) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwérterinnen und Anwérter) erhalten Anwér-
terbeziige.

(2) Zu den Anwirterbeziigen gehoren der Anwiértergrundbetrag (§ 55) und die Anwiértersonderzuschlige (§ 56).
Daneben werden der Familienzuschlag und die vermdgenswirksamen Leistungen gewéhrt. Zulagen und Vergilitungen
werden nur gewahrt, wenn dies gesetzlich besonders bestimmt ist.

(3) Fiir Anwirterinnen oder Anwérter, die im Rahmen ihres Vorbereitungsdienstes ein Studium ableisten, kann die
Gewihrung der Anwirterbeziige von der Erfiillung von Auflagen abhéngig gemacht werden.

§ 54

Anwiirterbeziige nach Ablegung der Laufbahnpriifung

Endet das Beamtenverhéltnis einer Anwirterin oder eines Anwérters kraft Rechtsvorschrift mit dem Bestehen oder
endgiiltigen Nichtbestehen der Laufbahnpriifung, werden die Anwirterbeziige und der Familienzuschlag fiir die Zeit
nach Ablegung der Priifung bis zum Ende des laufenden Monats weitergewahrt. Wird bereits vor diesem Zeitpunkt
ein Anspruch auf Beziige aus einer hauptberuflichen Tatigkeit bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28)
oder bei einer Ersatzschule erworben, so werden die Anwérterbeziige und der Familienzuschlag nur bis zum Tag vor
Beginn dieses Anspruchs belassen.

§55

Anwiirtergrundbetrag

Der Anwirtergrundbetrag nach Anlage 7 richtet sich nach der Besoldungsgruppe des Eingangsamtes, in das die An-
wirterin oder der Anwérter nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes voraussichtlich eintritt. Unterschiedliche
Eingangsamter konnen betragsméfig zusammengefasst werden.
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§56

Anwiirtersonderzuschlige

(1) Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberinnen oder Bewerbern, kann das fiir das Besoldungs-
recht zustédndige Ministerium Anwirtersonderzuschlidge gewéhren. Sie diirfen 70 Prozent des Anwiértergrundbetrags
nicht iibersteigen.

(2) Der Anspruch auf Anwirtersonderzuschlége besteht nur, wenn die Anwiérterin oder der Anwérter

1. nicht vor dem Abschluss des Vorbereitungsdienstes oder wegen schuldhaften Nichtbestehens der Laufbahnprii-
fung ausscheidet und

2. nach Bestehen der Laufbahnpriifung mindestens fiinf Jahre in einem Beamtenverhéltnis bei einem 6ffentlich-
rechtlichen Dienstherrn (§ 28) in der Laufbahn verbleibt, fiir welche die Befdhigung erworben wurde, oder,
wenn das Beamtenverhiltnis nach Bestehen der Laufbahnpriifung endet, in derselben Laufbahn in ein neues
Beamtenverhéltnis bei einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) fiir mindestens die gleiche Zeit eintritt.

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen aus Griinden, die von der Anspruchsberechtigten oder dem
Anspruchsberechtigten zu vertreten sind, nicht erfiillt, ist der Anwértersonderzuschlag in voller Hohe zuriickzuzah-

len. Der Riickzahlungsbetrag vermindert sich fiir jedes nach Bestehen der Laufbahnpriifung abgeleistete Dienstjahr
um jeweils ein Fiinftel. § 13 bleibt unberiihrt.

§ 57

Anrechnung anderer Einkiinfte

Erhiélt eine Anwirterin oder ein Anwirter ein Entgelt fiir eine andere Tatigkeit innerhalb oder au3erhalb des 6ffentli-
chen Dienstes, wird das Entgelt auf die Anwérterbezlige angerechnet, soweit es diese libersteigt.

§ 58

Kiirzung der Anwiirterbeziige
(1) Die oberste Dienstbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle kann den Anwértergrundbetrag bis auf 30 Prozent
des Grundgehalts, das einer Beamtin oder einem Beamten der entsprechenden Laufbahn in der ersten Stufe zusteht,
herabsetzen, wenn die Anwirterin oder der Anwirter die vorgeschriebene Laufbahnpriifung nicht bestanden hat oder
sich die Ausbildung aus einem von der Anwérterin oder dem Anwiérter zu vertretenden Grund verzogert.
(2) Von der Kiirzung ist abzusehen
1. bei Verldngerung des Vorbereitungsdienstes infolge genehmigten Fernbleibens oder Riicktritts von der Priifung,

2. in besonderen Harteféllen.

(3) Wird eine Zwischenpriifung nicht bestanden oder ein sonstiger Leistungsnachweis nicht erbracht, so ist die
Kiirzung auf den sich daraus ergebenden Zeitraum der Verlangerung des Vorbereitungsdienstes zu beschranken.
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Abschnitt 7

Vermdigenswirksame Leistungen

§59

Vermdigenswirksame Leistungen

(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter erhalten vermdgenswirksame Leistungen nach dem Fiinften
Vermogensbildungsgesetz.

(2) Vermodgenswirksame Leistungen werden fiir die Kalendermonate gewéhrt, in denen den Berechtigten Dienstbe-
ziige oder Anwirterbeziige zustehen und gezahlt werden. Sie werden im Kalendermonat jeweils nur einmal gewahrt.

(3) Der Anspruch auf vermdgenswirksame Leistungen entsteht frithestens fiir den Kalendermonat, in dem die nach
§ 60 Absatz 3 erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und fiir die beiden vorangegangenen Monate desselben
Kalenderjahres.

§ 60

Hohe, Filligkeit und Anlage der vermégenswirksamen Leistungen

(1) Die vermodgenswirksamen Leistungen betragen 6,65 Euro monatlich. Teilzeitbeschiftigte erhalten den Betrag,
der dem Verhiltnis der ermaBigten zur regelméfigen Arbeitszeit entspricht; dies gilt auch bei begrenzter Dienstfahig-
keit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes.

(2) Fiir die Hohe der vermdgenswirksamen Leistungen sind die Verhéltnisse am Ersten des Kalendermonats maf-
gebend. Wird das Dienstverhiltnis nach dem Ersten des Kalendermonats begriindet, ist fiir diesen Monat der Tag des
Beginns des Dienstverhéltnisses mafigebend.

(3) Die Berechtigten teilen der fiir die Festsetzung der Besoldung zustindigen Stelle schriftlich die Art der gewahl-
ten Anlage mit und geben hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut
sowie das Konto an, auf das die Leistungen eingezahlt werden sollen.

(4) Die vermogenswirksamen Leistungen sind bis zum Ablauf der auf den Monat der Mitteilung nach Absatz 3
folgenden drei Kalendermonate, danach monatlich im Voraus zu zahlen.

(5) Dienach § 11 Absatz 3 Satz 2 des Fiinften Vermdgensbildungsgesetzes erforderliche Zustimmung zum Wech-
sel der Anlage gilt als erteilt.

27



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

Abschnitt 8

Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Unterabschnitt 1

Ubergangsbestimmungen zu diesem Gesetz

§ 61

Anwendung dieses Gesetzes auf vorhandene Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter
sowie Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfinger

Dieses Gesetz gilt auch fiir die am Tag des Inkrafttretens und am Vortag vorhandenen Beamtinnen, Beamten, Richte-
rinnen und Richter sowie nach Mafigabe der §§ 62, 63 und 66 fiir die Versorgungsempfangerinnen und Versorgungs-
empfanger der in § 1 Absatz 1 genannten Dienstherren.

§ 62

Uberfiihrung in die Amter der Besoldungsordnungen A, B, W und R

(1) Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter werden aus den am Tag vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes in den Bundesbesoldungsordnungen in der am 31. August 2006 geltenden Fassung oder in den Brandenbur-
gischen Besoldungsordnungen ausgebrachten Amtern in die entsprechenden Amter der Besoldungsordnungen A, B,
W und R dieses Gesetzes (Anlagen 1 bis 3) tiberfiihrt.

(2) Die Beamtinnen und Beamten in der Besoldungsgruppe A 3 werden am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes
in die Amter ihrer Laufbahn in der Besoldungsgruppe A 4 iiberfiihrt.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten fiir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfinger entsprechend.

§63

Zuordnung der vorhandenen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter
der Besoldungsordnungen A und R zu den Stufen der Grundgehilter

(1) Die Beamtinnen und Beamten in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A werden in den Besol-
dungsgruppen, in die sie nach § 62 {iberfiihrt werden, den Stufen des Grundgehalts nach der Anlage 4 zugeordnet.
Die Zuordnung erfolgt zu der Stufe der Besoldungsgruppe, deren Betrag dem Betrag des ihnen am Tag vor dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes zustehenden Grundgehalts entspricht. Leistungsstufen nach § 27 Absatz 3 Satz 1 des
Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung bleiben bei der Zuordnung unberiicksich-
tigt. Bei Teilzeitbeschiftigten ist fiir die Zuordnung zu den Stufen das Grundgehalt ma3gebend, das ihnen bei Voll-
zeitbeschéftigung zustehen wiirde. Bei beurlaubten Beamtinnen und Beamten ohne Anspruch auf Besoldung ist das
Grundgehalt mafigebend, das bei einer Beendigung der Beurlaubung am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
nach bisherigem Recht zustehen wiirde.

(2) Weist die Grundgehaltstabelle keinen entsprechenden Betrag im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 aus, erfolgt die
Zuordnung der in § 62 Absatz 2 genannten Beamtinnen und Beamten des einfachen Dienstes zu der Stufe der Besol-
dungsgruppe A 4 mit dem nédchsthdheren Betrag. Weist die Grundgehaltstabelle in anderen Féllen keinen entspre-
chenden Betrag aus, erfolgt die Zuordnung zu der Stufe der Besoldungsgruppe mit dem néchsthoheren Betrag.

(3) Mit der Zuordnung zu einer Stufe des Grundgehalts nach Absatz 1 beginnt das Aufsteigen in den Stufen nach
§ 25 Absatz 3. Bereits in einer Stufe mit dem entsprechenden Grundgehaltsbetrag verbrachte Zeiten mit Anspruch auf
Dienstbeziige werden angerechnet. § 26 Absatz 2 gilt entsprechend, soweit Zeiten nach § 26 Absatz 2 Nummer 2
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bis 4 nicht schon nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006
geltenden Fassung beriicksichtigt wurden. Satz 2 gilt nicht fiir Zeiten einer Hemmung nach § 27 Absatz 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung. In den Féllen des Absatzes 2 Satz 1 verkiirzt
sich die regulédre Laufzeit der Stufe der Besoldungsgruppe A 4, zu der die Zuordnung erfolgt, um die Monate, welche
die Beamtinnen und Beamten in ihrer bisherigen Stufe nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gel-
tendem Recht bereits verbracht haben, ldngstens jedoch um die Laufzeit der jeweiligen Stufe in der Besoldungsgrup-
pe A 4. In den Fillen des Absatzes 2 Satz 2 verldngert sich die reguldre Laufzeit der Stufe, zu der die Zuordnung
erfolgt, um die Monate, welche die Beamtinnen und Beamten nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes geltenden Recht noch bendtigt hétten, um den Betrag dieser Stufe zu erreichen.

(4) Richterinnen, Richter, Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte in Amtern der Besoldungsgruppen R 1 und R 2 der
Besoldungsordnung R werden in den Besoldungsgruppen, in die sie nach § 62 iiberfiihrt werden, den Stufen des
Grundgehalts nach der Anlage 4 zugeordnet. Absatz 1 Satz 1, 2, 4 und 5, Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 1, 2, 3
und 6 gelten entsprechend. Absatz 3 Satz 1 gilt mit der Maligabe, dass an die Stelle von § 25 Absatz 3 § 39 Satz 2
tritt.

(5) Die Absitze 1 bis 4 gelten fiir Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfanger entsprechend.

§ 64

Ubergangsregelungen zur Altersteilzeit

(1) Bei Altersteilzeit nach § 133 des Landesbeamtengesetzes sowie nach § 6¢ des Brandenburgischen Richtergeset-
zes in der am 13. Juli 2011 geltenden Fassung wird zusétzlich zur Besoldung bei Teilzeitbeschiftigung ein nicht
ruhegehaltfihiger Altersteilzeitzuschlag gewéhrt, soweit die Altersteilzeit mit mindestens der Hélfte der bisherigen
Arbeitszeit durchgefiihrt wird, die fiir die Bemessung der erméBigten Arbeitszeit wihrend der Altersteilzeit zugrunde
gelegt worden ist.

(2) Der Zuschlag wird gewéhrt in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen der Nettobesoldung, die sich aus dem
Umfang der Teilzeitbeschéftigung ergibt, und 83 Prozent der Nettobesoldung, die nach der bisherigen Arbeitszeit, die
fiir die Bemessung der erméBigten Arbeitszeit wahrend der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist, bei Beamtinnen
und Beamten mit begrenzter Dienstfdhigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes unter Beriicksichtigung des § 7,
zustehen wiirde. Fiir die Bemessung der bisherigen Arbeitszeit gilt § 133 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengeset-
Zes.

(3) Brutto- und Nettobesoldung im Sinne des Absatzes 2 sind das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Amtszula-
gen, Stellenzulagen, Zuschiisse zum Grundgehalt fiir Professorinnen und Professoren an Hochschulen, Uberleitungs-
zulagen und Ausgleichszulagen, die wegen des Wegfalls oder der Verminderung dieser Beziige zustehen. Zur Ermitt-
lung der letztgenannten Nettobesoldung ist die Bruttobesoldung um die Lohnsteuer entsprechend der individuellen
Steuerklasse und den Solidaritétszuschlag zu vermindern; Freibetrdge oder sonstige individuelle Merkmale bleiben
unberiicksichtigt.

(4) Steuerfreie Beziige, Erschwerniszulagen und Vergiitungen werden entsprechend dem Umfang der tatséchlich
geleisteten Tatigkeit gewdhrt.

(5) Wenn die Altersteilzeit mit ungleichméBiger Verteilung der Arbeitszeit (Blockmodell) vorzeitig endet und die
insgesamt gezahlten Altersteilzeitbeziige geringer sind als die Besoldung, die nach der tatséchlichen Beschéftigung
ohne Altersteilzeit zugestanden hitte, ist ein Ausgleich in Hohe des Unterschiedsbetrags zu gewédhren. Dabei werden
auch Zeiten ohne Dienstleistung in der Ansparphase beriicksichtigt, soweit sie insgesamt sechs Monate nicht {iber-
schreiten.

§ 65

Ubergangsregelungen zur Professorenbesoldung

(1) Fiir Beamtinnen und Beamte der Bundesbesoldungsordnung C, die sich am 1. Januar 2005 in einem Amt der
Besoldungsordnung C befunden haben, findet § 77 Absatz2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am
31. August 2006 geltenden Fassung weiter Anwendung. Die sich aus Satz 1 unter Beriicksichtigung der bisherigen
Anpassungen und Anderungen des Besoldungsrechts ergebenden Betréige der Dienstbeziige werden in der Anlage 5
ausgewiesen.
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(2) Professorinnen und Professoren, denen gemil3 § 77 Absatz 2 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am
31. August 2006 geltenden Fassung auf ihren Antrag ein Amt der Besoldungsordnung W {ibertragen wird, kénnen
aus diesem Anlass Leistungsbeziige in entsprechender Anwendung des § 31 erhalten.

(3) Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen C 2 und C 3 wird gemél § 77 Absatz 2 Satz 2 des
Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung auf Antrag ein Amt der Besoldungsgruppe
W 2 iibertragen. Hiervon abweichend kann Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen C 2 und C 3
gemdl § 77 Absatz 2 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung auf Antrag
ein Amt der Besoldungsgruppe W 3 iibertragen werden, wenn ihre Professur nach Maligabe des Entwicklungsplans
der Hochschule nach der Besoldungsgruppe W 3 bewertet ist und sie den Ruf einer anderen Hochschule auf eine
Professur der Besoldungsgruppe W 3 vorlegen. Die Ubertragung erfolgt auf Vorschlag des Senats durch die fiir die
Angelegenheiten der Fachhochschulen, deren Ausbildungsginge ausschlieBlich auf den dffentlichen Dienst ausge-
richtet sind, zustédndigen Mitglieder der Landesregierung und das fiir Hochschulen zustdndige Mitglied der Landesre-
gierung jeweils fiir ihren Bereich. Die nach Satz 3 zustdndigen Mitglieder der Landesregierung lehnen den Vorschlag
ab, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Ubertragung des Amtes nicht vorliegen oder haushaltswirtschaft-
liche Belange der Ubertragung entgegenstehen.

§ 66

Ubergangsregelungen zum Familienzuschlag

(1) Die §§ 39 bis 41 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung sind bis zum
31. Dezember 2014 weiter anzuwenden mit der Mafgabe, dass sich die Hohe des Familienzuschlags aus den in dem
Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014 und aus den in dem Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezem-
ber 2014 jeweils giiltigen Betrdgen der Anlage 6 zu diesem Gesetz ergibt. Bestimmungen dieser Vorschriften, die
sich auf das Bestehen oder frithere Bestehen einer Ehe beziehen, sind auf das Bestehen oder frithere Bestehen einer
eingetragenen Lebenspartnerschaft sinngemél anzuwenden. Bestimmungen, die sich auf Eheleute und deren Angeho-
rige beziehen, sind auf durch eingetragene Lebenspartnerschaft verbundene Personen und deren Angehorige sinnge-
mal anzuwenden. Bei der Gewéhrung kinderbezogener Leistungen stehen in den Haushalt aufgenommene Kinder
von durch eingetragene Lebenspartnerschaft verbundenen Personen den in den Haushalt aufgenommenen Kindern
von Eheleuten gleich.

(2) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, denen am 31. Dezember 2014 ein Familienzuschlag der Stufe 1
nach § 40 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gewéhrt wurde und
denen bei Fortgeltung des bisherigen Rechts am 1. Januar 2015 weiterhin ein Familienzuschlag der Stufe 1 zustehen
wiirde, erhalten eine Ausgleichszulage.

(3) Die Ausgleichszulage wird in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen dem am 31. Dezember 2014 zustehen-
den Grundgehalt oder dem Anwiértergrundbetrag zuziiglich des Familienzuschlags der Stufe 1 und dem am 1. Janu-
ar 2015 zustehenden Grundgehalt oder dem Anwiértergrundbetrag gewahrt. Mal3gebend filir die Bemessung der Aus-
gleichszulage sind die personlichen Verhiltnisse am 31. Dezember 2014. Bei Teilzeitbeschéftigten sind die Dienstbe-
ziige mafigebend, die ihnen bei einer Vollzeitbeschéftigung zustehen wiirden. Bei beurlaubten Beamtinnen, Beamten,
Richterinnen und Richtern ohne Anspruch auf Besoldung sind die Dienstbeziige mafigebend, die bei einer Beendi-
gung der Beurlaubung am 31. Dezember 2014 zustehen wiirden.

(4) Die Absitze 1 bis 3 gelten sinngemaf fiir Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfanger.

§ 67

Sonstige Ubergangsvorschriften

(1) Soweit am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Ausgleichs- oder Uberleitungszulagen nach friiherem
Recht gewihrt werden, sind diese, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind, in Héhe des am
Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zustehenden Betrags fortzuzahlen, jedoch ab dem Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes nach Maf3gabe des § 51 Absatz 1 Satz 3 und 4 zu vermindern. Soweit Ausgleichszulagen nach
Satz 1 wegen der Verleihung eines Amtes mit geringerem Endgrundgehalt oder der Verringerung einer Amtszulage
zustehen, findet ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes § 50 Anwendung.
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(2) Beamtinnen und Beamte, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Leistungsstufe nach § 27
Absatz 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung erhalten, wird die
nichsthohere Stufe des Grundgehalts fiir den Zeitraum, um den nach bisherigem Recht die Erhdhung des Grundge-
halts vorgezogen wurde, weiter gewéhrt.

(3) Auslandsdienstbeziige, die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern am Tag vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes nach dem Fiinften Abschnitt des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden
Fassung zustehen, werden bis zur Dauer von einem Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in der bisherigen
Hohe weitergewihrt, soweit sie die Auslandsbesoldung nach § 52 iibersteigen und solange die bisherigen Anspruchs-
voraussetzungen weiter erfillt sind.

(4) Bei Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, denen am Tag vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes vermodgenswirksame Leistungen nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes iiber vermogenswirksame Leistungen fiir
Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit in der am 31. August 2006 geltenden Fassung zustanden,
werden die vermogenswirksamen Leistungen fortgezahlt, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfiillt
sind.

(5) Anspriiche auf Besoldung, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden sind, verjdhren nach den bishe-
rigen Vorschriften.

(6) Zulagen nach § 45 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, die am Tag
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gewéhrt werden, sind in Hohe des am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes zustehenden Betrags fortzuzahlen, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind. Zulagen nach
§ 46 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, die am Tag vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes zustanden, sind fortzuzahlen, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind, langs-
tens bis zum 31. Dezember 2016.

Unterabschnitt 2

Schlussbestimmungen

§ 68

Kiinftig wegfallende Amter

Die kiinftig wegfallenden Amter sind in Anlage 1 aufgefiihrt. Diese Amter diirfen Beamtinnen, Beamten, Richterin-
nen und Richtern nicht mehr verliehen werden, es sei denn, der Inhaberin oder dem Inhaber eines solchen Amtes wird
im Wege der Ernennung ein kiinftig wegfallendes Amt verliehen, weil eine Ernennung in ein in den Besoldungsord-
nungen ausgebrachtes anderes Amt nicht moglich ist.

§ 69

Besondere Vorschriften fiir den Bereich der Sozialversicherung

(1) Die unter der Aufsicht des Landes stehenden Korperschaften des 6ffentlichen Rechts im Bereich der Sozialver-
sicherung haben bei Aufstellung ihrer Dienstordnungen nach den §§ 351 bis 357, § 413 Absatz 2, § 414b der Reichs-
versicherungsordnung, §§ 144 bis 147 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch fiir die dienstordnungsméBig Angestell-
ten

1. den Rahmen dieses Gesetzes, insbesondere das fiir die Beamtinnen und Beamten des Landes geltende Besol-
dungs- und Stellengefiige, einzuhalten und

2. alle weiteren Geld- und geldwerten Leistungen sowie die Versorgung im Rahmen und nach den Grundsétzen
der fiir die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Bestimmungen zu regeln.
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(2) Die besoldungsrechtliche Einstufung der Dienstposten in der Geschéftsfithrung der landesunmittelbaren Triger
der gesetzlichen Unfallversicherung darf die Besoldungsgruppe A 16 nicht iiberschreiten. Die stellvertretende Ge-
schiftsfithrerin oder der stellvertretende Geschiftsfiihrer ist jeweils mindestens eine Besoldungsgruppe niedriger
einzustufen als die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéftsfiihrer.

§70

Weitergeltung von Rechtsvorschriften und Zustindigkeitsregelungen

(1) Das fiir das Besoldungsrecht zustindige Mitglied der Landesregierung erlédsst im Einvernehmen mit dem fiir
Inneres zusténdigen Mitglied der Landesregierung die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz. Bis
zum Erlass von Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 sind die Verwaltungsvorschriften zum Bundesbesoldungsgesetz
und zum Brandenburgischen Besoldungsgesetz entsprechend anzuwenden.

(2) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung die Behdrden, die die Besoldung der Beamtinnen,
Beamten, Richterinnen und Richter des Landes festsetzen. Fiir die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der
Gemeindeverbinde und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstechenden Korperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des 6ffentlichen Rechts setzt die von der obersten Dienstbehdrde bestimmte Stelle die Besoldung fest.

(3) Soweit die Landesregierung oder eine oberste Landesbehdrde nach diesem Gesetz erméchtigt ist, durch Rechts-
verordnung bestimmte Bereiche des Besoldungsrechts zu regeln, gelten die bisherigen Vorschriften flir diese Berei-
che bis zum Inkrafttreten der jeweiligen Rechtsverordnung weiter. Fiir die Betrdge der Mehrarbeitsvergiitung und der
Erschwerniszulagen gelten bis zum Inkrafttreten der jeweiligen Rechtsverordnung § 3 des Brandenburgischen Besol-
dungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2013/2014 vom 15. Oktober 2013 (GVBL. I Nr. 28), das durch Artikel 10
des Gesetzes vom 20. November 2013 (GVBI. I Nr. 32) gedndert worden ist, sowie die Anlagen 15 und 16 des Bran-
denburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008 in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. November 2011 (GVBI. I Nr. 27) weiter.
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Anlage 1
(zu § 20 Absatz 2, § 44 Absatz 3, § 62 Absatz 1, § 68 Satz 1)

Besoldungsordnungen A und B
Vorbemerkungen
I. Allgemeine Vorbemerkungen
Amtsbezeichnungen

Die in der Besoldungsordnung A gesperrt gedruckten Amtsbezeichnungen sind Grundamtsbezeichnungen. Den
Grundamtsbezeichnungen kdnnen Zusétze, die

1. auf den Dienstherrn oder den Verwaltungsbereich,
2. auf die Laufbahn,
3. auf die Fachrichtung

hinweisen, beigefiigt werden. Die Grundamtsbezeichnungen ,,Rdtin“ oder ,,Rat“, ,,Oberrétin“ oder ,,Oberrat*,
,.Direktorin“ oder ,,Direktor” und ,,Leitende Direktorin“ oder ,,Leitender Direktor” diirfen nur in Verbindung
mit einem Zusatz nach Satz 2 verlichen werden.

Uber die Beifiigung von Zusitzen zu den Grundamtsbezeichnungen entscheidet fiir die Beamtinnen und Beam-
ten des Landes das fiir das Besoldungsrecht zustindige Mitglied der Landesregierung im Einvernehmen mit
dem fiir das allgemeine offentliche Dienstrecht zustdndigen Mitglied der Landesregierung, fiir die Beamtinnen
und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbinde und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des oOffentlichen Rechts das fiir das allgemeine offentliche
Dienstrecht zustindige Mitglied der Landesregierung im Einvernehmen mit dem fiir das Besoldungsrecht zu-
standigen Mitglied der Landesregierung.

Lehrkrifte

Lehrkréifte mit einer Lehrbefdhigung nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik werden nach
MaBgabe dieses Gesetzes in die Besoldungsordnung A eingestuft.

Die besoldungsrechtliche Einstufung fiir Lehrkrifte nach Nummer 2.1 richtet sich nach der Lehrbefdhigung
sowie gegebenenfalls nach einer Ergdnzungspriifung nach Maligabe der Fufinoten zu den Besoldungsgruppen
und nach der Verwendung.

Lehrkrifte fithren bei Verwendung im Geschiftsbereich der fiir Bildung zustéindigen obersten Dienstbehdrde
nach MaBgabe der Schullaufbahnverordnung die fiir den Schuldienst oder Schulaufsichtsdienst vorgesehenen
Amtsbezeichnungen.

Lehrkréfte diirfen an Grundschulen, weiterfithrenden allgemeinbildenden Schulen oder Oberstufenzentren in
die jeweiligen Amter des Forderschulbereichs eingestuft werden, wenn sie hierfiir die entsprechende Lehrbefa-
higung besitzen und in den genannten Schulformen Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpadagogischem For-
derbedarf unterrichten.

An Schulen, an denen Schiilerinnen und Schiiler mit und ohne sonderpiddagogischem Forderbedarf unterrichtet
werden (Schulen in Mischform), kann die Schulleitung aus Lehrkriften mit einer Laufbahnbefdhigung an all-
gemeinbildenden Schulen und aus Lehrkriften mit einer Laufbahnbefahigung an Forderschulen gebildet wer-
den. Ein Laufbahnwechsel ist damit nicht verbunden. Dabei wird fiir die Einstufung der Funktionsdmter eine
lernbehinderte Schiilerin oder ein lernbehinderter Schiiler wie zwei Schiilerinnen oder Schiiler ohne sonderpa-
dagogischen Forderbedarf berticksichtigt. Eine Schiilerin oder ein Schiiler mit sonstigem sonderpadagogischen
Forderbedarf wird wie zwei lernbehinderte Schiilerinnen oder lernbehinderte Schiiler oder wie vier Schiilerin-
nen oder Schiiler ohne sonderpadagogischen Forderbedarf beriicksichtigt.
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I1. Zulagen
Zulage fiir Beamtinnen und Beamte als flugzeugtechnisches Personal
Beamtinnen und Beamte in einer Verwendung als flugzeugtechnisches Personal erhalten als erste Spezialistin-
nen oder erste Spezialisten oder in hoherwertiger Funktion eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Flugzeugtechni-

kerzulage).

Die Stellenzulage wird neben einer Stellenzulage nach Nummer 4 oder Nummer 5 nur gewéhrt, soweit sie diese
ibersteigt.

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte als fliegendes Personal

Beamtinnen und Beamte in einer Verwendung

a)  als Luftfahrzeugfiihrerin oder Luftfahrzeugfiihrer mit der Erlaubnis zum Fithren von Luftfahrzeugen,
b)  als sonstige stindige Luftfahrzeugbesatzungsangehorige

erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Fliegerzulage).

Die zuletzt gewéhrte Stellenzulage wird nach Beendigung der Verwendung fiir fiinf Jahre weitergewéhrt, wenn
die Beamtin oder der Beamte

a)  mindestens flinf Jahre in einer Tatigkeit nach Nummer 4.1 verwendet worden ist oder

b)  Dbei der Verwendung nach Nummer 4.1 einen Dienstunfall im Flugdienst oder eine durch die Besonderhei-
ten dieser Verwendung bedingte gesundheitliche Schéadigung erlitten hat, die die weitere Verwendung
nach Nummer 4.1 ausschlieBen.

Besteht ein Anspruch auf eine Stellenzulage nach Nummer 4.2 und wechselt die Beamtin oder der Beamte in
eine weitere Verwendung iiber, mit der ein Anspruch auf eine geringere Stellenzulage nach Nummer 4.1 ver-
bunden ist, so wird zusétzlich zu der geringeren Stellenzulage der Unterschiedsbetrag zu der Stellenzulage nach
Nummer 4.2 gezahlt. Nach Beendigung der weiteren Verwendung wird die Stellenzulage nach Nummer 4.2 nur
weitergewdhrt, soweit sie noch nicht vor der weiteren Verwendung bezogen und auch nicht wéhrend der weite-
ren Verwendung durch den Unterschiedsbetrag zwischen der geringeren Stellenzulage und der Stellenzulage
nach Nummer 4.2 abgegolten worden ist.

Die Stellenzulage ist fiir Beamtinnen und Beamte nach Nummer 4.1

a)  Buchstabe a in Héhe von 184,07 Euro,

b)  Buchstabe b in Hohe von 147,25 Euro

ruhegehaltfdhig, wenn sie mindestens fiinf Jahre bezogen worden ist oder das Dienstverhiltnis durch Tod oder
Dienstunféhigkeit infolge eines durch die Verwendung erlittenen Dienstunfalls oder einer durch die Besonder-
heiten dieser Verwendung bedingten gesundheitlichen Schadigung beendet worden ist.

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte als Nachpriiferin oder Nachpriifer von Luftfahrtgeriit

Beamtinnen und Beamte erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8, wenn sie die Nachpriiferlaubnis besitzen
und als Nachpriiferin oder Nachpriifer von Luftfahrtgerdt verwendet werden (Nachpriiferzulage). Die Zulage

wird nicht gewéhrt, wenn eine andere Priiferlaubnis die Nachpriiferlaubnis lediglich einschlief3t.

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte bei obersten Bundesbehdrden sowie bei obersten Gerichtshofen des
Bundes

Beamtinnen und Beamte erhalten, wenn sie bei obersten Bundesbehdrden oder bei obersten Gerichtshéfen des
Bundes verwendet werden, eine Stellenzulage nach den fiir Beamtinnen und Beamte des Bundes geltenden
Vorschriften.
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Zulage fiir Beamtinnen und Beamte beim Verfassungsschutz

Beamtinnen und Beamte, die beim Verfassungsschutz des Landes Brandenburg verwendet werden, erhalten
eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Sicherheitszulage).

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte mit vollzugspolizeilichen oder steuerfahndungsdienstlichen Aufga-
ben

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte sowie Beamtinnen und Beamte des Steuerfahndungs-
dienstes erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8, soweit ihnen Dienstbeziige nach der Besoldungsordnung A
zustehen (Polizeizulage). Die Zulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamtinnen und Be-
amte auf Widerruf.

Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach Nummer 7 gewéhrt.

Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des jeweiligen Dienstes, insbesondere der mit Wach- und
Streifendienst sowie dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der Aufwand fiir Verzehr mit abgegolten.

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte der Feuerwehr

Beamtinnen und Beamte der Besoldungsordnung A im Einsatzdienst der Feuerwehr sowie Beamtinnen und
Beamte, die entsprechend verwendet werden, erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Feuerwehrzulage).
Die Zulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamtinnen und Beamte auf Widerruf.

Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des Einsatzdienstes der Feuerwehr, insbesondere der mit
dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der Aufwand fiir Verzehr mit abgegolten.

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte in Justizvollzugsanstalten und Psychiatrischen Krankeneinrichtun-
gen

Beamtinnen und Beamte in Amtern der Besoldungsordnung A bei Justizvollzugsanstalten, in abgeschlossenen
Vorfiihrbereichen der Gerichte sowie in geschlossenen Abteilungen oder Stationen bei Psychiatrischen Kran-
keneinrichtungen, die ausschlieBlich dem Vollzug von Mafiregeln der Sicherung und Besserung dienen, sowie
Beamtinnen und Beamte in Abschiebehafteinrichtungen erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Vollzugs-
dienstzulage). Die Zulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamtinnen und Beamte auf Wi-
derruf.

Die Stellenzulage wird fiir Beamtinnen und Beamte in Abschiebehafteinrichtungen nicht neben einer Stellenzu-
lage nach Nummer § gewihrt.

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte mit Meisterpriifung oder Abschlusspriifung als staatlich gepriifte
Technikerin oder staatlich gepriifter Techniker

Beamtinnen und Beamte in Laufbahnen des mittleren Dienstes, in denen die Meisterpriifung oder die Ab-
schlusspriifung als staatlich gepriifte Technikerin oder staatlich gepriifter Techniker vorgeschrieben ist, erhal-
ten, wenn sie die Priifung bestanden haben, eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Meisterzulage).

Zulage fiir Beamtinnen und Beamte im Auflendienst der Steuerpriifung

Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes und des gehobenen Dienstes in der Steuerverwaltung, denen ein
Dienstposten im Auflendienst der Steuerpriifung {ibertragen ist, erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Au-

Bendienstzulage). Satz 1 gilt nicht fiir Sachgebietsleiterinnen und Sachgebietsleiter der Auflenpriifungsdienste.

Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach Nummer 8 gewihrt.
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Allgemeine Stellenzulage
Eine das Grundgehalt ergéinzende ruhegehaltfahige Stellenzulage nach Anlage 8 erhalten

a)  Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes in Laufbahnen, deren Eingangsamt der Besoldungsgruppe
A 6 zugeordnet ist, des mittleren technischen Dienstes, des mittleren Krankenpflegedienstes, des mittleren
allgemeinen Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten, des mittleren Feuerwehrdienstes, der Ge-
richtsvollzieherlaufbahn und des mittleren Polizeivollzugsdienstes

aa) in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8,
bb) in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10,

b) Beamtinnen und Beamte des gehobenen Dienstes in Laufbahnen, deren Eingangsamt nach § 22 Num-
mer 3 der Besoldungsgruppe A 9 oder A 10 zugeordnet ist, ihnen gleichgestellte Beamtinnen und Beamte
in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 13,

¢) Beamtinnen und Beamte des hoheren Verwaltungsdienstes einschlieBlich der Beamtinnen und Beamten
besonderer Fachrichtungen, Studienrétinnen und Studienréte sowie Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamte in der Besoldungsgruppe A 13.

II. Einstufung von Amtern

Leiterinnen und Leiter von unteren Landesbehorden sowie Leiterinnen und Leiter von allgemeinbilden-
den oder beruflichen Schulen

Die Amter der Leiterinnen und Leiter von unteren Landesbehdrden mit einem 6rtlich begrenzten Zustindig-
keitsbereich sowie die Amter der Leiterinnen und Leiter von allgemeinbildenden oder beruflichen Schulen diir-
fen nur in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A eingestuft werden. Fiir die Leiterinnen und Leiter
von besonders groen und besonders bedeutenden unteren Landesbehdrden sowie fiir die Leiterinnen und Lei-
ter von Landesoberbehdrden konnen nach Mafigabe des Haushalts Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 mit
einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden. Bei der Anwendung der Obergrenzen nach § 24 Absatz 3
auf die iibrigen Leiterinnen und Leiter unterer Landesbehdrden oder Landesoberbehdrden bleiben die mit einer
Amtszulage ausgestatteten Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 unberiicksichtigt. Die Zahl der mit einer
Amtszulage ausgestatteten Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 darf 30 Prozent der Zahl der Planstellen der
Besoldungsgruppe A 16 fiir Leiterinnen und Leiter unterer Landesbehdrden oder Landesoberbehdrden nicht
iiberschreiten.

Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe A 1
Besoldungsgruppe A 2
Besoldungsgruppe A 3

(Die Besoldungsgruppen A 1 bis A 3 sind nicht besetzt)

Besoldungsgruppe A 4

D}

1)

Erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.
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Besoldungsgruppe A 5

Erste Justizhauptwachtmeisterin, Erster Justizhauptwachtmeister D2

1))
2)

Erhilt eine Amtszulage nach Anlage 8.
Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6.

Besoldungsgruppe A 6

Erste Justizhauptwachtmeisterin, Erster Justizhauptwachtmeister D2

Sekretdrin, Sekretdar ¥

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 5. Fiir bis zu 20 Prozent der Gesamtzahl der Planstellen des einfachen
Dienstes.

Erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Als Eingangsamt.

2)
3)

Besoldungsgruppe A 7
Brandmeisterin, Brandmeister
Krankenpfleger V
Krankenschwester "
Kriminalmeisterin, Kriminalmeister "

Obersekretdrin, Obersekretiar 2?

Oberwerkmeisterin, Oberwerkmeister ¥

Polizeimeisterin, Polizeimeister

D Als Eingangsamt.
» Auch als Eingangsamt fiir Laufbahnen des mittleren technischen Dienstes.
3 Als Eingangsamt fiir die Laufbahn des mittleren allgemeinen Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten.
9 Auch als Eingangsamt.
Besoldungsgruppe A 8
Abteilungspfleger

Abteilungsschwester
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Gerichtsvollzieherin, Gerichtsvollzieher V
Hauptsekretdrin, Hauptsekretér
Hauptwerkmeisterin, Hauptwerkmeister
Kriminalobermeisterin, Kriminalobermeister
Oberbrandmeisterin, Oberbrandmeister

Polizeiobermeisterin, Polizeiobermeister

Y Als Eingangsamt.

Besoldungsgruppe A 9

Amtsinspektorin, Amtsinspektor

Betriebsinspektorin, Betriebsinspektor '’

Hauptbrandmeisterin, Hauptbrandmeister '’

Inspektorin, Inspektor
Kriminalhauptmeisterin, Kriminalhauptmeister
Kriminalkommissarin, Kriminalkommissar
Obergerichtsvollzicherin, Obergerichtsvollzicher "
Oberpfleger 2

Oberschwester 2

Pflegevorsteherin, Pflegevorsteher 2

Polizeihauptmeisterin, Polizeihauptmeister "

Polizeikommissarin, Polizeikommissar

Fiir Funktionen, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 9 abheben, kdnnen nach Mallgabe sachgerechter
Bewertung jeweils bis zu 30 Prozent der Stellen mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.

Erhilt bei Bestellung zum Mitglied der Krankenhausbetriebsleitung fiir die Dauer dieser Tétigkeit eine Stellenzu-
lage nach Anlage 8.

Erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.

2)

3)
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Besoldungsgruppe A 10

Kriminaloberkommissarin, Kriminaloberkommissar
Oberinspektorin, Oberinspektor

Polizeioberkommissarin, Polizeioberkommissar

Besoldungsgruppe A 11

Amtfrau, Amtmann

Kriminalhauptkommissarin, Kriminalhauptkommissar ”

Polizeihauptkommissarin, Polizeihauptkommissar

D" Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12.

Besoldungsgruppe A 12

Amtsanwiiltin, Amtsanwalt "
Amtsrdatin, Amtsrat
Konrektorin, Konrektor

- als die stdndige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit
mehr als 180 bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern - ?

Kriminalhauptkommissarin, Kriminalhauptkommissar *

Lehrerin, Lehrer

- mit der Befahigung fiir das Lehramt fiir die Bildungsgénge der Sekundarstufe I und der Primarstufe an allge-
meinbildenden Schulen - "

- mit der Befiihigung fiir das Lehramt fiir die Primarstufe - !

- mit der Befahigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fécher) bei einer
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe I - D4

- mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Ficher) bei einer
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II bei iiberwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - V%

- im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht - V%

Polizeihauptkommissarin, Polizeihauptkommissar *

Rechnungsritin, Rechnungsrat

- als Priifungsbeamtin oder Priifungsbeamter beim Landesrechnungshof -
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Rektorin, Rektor

als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schiilerinnen und Schiilern - >

Zweite Konrektorin, Zweiter Konrektor

einer Grundschule mit mehr als 540 Schiilerinnen und Schiilern - ?

2)
3)
4)

Als Eingangsamt.

Erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 11.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13.

Erhilt eine Amtszulage nach Anlage 8; diese wird nach zehnjahrigem Bezug beim Verbleiben in dieser Besol-
dungsgruppe auch nach Beendigung der zulageberechtigenden Verwendung gewihrt.

Besoldungsgruppe A 13

Akademische Ritin, Akademischer Rat

als akademische Mitarbeiterin oder als akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule -

Arztin, Arzt "

Erste Kriminalhauptkommissarin, Erster Kriminalhauptkommissar

Erste Polizeihauptkommissarin, Erster Polizeihauptkommissar

Forderschullehrerin, Férderschullehrer

mit der Befahigung fiir das Lehramt fiir Férderpidagogik - 2

Konrektorin, Konrektor

als die stdndige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit
mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern -

Konservatorin, Konservator

Kustodin, Kustos

Lehrerin, Lehrer

mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Bildungsgénge der Sekundarstufe I und der Primarstufe an allge-
meinbildenden Schulen bei iiberwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - ¥

mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Ficher) bei einer
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - *

mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fécher) bei einer
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II bei iiberwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - ¥

im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht, bei Verwendung in der Sekun-
darstufe I - ¥

Oberamtsanwiltin, Oberamtsanwalt ¥

Oberamtsrdtin, Oberamtsrat

5)6)
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Oberlehrerin, Oberlehrer

an einer Justizvollzugsanstalt -

Oberrechnungsrétin, Oberrechnungsrat

als Priifungsbeamtin oder Priifungsbeamter beim Landesrechnungshof -

Ritin, Rat

Rektorin, Rektor

als Leiterin oder Leiter einer Grundschule
mit mehr als 80 bis zu 180 Schiilerinnen und Schiilern,
mit mehr als 180 bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern ” -

bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustindigen Ministeri-

ums - ®

Rektorin, Rektor an einer Gesamtschule oder an einer Oberschule

als Leiterin oder Leiter des Primarstufenbereichs einer Gesamtschule oder einer Oberschule mit mehr als
180 bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern in der Primarstufe -

als Leiterin oder Leiter des Primarstufenbereichs einer Gesamtschule oder einer Oberschule mit mehr als
360 Schiilerinnen und Schiilern in der Primarstufe - ¥

Schulpsychologieritin, Schulpsychologierat

Studienritin, Studienrat

mit der Beféhigung fiir das Lehramt an Gymnasien oder an beruflichen Schulen bei einer der jeweiligen
Befahigung entsprechenden Verwendung -

mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Ficher) bei einer
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II und entsprechender Verwendung -

mit der Befahigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufe II (berufliche Fécher) -

2)

3)

4)

5)

6)

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14.

Als Eingangsamt.

Fiir dieses Amt diirfen hochstens 40 Prozent der Planstellen fiir die genannten Lehrerinnen und Lehrer ausgewie-
sen werden.

Fiir Funktionen einer Amtsanwiltin oder eines Amtsanwalts bei einer Staatsanwaltschaft, die sich von denen der
Besoldungsgruppe A 13 abheben, kdnnen nach Maf3gabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der Stellen
fiir Oberamtsanwiltinnen und Oberamtsanwilte mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.

Fir Beamtinnen und Beamte der Rechtspflegerlaufbahn konnen fiir Funktionen der Rechtspflegerinnen und
Rechtspfleger bei Gerichten und Staatsanwaltschaften, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 13 abheben,
nach Maflgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der fiir Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger ausge-
brachten Stellen der Besoldungsgruppe A 13 mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.

Fiir Beamtinnen und Beamte des gehobenen technischen Dienstes kénnen fiir Funktionen, die sich von denen der
Besoldungsgruppe A 13 abheben, nach Mallgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der fiir technische
Beamtinnen und Beamte ausgebrachten Stellen der Besoldungsgruppe A 13 mit einer Amtszulage nach Anlage 8
ausgestattet werden.

Erhilt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15.

Erhilt eine Amtszulage nach Anlage 8.
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Besoldungsgruppe A 14

Akademische Oberritin, Akademischer Oberrat

- als akademische Mitarbeiterin oder akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule -

Arztin, Arzt "

Chefirztin, Chefarzt ?

Forderschulkonrektorin, Forderschulkonrektor

- als die stindige Vertreterin oder der stdndige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Schule mit dem
sonderpddagogischen Forderschwerpunkt ,,Lernen* mit mehr als 90 bis zu 180 Schiilerinnen und Schiilern
oder einer Schule mit einem anderen sonderpddagogischen Forderschwerpunkt mit mehr als 45 bis zu
90 Schiilerinnen und Schiilern -

- als die stindige Vertreterin oder der stdndige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Schule mit dem
sonderpddagogischen Forderschwerpunkt ,,.Lernen® mit mehr als 180 Schiilerinnen und Schiilern oder einer
Schule mit einem anderen sonderpddagogischen Forderschwerpunkt mit mehr als 90 Schiilerinnen und Schii-
lern - ¥

Forderschulrektorin, Forderschulrektor

- als Leiterin oder Leiter einer Schule mit dem sonderpiddagogischen Forderschwerpunkt ,,Lernen” mit bis zu
90 Schiilerinnen und Schiilern oder einer Schule mit einem anderen sonderpiddagogischen Forderschwerpunkt
mit bis zu 45 Schiilerinnen und Schiilern -

- als Leiterin oder Leiter einer Schule mit dem sonderpddagogischen Forderschwerpunkt ,.Lernen® mit mehr

als 90 bis zu 180 Schiilerinnen und Schiilern oder einer Schule mit einem anderen sonderpddagogischen For-
derschwerpunkt mit mehr als 45 bis zu 90 Schiilerinnen und Schiilern - *

Oberirztin, Oberarzt ¥
Oberkonservatorin, Oberkonservator
Oberkustodin, Oberkustos
Oberrdtin, Oberrat

Oberschulkonrektorin, Oberschulkonrektor

- als die stédndige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Oberschule mit
mehr als 180 bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern -

- als die stidndige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Oberschule mit
mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern - *

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Oberschule mit
angegliedertem Primarstufenbereich mit mehr als 180 bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern der Primarstufe
und der Sekundarstufe I - ¥

Oberschulrektorin, Oberschulrektor
- als Leiterin oder Leiter einer Oberschule mit bis zu 180 Schiilerinnen und Schiilern -

- als Leiterin oder Leiter einer Oberschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern - ¥

42



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

Oberstudienritin, Oberstudienrat

- als zweite stellvertretende Schulleiterin oder zweiter stellvertretender Schulleiter eines Gymnasiums mit mehr
als 540 Schiilerinnen und Schiilern in der Sekundarstufe I -

- mit der Befdhigung fiir das Lehramt an Gymnasien oder an beruflichen Schulen bei einer der jeweiligen
Befahigung entsprechenden Verwendung -

- mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Ficher) bei einer
Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II und entsprechender Verwendung -

- mit der Befahigung fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufe II (berufliche Fécher) -

- bei einer Behdrde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustéindigen Ministeri-
ums -

Rektorin, Rektor
- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern -

- bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustindigen Ministeri-
6)
ums -

Schulrétin, Schulrat

- bei einer Behdrde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustéindigen Ministeri-
37
ums -

Zweite Gesamtschulkonrektorin, Zweiter Gesamtschulkonrektor
- einer Gesamtschule mit mehr als 540 Schiilerinnen und Schiilern in der Sekundarstufe I -
Zweite Oberschulkonrektorin, Zweiter Oberschulkonrektor

- einer Oberschule mit mehr als 540 Schiilerinnen und Schiilern in der Sekundarstufe I -

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13.

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16.

Erhilt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15.

Dieses Amt darf nur vergeben werden, wenn die Schiilerzahlen fiir den jeweiligen Bildungsgang allein jeweils
nicht mehr als 180 Schiilerinnen und Schiiler erreichen.

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 15.

Als Eingangsamt.

2)
3)
4)
5)

6)
7

Besoldungsgruppe A 15

Akademische Direktorin, Akademischer Direktor
- als akademische Mitarbeiterin oder akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule -
Chefirztin, Chefarzt V

Direktorin, Direktor
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Forderschulrektorin, Férderschulrektor

- als Leiterin oder Leiter einer Schule mit dem sonderpiddagogischen Forderschwerpunkt ,.Lernen* mit mehr als
180 Schiilerinnen und Schiilern oder einer Schule mit einem anderen sonderpddagogischen Forderschwer-
punkt mit mehr als 90 Schiilerinnen und Schiilern -

Gesamtschulkonrektorin, Gesamtschulkonrektor

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit
nicht voll ausgebauter Oberstufe -

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit
voll ausgebauter Oberstufe und bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern -

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit
voll ausgebauter Oberstufe und mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern - 2

Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor
- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit nicht voll ausgebauter Oberstufe - 2

- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit voll ausgebauter Oberstufe und bis zu 360 Schiilerinnen und
Schiilern - ?

Hauptkonservatorin, Hauptkonservator

Hauptkustodin, Hauptkustos

Kanzlerin, Kanzler der Fachhochschule Brandenburg

Kanzlerin, Kanzler der Fachhochschule der Polizei

Kanzlerin, Kanzler der Fachhochschule Potsdam

Kanzlerin, Kanzler der Hochschule fiir Film und Fernsehen

Kanzlerin, Kanzler der Hochschule fiir nachhaltige Entwicklung Eberswalde (FH)
Kanzlerin, Kanzler der Technischen Hochschule Wildau (FH)
Museumsdirektorin und Professorin, Museumsdirektor und Professor >
Oberirztin, Oberarzt ¥

Oberschulritin, Oberschulrat

- bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustéindigen Ministeri-

ums - »

Oberschulrektorin, Oberschulrektor
- als Leiterin oder Leiter an einer Oberschule mit mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern -
Rektorin, Rektor

- bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustéindigen Ministeri-

ums - 2
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Studiendirektorin, Studiendirektor

zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben - ©
als die stdndige Vertreterin oder der standige Vertreter der Leiterin oder des Leiters

eines Gymnasiums im Aufbau mit
mehr als 540 Schiilerinnen und Schiilern, wenn die oberste Jahrgangsstufe fehlt,
mehr als 670 Schiilerinnen und Schiilern, wenn die zwei oberen Jahrgangsstufen fehlen,

mehr als 800 Schiilerinnen und Schiilern, wenn die drei oberen Jahrgangsstufen fehlen, N
eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums,
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern,
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern ” -

als Leiterin oder Leiter
eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums,
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 360 Schiilerinnen und Schiilern ” -

als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Einrichtung des
Zweiten Bildungsweges -

als die stdndige Vertreterin oder der stdndige Vertreter der Leiterin oder des Leiters eines Oberstufenzent-
2)
rums -

als Leiterin oder Leiter einer Abteilung an einem Oberstufenzentrum - ©

bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustindigen Ministeri-
ums -

2)
3)
4)
5)
6)

7)

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 16.

Erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14.

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 14.

Hochstens 30 Prozent der Gesamtzahl der planméfBigen Beamtinnen und Beamten in der Laufbahn der Studienra-
tinnen und Studienrite.

Erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Besoldungsgruppe A 16

Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor

Abteilungsprésidentin, Abteilungsprésident

Chefirztin, Chefarzt V

Direktorin, Direktor beim Polizeiprasidium 2

)

Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor

als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit voll ausgebauter Oberstufe und mit mehr als 360 Schiilerin-
nen und Schiilern -
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Leitende Akademische Direktorin, Leitender Akademischer Direktor

- als akademische Mitarbeiterin oder akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule *

Leitende Direktorin, Leitender Direktor

Ministerialratin, Ministerialrat

- bei einer obersten Landesbehdrde - ¥

Museumsdirektorin und Professorin, Museumsdirektor und Professor >

Oberschulritin, Oberschulrat

- als Leiterin oder Leiter eines staatlichen Schulamtes -

- als Referatsleiterin oder Referatsleiter im Schulaufsichtsdienst oder als Leiterin oder Leiter von Schulauf-
sichtsbereichen bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustdndi-
gen Ministeriums -

Oberstudiendirektorin, Oberstudiendirektor

- als Leiterin oder Leiter
eines Gymnasiums im Aufbau mit

mehr als 540 Schiilerinnen und Schiilern, wenn die oberste Jahrgangsstufe fehlt,
mehr als 670 Schiilerinnen und Schiilern, wenn die zwei oberen Jahrgangsstufen fehlen,
mehr als 800 Schiilerinnen und Schiilern, wenn die drei oberen Jahrgangsstufen fehlen,

eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr als 360 Schiilerinnen und Schiilern -

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Direktorin oder des Direktors des Landesinstituts
fiir Lehrerbildung - ©

- als die stindige Vertreterin oder der stdndige Vertreter der Direktorin oder des Direktors des Landesinstituts
fiir Schule und Medien Berlin-Brandenburg -

- als Leiterin oder Leiter einer Einrichtung des Zweiten Bildungsweges; eines Oberstufenzentrums -

- bei einer Behorde oder Einrichtung des Landes im Geschéftsbereich des fiir Schule zustindigen Ministeri-
ums -

Vizeprésidentin, Vizeprasident des Amtes fiir Statistik Berlin-Brandenburg

- als die stédndige Vertreterin oder der sténdige Vertreter des Vorstandes der Anstalt 6ffentlichen Rechts -

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15.

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3.

Nur in Stellen von besonderer Bedeutung.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 2.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15.

Dieses Amt kann auch Inhaberinnen und Inhabern des Amtes ,,Oberschulritin® oder ,,Oberschulrat® verlichen
werden.

2)
3)
4)
5)
6)
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Besoldungsordnung B

Besoldungsgruppe B 1

(nicht besetzt)

Besoldungsgruppe B 2

Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor oder Abteilungsprésidentin, Abteilungsprisident
- als Leiterin oder Leiter einer groflen und bedeutenden Abteilung bei einer Landesoberbehérde -

- bei einer sonstigen Dienststelle oder Einrichtung, wenn deren Leiterin oder Leiter mindestens in Besoldungs-
gruppe B 5 eingestuft ist -

Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor des Landesbetriebes Forst Brandenburg

- als die stdndige Vertreterin oder der stdndige Vertreter der Direktorin oder des Direktors -
Direktorin, Direktor beim Landesbetrieb Straenwesen

Direktorin, Direktor beim Polizeipréasidium b

Direktorin, Direktor der Fachhochschule fiir Finanzen

Direktorin, Direktor der Generalverwaltung der Stiftung PreuBische Schldsser und Gérten Berlin-Brandenburg

- als die stédndige Vertreterin oder der stédndige Vertreter der Generaldirektorin oder des Generaldirektors -
Direktorin, Direktor des Brandenburgischen IT-Dienstleisters

Direktorin, Direktor des Brandenburgischen Landesamtes fiir Denkmalpflege und Archédologischen Landesmuseums
Direktorin, Direktor des Brandenburgischen Landesbetriebes fiir Liegenschaften und Bauen

- als technische Geschéftsfiihrerin oder technischer Geschéftsfiihrer -

Direktorin, Direktor des Kommunalen Versorgungsverbandes

Direktorin, Direktor des Landesamtes fiir Arbeitsschutz

Direktorin, Direktor des Landesinstituts fiir Lehrerbildung

Direktorin, Direktor des Landesinstituts fiir Schule und Medien Berlin-Brandenburg

Kanzlerin, Kanzler der Brandenburgischen Technischen Universitit Cottbus-Senftenberg 2

Kanzlerin, Kanzler der Europa-Universitédt Frankfurt (Oder)

Leitende Kriminaldirektorin, Leitender Kriminaldirektor >

Leitende Oberschulritin, Leitender Oberschulrat

- als Leiterin oder Leiter eines bedeutenden Referates der obersten Schulaufsichtsbehorde -
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Leitende Polizeidirektorin, Leitender Polizeidirektor *
Ministerialrétin, Ministerialrat >
- bei einer obersten Landesbehorde -
Vizeprisidentin, Vizeprisident ¥

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer oder eines in Besoldungsgruppe B 5 eingestuften
Leiterin oder Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung -

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3.

Der erste Dienstposteninhaber darf in der ersten Amtsperiode Besoldung nach der Besoldungsgruppe B 3 erhal-
ten.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16.

Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefligt werden, der auf die Dienststelle oder sonstige Einrichtung hin-
weist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehort. Der Zusatz ,,und Professorin® oder ,,und Professor
darf beigefiigt werden, wenn die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Einrichtung diesen Zu-
satz in der Amtsbezeichnung fiihrt.

2)

3)

Besoldungsgruppe B 3

Beauftragte, Beauftragter des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur
Direktorin, Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

- als stellvertretende Geschéftsfiihrerin oder stellvertretender Geschiftsfithrer oder Mitglied der Geschéftsfiih-
rung, wenn die Erste Direktorin oder der Erste Direktor in Besoldungsgruppe B 4 eingestuft ist -

Direktorin, Direktor beim Polizeiprisidium

Direktorin, Direktor des Zentraldienstes der Polizei

Inspekteurin, Inspekteur der Polizei

Kanzlerin, Kanzler der Universitit Potsdam

Landesbeauftragte, Landesbeauftragter fiir den Datenschutz und fiir das Recht auf Akteneinsicht
Ministerialrétin, Ministerialrat

- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter beim Landesrechnungshof -

- als Integrationsbeauftragte oder Integrationsbeauftragter des Landes Brandenburg -
Présidentin, Prisident des Amtes fiir Statistik Berlin-Brandenburg

- als Vorstand der Anstalt 6ffentlichen Rechts -

Prisidentin, Prisident des Landesamtes fiir Bauen und Verkehr

Prisidentin, Président des Landesamtes fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe

Présidentin, Prasident des Landesbetriebes fiir Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg
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Vizeprisidentin, Vizeprisident ¥

- als die stidndige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer oder eines in Besoldungsgruppe B 6 oder B 7
eingestuften Leiterin oder Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung -

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 2.

Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefiigt werden, der auf die Dienststelle oder sonstige Einrichtung hin-
weist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehdrt. Der Zusatz ,,und Professorin® oder ,,und Professor*
darf beigefiigt werden, wenn die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Einrichtung diesen Zu-
satz in der Amtsbezeichnung fiihrt.

2)

Besoldungsgruppe B 4

Direktorin, Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

- als stellvertretende Geschéftsfiihrerin oder stellvertretender Geschiftsfithrer oder Mitglied der Geschéftsfiih-
rung, wenn die Erste Direktorin oder der Erste Direktor in Besoldungsgruppe B 5 eingestuft ist -

Direktorin, Direktor beim Landesrechnungshof

- mit mindestens zwei Priifungsgebieten -

Direktorin, Direktor des Landesbetriebes Forst Brandenburg

Erste Direktorin, Erster Direktor des Brandenburgischen IT-Dienstleisters

Erste Direktorin, Erster Direktor des Brandenburgischen Landesbetriebes fiir Liegenschaften und Bauen
- als kaufménnische Geschiftsfiihrerin oder kaufménnischer Geschéftsfiihrer -

Erste Direktorin, Erster Direktor der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

- als Geschiftsfithrerin oder Geschéftsfiihrer oder Vorsitzende oder Vorsitzender der Geschéftsfithrung bei
mehr als 900 000 und hochstens 2,3 Millionen Versicherten und laufenden Rentenféllen -

Generaldirektorin und Professorin, Generaldirektor und Professor der Stiftung PreuBische Schlosser und Girten
Berlin-Brandenburg

Prisidentin, Président des Landesamtes fiir Landliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung
Présidentin, Président des Landesamtes fiir Soziales und Versorgung
Prisidentin, Prisident des Landesamtes fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Prisidentin, Prisident des Landesbetriebes Stralenwesen

Besoldungsgruppe B 5

Erste Direktorin, Erster Direktor der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

- als Geschéftsfithrerin oder Geschéftsfithrer oder Vorsitzende oder Vorsitzender der Geschiftsfithrung bei
mehr als 2,3 Millionen und hochstens 3,7 Millionen Versicherten und laufenden Rentenfillen -

49



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent

- als Leiterin oder Leiter einer Abteilung bei einer obersten Landesbehorde -

Polizeiprasidentin, Polizeiprasident

Besoldungsgruppe B 6

Vizeprisidentin, Vizeprasident des Landesrechnungshofes

Besoldungsgruppe B 7

(nicht besetzt)

Besoldungsgruppe B 8

Direktorin, Direktor des Landtages

Besoldungsgruppe B 9

Prisidentin, Président des Landesrechnungshofes

Staatssekretérin, Staatssekretér

Besoldungsgruppe B 10

Chefin der Staatskanzlei und Staatssekretirin, Chef der Staatskanzlei und Staatssekretir

Besoldungsgruppe B 11

(nicht besetzt)
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Anhang zu den Besoldungsordnungen A und B

Kiinftig wegfallende Amter

Besoldungsgruppe A 10 kw

Fachlehrerin, Fachlehrer - im Unterricht an Forderschulen oder im berufsbezogenen Unterricht an Schulen mit be-
rufsbildenden Bildungsgingen - V294

Als Eingangsamt.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 11.

Fiir Ingenieurpidagogen, Medizinpidagogen, Agrarpidagogen, Okonompidagogen ohne abgeschlossene Ingeni-
curausbildung oder gleichwertige Ausbildung mit einer Ausbildung als Lehrkraft nach dem Recht der Deutschen
Demokratischen Republik fiir den berufspraktischen, teilweise auch berufstheoretischen Unterricht.

Bei nachgewiesener Meisterpriifung oder einer vom Ministerium fiir Bildung, Jugend und Sport als gleichwertig
anerkannten Priifung auch fiir Beamtinnen und Beamte, die bis zum 30. Juni 1995 eingestellt worden sind.

2)
3)

4)

Besoldungsgruppe A 11 kw

Fachlehrerin, Fachlehrer - im Unterricht an Forderschulen - V29

- im berufsbezogenen Unterricht an Schulen mit berufsbildenden Bildungsgéngen - "

- im berufstheoretischen Unterricht an Schulen mit berufsbildenden Bildungsgingen - 2 ¥

Fachlehrerin, Fachlehrer

- mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist oder, beim Feh-
len laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert wird - ¥

Lehrerin, Lehrer - mit der Befihigung als Lehrer fiir die unteren Klassen - 24

Als Beforderungsamt fiir Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach FuBinote 4 zu Besoldungsgruppe A 10 kw, die eine
achtjdhrige Lehrtétigkeit oder eine vierjdhrige Dienstzeit seit Anstellung als Fachlehrerin oder Fachlehrer in der
Besoldungsgruppe A 10 verbracht haben.

Als Eingangsamt flir Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach FuBnote 3 zu Besoldungsgruppe A 10 kw, die eine
achtjdhrige Lehrtitigkeit verbracht haben.

Als Eingangsamt fiir Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach Fufinote 3 zu Besoldungsgruppe A 10 kw, die eine
Ergénzungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B fiir ein all-
gemeinbildendes oder berufsfeldiibergreifendes Fach, fiir eine berufliche oder sonderpiddagogische Fachrichtung
nachweisen, bei jeweils entsprechender Verwendung.

Als Eingangsamt.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12 kw.

Fiir Lehrerinnen und Lehrer fiir die unteren Klassen im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besol-
dungsordnungen A und B (Lehrer mit abgeschlossener padagogischer Fachschulausbildung als Lehrer fiir die un-
teren Klassen oder als Freundschaftspionierleiter/Erzieher mit einer Ergénzungsausbildung nach dem Recht der
Deutschen Demokratischen Republik in Fachern der unteren Klassen) bei entsprechender Verwendung.

Fiir die vorstehend bezeichneten Lehrerinnen und Lehrer auch bei Nachweis einer Ergédnzungspriifung nach Vor-
bemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B fiir ein Fach der Primarstufe, Sekundarstufe I, fiir
ein berufsfeldiibergreifendes Fach, fiir eine berufliche oder mindestens eine sonderpiddagogische Fachrichtung,
bei jeweils entsprechender Verwendung.

2)

3)
4)
5)
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Besoldungsgruppe A 12 kw

Fachlehrerin, Fachlehrer - im Unterricht an Forderschulen oder im berufstheoretischen Unterricht an Schulen mit
berufsbildenden Bildungsgingen -

Fachlehrerin, Fachlehrer

mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist oder, beim Feh-
len laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert wird - 2

Lehrerin, Lehrer

als Lehrerin oder Lehrer im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht - %7

als Lehrerin oder Lehrer im Unterricht an Férderschulen - > 7
an allgemeinbildenden Schulen, soweit nicht anderweitig eingereiht - ®
mit der Befihigung fiir das Lehramt der Primarstufe bei entsprechender Verwendung - ¥

mit der Befihigung fiir das Lehramt der Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - ©

mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Primarstufe und die Sekundarstufe I bei entsprechender Verwen-
dung - ¥

2)

3)

4)

Als Beforderungsamt fiir Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach FuBnote 2 zu Besoldungsgruppe A 11 kw.

Gilt auch fiir Lehrerinnen und Lehrer nach FuBnote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, die eine Ergénzungspriifung

im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B fiir ein berufsfeldiibergreifendes

Fach oder eine berufliche Fachrichtung nachweisen, bei jeweils entsprechender Verwendung.

In diese Besoldungsgruppe konnen nur Beamtinnen und Beamte eingestuft werden, die nach Abschluss der Inge-

nieur- oder Fachhochschulausbildung eine achtjéhrige Lehrtatigkeit oder eine dreijahrige Dienstzeit seit Anstel-

lung als Fachlehrerin oder Fachlehrer in der Besoldungsgruppe A 11 verbracht haben.

Als Beforderungsamt flir Lehrerinnen und Lehrer nach FuBinote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, die eine Ergén-

zungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B fiir ein Fach der

Primarstufe oder der Sekundarstufe I nachweisen, bei jeweils entsprechender Verwendung.

Als Beforderungsamt fiir Lehrerinnen und Lehrer unterer Klassen nach FuBinote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw,

wenn diese eine achtjéhrige Téatigkeit im neuen Schulsystem nach dem 1. August 1991 erfolgreich absolviert ha-

ben, an einer anerkannten FortbildungsmafBnahme teilgenommen haben und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des

Gesetzes das 45. Lebensjahr vollendet haben.

Als Eingangsamt fiir folgende Lehrerinnen und Lehrer mit einer Lehrbefdhigung im Sinne der Vorbemerkung

Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B:

a) Lehrer fiir die unteren Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule (Klassen 1 bis 4) mit zu-
sdtzlichem Diplomabschluss als Diplomlehrer fiir ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen Ober-
schule,

Diplomlehrer mit einer Lehrbefdhigung fiir ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule
(Klassen 5 bis 10),

entsprechende Fachlehrer mit Staatsexamen fiir ein Fach (Abschluss der Ausbildung vor 1970),
Diplomsportlehrer (Deutsche Hochschule fiir Kérperkultur in Leipzig), die mit der grundstédndigen Ausbil-
dung oder iiber eine postgraduale Zusatzausbildung auch die Ausbildung und Priifung in Methodik des
Schulsportunterrichts nachgewiesen haben,

Lehrer, Fachlehrer und Diplomlehrer mit einer Lehrbefahigung fiir ein Fach fiir die Oberstufe der allgemein-
bildenden Schulen,

fiir die Erweiterte Oberschule, mit postgradualer Qualifizierung fiir die Abiturstufe sowie gleichgestellte
Lehrkrifte,

Diplomlehrer mit einer Lehrbefdhigung fiir zwei Facher, deren Examen nach dem Wegfall eines nicht mehr
relevanten Faches, zum Beispiel Staatsbiirgerkunde, nicht mehr als ausreichend zu betrachten ist.
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6)

7)
8)

Forderschullehrerin, Férderschullehrer

b)

<)
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Diplomlehrer mit einer Lehrbefahigung fiir zwei Fécher der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule
(Klassen 5 bis 10),

entsprechende Fachlehrer mit Staatsexamen fiir zwei Féacher (Abschluss der Ausbildung vor 1970).

Lehrer, Fachlehrer und Diplomlehrer mit einer Lehrbefahigung fiir zwei Fécher fiir die Oberstufe der allge-
meinbildenden Schulen,

fiir die Erweiterte Oberschule,

mit postgradualer Qualifizierung fiir die Abiturstufe

bei Verwendung in der Primarstufe oder Sekundarstufe 1.

Als Eingangsamt fiir folgende Lehrkréfte mit einer Lehrbefdhigung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu
den Besoldungsordnungen A und B:

a)

b)

c)

d)

Diplomlehrer fiir Hilfsschulen mit einem Studiengang an der Universitit Rostock,

Diplomlehrer mit einer Lehrbefahigung fiir ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule und
mit Zusatzstudium und Diplomabschluss als Diplomlehrer fiir eine sonderpadagogische Fachrichtung; auch
bei Nachweis einer Ergénzungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnun-
gen A und B fiir eine zweite sonderpddagogische Fachrichtung.

Lehrer mit einer Ausbildung als Freundschaftspionierleiter oder Erzieher mit einer Lehrbefédhigung fiir die
unteren Klassen fiir Deutsch oder Mathematik und einem Wahlfach und mit zuséitzlichem Diplomabschluss
fiir eine sonderpddagogische Fachrichtung (mindestens zwei Jahre im Hochschuldirektstudium oder ein
Aquivalent im Fern- oder Kombinationsstudium),

Lehrer mit nicht abgeschlossener piddagogischer Fachschulausbildung zum Lehrer fiir die unteren Klassen
und Uberleitung nach drei Jahren Ausbildung zum zweijihrigen Hochschulstudium an der Pidagogischen
Hochschule (Magdeburg) und mit Diplomabschluss fiir eine sonderpddagogische Fachrichtung als Diplom-
lehrer,

Lehrer fiir die unteren Klassen mit Diplomabschluss fiir eine sonderpddagogische Fachrichtung (mindestens
zwei Jahre im Hochschuldirektstudium oder ein Aquivalent im Fern- oder Kombinationsstudium).
Diplomlehrer nach Buchstabe a, die eine Lehrbefdhigung fiir zwei sonderpddagogische Fachrichtungen
nachweisen - auch einer Ergénzungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungs-
ordnungen A und B - und entsprechend verwendet werden, erhalten eine Amtszulage nach Anlage 8.

Lehrer nach Buchstabe b, die eine Ergénzungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Be-
soldungsordnungen A und B fiir eine zweite sonderpddagogische Fachrichtung nachweisen und entsprechend
verwendet werden, erhalten eine Amtszulage nach Anlage 8.

Als Beforderungsamt auch fiir Lehrerinnen und Lehrer nach Fufinote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, die eine
Ergénzungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B fiir mindes-
tens eine sonderpadagogische Fachrichtung nachweisen, bei entsprechender Verwendung.

Lehrerinnen und Lehrer, die eine Erginzungspriifung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besol-
dungsordnungen A und B fiir zwei sonderpddagogische Fachrichtungen nachweisen und entsprechend verwendet
werden, erhalten eine Amtszulage nach Anlage 8.

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13 kw.

Als Eingangsamt.

Besoldungsgruppe A 13 kw

1)2)

Lehrerin, Lehrer

als Lehrerin oder Lehrer im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht - > ¥

mit einer Lehrbefahigung im berufstheoretischen Unterricht bei entsprechender Verwendung - *
mit der Befihigung fiir das Lehramt der Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - 7

mit der Befdhigung fiir das Lehramt fiir die Primarstufe und die Sekundarstufe I bei {iberwiegender Verwen-
dung in der Sekundarstufe I - ¥

53



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

Studienritin, Studienrat

im Unterricht in der Sekundarstufe II - ©

mit der Befdhigung fiir das Lehramt der Sekundarstufe II bei entsprechender Verwendung -

2)

3)

4)

5)

7

Als Eingangsamt; dies gilt auch fiir Diplomlehrer im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungs-
ordnungen A und B mit einer Lehrbefdhigung fiir zwei Facher der allgemeinbildenden polytechnischen Ober-
schule und mit Zusatzstudium und Diplomabschluss als Diplomlehrer fiir eine sonderpédagogische Fachrichtung.
Als Beforderungsamt fiir Lehrerinnen und Lehrer im Unterricht an Férderschulen nach Fuinote 5 zu Besoldungs-
gruppe A 12 kw, wenn diese eine achtjéhrige Tétigkeit im neuen Schulsystem nach dem 1. August 1991 erfolg-
reich absolviert haben und fiir Lehrer im Unterricht an Férderschulen nach Fuinote 6 zu Besoldungsgruppe A 12
kw.

Dies gilt auch fiir Diplomlehrer mit einer Lehrbefdhigung fiir ein oder zwei Facher der allgemeinbildenden poly-
technischen Oberschule und mit Erweiterungsstudium fiir mindestens eine sonderpidagogische Fachrichtung.

Als Beforderungsamt fiir Lehrerinnen und Lehrer nach Fufinote 4 Buchstabe b und ¢ zu Besoldungsgruppe A 12
kw, die im Unterricht in der Sekundarstufe I verwendet werden.

Fiir dieses Amt diirfen hochstens 40 Prozent der Stellen fiir diese in der Sekundarstufe I tdtigen Lehrerinnen und
Lehrer ausgewiesen werden.

Als Beforderungsamt fiir Lehrerinnen und Lehrer nach FuBBnote 4 Buchstabe b zu Besoldungsgruppe A 12 kw, die
spétestens seit dem 30. Juni 1995 im Unterricht in der Sekundarstufe I verwendet werden. Diese Lehrerinnen
und Lehrer konnen in die Laufbahn der Studienrdtinnen und Studienrite iibernommen werden, wenn sie nach ih-
rer Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit mindestens zwei Jahre in der Sekundarstufe II titig
waren und sich bewahrt haben.

Als Eingangsamt fiir Lehrerinnen und Lehrer nach Fulinote 4 Buchstabe b zu Besoldungsgruppe A 12 kw, die
spitestens bis 31. Dezember 1996 mindestens drei Jahre in der Sekundarstufe II verwendet worden sind. Diese
Lehrerinnen und Lehrer konnen in die Laufbahn der Studienritinnen und Studienrite iibernommen werden, wenn
sie nach ihrer Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit mindestens zwei Jahre in der Sekundar-
stufe II titig waren und sich bewéhrt haben.

Als Eingangsamt fiir Diplomingenieurpddagogen, Diplomgewerbelehrer, Diplomhandelslehrer, Diplomdkonom-
padagogen, Diplomagrarpiddagogen, Diplommedizinpddagogen, Diplomgartenbaupddagogen und gleichgestellte
Lehrkréfte mit einer Lehrbefdhigung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A
und B.

Lehrerinnen und Lehrer, die nach ihrer Emnennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit mindestens
zwei Jahre in einer Schule mit berufsbildenden Bildungsgéngen titig waren und sich bewihrt haben, kénnen in
die Laufbahn der Studienritinnen und Studienrite iibernommen werden.

Als Eingangsamt nur fiir folgende Lehrerinnen und Lehrer mit einer Lehrbeféhigung im Sinne der Vorbemerkung
Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B:

Lehrer, Fachlehrer und Diplomlehrer mit einer Lehrbefdhigung fiir zwei Facher

fiir die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen,

flir die Erweiterte Oberschule,

mit postgradualer Qualifizierung fiir die Abiturstufe

und fiir

Lehrer, die nach den FuBinoten 4 und 5 in die Laufbahn der Studienrdtinnen und Studienrite {ibernommen wer-
den.

Fiir dieses Amt diirfen hochstens 40 Prozent der Stellen fiir stufenbezogen ausgebildete planméfige Lehrerinnen
und Lehrer in der Sekundarstufe I (Klassen 5 bis 10) ausgewiesen werden. Der Amtsinhaberin oder dem Amtsin-
haber kann bei Ubertragung der Funktion der Schulleiterin oder des Schulleiters, der stindigen Vertreterin oder
des stindigen Vertreters der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der Zweiten Konrektorin oder des Zweiten
Konrektors die entsprechende Amtsbezeichnung verlichen werden.

Fiir dieses Amt diirfen hochstens 40 Prozent der Planstellen fiir die genannten Lehrerinnen und Lehrer ausgewie-
sen werden.
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Besoldungsgruppe A 14 kw

Oberstudienritin, Oberstudienrat

- im Unterricht in der Sekundarstufe II - V

- mit der Befdhigung fiir das Lehramt der Sekundarstufe II bei entsprechender Verwendung -

D Beforderungsamt fiir Lehrerinnen und Lehrer nach Fufinote 6 zu Besoldungsgruppe A 13 kw.

Besoldungsgruppe B 3 kw

Direktorin, Direktor des Landeslabors Brandenburg

Ministerialritin, Ministerialrat

- bei einer obersten Landesbehorde -

Besoldungsgruppe B 6 kw

Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent

- bei einer obersten Landesbehdrde als Leiterin oder Leiter einer groBen oder bedeutenden Abteilung -



1.1

1.2

1.3

Professorin als Juniorprofessorin, Professor als Juniorprofessor '
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Anlage 2
(zu § 29 Satz 1, § 62 Absatz 1)

Besoldungsordnung W
Vorbemerkungen
Zulagen

Professorinnen und Professoren erhalten, wenn sie bei obersten Bundesbehorden oder bei obersten Gerichtsho-
fen des Bundes verwendet werden, eine Stellenzulage nach den fiir Beamtinnen und Beamte des Bundes gel-
tenden Vorschriften.

Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppe W 1 erhalten, wenn sie sich in der Lehrtétigkeit bewahrt
haben (§ 44 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes), ab dem Zeitpunkt der ersten Verlédngerung des Beam-
tenverhiltnisses auf Zeit eine nicht ruhegehaltfahige Zulage in Héhe von monatlich 260 Euro.

Beamtinnen und Beamte, die bis zu ihrer Wahl in ein Prasidentenamt oder Rektorenamt einer Hochschule als
Professorin oder Professor der Besoldungsgruppe C 4 ein hoheres Grundgehalt zuziiglich der Zuschiisse im
Sinne der Nummern 1 und 2 der Vorbemerkungen zu der Bundesbesoldungsordnung C 4 bezogen haben, erhal-
ten eine Ausgleichszulage in Hohe des Unterschiedsbetrags. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltféhig, soweit
sie zum Ausgleich des Grundgehalts oder eines ruhegehaltfihigen Zuschusses dient.

Dienstbeziige fiir Professorinnen und Professoren als Richterin oder Richter

Professorinnen und Professoren an einer Hochschule, die zugleich das Amt einer Richterin oder eines Richters
der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 ausiiben, erhalten, solange sie beide Amter bekleiden, die Dienstbeziige
aus ihrem Amt als Professorin oder Professor und eine nicht ruhegehaltféhige Zulage. Die Zulage betrédgt, wenn

die Professorin oder der Professor ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 ausiibt, monatlich 205,54 Euro, wenn sie
oder er ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 ausiibt, monatlich 230,08 Euro.

Besoldungsordnung W

Besoldungsgruppe W 1

)

D

Professorin, Professor !

Nach § 44 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes an einer Universitit oder gleichgestellten Hochschule.

Besoldungsgruppe W 2

)

an einer Fachhochschule -

Professorin, Professor an einer Kunsthochschule

Universititsprofessorin, Universititsprofessor '

)

D

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe W 3.
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Besoldungsgruppe W 3

Professorin, Professor "

- an einer Fachhochschule -

Professorin, Professor an einer Kunsthochschule

Universititsprofessorin, Universitétsprofessor "

Priisidentin, Prisident der ... ?

Vizeprasidentin, Vizeprisident der ... 2

Rektorin, Rektor der ... 2

D
2)

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe W 2.
Der Amtsbezeichnung ist ein Zusatz beizufligen, der auf die Hochschule hinweist, der die Amtsinhaberin oder der
Amtsinhaber angehort.
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Besoldungsordnung R

Vorbemerkung

Anlage 3
(zu § 38 Satz 1, § 62 Absatz 1)

Zulage fiir Richterinnen, Richter, Staatsanwiéltinnen und Staatsanwiilte bei obersten Gerichtshofen des Bun-

des sowie bei obersten Bundesbehorden

Richterinnen, Richter, Staatsanwéltinnen und Staatsanwélte erhalten, wenn sie bei obersten Gerichtshéfen des Bundes
oder obersten Bundesbehdrden verwendet werden, eine Stellenzulage nach den fiir Beamtinnen und Beamte des

Bundes geltenden Vorschriften.

Besoldungsordnung R

Besoldungsgruppe R 1

Richterin, Richter am Amtsgericht
Richterin, Richter am Arbeitsgericht
Richterin, Richter am Landgericht
Richterin, Richter am Sozialgericht
Richterin, Richter am Verwaltungsgericht
Direktorin, Direktor des Amtsgerichts
Direktorin, Direktor des Arbeitsgerichts
Direktorin, Direktor des Sozialgerichts D

Staatsanwiltin, Staatsanwalt 2

1))
2)

An einem Gericht mit bis zu 3 Richterplanstellen; erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.
Erhilt als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter bei der Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht mit 4 Planstellen

und mehr fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte eine Amtszulage nach Anlage 8; anstatt einer Planstelle fiir ei-
ne Oberstaatsanwiltin oder einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter kdnnen bei einer
Staatsanwaltschaft mit 4 und 5 Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte eine Planstelle fiir eine
Staatsanwiltin oder einen Staatsanwalt als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter und bei einer Staatsanwaltschaft
mit 6 und mehr Planstellen fiir Staatsanwaltinnen und Staatsanwilte 2 Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und

Staatsanwilte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter ausgebracht werden.
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Besoldungsgruppe R 2

Richterin, Richter am Amtsgericht

- als weitere aufsichtfiihrende Richterin oder weiterer aufsichtfiithrender Richter - V

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Direktorin oder eines Direktors - 2
Richterin, Richter am Arbeitsgericht

- als weitere aufsichtfithrende Richterin oder weiterer aufsichtfiihrender Richter -

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Direktorin oder eines Direktors - 2
Richterin, Richter am Finanzgericht

Richterin, Richter am Landessozialgericht

Richterin, Richter am Oberlandesgericht

Richterin, Richter am Sozialgericht

- als weitere aufsichtfithrende Richterin oder weiterer aufsichtfiihrender Richter - V

- als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Direktorin oder eines Direktors -
Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landgericht

Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht

Direktorin, Direktor des Amtsgerichts ¥

Direktorin, Direktor des Arbeitsgerichts ¥

Direktorin, Direktor des Sozialgerichts ¥

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Amtsgerichts ¥

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Arbeitsgerichts ¥

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Landgerichts *

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Sozialgerichts ¥

Vizeprasidentin, Vizeprisident des Verwaltungsgerichts *

Oberstaatsanwaltin, Oberstaatsanwalt

- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - ®

Leitende Oberstaatsanwiltin, Leitender Oberstaatsanwalt

- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - 7

D" An einem Gericht mit 15 und mehr Richterplanstellen. Bei 22 Richterplanstellen und auf je 7 weitere Richter-

planstellen kann fiir weitere aufsichtfiihrende Richterinnen oder Richter je eine Richterplanstelle der Besoldungs-
gruppe R 2 ausgebracht werden.
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2)
3)

4)

5)

6)

7)
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An einem Gericht mit 8 und mehr Richterplanstellen.

An einem Gericht mit 4 und mehr Richterplanstellen; erhilt an einem Gericht mit 8 und mehr Richterplanstellen
eine Amtszulage nach Anlage 8.

Als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Présidentin oder eines Prasidenten der Besoldungs-
gruppe R 3 oder R 4; erhilt an einem Gericht mit 16 und mehr Richterplanstellen eine Amtszulage nach Anla-
ge 8.

Erhélt als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Prisidentin oder eines Prasidenten der Besol-
dungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage nach Anlage 8.

Auf je 4 Planstellen fiir Staatsanwiltinnen und Staatsanwélte kann eine Planstelle fiir eine Oberstaatsanwiltin
oder einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter ausgebracht werden; erhélt als die stdn-
dige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Leitenden Oberstaatsanwiéltin oder eines Leitenden Oberstaats-
anwalts der Besoldungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage nach Anlage 8.

Mit bis zu 10 Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte; erhélt eine Amtszulage nach Anlage 8.

Besoldungsgruppe R 3

Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Finanzgericht

Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landessozialgericht

Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht

Prisidentin, Prisident des Amtsgerichts "

Prisidentin, Prisident des Arbeitsgerichts

Prisidentin, Prisident des Landgerichts "

Prédsidentin, Prasident des Sozialgerichts b

Prisidentin, Prisident des Verwaltungsgerichts

Vizeprasidentin, Vizeprisident des Finanzgerichts 2

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Landessozialgerichts 2

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Landgerichts *

Vizeprisidentin, Vizeprisident des Oberlandesgerichts 2

Leitende Oberstaatsanwaltin, Leitender Oberstaatsanwalt

als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - ¥

als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlandesgericht -

3)

An einem Gericht mit bis zu 40 Richterplanstellen einschlieBlich der Richterplanstellen der Gerichte, iiber die die
Prasidentin oder der Prisident die Dienstaufsicht fiihrt.

Erhélt als die stindige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Prisidentin oder eines Prisidenten der Besol-
dungsgruppe R 6 eine Amtszulage nach Anlage 8.

Als die standige Vertreterin oder der stindige Vertreter der Priasidentin oder des Prisidenten eines Gerichts mit
81 und mehr Richterplanstellen, einschlieBlich der Richterplanstellen der Gerichte, iiber die die Préisidentin oder
der Prisident die Dienstaufsicht fiihrt.

Mit 11 bis 40 Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte.
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Besoldungsgruppe R 4

Prisidentin, Prisident des Amtsgerichts

Priisidentin, Prisident des Landgerichts "

Prisidentin, Prisident des Verwaltungsgerichts "
Vizeprisidentin, Vizeprisident des Landessozialgerichts 2
Vizeprisidentin, Vizeprisident des Oberlandesgerichts %
Leitende Oberstaatsanwaltin, Leitender Oberstaatsanwalt

- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - ¥

An einem Gericht mit 41 bis 80 Richterplanstellen einschlieBlich der Richterplanstellen der Gerichte, iiber die die
Présidentin oder der Président die Dienstaufsicht fiihrt.

Als die stdndige Vertreterin oder der stindige Vertreter einer Prisidentin oder eines Présidenten der Besoldungs-
gruppe R 8.

Mit 41 und mehr Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte.

2)

3)

Besoldungsgruppe R 5

Prisidentin, Prisident des Finanzgerichts "
Prisidentin, Prisident des Landessozialgerichts
Préasidentin, Président des Landgerichts )
Présidentin, Priasident des Oberlandesgerichts b
Generalstaatsanwiltin, Generalstaatsanwalt

- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlandesgericht -

An einem Gericht mit bis zu 25 Richterplanstellen im Bezirk.

An einem Gericht mit 81 bis 150 Richterplanstellen einschlielich der Richterplanstellen der Gerichte, iiber die
die Prisidentin oder der Prisident die Dienstaufsicht fiihrt.

Mit bis zu 100 Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte im Bezirk.

2)

3)

Besoldungsgruppe R 6

Prisidentin, Prisident des Finanzgerichts "

Prisidentin, Prisident des Landessozialgerichts ?

Priisidentin, Prisident des Oberlandesgerichts ?
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Generalstaatsanwéltin, Generalstaatsanwalt

- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlandesgericht -

An einem Gericht mit 26 und mehr Richterplanstellen im Bezirk.
An einem Gericht mit 26 bis 100 Richterplanstellen im Bezirk.
Mit 101 und mehr Planstellen fiir Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte im Bezirk.

Besoldungsgruppe R 7

(nicht besetzt)

Besoldungsgruppe R 8

Présidentin, Priasident des Landessozialgerichts b

Priisidentin, Prisident des Oberlandesgerichts

D An einem Gericht mit 101 und mehr Richterplanstellen im Bezirk.

Besoldungsgruppe R 9

(nicht besetzt)

Besoldungsgruppe R 10

(nicht besetzt)
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Anlage 4

(zu § 20 Absatz 2, § 29 Satz 1, § 38 Satz 2)

1. Grundgehaltssiitze fiir Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A

(Monatsbetrage in Euro)

Besol- 2-Jahres-Rhythmus | 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

dungs- Stufe

gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

A4 1821,69 1871,74 1921,72 1971,75 2021,77 2071,78 2121,79 2171,80 2221,82 2271,84

AS 1835,93 1899,96 1949,74 1999,48 2049,26 2099,01 2148,77 2198,53 224829 2298,06

A6 1877,97 1932,60 1987,25 2041,88 2 096,50 2151,14 2205,80 2260,42 2315,07 2369,71

A7 1957,84 2006,95 2075,71 2 144,44 2213,19 2281,95 2350,71 2399,80 2448,89 2 498,02

A8 2076,71 213546 2223,54 2311,65 2399,76 248787 2 546,62 2 605,34 2 664,10 272281

A9 2208,59 2266,39 2360,42 2454,44 254848 2642,51 2707,15 2771,81 2 836,44 2901,08

A10 237510 | 245540 | 257587 | 269635 | 281683 | 293731 3017,62 | 3097,93 | 317824 | 3258,54

All 2728,60 | 2852,05 [ 297548 | 309894 | 322240 | 330471 3386,97 | 3469,30 | 3551,59 | 3633,90

A2 3077,11 322427 3371,46 3 518,65 3616,74 371487 3812,98 3911,12 4009,22

A13 3449,22 3 608,16 3767,08 392599 4031,96 4137,92 424387 4349,83 4 455,78

Al4 3 628,06 3 834,16 4 040,25 4246,35 4 383,72 4521,13 4 658,53 4795,94 4933,33

A5 4 436,94 4 663,53 4 844,82 5026,07 520735 5388,63 5569,90

Al6 4 894,14 5156,19 5365,87 557551 5785,15 5994,80 6 204,46
Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014

Besol- 2-Jahres-Rhythmus | 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

dungs- Stufe

gruppe 1 2 3 4 3 6 7 8 9 10 11 12

A4 1854,48 1905,43 1956,31 2007,24 2058,16 2109,07 2159,98 2210,89 2261,81 2312,73

AS 1 868,98 1934,16 1984,84 2035,47 2086,15 2136,79 218745 2238,10 2288,76 233943

A6 1911,77 1 967,39 2023,02 2078,63 213424 2189,86 2245,50 2301,11 2356,74 2412,36

A7 1993,08 | 204308 | 2113,07 | 2183,04 | 2253,03 | 2323,03 | 2393,02 | 2443,00 | 249297 | 254298

A8 2 114,09 2173,90 2263,56 235326 2442,96 2532,65 2592,46 2652,24 2712,05 2771,82

A9 224834 2307,19 240291 2498,62 259435 2 690,08 2755,88 2 821,70 2 887,50 2953,30

A10 241785 2 499,60 2622,24 2744,88 2867,53 2990,18 3071,94 3 153,69 323545 3317,19

All 2777,71 2903,39 3029,04 3154,72 3 280,40 3364,19 344794 3531,75 3615,52 3699,31

A12 3132,50 328231 3432,15 3 581,99 3681,84 3781,74 3 881,61 3 981,52 4 081,39

A13 3511,31 3673,11 3 834,89 3 996,66 4104,54 4212,40 4320,26 4428,13 4535,98

Al4 3693,37 3903,17 4112,97 4322,78 4462,63 4602,51 4742,38 4882,27 5022,13

AlS 451680 | 474747 | 4932,03 | 5116,54 | 5301,08 | 548563 5670,16

Al6 498223 | 5249,00 | 546246 | 567587 | 588928 | 6102,71 6316,14
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Giiltig ab 1. Januar 2015

Besol- 2-Jahres-Rhythmus 3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus

dungs- Stufe

gruppe 1 2 3 4 S 6 7 8 9 10 11 12
A4 1914,58 1965,53 2016,41 2067,34 211826 2169,17 2220,08 2270,99 232191 2372,83

AS 1 929,08 1994,26 2044,94 2095,57 2146,25 2196,89 2247,55 2298,20 2348,86 2399,53

A6 1971,87 2027,49 2083,12 213873 219434 2249,96 2 305,60 2361,21 2416,84 2472,46

AT 2053,18 2103,18 2173,17 2243,14 2313,13 2383,13 2453,12 2503,10 2553,07 2 603,08

A8 2174,19 2234,00 2323,66 2413,36 2503,06 2592,75 2 652,56 2712,34 2772,15 2831,92

A9 2308,44 2367,29 2463,01 2558,72 2654,45 2750,18 2815,98 2 881,80 2 947,60 3013,40

A10 247795 2559,70 2682,34 2 804,98 2927,63 3050,28 3132,04 3213,79 3295,55 3377,29

All 283781 2963,49 3089,14 321482 3 340,50 342429 3508,04 359185 3675,62 375941
Al2 3192,60 | 334241 | 349225 | 3642,09 | 374194 | 384184 | 3941,71 | 404162 | 4141,49
Al13 357141 373321 389499 | 405676 | 4164,64 | 427250 | 438036 | 448823 | 4596,08
Al4 375347 3963,27 4173,07 4 382,88 4522,73 4662,61 4 802,48 4942,37 5082,23
AlS 4576,90 4 807,57 4992,13 5176,64 5361,18 5545,73 5730,26
Al6 5042,33 5309,10 5522,56 573597 5949,38 6162,81 6376,24

2. Grundgehaltssétze fiir Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung B
(Monatsbetrage in Euro)

Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Besoldungs-

gruppe

B 1 5569,90
B2 6 469,69
B3 6 850,61
B4 7 249,60
B5 7707,32
B6 8 139,58
B7 8560,03
B8 8998,29
B9 9 542,41
B 10 11232,15
B11 11 667,66
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Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014

Giiltig ab 1. Januar 2015

Besoldungs-

gruppe

B1 5670,16
B2 6 586,14
B3 6973,92
B4 7 380,09
B5 7 846,05
B6 8286,09
B7 8 714,11
B8 9160,26
B9 9714,17
B 10 11434,33
B 11 11 877,68

Besoldungs-

gruppe

B1 5730,26
B2 6 646,24
B3 7 034,02
B4 7 440,19
BS5 7 906,15
B6 8 346,19
B7 8774,21
B8 9220,36
B9 9774,27
B 10 11 494,43
B11 11 937,78
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3. Grundgehaltssiitze fiir Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung W
(Monatsbetriage in Euro)

Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Besoldungs-
gruppe

3 878,16 4421,53 5 356,04

Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014

Besoldungs- W1 W2 W3
gruppe
394797 4 501,12 5 452,45
Giiltig ab 1. Januar 2015
Besoldungs- W1 W2 W3
gruppe

4008,07 456122 5512,55
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4. Grundgehaltssitze fiir Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung R

Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

(Monatsbetriage in Euro)

Besol- 2-Jahres-Rhythmus
dungs- 1 2 3 [ 4 5 6 7 8 9 10 11
gtuppe Stufe
R1 3687,99 | 3771,67 | 398747 | 4203,32 | 4419,14 | 463499 | 4850,79 | 506662 | 528246 | 549829 | 5714,14
R2 4504,15 | 471995 | 493579 | 5151,62 | 5367,46 | 558329 | 5799,09 | 6014,93 | 6230,73
R3 6850,61
R4 7249,60
RS 770732
R6 8 139,58
R7 8 560,03
RS 8 998,29
Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
Besol- 2-Jahres-Rhythmus
dungs- 1 2 3 [ 4 5 6 7 8 9 10 11
gruppe Stufe
R1 375437 | 3839,56 | 405924 | 427898 | 4498,68 | 471842 | 4938,10 | 515782 | 5377,54 | 5597,26 | 581699
R2 458522 | 480491 | 5024,63 | 524435 | 5464,07 | 5683,79 | 590347 | 612320 | 634288
R3 6973,92
R4 7380,09
RS 7 846,05
R6 8 286,09
R7 8714,11
RS 9160,26
Giiltig ab 1. Januar 2015
Besol- 2-Jahres-Rhythmus
dungs- 1 2 3 [ 4 s [ s 7 3 9 10 11
gruppe Stufe
R1 381447 | 3899,66 | 411934 | 4339,08 | 4558,78 | 4778,52 | 499820 | 521792 | 5437,64 | 565736 | 5877,09
R2 464532 | 486501 | 5084,73 | 530445 | 552417 | 5743,89 | 5963,57 | 618330 | 640298
R3 7034,02
R4 7 440,19
RS 7906,15
R6 8 346,19
R7 877421
RS 9220,36
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Anlage 5
(zu § 65 Absatz 1 Satz 2)

Grundgehaltssitze fiir Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung C
(Monatsbetrige in Euro)

Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Besol- Stufe

dungs-

EmE 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
cl 307838 | 318435 | 329028 | 339624 | 350221 | 360816 | 371411 | 382005 | 392599 | 4031,96 | 4137.92 | 424387 | 4349.83 | 445578
c2 308499 | 325385 | 342271 | 359159 | 376041 | 392927 | 409814 | 426698 | 443584 | 460471 | 477353 | 494240 | 511124 | 5280,12 | 544898
c3 339098 | 358217 | 377337 | 396458 | 415573 | 434694 | 453812 | 472930 | 492051 | S111,72 | 5302.88 | 549408 | 568529 | 587647 | 6067.66
c4 4291,08 | 448328 | 467547 | 486766 | 505987 | 525206 | 544425 | 563644 | 582864 | 602084 | 6213,05 | 640521 | 6597.41 | 678962 | 698181

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergiitungen
(Monatsbetrige)

— in der Reihenfolge der Gesetzesstellen —

Dem Grunde nach geregelt in der Zulage

(Betrag in Euro, Anteil in Prozent)

Bundesbesoldungsordnung C
Vorbemerkungen
Nummer 2 b 79,84

Nummer 3

fiir Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen

Cl1 12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr. Al3
C2 12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr. A5
C3undC4 12,5 Prozent des Grundgehalts*) der BesGr. B3

Nummer 5

wenn ein Amt ausgeiibt wird der Besoldungsgruppe

R1 210,58

R2 235,72
Besoldungsgruppe

C 2, Fulinote 1 | 106,88

*) Nach Mafigabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBI. I S. 3091)
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Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
Besol- Stufe
dungs-
gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
ci 3133,79 | 324167 | 334951 | 345737 | 356525 | 367311 | 378096 | 388881 | 399666 | 410454 | 421240 | 432026 | 442813 | 453598
c2 314052 | 331242 | 348432 | 365624 | 382810 | 400000 | 417191 | 434379 | 451560 | 4687.59 | 485945 | 503136 | 520324 | 537516 | 5547.06
c3 345202 | 364665 | 384129 | 403594 | 423053 | 442518 | 461981 | 481443 | 500908 | 520373 | 539833 | 559297 | 578763 | 598225 | 6176.88
c4 436832 4563,98 4759,63 495528 515095 5 346,60 554225 573790 5933,56 6129,22 6324.88 6 520,50 6716,16 691183 710748
Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergiitungen
(Monatsbetrige)
— in der Reihenfolge der Gesetzesstellen —
. Zulage
Dem Grunde nach geregelt in der g
(Betrag in Euro, Anteil in Prozent)
Bundesbesoldungsordnung C
Vorbemerkungen
Nummer 2 b 81,28
Nummer 3
fiir Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
Cl1 12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr. A 13
C2 12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr. Al5
C3undC4 12,5 Prozent des Grundgehalts*) der BesGr. B3
Nummer 5
wenn ein Amt ausgeiibt wird der Besoldungsgruppe
R1 214,37
R2 239,96
Besoldungsgruppe
C 2, Fufinote 1 108,80

*) Nach Mafigabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBI. I S. 3091)
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Giiltig ab 1. Januar 2015
Besol- Stufe
dungs-
gruppe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15
ci 319389 | 330177 | 340961 | 351747 | 362535 | 373321 | 384106 | 394891 | 405676 | 416464 | 427250 | 438036 | 448823 | 459608
c2 320062 | 337252 | 354442 | 371634 | 388820 | 4060,10 | 423201 | 440380 | 457579 | 474769 | 491955 | 509146 | 526334 | 543526 | 5607,16
c3 351202 | 370675 | 390139 | 409604 | 429063 | 448528 | 467991 | 487453 | 5069,18 | 526383 | 545843 | 565307 | 584773 | 604235 | 623698
c4 442842 4 624,08 481973 501538 5211,05 5406,70 5602,35 5798,00 5993.,66 6189,32 6 384,98 6 580,60 6 776,26 6971,93 7167.58
Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergiitungen
(Monatsbetrige)
— in der Reihenfolge der Gesetzesstellen —
. Zulage
Dem Grunde nach geregelt in der g
(Betrag in Euro, Anteil in Prozent)
Bundesbesoldungsordnung C
Vorbemerkungen
Nummer 2 b 81,28
Nummer 3
fiir Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
Cl1 12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr. A 13
C2 12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr. Al5
C3undC4 12,5 Prozent des Grundgehalts*) der BesGr. B3
Nummer 5
wenn ein Amt ausgeiibt wird der Besoldungsgruppe
R1 214,37
R2 239,96
Besoldungsgruppe
C 2, Fufinote 1 108,80

*) Nach Mafigabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBI. I S. 3091)
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Anlage 6

(vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2014 zu § 66 Absatz 1 Satz 1,
ab 1. Januar 2015 zu § 40 Absatz 1 Satz 1)

Familienzuschlag
(Monatsbetrige in Euro)

Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Stufe 1 Stufe 2
Besoldungsgruppen
(§ 40 Abs. 1) (§ 40 Abs. 2)
A4bisA8 112,42 213,37
tibrige 118,06 219,01

Bei mehr als einem Kind erhoht sich der Familienzuschlag

fiir das zweite zu beriicksichtigende Kind um 100,95

fiir das dritte und jedes weitere zu beriicksichtigende Kind um 314,54

Erhohungsbetriige fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5
Der Familienzuschlag erhoht sich

in der Stufe 2 fiir das erste zu beriicksichtigende Kind um 5,11
ab der Stufe 3 fiir jedes weitere zu beriicksichtigende Kind um

in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45

in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren
Besoldungsgruppe zuriickbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusitzlich gewahrt.

Anrechnungsbetrag nach § 39 Abs. 2 Satz 1
- in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 8: 104,47
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 110,89




Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014

Giiltig ab 1.
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. November 2013

Stufe 1 Stufe 2
Besoldungsgruppen
(§ 40 Abs. 1) (§ 40 Abs. 2)
A4DbisA8 114,44 217,21
tibrige 120,20 222,97

Bei mehr als einem Kind erhoht sich der Familienzuschlag

fiir das zweite zu beriicksichtigende Kind um 102,77
fiir das dritte und jedes weitere zu beriicksichtigende Kind um 320,20
Erhohungsbetriige fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A §
Der Familienzuschlag erhoht sich
in der Stufe 2 fiir das erste zu beriicksichtigende Kind um 5,11
ab der Stufe 3 fiir jedes weitere zu beriicksichtigende Kind um
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren
Besoldungsgruppe zuriickbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusitzlich gewahrt.

Anrechnungsbetrag nach § 39 Abs. 2 Satz 1

- in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 8:
- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12:

106,35
112,89

Januar 2015

Der Familienzuschlag betréigt

flir das erste zu beriicksichtigende Kind

flir das zweite zu beriicksichtigende Kind

flir das dritte und jedes weitere zu beriicksichtigende Kind

140,00

140,00

320,20
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Anwiirtergrundbetrag
(Monatsbetrage in Euro)
Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Anlage 7
(zu § 55 Satz 1)

73

Eingangsamt, in das die Anwiérterin oder der Anwérter nach Abschluss des

Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt Grundbetrag
A4 882,07
ASbisAS8 997,48
A9bisAll 1 049,09
Al2 1182,72
A 13 1213,12
A 13 + Zulage
(Nummer 13 Buchstabe ¢ der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B)
oderR 1 1 246,50
Giiltig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
Eingangsamt, in das die {\nwﬁrt?rin oder def Anwéirtftr n.ach Abschluss des Gl
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
A4 897,95
ASbisAS8 1 015,43
A9bis A1l 1 067,97
Al2 1204,01
A1l3 1234,96
A 13 + Zulage
(Nummer 13 Buchstabe ¢ der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B)
oderR 1 1268,94
Giiltig ab 1. Januar 2015
Eingangsamt, in das die {\nwﬁrt?rin oder def Anwéirtftr n.ach Abschluss des Gl
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
A4 958,05
ASbisAS8 1 075,53
A9bis A1l 1 128,07
Al2 1264,11
A 13 1295,06

A 13 + Zulage
(Nummer 13 Buchstabe ¢ der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B)
oderR 1

1.329,04
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Anlage 8
(zu § 42 Satz 1, Anlagen 1 und 3)

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergiitungen
(Monatsbetrage)

— in der Reihenfolge der Gesetzesstellen —
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Giiltig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014

Dem Grunde nach geregelt im / in den / in der

Zulage in Euro oder in Prozent

Br gischen

§ 42 (Zulage fiir Lehrkrifie mit besonderen Funktionen)

A9, FuBnote 2

Lehrkrifte mit stindigen Aufgaben im Rahmen der Lehrerausbildung, Lehrerfortbildung bis zu 100,00
Lehrkrifte mit stindigen Aufgaben im Rahmen der Schulvisitation bis zu 100,00
Lehrertrainerinnen und Lehrertrainer bis zu 100,00
Besoldungsordnungen A und B - Vorbemerkungen
Nummer 3.1 (F hnikerzulage)
fir B i und Beamte der Besold uppen
AsSund A6 35,79
AT7bis A9 51,13
des gehobenen und des héheren Dienstes 76,69
Nummer 4.1 (Fliegerzulage)
Buchstabe a 368,13
Buchstabe b 294,50
Nummer 5 (Nachpriiferzulage) 102,26
Nummer 7 (Sicherheitszulage)
fur B i und Beamte der Bi uppen
A4undAS 115,04
A6bisA9 153,39
A 10 und hoher 191,73
Nummer 8.1 (Polizeizulage)
nach einer Dienstzeit von
einem Jahr 63,69
zwei Jahren 127,38
Nummer 9.1 (Feuerwehrzulage)
nach einer Dienstzeit von
einem Jahr 63,69
zwei Jahren 127,38
Nummer 10.1 (Voll: 95,53
Nummer 11 (Meisterzulage) 38,35
Nummer 12.1 (Aufendienstzulage)
fiir Beamtinnen und Beamte
des mittleren Dienstes 17,05
des gehobenen Dienstes 38,35
Nummer 13 (471 Stell I
Buchstabe a - Doppelbuchstabe aa 18,37
- Doppelbuchstabe bb 71,84
Buchstabe b 79,84
Buchstabe ¢ 79,84
Nummer 14 198,97
Besoldungsgruppen
A 4, Fuinote 1 63,26
A5, Fuinote 1 63,26
A 6, Fuinote 2 34,29
A9, Fuinote 1 und 3 255,35

8 Prozent des
Endgrundgehalts
der Besoldungsgruppe A 9

R 3, FuBinote 2

A 12, FuBnote 2 und 4 148,31
A 13, FuBnote 4, 5 und 6 259.48
A 13, FuBnote 7 und 9 177,90
A 14, FuBinote 3 177,90
A 15, FuBinote 2 und 7 177,90
A 12 kw, FuBnote 5 Buchstabe ¢ und d 148,31
A 12 kw, FuBnote 6 Absatz 2 148,31
Besoldungsordnung R

Besoldungsgruppen

R 1, FuBnote 1 und 2 196,68
R 2, FuBnote 3 bis 7 196,68

196,68
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Giiltig ab 1. Juli 2014

Dem Grunde nach geregelt im / in den / in der

Zulage in Euro oder in Prozent

Br gischen

§ 42 (Zulage fiir Lehrkrifie mit besonderen Funktionen)

Lehrkriéfte mit stéindigen Aufgaben im Rahmen der Lehrerausbildung, Lehrerfortbildung bis zu 100,00
Lehrkrifte mit stindigen Aufgaben im Rahmen der Schulvisitation bis zu 100,00
Lehrertrainerinnen und Lehrertrainer bis zu 100,00
Besoldungsordnungen A und B - Vorbemerkungen
Nummer 3.1 (F hnikerzulage,
fir B i und Beamte der Besold uppen
AsSund A6 35,79
AT7bis A9 51,13
des gehobenen und des héheren Dienstes 76,69
Nummer 4.1 (Fliegerzulage)
Buchstabe a 368,13
Buchstabe b 294,50
Nummer 5 (Nachpriiferzulage) 102.26
Nummer 7 (Sicherheitszulage)
fir B i und Beamte der Besold uppen
AdundAS 115,04
A6bisA9 153,39
A 10 und hoher 191,73
Nummer 8.1 (Polizeizulage)
nach einer Dienstzeit von
einem Jahr 63,69
zwei Jahren 127,38
Nummer 9.1 (Feuerwehrzulage)
nach einer Dienstzeit von
einem Jahr 63,69
zwei Jahren 127,38
Nummer 10.1 (Voll: li I 95,53
Nummer 11 (Meisterzulage) 3835
Nummer 12.1 (Aufiendienstzulage)
fiir Beamtinnen und Beamte
des mittleren Dienstes 17,05
des gehobenen Dienstes 38,35
Nummer 13 (471, 1 I
Buchstabe a - Doppelbuchstabe aa 18,70
- Doppelbuchstabe bb 73,13
Buchstabe b 81,28
Buchstabe ¢ 81,28
Nummer 14 202,55
Besoldungsgruppen
A 4, FuBnote 1 64,40
A5, FuBnote 1 64,40
A 6, FuBinote 2 3491
A9, FuBnote 1 und 3 259,95

A9, FuBinote 2

8 Prozent des
Endgrundgehalts
der Besoldungsgruppe A 9

A 12, FuBinote 2 und 4 150,98
A 13, FuBnote 4, 5 und 6 264,15
A 13, FuBnote 7 und 9 181,10
A 14, FuBnote 3 181,10
A 15, FuBnote 2 und 7 181,10
A 12 kw, FuBinote 5 Buchstabe ¢ und d 150,98
A 12 kw, Fuinote 6 Absatz 2 150,98
Besoldungsordnung R

Besoldungsgruppen

R 1, FuBnote 1 und 2 200,22
R 2, FuBnote 3 bis 7 200,22

R 3, FuBnote 2

200,22
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Artikel 2

Beamtenversorgungsgesetz fiir das Land Brandenburg
(Brandenburgisches Beamtenversorgungsgesetz — BbgBeamtVG)
Inhaltsiibersicht

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich

§2 Regelung durch Gesetz

§3 Festsetzung, Zustindigkeit

§4 Arten der Versorgung

§5 Zahlungsweise

§6 Abtretung, Verpfandung, Aufrechnung, Zuriickbehaltungsrecht
§7 Riickforderung von Versorgungsbeziigen

§8 Verjéhrung

§9 Anzeige- und Mitwirkungspflichten
§ 10 Rundungsvorschriften

§ 11 Verlust der Versorgung

Abschnitt 2
Versorgungsbeziige

Unterabschnitt 1
Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag

§12 Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts

§13 Ruhegehaltfahige Dienstbeziige

§ 14 RegelmiBige ruhegehaltfahige Dienstzeit

§ 15 Erhohung der ruhegehaltfahigen Dienstzeit

§ 16 Wehrdienst und vergleichbare Zeiten

§17 Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhédltnis im 6ffentlichen Dienst
§ 18 Sonstige Zeiten

§19 Ausbildungszeiten

§20 Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet

§21 Wissenschaftliche Qualifikationszeiten



§22
§23
§ 24
§25
§26
§27
§28

§29

§30
§31
§32
§33
§ 34
§35
§36
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§38
§39
§ 40
§ 41
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§43

§ 44
§ 45
§ 46

§ 47

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschadigender Verwendung
Allgemeine Bestimmungen zur Beriicksichtigung von Dienstzeiten
Nicht zu beriicksichtigende Zeiten

Hohe des Ruhegehalts

Voriibergehende Erhhung des Ruhegehaltssatzes

Beamtinnen und Beamte auf Zeit

Unterhaltsbeitrag fiir entlassene Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte auf Probe in leitender Funktion

Unterabschnitt 2
Hinterbliebenenversorgung

Versorgungsurheberinnen und Versorgungsurheber
Arten der Hinterbliebenenversorgung

Beziige fiir den Sterbemonat

Sterbegeld

Witwen- und Witwergeld

Hohe des Witwen- und Witwergeldes

Witwen- und Witwerabfindung

Unterhaltsbeitrag flir nicht witwen- und witwergeldberechtigte Witwen und Witwer oder hinterbliebene

eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner

Waisengeld

Hohe des Waisengeldes

Zusammentreffen von Witwen- und Witwergeld, Waisengeld und Unterhaltsbeitragen
Unterhaltsbeitrag fiir Hinterbliebene

Beginn der Zahlungen

Erloschen der Hinterbliebenenversorgung

Unterabschnitt 3
Unfallfiirsorge
Allgemeines
Dienstunfall
Einsatzversorgung

Meldung und Untersuchungsverfahren
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§73
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Nichtgewidhrung von Unfallfiirsorge

Begrenzung der Unfallfiirsorgeanspriiche

Erstattung von Sachschidden und besonderen Aufwendungen
Schadensausgleich in besonderen Fillen

Heilverfahren

Pflegekosten

Unfallausgleich

Unfallruhegehalt

Erhohtes Unfallruhegehalt

Unterhaltsbeitrag fiir frithere Beamtinnen und Beamte sowie frithere Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamte

Unterhaltsbeitrag bei Schadigung eines ungeborenen Kindes

Unfallsterbegeld

Unfall-Hinterbliebenenversorgung

Unterhaltsbeitrag fiir Hinterbliebene und fiir Verwandte der aufsteigenden Linie
Hochstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung

Einmalige Unfallentschiadigung

Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte

Unterabschnitt 4
Ubergangsgeld, Ausgleich, Beziige bei Verschollenheit

Ubergangsgeld

Ubergangsgeld fiir entlassene politische Beamtinnen und Beamte
Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen

Beziige bei Verschollenheit

Unterabschnitt 5
Familienbezogene Leistungen

Familienzuschlag
Ausgleichsbetrag
Kindererziehungszuschlag
Pflegezuschlag

Voriibergehende Gewéhrung von Zuschlagen
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Abschnitt 3
Anrechnungs-, Kiirzungs- und Ruhensvorschriften

§ 74 Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen

§75 Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbeziige

§76 Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Renten

§77 Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Versorgung aus zwischenstaatlicher und iiberstaatlicher
Verwendung

§78 Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Entschidigung oder Versorgungsbeziigen nach dem Be-

schluss 2005/684/EG, Euratom
§79 Reihenfolge der Anwendung der Anrechnungs-, Kiirzungs- und Ruhensvorschriften
§ 80 Nichtberticksichtigung der Versorgungsbeziige
§ 81 Kiirzung der Versorgungsbeziige wegen Versorgungsausgleich
§ 82 Abwendung der Kiirzung der Versorgungsbeziige

Abschnitt 4
Versorgungslastenteilung bei landesinternen Dienstherrenwechseln

§83 Dienstherrenwechsel
) Abfchnitt 5
Uberleitungs- und Ubergangsbestimmungen
§ 84 Uberleitung vorhandener Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfinger
§ 85 Ubergangsregelung fiir vorhandene Beamtinnen und Beamte
§ 86 Ausgleichsbetrag fiir Kommunale Beamtinnen und Beamte auf Zeit

§ 87 Regelung zu § 42 Absatz 8 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes
§ 88 (derzeit nicht besetzt)

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§ 89 Ermichtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften

§ 90 Als Landesrecht weitergeltende Rechts- und Verwaltungsvorschriften
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemeinde-
verbénde und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts; ausgenommen sind unbeschadet des § 64 die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und die eh-
renamtlichen Richterinnen und Richter.

(2) Dieses Gesetz gilt entsprechend fiir die Versorgung der Richterinnen und Richter des Landes.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht fiir die 6ffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihre Verbénde.

§2

Regelung durch Gesetz
(1) Die Versorgung der Beamtinnen, Beamten und ihrer Hinterbliebenen wird durch Gesetz geregelt.

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die der Beamtin oder dem Beamten eine hohere als die gesetz-
lich zustehende Versorgung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt fiir Versicherungsvertriage, die zu
diesem Zweck abgeschlossen werden.

(3) Aufdie gesetzlich zustehende Versorgung kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden.

(4) Wird die Besoldung allgemein angepasst, sind von demselben Zeitpunkt an die Versorgungsbeziige durch
Gesetz entsprechend zu regeln.

(5) Als Anpassung gilt auch die Neufassung der Grundgehaltstabelle mit unterschiedlicher Anderung der Grundge-
haltssitze und die allgemeine Erhdhung oder Verminderung der Besoldung um feste Betrége.

§3

Festsetzung, Zustindigkeit

(1) Die Festsetzung und Berechnung der Versorgungsbeziige, die Bestimmung der Zahlungsempféngerin oder des
Zahlungsempfangers, die Entscheidung iliber die Beriicksichtigung von Zeiten als ruhegehaltféhige Dienstzeit sowie
iiber die Bewilligung von Versorgungsbeziigen aufgrund von Ermessensvorschriften obliegt der fiir die Festsetzung
und Regelung von Versorgungsbeziigen bestimmten Stelle (Pensionsbehorde). Fiir die Versorgungsberechtigten des
Landes wird die Pensionsbehdrde durch Rechtsverordnung der Landesregierung bestimmt. In der Rechtsverordnung
kann die Zustindigkeit der Pensionsbehorde fiir weitere Angelegenheiten der Versorgung und der Nachversicherung
bestimmt werden.

(2) Entscheidungen iiber die Bewilligung von Versorgungsbeziigen aufgrund von Ermessensvorschriften diirfen
erst beim Eintritt des Versorgungsfalles getroffen werden; vorherige Zusicherungen sind unwirksam.

(3) Ob Zeiten aufgrund der §§ 17 bis 21 als ruhegehaltfahige Dienstzeit zu beriicksichtigen sind, soll in der Regel
bei der Berufung in das Beamtenverhéltnis entschieden werden; diese Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt
des Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde liegt.

(4) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen Angelegenheiten, die eine grundsitzliche, iiber den Einzelfall hi-
nausgehende Bedeutung haben, sind von dem fiir das Versorgungsrecht zustdndigen Ministerium zu treffen.
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§4
Arten der Versorgung
Versorgungsbeziige sind
1. Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag,
2. Hinterbliebenenversorgung,
3. Beziige bei Verschollenheit,
4. Unfallfiirsorge,
5. Ubergangsgeld,
6.  Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen,
7.  Familienzuschlag nach § 69 Absatz 2,
8. Ausgleichsbetrag nach § 70,

9.  Leistungen nach den §§ 71 bis 73.

§5

Zahlungsweise

(1) Die Versorgungsbeziige sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, fiir die gleichen Zeitrdume und zum gleichen
Zeitpunkt zu zahlen wie die Dienstbeziige der Beamtinnen und Beamten.

(2) Werden Versorgungsbeziige nach dem Tag der Filligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.

(3) Bei Versorgungsberechtigten, die ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt auerhalb der Europdischen Uni-
on haben, soll die Pensionsbehorde die Zahlung der Versorgungsbeziige von der Vorlage einer Lebensbescheinigung
abhéngig machen. Des Weiteren kann sie die Bestellung einer Empfangsbevollméchtigten oder eines Empfangsbe-
vollméchtigten im Geltungsbereich des Beamtenstatusgesetzes verlangen.

(4) Fiir die Zahlung der Versorgungsbeziige haben Versorgungsberechtigte auf Verlangen der Pensionsbehérde ein
Konto anzugeben oder einzurichten, auf das die Uberweisung erfolgen kann. Die Kontoeinrichtungs-, Kontofiih-
rungs- und Buchungsgebiihren tragen die Versorgungsberechtigten. Die Ubermittlungskosten mit Ausnahme der
Kosten fiir die Gutschrift auf dem Konto der Versorgungsberechtigten triigt die Pensionsbehérde. Bei einer Uberwei-
sung der Versorgungsbeziige auf ein aullerhalb der Europdischen Union gefiihrtes Konto tragen die Versorgungsbe-
rechtigten die Kosten und die Gefahr der Ubermittlung der Versorgungsbeziige sowie die Kosten einer Meldung nach
§ 67 der AuBlenwirtschaftsverordnung. Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn den
Versorgungsberechtigten die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos aus wichtigem Grund nicht zugemutet wer-
den kann.

§6

Abtretung, Verpfindung, Aufrechnung, Zuriickbehaltungsrecht

(1) Anspriiche auf Versorgungsbeziige konnen nur abgetreten oder verpfandet werden, soweit sie der Pfandung
unterliegen. Gegeniiber Anspriichen auf Versorgungsbeziige kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zuriickbe-
haltungsrecht nur in Hohe des pfiandbaren Teils der Versorgungsbeziige geltend machen.

(2) Anspriiche auf Sterbegeld (§ 33), auf Schadensausgleich (§ 51), auf Erstattung der Kosten des Heilverfahrens
(§ 52) und der Pflege (§ 53), auf Unfallausgleich (§ 54), auf Unfallsterbegeld (§ 59) sowie auf einmalige Unfallent-
schadigung (§ 63) konnen nicht gepfandet, abgetreten oder verpfandet werden. Forderungen des Dienstherrn gegen
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die Verstorbene oder den Verstorbenen aus Vorschuss- oder Darlehensgewihrungen sowie aus Uberzahlungen von
Dienst- oder Versorgungsbeziigen kdnnen auf das Sterbegeld angerechnet werden.

§7

Riickforderung von Versorgungsbeziigen

(1) Werden Versorgungsberechtigte durch eine gesetzliche Anderung ihrer Versorgungsbeziige mit riickwirkender
Kraft schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbetrdge nicht zu erstatten.

(2) Im Ubrigen regelt sich die Riickforderung zu viel gezahlter Versorgungsbeziige nach den Vorschriften des
Biirgerlichen Gesetzbuchs iiber die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so
offensichtlich war, dass die Empfangerin oder der Empfénger ihn hétte erkennen miissen. Von der Riickforderung
kann aus Billigkeitsgriinden mit Zustimmung der obersten Dienstbehdrde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz
oder teilweise abgesehen werden.

(3) Geldleistungen, die fiir die Zeit nach dem Tod von Versorgungsberechtigten auf ein Konto bei einem Geldinsti-
tut tiberwiesen wurden, gelten als unter Vorbehalt erbracht. Das Geldinstitut hat sie der iiberweisenden Stelle zurtick-
zuiiberweisen, wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zuriickfordert. Eine Verpflichtung zur Riickiiberweisung be-
steht nicht, soweit iiber den entsprechenden Betrag bei Eingang der Riickforderung bereits anderweitig verfiigt wur-
de, es sei denn, dass die Riickiiberweisung aus einem Guthaben erfolgen kann. Das Geldinstitut darf den {iberwiese-
nen Betrag nicht zur Befriedigung eigener Forderungen verwenden.

(4) Soweit Geldleistungen fiir die Zeit nach dem Tod von Versorgungsberechtigten zu Unrecht erbracht worden
sind, haben die Personen, die die Geldleistung in Empfang genommen oder iiber den entsprechenden Betrag verfiigt
haben, diesen Betrag der iiberweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 3 von dem Geldinstitut zu-
riickiiberwiesen wird. Ein Geldinstitut, das eine Riickiiberweisung mit dem Hinweis abgelehnt hat, dass iiber den
entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfiigt wurde, hat der {iberweisenden Stelle auf Verlangen Namen und
Anschrift der Personen, die iiber den Betrag verfiigt haben, sowie etwaiger neuer Kontoinhaberinnen oder Kontoin-
haber zu benennen. Ein Anspruch gegen die Erbinnen und Erben bleibt unberiihrt.

§8
Verjiahrung

Anspriiche nach diesem Gesetz und nach Verordnungen, die auf der Grundlage dieses Gesetzes ergangen sind, und
Anspriiche auf Riickzahlung von zu viel gezahlten Versorgungsbeziigen verjahren in drei Jahren; Anspriiche auf
Riickzahlung von Versorgungsbeziigen verjéhren in zehn Jahren, wenn durch vorsétzlich oder leichtfertig unrichtige
oder unvollstindige Angaben oder das vorsitzliche oder leichtfertige pflichtwidrige Unterlassen von Angaben die
Gewidhrung oder Belassung von Versorgungsbeziigen bewirkt wurde. Die Verjahrung beginnt mit dem Schluss des
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Im Ubrigen sind die §§ 194 bis 218 des Biirgerlichen Gesetzbuchs ent-
sprechend anzuwenden.

§9
Anzeige- und Mitwirkungspflichten
(1) Die personalaktenfithrende Stelle hat der Pensionsbehérde jede Verwendung von Versorgungsberechtigten
unter Angabe der gewihrten Beziige, ebenso jede spitere Anderung der Beziige oder die Zahlungseinstellung sowie
die Gewdhrung einer Versorgung unverziiglich anzuzeigen.

(2) Die Versorgungsberechtigten haben der Pensionsbehorde unverziiglich

1.  alle Tatsachen anzugeben, die fiir die Versorgung erheblich sind, und auf Verlangen der Pensionsbehorde der
Erteilung der erforderlichen Auskiinfte durch Dritte zuzustimmen,
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2. Anderungen in den personlichen Verhiltnissen, die fiir die Versorgung erheblich sind oder iiber die im Zusam-
menhang mit der Versorgung Erkldrungen abgegeben worden sind, mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen der Pensionsbehdrde Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer
Vorlage zuzustimmen.

Satz 1 gilt entsprechend fiir Personen, die Versorgungsleistungen zu erstatten haben. Die Pensionsbehérde kann
Erkenntnisse und Beweismittel an Sachverstdndige weitergeben, soweit dies zur Entscheidung iiber die Versorgung
notwendig ist.

(3) Auf Verlangen der obersten Dienstbehdrde oder der von ihr bestimmten Stelle oder der Pensionsbehdrde haben
sich die Versorgungsberechtigten von einer von ihnen bestimmten Person &rztlich oder psychologisch untersuchen
oder beobachten zu lassen und die erforderlichen Auskiinfte zu erteilen, soweit dies zur Entscheidung iiber die Ge-
wihrung von Versorgungsbeziigen (§ 4) erforderlich ist. Die oberste Dienstbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle
oder die Pensionsbehdrde ist zur Weitergabe von Erkenntnissen und Beweismitteln an die mit der Begutachtung
beauftragte Person berechtigt.

(4) Kommen Versorgungsberechtigte den in den Absédtzen 2 und 3 oder in anderen Bestimmungen dieses Gesetzes
genannten Mitwirkungspflichten schuldhaft nicht nach, so kann ihnen die Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit
oder auf Dauer entzogen werden. Beim Vorliegen besonderer Verhiltnisse kann die Versorgung ganz oder teilweise
wieder zuerkannt werden. Die Entscheidung trifft die Pensionsbehorde.

§10

Rundungsvorschriften

(1) Bei der Berechnung von Versorgungsbeziigen (§ 4) sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5
abzurunden und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimal-
stellen durchgefiihrt. Jeder Versorgungsbestandteil ist einzeln zu runden.

(2) Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltfdhigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des
Nenners 365 umzurechnen; Absatz 1 gilt entsprechend.

§11

Verlust der Versorgung

(1) Eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter verliert mit der Rechtskraft der Entscheidung die Rechte
als Ruhestandsbeamtin oder als Ruhestandsbeamter, wenn

1. sie oder er wegen einer vorsitzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder wegen einer
vorsitzlichen Tat, die nach den Vorschriften iiber Friedensverrat, Hochverrat, Gefdhrdung des demokratischen
Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefahrdung der dufleren Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von
mindestens sechs Monaten verurteilt worden ist oder

2. aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemal Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grund-
recht verwirkt wurde oder wegen einer vor Beendigung des Beamtenverhédltnisses begangenen Tat eine Ent-
scheidung ergeht, die nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes zum Verlust der Beamtenrechte fiihrt.

(2) Die §§ 35 und 36 des Landesbeamtengesetzes sind entsprechend anzuwenden.
(3) Die Absitze 1 und 2 gelten fiir Hinterbliebene entsprechend.

(4) Kommt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter den Verpflichtungen aus § 29 Absatz 2, 4 und 5,
§ 30 Absatz 3 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes schuldhaft nicht nach, obwohl auf die Folgen eines solchen Verhal-
tens schriftlich hingewiesen worden ist, so verliert sie oder er fiir diese Zeit die Versorgungsbeziige. Die oberste
Dienstbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle stellt den Verlust der Versorgungsbeziige fest. Eine disziplinarrecht-
liche Verfolgung wird dadurch nicht ausgeschlossen.
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(5) Die oberste Dienstbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle kann anordnen, dass Empféngerinnen und Emp-
fanger von Hinterbliebenenversorgung die Versorgungsbeziige auf Zeit oder auf Dauer teilweise oder ganz verlieren,
wenn sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes betétigt haben. Der
Sachverhalt ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Landesdisziplinargesetzes {iber die Durchfiihrung
des Disziplinarverfahrens zu ermitteln. Absatz 1 bleibt unberiihrt.

Abschnitt 2

Versorgungsbeziige

Unterabschnitt 1

Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag

§12
Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts
(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewihrt, wenn die Beamtin oder der Beamte
1. eine Dienstzeit von mindestens fiinf Jahren abgeleistet hat oder

2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschddigung, die sie oder er sich ohne grobes Verschulden bei
Ausiibung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfihig geworden ist.

Die Dienstzeit wird ab dem Zeitpunkt der ersten Berufung in das Beamtenverhiltnis gerechnet und nur beriicksich-
tigt, soweit sie ruhegehaltfahig ist. Zeiten, die kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhegehaltfihig gelten oder nach § 17
als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriicksichtigt werden, sind einzurechnen. Satz 3 gilt nicht fiir Zeiten, die die Beamtin
oder der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zuriickgelegt
hat.

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Beginn des Ruhestands, in den Fillen des § 4 des Brandenbur-
gischen Besoldungsgesetzes nach Ablauf der Zeit, fiir die Dienstbeziige gewéhrt werden.

(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige und der ruhegehaltfihigen Dienst-
zeit berechnet.

§13

Ruhegehaltfihige Dienstbeziige
(1) Ruhegehaltfahige Dienstbeziige sind
1. das Grundgehalt,
2. sonstige Dienstbeziige, die nach dem Besoldungsrecht ruhegehaltfihig sind,

3. Leistungsbeziige nach den §§ 31 bis 33 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes, soweit sie nach § 35 des
Brandenburgischen Besoldungsgesetzes ruhegehaltfihig sind,

die der Beamtin oder dem Beamten in den Fillen der Nummern 1 und 2 zuletzt zugestanden haben. Bei hauptberufli-
chen Hochschulleiterinnen und Hochschulleitern und hauptberuflichen Vizeprisidentinnen und Vizeprésidenten, die
vor dem Wechsel in dieses Amt ein anderes Amt bekleidet haben, sind die ruhegehaltfédhigen Dienstbeziige aus dem
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vorherigen Amt ruhegehaltfdhig, wenn es fiir sie giinstiger ist. Bei Teilzeitbeschiftigung und Beurlaubung ohne
Dienstbeziige (Freistellung) gelten als ruhegehaltfahige Dienstbeziige die dem letzten Amt entsprechenden vollen
ruhegehaltfahigen Dienstbeziige. Satz 3 gilt entsprechend bei eingeschrénkter Verwendung einer Beamtin oder eines
Beamten wegen begrenzter Dienstféhigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes.

(2) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfdhigkeit aufgrund eines Dienstunfalls im Sinne des § 45 in
den Ruhestand getreten, so ist das Grundgehalt der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Absatz 3 oder Absatz 5 malige-
benden Besoldungsgruppe nach der Stufe zugrunde zu legen, die bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens
der Altersgrenze hitte erreicht werden kdnnen.

(3) Ist eine Beamtin oder ein Beamter aus einem Amt in den Ruhestand getreten, das nicht dem Eingangsamt der
Laufbahn oder das keiner Laufbahn angehdrt, und hat sie oder er die Dienstbeziige dieses oder eines mindestens
gleichwertigen Amtes vor dem Eintritt in den Ruhestand nicht mindestens zwei Jahre erhalten, so sind ruhegehaltfa-
hig nur die Beziige des vorher bekleideten Amtes. Hat die Beamtin oder der Beamte vorher ein Amt nicht bekleidet,
so setzt die oberste Dienstbehorde die ruhegehaltfahigen Dienstbeziige bis zur Hohe der ruhegehaltfahigen Dienstbe-
ziige der nichstniedrigeren Besoldungsgruppe fest. In die Zweijahresfrist einzurechnen ist die innerhalb dieser Frist
liegende Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbeziige, soweit sie als ruhegehaltfahig beriicksichtigt worden ist.

(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte vor Ablauf der Frist infolge von Krankheit, Verwun-
dung oder sonstiger Beschiddigung, die sie oder er sich ohne grobes Verschulden bei Ausiibung oder aus Veranlas-
sung des Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand getreten oder verstorben ist.

(5) Das Ruhegehalt einer Beamtin oder eines Beamten, die oder der frither ein mit héheren Dienstbeziigen verbun-
denes Amt bekleidet und diese Beziige mindestens zwei Jahre erhalten hat, wird, sofern sie oder er in ein mit geringe-
ren Dienstbeziigen verbundenes Amt nicht lediglich auf ihren oder seinen im eigenen Interesse gestellten Antrag
iibergetreten ist, nach den hoheren ruhegehaltfdhigen Dienstbeziigen des frilheren Amtes und der gesamten ruhege-
haltfahigen Dienstzeit berechnet. Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 gelten entsprechend. Das Ruhegehalt darf jedoch die
ruhegehaltfahigen Dienstbeziige des letzten Amtes nicht {ibersteigen.

(6) Verringern sich bei einem Wechsel in ein Amt der Besoldungsordnung W die ruhegehaltfahigen Dienstbeziige,
so berechnet sich das Ruhegehalt aus den ruhegehaltfahigen Dienstbeziigen des fritheren Amtes und der gesamten
ruhegehaltfdhigen Dienstzeit, sofern die Beamtin oder der Beamte die Dienstbeziige des frilheren Amtes mindestens
zwei Jahre erhalten hat. Ruhegehaltfihig ist die zum Zeitpunkt des Wechsels erreichte Stufe des Grundgehalts. Auf
die Zweijahresfrist wird der Zeitraum, in dem die Beamtin oder der Beamte Dienstbeziige aus einem Amt der Besol-
dungsordnung W erhalten hat, angerechnet. Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 gelten entsprechend.

§ 14

RegelmiBlige ruhegehaltfihige Dienstzeit

(1) Ruhegehaltfahig ist die Dienstzeit, die die Beamtin oder der Beamte von dem Tag der ersten Berufung in das

Beamtenverhéltnis an im Dienst eines 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Beamtenverhiltnis zuriickgelegt hat.

Dies gilt nicht fiir die Zeit

1.  ineinem Amt, das die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten nur nebenbei beansprucht,

2. einer ehrenamtlichen Tatigkeit,

3. einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung; die Zeit einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung kann
beriicksichtigt werden, wenn ein Versorgungszuschlag in Hohe von 30 Prozent der ohne die Beurlaubung je-
weils zustehenden ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige gezahlt wurde; das fiir das Beamtenversorgungsrecht zu-
standige Ministerium kann Ausnahmen zulassen,

4.  eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der Besoldung.

(2) Nicht ruhegehaltfihig sind Dienstzeiten

1. in einem Beamtenverhéltnis, das durch Verlust der Beamtenrechte (§ 24 Absatz | des Beamtenstatusgesetzes)
oder durch Disziplinarurteil beendet worden ist,
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2. in einem Beamtenverhéltnis auf Probe oder auf Widerruf, das durch Entlassung wegen einer Handlung beendet
worden ist, die im Beamtenverhiltnis auf Lebenszeit mindestens eine Kiirzung der Dienstbeziige zur Folge hét-
te,

3. in einem Beamtenverhiltnis, das durch Entlassung auf Antrag der Beamtin oder des Beamten beendet worden
ist,

a)  wenn ihr oder ihm ein Verfahren mit der Folge des Verlustes der Beamtenrechte oder der Entfernung aus
dem Dienst drohte oder

b) wenn die Beamtin oder der Beamte den Antrag gestellt hat, um einer drohenden Entlassung nach Num-
mer 2 zuvorzukommen.

Das fiir das Versorgungsrecht zustindige Ministerium kann Ausnahmen zulassen.
(3) Der im Beamtenverhéltnis zuriickgelegten Dienstzeit stehen gleich
1. die im Richterverhiltnis zuriickgelegte Dienstzeit,

2. die Zeit als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung, sofern diese Zeit nicht zu einem eigen-
standigen dauerhaften Versorgungsanspruch gefiihrt hat,

3. die Zeit als Parlamentarische Staatssekretdrin oder als Parlamentarischer Staatssekretir bei einem Mitglied der
Bundesregierung oder einer Landesregierung, sofern diese Zeit nicht zu einem eigenstéindigen dauerhaften Ver-

sorgungsanspruch gefiihrt hat,

4.  die im 6ffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung zuriickgelegte Dienstzeit.

§15

Erhohung der ruhegehaltfihigen Dienstzeit

Die ruhegehaltfahige Dienstzeit nach § 14 erhéht sich um die Zeit, die eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestands-
beamter

1. in einer die Arbeitskraft voll beanspruchenden entgeltlichen Beschiftigung als Beamtin, Beamter, Richterin,
Richter, Berufssoldatin, Berufssoldat oder in einem Amtsverhédltnis im Sinne des § 14 Absatz 3 Nummer 2
und 3 zuriickgelegt hat, ohne einen neuen Versorgungsanspruch zu erlangen,

2. ineiner Tétigkeit im Sinne des § 14 Absatz 3 Nummer 4 zuriickgelegt hat.

§ 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 und Absatz 2 gilt entsprechend.

§16

Wehrdienst und vergleichbare Zeiten

(1) Als ruhegehaltfdhig gilt die Zeit, in der eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in das Beamten-
verhéltnis

1. berufsmifig im Dienst der Bundeswehr, der Nationalen Volksarmee der Deutschen Demokratischen Republik
oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat,

2. nichtberufsmaBigen Wehrdienst oder Polizeivollzugsdienst geleistet hat,

3. den freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes geleistet hat,
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4. nichtberufsméBigen Wehrdienst als Staatsangehorige oder als Staatsangehdriger eines Mitgliedstaates der Eu-
ropdischen Gemeinschaft in ihrem oder seinem Heimatland geleistet hat, wenn zum Zeitpunkt des Ableistens
des nichtberufsméfBigen Wehrdienstes das Heimatland der Beamtin oder des Beamten bereits Mitgliedstaat der
Européischen Gemeinschaft war,

5. sich aufgrund einer Krankheit oder Verwundung als Folge eines Dienstes nach den Nummern 1 bis 3 im An-
schluss an die Entlassung arbeitsunfahig in einer Heilbehandlung befunden hat.

(2) Dem nichtberufsmiBigen Wehrdienst stehen gleich

1. der Zivildienst (§ 78 Absatz 2 des Zivildienstgesetzes),

2. der Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz,

3. der Wehrersatzdienst als Bausoldat der Deutschen Demokratischen Republik geméfl der Anordnung des Natio-
nalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik iiber die Aufstellung von Baueinheiten im
Bereich des Ministeriums fiir Nationale Verteidigung vom 7. September 1964 (GBI. I Nr. 11 S. 129) in der Zeit

bis zum 28. Februar 1990,

4. der Zivildienst aufgrund der Verordnung iiber den Zivildienst in der Deutschen Demokratischen Republik vom
20. Februar 1990 (GBI. I Nr. 10 S. 79) in der Zeit vom 1. Mérz 1990 bis 2. Oktober 1990.

(3) § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 und Absatz 2 gilt entsprechend.

§17

Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhiltnis im 6ffentlichen Dienst
Als ruhegehaltfahig sollen auch folgende Zeiten bis zu fiinf Jahren beriicksichtigt werden, in denen eine Beamtin oder
ein Beamter im privatrechtlichen Arbeitsverhéltnis im Dienst eines 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn oder im Rah-
men eines Dienstordnungsvertrages ohne von der Beamtin oder dem Beamten zu vertretende Unterbrechung titig

war, sofern diese Tétigkeit zur Ernennung gefiihrt hat:

1. Zeiten einer hauptberuflichen in der Regel einer Beamtin oder einem Beamten obliegenden oder spéter einer
Beamtin oder einem Beamten iibertragenen entgeltlichen Beschiftigung oder

2. Zeiten einer fiir die Laufbahn der Beamtin oder des Beamten férderlichen Tatigkeit.

Das gilt auch fiir eine Téatigkeit im Dienst von Einrichtungen, die von mehreren 6ffentlich-rechtlichen Dienstherren
durch Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen zur Erflillung oder Koordinierung ihnen obliegender hoheitsrechtli-
cher Aufgaben geschaffen worden sind. Zeiten mit einer geringeren als der regelméBigen Arbeitszeit diirfen nur zu

dem Teil als ruhegehaltfahig beriicksichtigt werden, der dem Verhdltnis der tatsdchlichen zur regelméafBigen Arbeits-
zeit entspricht.

§ 18

Sonstige Zeiten
(1) Die Zeit, wihrend der eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in das Beamtenverhiltnis
1. hauptberuflich

a)  im Dienst 6ffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften oder ihrer Verbénde (Artikel 140 des Grundge-
setzes) oder

b)  im offentlichen oder nichtoffentlichen Schuldienst oder

¢) im Dienst der Fraktionen des Bundestages oder der Landtage oder kommunaler Vertretungskorperschaf-
ten oder
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d) im Dienst von kommunalen Spitzenverbidnden oder ihren Landesverbdnden sowie von Spitzenverbanden
der Sozialversicherung oder ihren Landesverbianden oder

e) im ausldndischen 6ffentlichen Dienst
tatig gewesen ist oder

2. auf wissenschaftlichem, kiinstlerischem, technischem oder wirtschaftlichem Gebiet besondere Fachkenntnisse
erworben hat, die die notwendige Voraussetzung fiir die Wahrnehmung ihres oder seines Amtes bilden, oder

3. als Entwicklungshelferin oder als Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes tétig gewesen
ist,

kann bis zu flinf Jahren als ruhegehaltféhige Dienstzeit beriicksichtigt werden.

(2) In den Fillen des Absatzes 1 Nummer 1 werden nur Zeiten beriicksichtigt, sofern ein innerer Zusammenhang
zwischen dieser Tatigkeit und dem ersten im Beamten- oder Richterverhéltnis iibertragenen Amt besteht.

§19

Ausbildungszeiten
(1) Die Zeit

1. der vorgeschriebenen Ausbildung (Fachschul-, Hochschul- und praktische Ausbildung, Vorbereitungsdienst,
tibliche Priifungszeit),

2. einer praktischen hauptberuflichen Titigkeit, die fiir die Ubernahme in das Beamtenverhiltnis vorgeschrieben
ist,

soll als ruhegehaltféhige Dienstzeit beriicksichtigt werden. Die Zeit einer Fachschulausbildung einschlieBlich der
Priifungszeit soll bis zu 1 095 Tagen und die Zeit einer Hochschulausbildung einschlieBlich der Priifungszeit bis zu
855 Tagen, insgesamt hochstens bis zu 1 095 Tagen beriicksichtigt werden.

(2) Fiir Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdienstes und des feuerwehrtechnischen Dienstes kdnnen Zeiten einer
praktischen Ausbildung und einer praktischen hauptberuflichen Tétigkeit anstelle einer Beriicksichtigung nach Ab-
satz 1 bis zu einer Gesamtzeit von fiinf Jahren als ruhegehaltféhige Dienstzeit beriicksichtigt werden, wenn sie fiir die
Wahrnehmung des Amtes forderlich sind.

(3) Die allgemeine Schulbildung zahlt nicht zur vorgeschriebenen Ausbildung, auch dann nicht, wenn sie durch
eine andere Art der Ausbildung ersetzt wurde.

(4) Bei anderen Bewerberinnen oder anderen Bewerbern (§ 16 des Landesbeamtengesetzes) konnen Zeiten nach
Absatz 1 als ruhegehaltfahig beriicksichtigt werden, soweit sie fiir Lautbahnbewerberinnen oder Laufbahnbewerber
vorgeschrieben sind. Ist eine Laufbahn der Fachrichtung des ausgeiibten Amtes bei einem Dienstherrn noch nicht
gestaltet, so gilt das Gleiche fiir solche Zeiten, die bei Gestaltung der Laufbahn mindestens vorgeschrieben werden.

§ 20

Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet

(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten nach § 16, Beschéftigungszeiten nach § 17 und sonstige Zeiten nach
den §§ 18 und 21, die die Beamtin oder der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet zuriickgelegt hat, werden nicht als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriicksichtigt, wenn die
allgemeine Wartezeit fiir die gesetzliche Rentenversicherung erfiillt ist und diese Zeiten als rentenrechtliche Zeiten
beriicksichtigungsfahig sind. Ausbildungszeiten im Sinne des § 19 sind nicht ruhegehaltféhig, soweit die allgemeine
Wartezeit fiir die gesetzliche Rentenversicherung erfiillt ist. Rentenrechtliche Zeiten sind auch solche im Sinne des
Artikels 2 des Renten-Uberleitungsgesetzes.

89



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I - Nr. 32 vom 20. November 2013

(2) Wenn die allgemeine Wartezeit fiir die gesetzliche Rentenversicherung nicht erfiillt ist, konnen die in Absatz 1
genannten Zeiten im Rahmen der dort genannten Vorschriften insgesamt hdchstens bis zu fiinf Jahren als ruhegehalt-
féhig beriicksichtigt werden.

§21

Wissenschaftliche Qualifikationszeiten

(1) Fiir die Versorgung der Professorinnen und Professoren sowie des wissenschaftlichen Personals an Hochschu-
len im Beamtenverhéltnis mit Bezligen nach der Bundesbesoldungsordnung C gemif § 77 Absatz 2 und 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung und ihrer Hinterbliebenen gelten die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. Satz 1 gilt auch fiir die Versorgung der Professo-
rinnen und Professoren, der hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter sowie Mitglieder von Leitungsgremien an Hoch-
schulen im Beamtenverhéltnis mit Beziigen nach der Besoldungsordnung W des Brandenburgischen Besoldungsge-
setzes und ihrer Hinterbliebenen.

(2) Ruhegehaltfahig ist auch die Zeit, in der Beamtinnen und Beamte im Sinne des Absatzes 1 nach der Habilitati-
on oder einer Juniorprofessur dem Lehrkorper einer Hochschule angehdrt haben. Als ruhegehaltfahig gilt auch die zur
Vorbereitung auf die Promotion benétigte Zeit bis zu zwei Jahren. Die in einer Habilitationsordnung vorgeschriebene
Mindestzeit fiir die Erbringung der Habilitationsleistungen oder sonstiger gleichwertiger wissenschaftlicher Leistun-
gen kann als ruhegehaltfahige Dienstzeit beriicksichtigt werden; soweit die Habilitationsordnung eine Mindestdauer
nicht vorschreibt, sind bis zu drei Jahren beriicksichtigungsfdhig. Die nach erfolgreichem Abschluss eines Hoch-
schulstudiums vor der Ernennung zur Professorin, zum Professor, zur Hochschuldozentin, zum Hochschuldozenten,
zur Oberassistentin, zum Oberassistenten, zur Oberingenieurin, zum Oberingenieur, zur Wissenschaftlichen oder
Kiinstlerischen Assistentin, zum Wissenschaftlichen oder Kiinstlerischen Assistenten liegende Zeit einer hauptberuf-
lichen Tiétigkeit, in der besondere Fachkenntnisse erworben wurden, die fiir die Wahrnehmung des Amtes forderlich
sind, soll in den Féllen des § 39 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b des Brandenburgischen Hochschulgesetzes als
ruhegehaltfiihig beriicksichtigt werden; im Ubrigen kann sie bis zu fiinf Jahren in vollem Umfang, dariiber hinaus bis
zur Hilfte als ruhegehaltfdhig berlicksichtigt werden. Zeiten nach Satz 4 konnen in der Regel insgesamt nicht iiber
zehn Jahre hinaus als ruhegehaltfihig beriicksichtigt werden. Zeiten mit einer geringeren als der regelméBigen Ar-
beitszeit diirfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfihig beriicksichtigt werden, der dem Verhéltnis der tatsdchlichen zur
regelmaBigen Arbeitszeit entspricht.

§22

Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschiidigender Verwendung

(1) Ist die Beamtin oder der Beamte vor Vollendung des 60. Lebensjahres wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhe-
stand versetzt worden, wird die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats der Vollen-
dung des 60. Lebensjahres fiir die Berechnung des Ruhegehalts der ruhegehaltfahigen Dienstzeit zu zwei Dritteln
hinzugerechnet, soweit sie nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehaltfdhig beriicksichtigt wird (Zurechnungs-
zeit). Ist die Beamtin oder der Beamte nach § 29 des Beamtenstatusgesetzes erneut in das Beamtenverhaltnis berufen
worden, so wird eine der Berechnung des fritheren Ruhegehalts zugrunde gelegene Zurechnungszeit insoweit bertick-
sichtigt, als die Zahl der dem neuen Ruhegehalt zugrunde liegenden Dienstjahre hinter der Zahl der dem fritheren
Ruhegehalt zugrunde gelegenen Dienstjahre zuriickbleibt.

(2) Die Zeit der Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten in Léndern, in denen sie oder er gesundheitssché-
digenden klimatischen Einfliissen ausgesetzt war, kann bis zum Doppelten als ruhegehaltfihige Dienstzeit beriick-
sichtigt werden, wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr gedauert hat. Entsprechendes gilt fiir Beurlaubungen,
wenn flir die Beurlaubungszeit ein Versorgungszuschlag in Héhe von 30 Prozent der ohne die Beurlaubung jeweils
zustehenden ruhegehaltfahigen Dienstbeziige gezahlt wird und die Tétigkeit 6ffentlichen Belangen oder dienstlichen
Interessen diente und dies spitestens bei Beendigung des Urlaubs anerkannt worden ist; das fiir das Beamtenversor-
gungsrecht zustindige Ministerium kann Ausnahmen zulassen.

(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des Absatzes 1 als auch die des Absatzes 2 erfiillt, findet die gilinstigere
Vorschrift Anwendung.
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§23

Allgemeine Bestimmungen zur Beriicksichtigung von Dienstzeiten

(1)  Zeiten einer Teilzeitbeschiftigung sind nur zu dem Teil ruhegehaltfdhig, der dem Verhéltnis der erméBigten zur
regelméBigen Arbeitszeit entspricht; Zeiten einer Altersteilzeit nach beamten- oder richterrechtlichen Bestimmungen
sind zu neun Zehnteln der Arbeitszeit ruhegehaltfihig, die der Bemessung der ermifBigten Arbeitszeit wiahrend der
Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist. Zeiten der eingeschrinkten Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten
wegen begrenzter Dienstfahigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes sind nur zu dem Teil ruhegehaltfdhig, der
dem Verhéltnis der ermdBigten zur regelméBigen Arbeitszeit entspricht; bis zum Ablauf des Monats der Vollendung
des 60. Lebensjahres mindestens im Umfang des § 22 Absatz 1 Satz 1.

(2) Zeiten im Sinne der §§ 16 bis 18 und 20 sollen nur beriicksichtigt werden, wenn sie vor der Berufung in das
Beamtenverhéltnis zuriickgelegt wurden.

(3) Hauptberuflich ist eine Tatigkeit, wenn sie gegen Entgelt erbracht wird, den Schwerpunkt der beruflichen Ta-
tigkeit darstellt, dem durch Ausbildung und Berufswahl geprigten Berufsbild entspricht und deren Beschéftigungs-
umfang im gleichen Zeitraum im Beamtenverhiltnis zuldssig gewesen wire.

(4) Die Gesamtversorgung aus den im Rahmen der Ermessensausiibung nach den §§ 18, 19 und 21 zu beriicksich-
tigenden Versorgungsleistungen und den nach diesem Gesetz zu leistenden Versorgungsbeziigen soll die Hochstgren-
ze nach § 76 Absatz 2 nicht libersteigen.

§ 24

Nicht zu beriicksichtigende Zeiten

Zeiten im Sinne des § 64 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes sind nicht ruhegehaltféhig.

§25

Hohe des Ruhegehalts

(1) Das Ruhegehalt wird durch Anwendung eines Prozentsatzes (Ruhegehaltssatz) auf die ruhegehaltfahigen Bezii-
ge (§ 13) ermittelt. Der Ruhegehaltssatz betrégt fiir jedes Jahr ruhegehaltféhiger Dienstzeit 1,79375 Prozent, insge-
samt jedoch hochstens 71,75 Prozent.

(2) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 Prozent fiir jedes Jahr, um das die Beamtin oder der Beamte vor Ablauf
des Monats, in dem

1. die Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht wird, nach § 46 Absatz 1
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird,

2. die geltende Altersgrenze erreicht wird, nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhe-
stand versetzt wird oder

3. die Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht wird, wegen Dienstunfahigkeit,
die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird.

Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 Prozent nicht {ibersteigen. § 10 gilt entsprechend. Gilt fiir die Beamtin oder
fiir den Beamten eine vor der Vollendung der Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes
liegende Altersgrenze, tritt sie in den Féllen des Satzes 1 Nummer 1 und 3 an die Stelle der Altersgrenze nach § 46
Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes. Gilt fiir die Beamtin oder den Beamten eine nach der Vollendung des
65. Lebensjahres liegende Altersgrenze, wird in den Fillen des Satzes 1 Nummer 2 nur die Zeit bis zum Ablauf des
Monats beriicksichtigt, in dem die Beamtin oder der Beamte das 65. Lebensjahr vollendet.
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(3) Das Ruhegehalt betrdgt mindestens 35 Prozent der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige nach § 13 (amtsabhéngige
Mindestversorgung). An dessen Stelle treten, wenn dies giinstiger ist, 66,5 Prozent der ruhegehaltfahigen Bezilige aus
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 (amtsunabhéngige Mindestversorgung).

(4) Ubersteigt beim Zusammentreffen von Mindestversorgung nach Absatz 3 mit einer Rente nach Anwendung des
§ 76 die Versorgung das nach Absatz 1 erdiente Ruhegehalt, so ruht die Versorgung bis zur Hohe des Unterschieds
zwischen dem erdienten Ruhegehalt und der Mindestversorgung. Der Familienzuschlag nach § 69 Absatz 2 bleibt bei
der Berechnung aufler Betracht. Die Summe aus Versorgung und Rente darf nicht hinter dem Betrag der Mindestver-
sorgung zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 zuriickbleiben. Zahlbar bleibt mindestens das erdiente
Ruhegehalt zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2. Die Sétze 1 bis 4 gelten entsprechend fiir Witwen
und Witwer, fiir hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner und fiir Waisen.

(5) Bei in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtinnen oder Beamten betrdgt das Ruhegehalt fiir die Dauer
der Zeit, die die Beamtin oder der Beamte das Amt, aus dem sie oder er in den einstweiligen Ruhestand versetzt
worden ist, innehatte, mindestens fiir die Dauer von sechs Monaten, ldngstens fiir die Dauer von drei Jahren,
71,75 Prozent der ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich die Beamtin
oder der Beamte zur Zeit der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand befunden hat. Das erhdhte Ruhegehalt darf
die Dienstbeziige, die der Beamtin oder dem Beamten zu diesem Zeitpunkt zustanden, nicht iibersteigen.

§26

Voriibergehende Erhohung des Ruhegehaltssatzes

(1) Der nach § 25 Absatz 1, § 27 Absatz 2 und § 55 Absatz 3 Satz 1 berechnete Ruhegehaltssatz erhht sich vorii-
bergehend, wenn die Beamtin oder der Beamte vor Erreichen der Altersgrenze nach § 45 des Landesbeamtengesetzes
in den Ruhestand getreten oder versetzt worden ist und

1. bis zum Beginn des Ruhestands die allgemeine Wartezeit von fiinf Jahren fiir eine Rente der gesetzlichen Ren-
tenversicherung erfiillt war,

2. die Beamtin oder der Beamte wegen

a)  Dienstunfdhigkeit im Sinne des § 26 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes in den Ruhestand versetzt wor-
den ist oder

b)  Erreichens der Altersgrenze nach den §§ 110, 117 und 118 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand
getreten ist,

3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht hat und

4.  keine Einkiinfte im Sinne des § 74 Absatz 5 bezieht; Einkiinfte bleiben auler Betracht, soweit sie durchschnitt-
lich im Monat 470 Euro nicht {iberschreiten.

(2) Die Erhohung des Ruhegehaltssatzes betrigt 0,95667 Prozent der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige fiir je zwolf
Kalendermonate der fiir die Erflillung der Wartezeit (Absatz 1 Nummer 1) anrechnungsfahigen Pflichtbeitragszeiten,
soweit sie nicht von § 73 Absatz 1 erfasst werden, vor Begriindung des Beamtenverhéltnisses zuriickgelegt wurden
und nicht als ruhegehaltfahig beriicksichtigt sind. Der hiernach berechnete Ruhegehaltssatz darf 66,97 Prozent nicht
iiberschreiten. In den Féllen des § 25 Absatz 2 ist das Ruhegehalt, das sich nach Anwendung der Sdtze 1 und 2 ergibt,
entsprechend zu vermindern. Fiir die Berechnung nach Satz 1 sind verbleibende Kalendermonate unter Benutzung
des Nenners 12 umzurechnen. § 10 gilt entsprechend.

(3) Die Erhohung fillt spétestens mit Ablauf des Monats weg, in dem die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestands-
beamte die maBgebliche Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht. Sie
endet vorher, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte

1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der
Rente oder
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2. in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a nicht mehr dienstunfihig ist, mit Ablauf des Monats, in
dem ihr oder ihm der Wegfall der Erh6hung mitgeteilt wird, oder

3. ein Erwerbseinkommen bezicht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Erwerbstatigkeit.

§ 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 gilt sinngemé5.

§27

Beamtinnen und Beamte auf Zeit

(1) Fiir die Versorgung der Beamtinnen und Beamten auf Zeit und ihrer Hinterbliebenen gelten die Bestimmungen
fiir die Versorgung der Beamtinnen und Beamten und ihrer Hinterbliebenen entsprechend, soweit in diesem Gesetz
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Fiir Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die eine ruhegehaltfdhige Dienstzeit von zehn Jahren zuriickgelegt haben,
betrdgt der Ruhegehaltssatz, wenn es fiir sie giinstiger ist, nach einer Amtszeit von acht Jahren als Beamtin auf Zeit
oder als Beamter auf Zeit 35 Prozent der ruhegehaltfahigen Beziige und steigt mit jedem weiteren vollen Amtsjahr als
Beamtin auf Zeit oder als Beamter auf Zeit um 1,91333 Prozent der ruhegehaltfahigen Beziige bis zum Hochstruhe-
gehaltssatz von 71,75 Prozent. Als Amtszeit rechnet hierbei auch die Zeit bis zur Dauer von fiinf Jahren, die eine
Beamtin auf Zeit oder ein Beamter auf Zeit im einstweiligen Ruhestand zuriickgelegt hat. § 25 Absatz 2 und 3 ist
entsprechend anzuwenden.

(3) Fiihren Beamtinnen und Beamte auf Zeit nach Ablauf ihrer Amtszeit das bisherige Amt unter erneuter Beru-
fung in das Beamtenverhiltnis auf Zeit oder durch Wiederwahl fiir die folgende Amtszeit weiter, gilt fiir die Anwen-
dung dieses Gesetzes das Beamtenverhéltnis als nicht unterbrochen. Satz 1 gilt entsprechend fiir Beamtinnen und fiir
Beamte auf Zeit, die aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbrechung in ein vergleichbares oder hoherwertiges Amt
unter erneuter Berufung in das Beamtenverhiltnis auf Zeit gewihlt werden.

(4) Ein Ubergangsgeld nach § 65 wird nicht gewiihrt, wenn die Beamtin auf Zeit oder der Beamte auf Zeit einer
gesetzlichen Verpflichtung, das Amt nach Ablauf der Amtszeit unter erneuter Berufung in das Beamtenverhiltnis
weiterzufiihren, nicht nachkommt.

(5) Werden Beamtinnen und Beamte auf Zeit wegen Dienstunféhigkeit entlassen, gelten in Bezug auf die Gewah-
rung eines Unterhaltsbeitrags die §§ 28 und 41 entsprechend.

(6) Wird eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit abgewdhlt, erhélt sie oder er bis zum Ablauf
ihrer oder seiner Amtszeit, bei einem vorherigen Eintritt in den Ruhestand oder der Entlassung ldngstens bis zu die-
sem Zeitpunkt, Versorgung mit der Mal3gabe, dass das Ruhegehalt wihrend der ersten fiinf Jahre 71,75 Prozent der
ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich die Beamtin oder der Beamte zur
Zeit der Abwahl befunden hat, betrdgt. Die ruhegehaltfahige Dienstzeit nach § 14 erhoht sich um die Zeit, in der eine
Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit Versorgung nach Satz 1 erhilt, bis zu flinf Jahren; das Hochst-
ruhegehalt nach Absatz 2 darf nicht tiberschritten werden.

(7)  Zeiten, wihrend der eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit durch eine hauptberufliche
Tétigkeit oder eine Ausbildung auflerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse erworben hat, die fiir die
Wahrnehmung des Amtes forderlich sind, konnen bis zu einer Gesamtzeit von vier Jahren als ruhegehaltfdhig bertick-
sichtigt werden, die Zeit einer Fachschul- oder Hochschulausbildung einschlie3lich der Priifungszeit bis zu drei Jah-
ren. § 3 Absatz 3 gilt entsprechend.

§28

Unterhaltsbeitrag fiir entlassene Beamtinnen und Beamte

Einer Beamtin auf Lebenszeit, einem Beamten auf Lebenszeit, einer Beamtin auf Probe oder einem Beamten auf
Probe, die oder der wegen Erreichens der Altersgrenze nach § 22 Absatz 1 Nummer 2 des Beamtenstatusgesetzes
entlassen ist oder wegen Dienstunfahigkeit nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Beamtenstatusgesetzes zu ent-
lassen ist, kann auf Antrag ein Unterhaltsbeitrag fiir jedes Jahr der Dauer ihres oder seines Dienstverhéltnisses, ldngs-
tens fiir fiinf Jahre bis zur Hohe des Ruhegehalts bewilligt werden.
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§29

Beamtinnen und Beamte auf Probe in leitender Funktion
(1) § 28 findet auf Beamtenverhiltnisse auf Probe in leitender Funktion keine Anwendung.

(2) Aus Beamtenverhéltnissen auf Probe in leitender Funktion ergibt sich kein selbststdndiger Anspruch auf Ver-
sorgung; die Unfallfiirsorge bleibt hiervon unberiihrt.

Unterabschnitt 2

Hinterbliebenenversorgung

§ 30

Versorgungsurheberinnen und Versorgungsurheber

Versorgungsurheberinnen und Versorgungsurheber fiir die in diesem Unterabschnitt geregelten Anspriiche sind,
soweit nichts anderes bestimmt ist,

1. verstorbene Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit, die die Voraussetzungen des § 12 Absatz 1
erfiillt haben,

2. verstorbene Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie
3. verstorbene Beamtinnen und Beamte auf Probe, die an den Folgen einer Dienstbeschédigung (§ 28 Absatz 1 des

Beamtenstatusgesetzes) verstorben sind oder denen die Entscheidung iiber die Versetzung in den Ruhestand
wegen Dienstunféhigkeit (§ 28 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes) zugestellt war.

§31

Arten der Hinterbliebenenversorgung
Die Hinterbliebenenversorgung umfasst
1. Beziige fiir den Sterbemonat (§ 32),
2. Sterbegeld (§ 33),
3. Witwen- und Witwergeld (§ 34),
4.  Witwen- und Witwerabfindung (§ 36),
5. Waisengeld (§ 38),

6.  Unterhaltsbeitriage (§§ 37 und 41).

§32

Beziige fiir den Sterbemonat

Die Beziige einschlieflich Aufwandsentschédigungen fiir den Sterbemonat stehen in voller Hohe zu.
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§33

Sterbegeld

(1) Beim Tod einer Beamtin oder eines Beamten, einer Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhestandsbeamten sowie
einer entlassenen Beamtin oder eines entlassenen Beamten, die oder der im Sterbemonat einen Unterhaltsbeitrag
erhalten hat, wird Sterbegeld an die iiberlebende Ehegattin, an den iiberlebenden Ehegatten, an die {iberlebende ein-
getragene Lebenspartnerin oder an den iiberlebenden eingetragenen Lebenspartner und an die Abkémmlinge der
Beamtin oder des Beamten gezahlt. Satz 1 gilt nicht fiir die Hinterbliebenen von Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeam-
ten.

(2) Das Sterbegeld betrigt das Zweifache der laufenden monatlichen Beziige oder der Anwirterbeziige der oder des
Verstorbenen ausschlielich der Auslandsbesoldung und der Vergiitungen und ist in einer Summe zu zahlen; § 13
Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Sterbegeld aus anderen Beschéftigungsverhéltnissen kann angerechnet wer-
den.

(3) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden, so ist Sterbegeld auf Antrag zu gewdhren

1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, wenn sie zur Zeit
des Todes der Beamtin oder des Beamten mit dieser oder diesem in héuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder
wenn die oder der Verstorbene ganz oder liberwiegend ihre Erndhrerin oder ihr Erndhrer gewesen ist,

2. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung getragen haben, bis zur Hohe ihrer
Aufwendungen, hochstens jedoch in Hohe des Sterbegeldes nach Absatz 2.

(4) Stirbt eine Bezieherin oder ein Beziecher von Witwen- oder Witwergeld, so erhalten die Kinder der in Absatz 1
Satz 1 genannten Personen Sterbegeld, wenn sie berechtigt sind, Waisengeld oder einen Unterhaltsbeitrag zu bezie-
hen und zur Zeit des Todes zur hiuslichen Gemeinschaft der oder des Verstorbenen gehort haben. Das Sterbegeld
betrdgt das Zweifache des Witwen- oder Witwergeldes. Dies gilt entsprechend, wenn an Stelle des Witwen- oder
Witwergeldes Unterhaltsbeitrag bezogen wird. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhanden, ist das Sterbegeld an die Person, die die Kosten der letzten
Krankheit oder der Bestattung iiberwiegend getragen hat, hilfsweise an einen anderen Berechtigten zu zahlen.

§ 34

Witwen- und Witwergeld

(1) Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen oder hinterbliebene eingetragene Lebens-
partner einer Versorgungsurheberin oder eines Versorgungsurhebers (§ 30) erhalten Witwen- oder Witwergeld.

(2) Kein Anspruch besteht, wenn

1. die Ehe oder die eingetragene Lebenspartnerschaft weniger als ein Jahr gedauert hat, es sei denn, nach den
besonderen Umstinden des Falls ist die Annahme nicht gerechtfertigt, dass es der alleinige oder iiberwiegende
Zweck der Heirat oder der Begriindung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft war, der Witwe, dem Witwer,
der hinterbliebenen Lebenspartnerin oder dem hinterbliebenen Lebenspartner eine Versorgung zu verschaffen
oder

2. die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber sich zum Zeitpunkt der EheschlieBung oder der Be-
griindung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bereits im Ruhestand befand und die Altersgrenze nach § 45
Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht hatte.

(3) Der Anspruch einer Witwe oder eines Witwers aus einer zum Zeitpunkt des Todes bestehenden Ehe schlieft
den Anspruch einer hinterbliebenen Lebenspartnerin oder eines hinterbliebenen Lebenspartners aus einer zum Zeit-
punkt des Todes bestehenden eingetragenen Lebenspartnerschaft aus.
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§35

Hohe des Witwen- und Witwergeldes

(1) Das Witwen- und Witwergeld betridgt 55 Prozent des Ruhegehalts, das die Versorgungsurheberin oder der
Versorgungsurheber erhalten hat oder hétte erhalten kdnnen, wenn sie oder er am Todestag in den Ruhestand getreten
wire. Das Witwen- und Witwergeld betrdgt nach Anwendung des § 72 mindestens 55 Prozent des Ruhegehalts nach
§ 25 Absatz 3 Satz 2. § 25 Absatz 5 und § 26 sind nicht anzuwenden. Anderungen des Mindestruhegehalts (§ 25
Absatz 3) sind zu beriicksichtigen.

(2) War die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetra-
gene Lebenspartner mehr als zwanzig Jahre jiinger als die oder der Verstorbene und ist aus der Ehe oder der eingetra-
genen Lebenspartnerschaft kein Kind hervorgegangen, so wird das Witwen- oder Witwergeld (Absatz 1) fiir jedes
angefangene Jahr des Altersunterschiedes liber zwanzig Jahre um 5 Prozent gekiirzt, jedoch hochstens um 50 Prozent.
Nach fiinfjahriger Dauer der Ehe oder der eingetragenen Lebenspartnerschaft werden fiir jedes angefangene Jahr ihrer
weiteren Dauer dem gekiirzten Betrag 5 Prozent des Witwen- oder Witwergeldes hinzugesetzt, bis der volle Betrag
wieder erreicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Witwen- oder Witwergeld darf nicht hinter dem Mindestwitwen- oder
Mindestwitwergeld (Absatz 1 in Verbindung mit § 25 Absatz 3) zuriickbleiben.

§36

Witwen- und Witwerabfindung

(1) Witwen, Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Le-
benspartner mit Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld oder auf einen Unterhaltsbeitrag erhalten in den Féllen einer
Wiederverheiratung oder einer Neubegriindung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft eine Witwen- und Witwer-
abfindung.

(2) Die Witwen- und Witwerabfindung betrdgt das 24fache des fiir den Monat der Wiederverheiratung oder der
Neubegriindung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach Anwendung der Anrechnungs-, Kiirzungs- und Ru-
hensvorschriften zu zahlenden Betrags des Witwen- oder Witwergeldes oder des Unterhaltsbeitrags; eine Kiirzung
nach § 40 und die Anwendung der §§ 74 und 75 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bleiben jedoch aufler Betracht. Die Ab-
findung ist in einer Summe zu zahlen.

§37

Unterhaltsbeitrag fiir nicht witwen- und witwergeldberechtigte Witwen und Witwer
oder hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner

In den Fillen des § 34 Absatz 2 Nummer 2 ist ein angemessener Unterhaltsbeitrag bis zur Hohe des Witwen- und
Witwergeldes zu gewéhren. Erwerbseinkommen und Erwerbsersatzeinkommen im Sinne von § 74 sind in angemes-
senem Umfang anzurechnen. Wird ein Erwerbsersatzeinkommen nicht beantragt oder wird auf ein Erwerbs- oder
Erwerbsersatzeinkommen verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapitalleistung, Abfindung oder Beitragserstat-
tung gezahlt, ist der Betrag zu beriicksichtigen, der ansonsten zu zahlen wére.

§38

Waisengeld
(1) Kinder der Versorgungsurheberin oder des Versorgungsurhebers erhalten Waisengeld.

(2) Kein Waisengeld wird gewéhrt, wenn das Kindschaftsverhiltnis durch Annahme als Kind begriindet wurde und
die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber in diesem Zeitpunkt bereits im Ruhestand war und die Al-
tersgrenze nach § 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht hatte. In diesen Fillen kann ein Unterhaltsbeitrag
bis zur Hohe des Waisengeldes bewilligt werden.
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§39

Hohe des Waisengeldes

(1) Das Waisengeld betrédgt flir die Halbwaise 12 Prozent und fiir die Vollwaise 20 Prozent des Ruhegehalts, das
die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber erhalten hat oder hétte erhalten kénnen, wenn sie oder er am
Todestag in den Ruhestand getreten wire. § 25 Absatz 5 und § 26 sind nicht anzuwenden. Anderungen des Mindest-
ruhegehalts (§ 25 Absatz 3) sind zu beriicksichtigen.

(2) Wenn der iiberlebende Elternteil nicht zum Bezug von Witwen- oder Witwergeld berechtigt ist und auch keinen
Unterhaltsbeitrag in Hohe des Witwen- oder Witwergeldes erhélt, wird das Waisengeld nach dem Satz fiir Vollwai-
sen gezahlt; es darf zuziiglich des Unterhaltsbeitrags den Betrag des Witwen- und Witwergeldes und des Waisengel-
des nach dem Satz fiir Halbwaisen nicht {ibersteigen.

(3) Ergeben sich fiir eine Waise Waisengeldanspriiche aus Beamtenverhéltnissen mehrerer Personen, wird nur das
hochste Waisengeld gezahlt.

§ 40

Zusammentreffen von Witwen- und Witwergeld, Waisengeld und Unterhaltsbeitrigen
(1) Witwen- und Witwergeld, Waisengeld und Unterhaltsbeitrige diirfen weder einzeln noch zusammen den Betrag
des ihrer Berechnung zugrunde zu legenden Ruhegehalts {ibersteigen. Ergibt sich zusammen ein héherer Betrag, so
werden die einzelnen Beziige im gleichen Verhéltnis gekiirzt.
(2) Nach dem Ausscheiden Versorgungsberechtigter, die Beziige nach Absatz 1 erhalten, erhdhen sich die verblei-
benden Beziige vom Beginn des folgenden Monats an insoweit, als die verbleibenden Versorgungsberechtigten nach

Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag erhalten.

(3) Unterhaltsbeitrage nach § 38 Absatz 2 Satz 2 diirfen nur insoweit bewilligt werden, als sie allein oder zusam-
men mit gesetzlichen Hinterbliebenenbeziigen die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Hochstgrenze nicht libersteigen.

§ 41

Unterhaltsbeitrag fiir Hinterbliebene
Der Witwe, dem Witwer, der hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerin oder dem hinterbliebenen eingetragenen
Lebenspartner und den Kindern einer Beamtin oder eines Beamten, der oder dem nach § 28 ein Unterhaltsbeitrag

bewilligt worden war oder hitte bewilligt werden kénnen, kann die in den §§ 34, 35 und den §§ 37 bis 40 vorgesehe-
ne Versorgung bis zu der dort bezeichneten Hohe als Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. § 36 gilt entsprechend.

§ 42

Beginn der Zahlungen
Anspriiche nach diesem Unterabschnitt entstehen mit Beginn des Monats, in dem die gesetzlichen Voraussetzungen

erfiillt sind, friihestens jedoch mit dem Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeitpunkt geboren werden,
erhalten Waisengeld oder Unterhaltsbeitrag nach § 41 vom Beginn des Geburtsmonats an.

§43

Erloschen der Hinterbliebenenversorgung
(1) Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung erlischt

1. fiir jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in dem er stirbt,
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2. fiir jede Witwe, jeden Witwer, jede hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin und jeden hinterbliebenen
eingetragenen Lebenspartner auBBerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie oder er sich verheiratet oder eine
neue eingetragene Lebenspartnerschaft begriindet,

3. fiir jede Waise auBBerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollendet.

(2) Die Anspriiche der Waisen auf Waisengeld und Unterhaltsbeitrag bestehen nach Vollendung des 18. Lebensjah-
res auf Antrag ldngstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, solange die Waise

1. sich in Schul- oder Berufsausbildung oder in einer Ubergangszeit von hochstens vier Monaten befindet oder
2. ein freiwilliges soziales oder 6kologisches Jahr oder einen vergleichbaren Dienst leistet oder
3. wegen korperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung auBerstande ist, sich selbst zu unterhalten.

In den Féllen des Satzes 1 Nummer 3 wird das Waisengeld ungeachtet der Hohe eines eigenen Einkommens dem
Grunde nach gewihrt. Soweit ein eigenes Einkommen der Waise das Zweifache des Mindestvollwaisengeldes (§ 39
Absatz 1 in Verbindung mit § 25 Absatz 3 Satz 2) iibersteigt, wird es zur Hélfte auf das Waisengeld zuziiglich des
Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 angerechnet.

(3) Inden Féllen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 wird eine Waise, die

1. den gesetzlichen Grundwehrdienst, den freiwilligen Wehrdienst nach § 54 des Wehrpflichtgesetzes oder Zivil-
dienst geleistet hat oder

2. den Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz geleistet hat oder

3. sich anstelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig fiir die Dauer von nicht mehr als drei Jahren zum
Wehrdienst verpflichtet hat oder

4.  eine vom gesetzlichen Wehrdienst oder Zivildienst befreiende Tatigkeit als Entwicklungshelferin oder Entwick-
lungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeiibt hat,

fiir einen der Dauer dieser Dienste oder der Tatigkeit entsprechenden Zeitraum, hochstens fiir die Dauer des inldndi-
schen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten Kriegsdienstverweigerern fiir die Dauer des inlédndischen gesetzlichen
Zivildienstes, iiber das 27. Lebensjahr hinaus beriicksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehrdienst oder Zivildienst
in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem Staat geleistet, auf den das Abkommen iiber den Europai-
schen Wirtschaftsraum Anwendung findet, so ist die Dauer dieses Dienstes maBgebend. Dem gesetzlichen Grund-
wehrdienst oder Zivildienst steht der entsprechende Dienst gleich, der in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages
genannten Gebiet geleistet worden ist.

(4) Das Waisengeld nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird iiber das 27. Lebensjahr hinaus nur gewéhrt, wenn

1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjahres bestanden hat oder bis zu dem sich nach Absatz 3 erge-
benden Zeitpunkt eingetreten ist, wenn die Waise sich in verzogerter Schul- oder Berufsausbildung befunden
hat, und

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihre Ehegattin, ihr Ehegatte, ihre frithere Ehegattin, ihr fritherer Ehegat-
te, ihre eingetragene Lebenspartnerin, ihr eingetragener Lebenspartner, ihre frithere eingetragene Lebenspartne-
rin oder ihr fritherer eingetragener Lebenspartner ihr keinen ausreichenden Unterhalt leisten kann oder dem
Grunde nach nicht unterhaltspflichtig ist und sie nicht unterhalt.
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Unterabschnitt 3

Unfallfiirsorge

§ 44
Allgemeines

(1) Wird eine Beamtin oder ein Beamter durch einen Dienstunfall (§ 45) oder durch einen Einsatzunfall (§ 46)
verletzt, wird Unfallfiirsorge gewéhrt. Unfallfiirsorge wird auch dem Kind einer Beamtin gewéhrt, das durch deren
Dienstunfall wihrend der Schwangerschaft unmittelbar geschiadigt wurde. Dies gilt auch, wenn die Schiadigung durch
besondere Einwirkungen verursacht worden ist, die generell geeignet sind, bei der Mutter eine Erkrankung im Sinne
des § 45 Absatz 3 zu verursachen.
(2) Die Unfallfiirsorge umfasst
1. Erstattung von Sachschéden und besonderen Aufwendungen (§ 50),
2. Schadensausgleich in besonderen Fillen (§ 51),
3. Heilverfahren (§§ 52, 53),
4. Unfallausgleich (§ 54),
5. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 55 bis 58),
6.  Unfallsterbegeld (§ 59),
7. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 60 bis 62),

8. einmalige Unfallentschadigung (§ 63).

In den Fillen von Absatz 1 Satz 2 und 3 erhilt das Kind der Beamtin als Unfallfiirsorge Heilverfahren (§§ 52, 53),
Unfallausgleich (§ 54) und Unterhaltsbeitrag (§ 58).

§ 45

Dienstunfall

(1) Dienstunfall ist ein auf duBerer Einwirkung beruhendes, plotzliches, 6rtlich und zeitlich bestimmbares, einen
Korperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausiibung oder infolge des Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst
gehdren auch

1.  Dienstreisen und die dienstliche Tatigkeit am Bestimmungsort,
2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und

3. Nebentitigkeiten im offentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Ubernahme die
Beamtin oder der Beamte gemél § 84 des Landesbeamtengesetzes verpflichtet ist, oder Nebentitigkeiten, deren
Wahrnehmung von ihr oder ihm im Zusammenhang mit den Dienstgeschéften erwartet wird, sofern die Beam-
tin oder der Beamte hierbei nicht in der gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist (§ 2 des Siebten Buches
Sozialgesetzbuch).
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(2) Als Dienst gilt auch
1. das Zuriicklegen des mit dem Dienst zusammenhéngenden Weges zwischen Wohnung und Dienststelle,

2. ein Abweichen in vertretbarem Umfang von dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der Dienst-
stelle, wenn

a)  das dem Grunde nach kindergeldberechtigende Kind der Beamtin oder des Beamten, das mit ihr oder ihm
in einem Haushalt lebt, wegen ihrer oder seiner beruflichen Tétigkeit oder der der Ehegattin, des Ehegat-
ten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners fremder Obhut anvertraut
wird oder

b) die Beamtin oder der Beamte mit anderen berufstitigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung ver-
sicherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug fiir den Weg nach und von der Dienststelle benutzt,

3. das Zuriicklegen der mit dem Dienst zusammenhidngenden Wege zwischen der Unterkunft, die die Beamtin
oder der Beamte wegen der Entfernung der Wohnung vom Dienstort an diesem oder in dessen Ndhe genommen
hat, und der Wohnung oder der Dienststelle.

Ein Unfall bei Durchfithrung des Heilverfahrens (§ 52) oder auf einem hierzu notwendigen Weg gilt als Folge eines
Dienstunfalls.

(3) Als Dienstunfall gilt auch die Erkrankung an einer der in der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung vom
31. Oktober 1997 (BGBI. I S. 2623), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Juni 2009 (BGBL. I S. 1273)
gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung genannten Krankheit, wenn die Beamtin oder der Beamte nach
der Art der dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung besonders ausgesetzt war, es sei denn, dass die Be-
amtin oder der Beamte sich die Krankheit auerhalb des Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an einer solchen
Krankheit gilt jedoch stets als Dienstunfall, wenn sie durch gesundheitsschddigende Verhiltnisse verursacht worden
ist, denen die Beamtin oder der Beamte am Ort des dienstlich angeordneten Aufenthalts im Ausland besonders ausge-
setzt war.

(4) Als Dienstunfall gilt auch ein titlicher rechtswidriger Angriff auf die Beamtin oder den Beamten auflerhalb des
Dienstes, der im Hinblick auf pflichtgeméBes dienstliches Verhalten oder wegen der Eigenschaft als Beamtin oder
Beamter erfolgt ist und einen Korperschaden verursacht hat. Als Dienstunfall gilt ferner ein Kérperschaden, den eine
Beamtin oder ein Beamter im Ausland erleidet, wenn sie oder er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen, denen
sie oder er am Ort ihres oder seines dienstlich angeordneten Aufenthalts im Ausland besonders ausgesetzt war, ange-
griffen wird.

(5) Unfallfiirsorge wie bei einem Dienstunfall kann auch gewdhrt werden, wenn eine Beamtin oder ein Beamter,
die oder der zur Wahrnehmung einer Tétigkeit, die 6ffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, beur-
laubt worden ist und in Ausiibung oder infolge dieser Tatigkeit einen Kdrperschaden erleidet.

§ 46

Einsatzversorgung

(1) Unfallfiirsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch dann gewihrt, wenn eine Beamtin oder ein Beamter
aufgrund eines in Ausiibung oder infolge des Dienstes eingetretenen Unfalls oder einer derart eingetretenen Erkran-
kung im Sinne des § 45 bei einer besonderen Verwendung im Ausland eine gesundheitliche Schiddigung erleidet
(Einsatzunfall). Eine besondere Verwendung im Ausland ist eine Verwendung, die aufgrund eines Ubereinkommens
oder einer Vereinbarung mit einer iiber- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit einem auswértigen Staat auf
Beschluss der Bundesregierung im Ausland oder auBerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luft-
fahrzeugen stattfindet, oder eine Verwendung im Ausland oder aulerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen
oder in Luftfahrzeugen mit vergleichbar gesteigerter Gefidhrdungslage. Die besondere Verwendung im Ausland be-
ginnt mit dem Eintreffen im Einsatzgebiet und endet mit dem Verlassen des Einsatzgebietes.

(2) Gleiches gilt, wenn bei einer Beamtin oder bei einem Beamten eine Erkrankung oder ihre Folgen oder ein
Unfall auf gesundheitsschdadigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhiltnisse bei einer Verwen-
dung im Sinne des Absatzes 1 zuriickzufiihren sind oder wenn eine gesundheitliche Schédigung bei dienstlicher
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Verwendung im Ausland auf einen Unfall oder eine Erkrankung im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder
einer Gefangenschaft zurlickzufiihren ist oder darauf beruht, dass die Beamtin oder der Beamte aus sonstigen mit dem
Dienst zusammenhéngenden Griinden dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist.

(3) § 45 Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Die Unfallfiirsorge ist ausgeschlossen, wenn sich die Beamtin oder der Beamte vorsétzlich oder grob fahrléssig
der Gefihrdung ausgesetzt oder die Griinde fiir eine Verschleppung, Gefangenschaft oder sonstige Einflussbereichs-
entzichung herbeigefiihrt hat, es sei denn, dass der Ausschluss fiir sie oder fiir ihn eine unbillige Harte wire.

§ 47

Meldung und Untersuchungsverfahren

(1) Unfille, aus denen Unfallfiirsorgeanspriiche nach diesem Gesetz entstehen konnen, sind der Dienstvorgesetzten
oder dem Dienstvorgesetzten innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls schrift-
lich zu melden.

(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfiirsorge nur gewéhrt, wenn seit dem Unfall noch nicht zehn Jahre
vergangen sind und glaubhaft gemacht wird, dass mit der Moglichkeit eines Korperschadens oder einer Erkrankung
aufgrund des Unfallereignisses nicht habe gerechnet werden kdnnen oder dass die oder der Berechtigte durch aufler-
halb ihres oder seines Willens liegende Umstidnde gehindert war, den Unfall zu melden. Die Meldung muss, nachdem
mit der Moglichkeit eines Korperschadens oder einer Erkrankung gerechnet werden konnte oder das Hindernis fiir die
Meldung weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten erfolgen. Die Unfallfiirsorge wird in diesen Féllen vom Tag
der Meldung an gewéhrt; zur Vermeidung von Hérten kann sie auch von einem fritheren Zeitpunkt an gewéhrt wer-
den.

(3) Die Dienstvorgesetzte oder der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, der ihr oder ihm gemeldet oder von Amts
wegen bekannt wird, sofort zu untersuchen. Uber das Ergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen. Die oberste Dienst-
behorde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet {iber die Anerkennung als Dienstunfall und die Gewéhrung der
Unfallfiirsorge.

(4) Unfallfiirsorge nach § 44 Absatz 1 Satz 2 wird nur gewéhrt, wenn der Unfall der Beamtin innerhalb der Fristen
nach den Absdtzen 1 und 2 gemeldet und als Dienstunfall anerkannt worden ist. Der Anspruch auf Unfallfiirsorge
nach § 44 Absatz 2 Satz 2 ist innerhalb von zwei Jahren vom Tag der Geburt an von den Sorgeberechtigten geltend
zu machen. Absatz 2 gilt mit der MaBigabe, dass die Zehnjahresfrist am Tag der Geburt zu laufen beginnt. Der Antrag
muss, nachdem mit der Mdoglichkeit einer Schiadigung durch einen Dienstunfall der Mutter wihrend der Schwanger-
schaft gerechnet werden konnte oder das Hindernis fiir den Antrag weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten ge-
stellt werden.

§ 48

Nichtgewihrung von Unfallfiirsorge

(1) Unfallfiirsorge wird nicht gewihrt, wenn die Verletzte oder der Verletzte den Dienstunfall vorsétzlich herbeige-
fiihrt hat.

(2) Hat die Verletzte oder der Verletzte eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne gesetzlichen oder
sonstigen wichtigen Grund nicht befolgt und wird dadurch die Dienst- oder Erwerbsfahigkeit ungiinstig beeinflusst,
so kann ihr oder ihm die oberste Dienstbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle die Unfallfiirsorge insoweit versa-
gen. Die Verletzte oder der Verletzte ist auf diese Folgen schriftlich hinzuweisen.

(3) Hinterbliebenenversorgung nach den Unfallfiirsorgevorschriften wird in den Féllen des § 37 nicht gewéhrt.
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§49

Begrenzung der Unfallfiirsorgeanspriiche

(1) Die verletzte Beamtin oder der verletzte Beamte und ihre oder seine Hinterbliebenen haben aus Anlass eines
Dienstunfalls gegen den Dienstherrn nur die in diesem Unterabschnitt geregelten Anspriiche. Ist die Beamtin oder der
Beamte nach dem Dienstunfall in den Dienstbereich eines anderen &ffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes versetzt worden, so richten sich die Anspriiche gegen diesen. Das Gleiche gilt in den Fillen des
gesetzlichen Ubertritts oder der Ubernahme bei der Umbildung von Kérperschaften. Satz 2 gilt in den Fillen, in
denen Beamtinnen oder Beamte aus dem Dienstbereich eines 6ffentlich-rechtlichen Dienstherrn auerhalb des Gel-
tungsbereiches dieses Gesetzes zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes versetzt werden mit der
Mafgabe, dass die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden sind.

(2) Weitergehende Anspriiche aufgrund allgemeiner gesetzlicher Vorschriften kénnen gegen einen offentlich-
rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet oder gegen die in seinem Dienst stehenden Personen nur dann geltend ge-
macht werden, wenn der Dienstunfall

1. durch eine vorsitzliche unerlaubte Handlung einer solchen Person verursacht worden ist oder
2. bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten ist.

Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 sind Leistungen, die der Beamtin oder dem Beamten und ihren oder seinen Hinter-
bliebenen nach diesem Gesetz gewihrt werden, auf diese weitergehenden Anspriiche anzurechnen. Der Dienstherr,
der Leistungen nach diesem Gesetz gewihrt, hat keinen Anspruch auf Ersatz dieser Leistungen gegen einen anderen
offentlich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet, der zu einem weitergehenden Schadensersatz verpflichtet ist.

(3) Ersatzanspriiche gegen andere Personen bleiben unberiihrt.

(4) Auf laufende und einmalige Geldleistungen, die nach diesem Gesetz wegen eines Korper-, Sach- oder Vermo-
gensschadens gewéhrt werden, sind Geldleistungen anzurechnen, die wegen desselben Schadens von anderer Seite
erbracht werden. Hierzu gehoren insbesondere Geldleistungen, die von Drittstaaten oder zwischenstaatlichen oder
iiberstaatlichen Einrichtungen gewdhrt oder veranlasst werden. Nicht anzurechnen sind Leistungen privater Scha-
densversicherungen, die auf Beitrdgen der Verletzten oder des Verletzten beruhen. Dies gilt nicht, wenn von den in
Satz 2 genannten Stellen mindestens die Hélfte der Beitrdge oder Zuschiisse in dieser Hohe gezahlt wurden.

§ 50

Erstattung von Sachschiiden und besonderen Aufwendungen

Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstiicke oder sonstige Gegenstéinde, die die Beamtin oder der Beamte mit sich
gefiihrt hat, beschadigt oder zerstort worden oder abhanden gekommen, so kann dafiir Ersatz geleistet werden. Antré-
ge auf Gewidhrung von Sachschadensersatz nach Satz 1 sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten zu
stellen. Sind durch die erste Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, so ist der Beamtin oder dem
Beamten der nachweisbar notwendige Aufwand zu ersetzen.

§51

Schadensausgleich in besonderen Fillen

(1) Schéden, die einer Beamtin oder einem Beamten wihrend einer Verwendung im Sinne des § 46 Absatz 1 infol-
ge von besonderen, vom Inland wesentlich abweichenden Verhéltnissen, insbesondere infolge von Kriegshandlungen,
kriegerischen Ereignissen, Aufruhr, Unruhen oder Naturkatastrophen oder als Folge der Ereignisse nach § 46 Ab-
satz 2 entstehen, werden ihr oder ihm in angemessenem Umfang ersetzt. Gleiches gilt fiir Schiaden der Beamtin oder
des Beamten durch einen Gewaltakt gegen staatliche Amtstragerinnen oder Amtstréger, Einrichtungen oder MaB-
nahmen, wenn die Beamtin oder der Beamte von dem Gewaltakt in Ausiibung des Dienstes oder wegen ihrer oder
seiner Eigenschaft als Beamtin oder Beamter betroffen ist.
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(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den Folgen eines schidigenden Ereignisses der in Absatz 1 bezeichneten
Art verstorben, wird

1.  der Witwe, dem Witwer, der hinterblicbenen eingetragenen Lebenspartnerin oder dem hinterbliebenen einge-
tragenen Lebenspartner sowie den nach beamtenrechtlichen Grundsétzen versorgungsberechtigten Kindern,

2. den Eltern sowie den nach beamtenrechtlichen Grundsétzen nicht versorgungsberechtigten Kindern, wenn
Hinterbliebene nach Nummer 1 nicht vorhanden sind,

ein Ausgleich in angemessenem Umfang gewéhrt. Der Ausgleich fiir ausgefallene Versicherungen wird der natiirli-
chen Person gewihrt, die die Beamtin oder der Beamte im Versicherungsvertrag begiinstigt hat.

(3) §45 Absatz 5 gilt entsprechend.

(4) Der Schadensausgleich nach den Absétzen 1 und 2 wird nur einmal gewéhrt. Wird er aufgrund derselben Ursa-
che nach § 63b des Soldatenversorgungsgesetzes vorgenommen, sind die Absétze 1 und 2 nicht anzuwenden.

(5) Die Absitze 1 bis 3 sind auch auf Schiaden bei dienstlicher Verwendung im Ausland anzuwenden, die im Zu-
sammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft entstanden sind oder darauf beruhen, dass die oder
der Geschédigte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhéngenden Griinden dem Einflussbereich des Dienstherrn

entzogen ist.

(6) Fiir den Schadensausgleich gilt § 46 Absatz 4 entsprechend.

§52
Heilverfahren
(1) Das Heilverfahren umfasst die notwendige
1. é&rztliche und zahnérztliche Behandlung,

2. Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit Korperersatzstiicken, orthopadischen und
anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Unfallfolgen erleichtern sollen,

3. Pflege (§ 53).

(2) An Stelle der drztlichen Behandlung sowie der Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln kann Kranken-
hausbehandlung gewahrt werden. Die oder der Verletzte ist verpflichtet, sich einer Krankenhausbehandlung zu unter-
ziehen, wenn sie nach einer Stellungnahme einer oder eines durch die Dienstbehorde bestimmten Arztin oder be-
stimmten Arztes zur Sicherung des Heilerfolges notwendig ist.

(3) Die oder der Verletzte ist verpflichtet, sich einer édrztlichen Behandlung zu unterziehen, es sei denn, dass sie mit
einer erheblichen Gefahr fiir Leben oder Gesundheit der oder des Verletzten verbunden ist. Das Gleiche gilt fiir eine

Operation dann, wenn sie keinen erheblichen Eingriff in die korperliche Unversehrtheit bedeutet.

(4) Verursachen die Folgen des Dienstunfalls aulergewdhnliche Kosten fiir Kleider- und Wischeverschleil3, so
sind diese in angemessenem Umfang zu ersetzen.

(5) Das Néhere zu Umfang und Durchfithrung des Heilverfahrens regelt das fiir das Beamtenversorgungsrecht
zustandige Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung.

§53

Pflegekosten

(1) Ist die oder der Verletzte infolge des Dienstunfalls so hilflos, dass sie oder er nicht ohne fremde Hilfe und
Pflege auskommen kann, sind die Kosten einer notwendigen Pflege in angemessenem Umfang zu erstatten.
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(2) Nach dem Beginn des Ruhestands ist der oder dem Verletzten auf Antrag fiir die Dauer der Hilflosigkeit ein
Zuschlag zu dem Unfallruhegehalt bis zum Erreichen der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige zu gewéhren; die Kosten-
erstattung nach Absatz 1 entfillt.

§ 54

Unfallausgleich

(1)  Ist die oder der Verletzte infolge des Dienstunfalls in der Erwerbsféhigkeit ldnger als sechs Monate um min-
destens 25 Prozent beschrinkt, so wird, solange dieser Zustand andauert, neben der Besoldung oder dem Ruhegehalt
ein Unfallausgleich in Hohe der Grundrente nach § 31 Absatz 1 bis 4 des Bundesversorgungsgesetzes gewahrt.

(2) Die Minderung der Erwerbsfahigkeit ist nach der korperlichen Beeintrachtigung im allgemeinen Erwerbsleben
zu beurteilen. Eine unfallunabhéngige Minderung der Erwerbsfahigkeit bleibt auler Betracht. Beruht eine Minderung
der Erwerbsfahigkeit auf einem fritheren Dienstunfall, kann ein einheitlicher Unfallausgleich festgesetzt werden. Fiir
duBere Korperschiden konnen Mindestprozentsétze festgesetzt werden. Voriibergehende Gesundheitsstorungen sind
nicht zu beriicksichtigen; als voriibergehend gilt ein Zeitraum bis zu sechs Monaten.

(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in den Verhéltnissen, die fiir die Feststellung mafigebend gewe-
sen sind, eine wesentliche Anderung eingetreten ist. § 9 gilt entsprechend.

(4) Der Unfallausgleich wird auch wihrend einer Beurlaubung ohne Dienstbeziige gewéhrt.

(5) Bei Gewdhrung von Leistungen nach § 53 Absatz 2 ist der Unfallausgleich um die Hélfte zu mindern.

§55

Unfallruhegehalt

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der wegen dauernder Dienstunfahigkeit infolge eines Dienstunfalls in
den Ruhestand versetzt wird, erhélt Unfallruhegehalt.

(2) Fiir die Berechnung des Unfallruhegehalts einer oder eines vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhe-
stand getretenen Beamtin oder Beamten wird der ruhegehaltfdhigen Dienstzeit nur die Hélfte der Zurechnungszeit
nach § 22 Absatz 1 hinzugerechnet. § 22 Absatz 3 gilt entsprechend.

(3) Der nach § 25 Absatz 1 ermittelte Ruhegehaltssatz erhoht sich um 20 Prozent. Das Unfallruhegehalt betrdgt
mindestens 63,78 Prozent der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige und darf 71,75 Prozent der ruhegehaltfdhigen Dienst-
beziige nicht iibersteigen. Es darf nicht hinter 71,75 Prozent der jeweils ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus der
Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 zuriickbleiben.

§56

Erhohtes Unfallruhegehalt

(1) Erleidet eine Beamtin oder ein Beamter bei Ausiibung einer Diensthandlung, mit der eine besondere Lebensge-
fahr verbunden ist, infolge dieser Gefahrdung einen Dienstunfall (qualifizierter Dienstunfall), so sind bei der Bemes-
sung des Unfallruhegehalts 80 Prozent der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus der Endstufe der iberndchsten Besol-
dungsgruppe zugrunde zu legen, wenn sie oder er infolge dieses Dienstunfalls dauernd dienstunfahig geworden und
in den Ruhestand getreten und zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand infolge des Dienstunfalls in der Erwerbs-
fahigkeit um mindestens 50 Prozent beschrénkt ist. Satz 1 gilt mit der Maf3gabe, dass sich fiir Beamtinnen und Beam-
te der Laufbahngruppe des einfachen Dienstes die ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige mindestens nach der Besoldungs-
gruppe A 6, fiir Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes mindestens nach der Besol-
dungsgruppe A 9, fiir Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes mindestens nach der
Besoldungsgruppe A 12 und fiir Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des hoheren Dienstes mindestens nach
der Besoldungsgruppe A 16 bemessen; die Einteilung in Laufbahngruppen gilt fiir die Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamten, die sonstigen Beamtinnen und Beamten des Vollzugsdienstes und die Beamtinnen und Be-
amten des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr entsprechend.
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(2) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewihrt, wenn die Beamtin oder der Beamte
1.  in Ausilibung des Dienstes durch einen rechtswidrigen Angriff oder

2. auBerhalb des Dienstes durch einen Angriff im Sinne des § 45 Absatz 4 einen Dienstunfall mit den in Absatz 1
genannten Folgen erleidet.

(3) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewihrt, wenn eine Beamtin oder ein Beamter einen Einsatzunfall
oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 46 erleidet und infolge dessen dienstunfihig geworden ist
und in den Ruhestand versetzt wurde und zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand infolge des Einsatzunfalls
oder des diesem gleichstehenden Ereignisses in ihrer oder seiner Erwerbsfahigkeit um mindestens 50 Prozent be-
schrénkt ist.

§57

Unterhaltsbeitrag fiir frithere Beamtinnen und Beamte sowie
friihere Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte

(1) Eine frithere Beamtin oder ein friiherer Beamter, die oder der durch einen Dienstunfall verletzt wurde und deren
oder dessen Beamtenverhiltnis nicht durch Eintritt in den Ruhestand geendet hat, erhélt neben dem Heilverfahren
(§§ 52, 53) fiir die Dauer einer durch den Dienstunfall verursachten Erwerbsbeschrankung einen Unterhaltsbeitrag.

(2) Der Unterhaltsbeitrag betragt
1. bei voller Erwerbsunfahigkeit 63,78 Prozent der ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige nach Absatz 4,

2. bei Minderung der Erwerbsfahigkeit um wenigstens 20 Prozent den diesem Grad entsprechenden Teil des Un-
terhaltsbeitrags nach Nummer 1.

(3) In den Féllen des Absatzes 2 Nummer 2 kann der Unterhaltsbeitrag, solange die oder der Verletzte aus Anlass
des Unfalls unverschuldet arbeitslos ist, bis auf den Betrag nach Absatz 2 Nummer 1 erhoht werden. Bei Hilflosigkeit
der oder des Verletzten gilt § 53 entsprechend.

(4) Die ruhegehaltfihigen Dienstbeziige bestimmen sich nach § 13 Absatz 1. Bei einer fritheren Beamtin auf Wi-
derruf im Vorbereitungsdienst oder einem fritheren Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst sind die Dienstbe-
zlige zugrunde zu legen, die sie oder er bei der Ernennung zur Beamtin auf Probe oder zum Beamten auf Probe zuerst
erhalten hétte; das Gleiche gilt bei einer fritheren Beamtin des Polizeivollzugsdienstes auf Widerruf oder einem frii-
heren Beamten des Polizeivollzugsdienstes auf Widerruf mit Dienstbeziigen. Ist die Beamtin oder der Beamte wegen
Dienstunfihigkeit infolge des Dienstunfalls entlassen worden, gilt § 13 Absatz 2 entsprechend.

(5) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfihigkeit infolge des Dienstunfalls entlassen worden, darf der
Unterhaltsbeitrag nach Absatz 2 Nummer 1 nicht hinter dem Mindestunfallruhegehalt (§ 55 Absatz 3 Satz 3) zuriick-
bleiben. Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunféhigkeit infolge eines Dienstunfalls der in § 56 bezeichne-
ten Art entlassen worden und war sie oder er zum Zeitpunkt der Entlassung infolge des Dienstunfalls in der Erwerbs-
fahigkeit um mindestens 50 Prozent beschrénkt, treten an die Stelle des Mindestunfallruhegehalts 80 Prozent der
ruhegehaltfidhigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, die sich bei sinngeméfBer Anwendung des
§ 56 ergibt.

(6) Die Minderung der Erwerbsféhigkeit ist nach der korperlichen Beeintrachtigung im allgemeinen Erwerbsleben
zu beurteilen. Zum Zweck der Nachpriifung des Grades der Minderung der Erwerbsféhigkeit ist die frithere Beamtin
oder der frithere Beamte verpflichtet, sich auf Anordnung der obersten Dienstbehorde oder der von ihr bestimmten
Stelle durch eine von ihr bestimmte Arztin oder einen von ihr bestimmten Arzt untersuchen zu lassen.

(7) Die Absitze 1 bis 6 gelten entsprechend fiir eine frithere Ruhestandsbeamtin oder fiir einen fritheren Ruhe-
standsbeamten, die oder der durch einen Dienstunfall verletzt wurde und die Rechte als Ruhestandsbeamtin oder als
Ruhestandsbeamter verloren hat oder das Ruhegehalt aberkannt wurde.
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§ 58

Unterhaltsbeitrag bei Schiidigung eines ungeborenen Kindes

(1) Der Unterhaltsbeitrag wird in den Fillen des § 44 Absatz 1 Satz 2 und 3 fiir die Dauer der durch einen Dienst-
unfall der Mutter verursachten Minderung der Erwerbsfahigkeit gewahrt

1. bei Verlust der Erwerbsféhigkeit in Hohe des Mindestunfallwaisengeldes nach § 60 Absatz 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit § 55 Absatz 3 Satz 3,

2. bei Minderung der Erwerbsféhigkeit um mindestens 20 Prozent in Hohe eines der Minderung der Erwerbsfa-
higkeit entsprechenden Teils des Unterhaltsbeitrags nach Nummer 1.

(2) §57 Absatz 6 gilt entsprechend. Bei Minderjahrigen wird die Minderung der Erwerbsféhigkeit nach den Aus-
wirkungen bemessen, die sich bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheitsschaden ergeben wiirden. Die Sorgeberech-
tigten sind verpflichtet, Untersuchungen zu ermédglichen.

(3) Der Unterhaltsbeitrag betragt vor Vollendung des 14. Lebensjahres 30 Prozent, vor Vollendung des 18. Lebens-
jahres 50 Prozent der Sétze nach Absatz 1.

(4) Der Anspruch auf Unterhaltsbeitrag ruht insoweit, als wihrend einer Heimpflege von mehr als einem Kalen-
dermonat Pflegekosten gemil § 53 Absatz 2 erstattet werden.

(5) Hat eine Unterhaltsbeitragsberechtigte oder ein Unterhaltsbeitragsberechtigter Anspruch auf Waisengeld nach
diesem Gesetz, wird nur der hohere Versorgungsbezug gezahlt.

§59

Unfallsterbegeld

Stirbt die verletzte Beamtin oder der verletzte Beamte an den Folgen des Dienstunfalls im Sinne des § 45, so wird
anstelle des Sterbegeldes nach § 33 ein Unfallsterbegeld gewahrt. Das Unfallsterbegeld betrégt das Dreifache der
laufenden monatlichen Beziige der oder des Verstorbenen ausschlieSlich der Auslandsbesoldung und der Vergiitun-
gen, mindestens aber 8 000 Euro. Im Ubrigen gilt § 33 entsprechend.

§ 60

Unfall-Hinterbliebenenversorgung

(1) Ist eine Beamtin, ein Beamter, eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter an den Folgen eines
Dienstunfalls verstorben, richtet sich die Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach den Vorschriften der Hinterbliebe-
nenversorgung unter Beriicksichtigung des Unfallruhegehalts, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. Das Wai-
sengeld betrégt fiir jedes waisengeldberechtigte Kind (§ 38) 30 Prozent des Unfallruhegehalts und wird auch elternlo-
sen Enkelinnen und Enkeln gewédhrt, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder {iberwiegend durch die
Verstorbene oder den Verstorbenen bestritten wurde. In den Féllen des § 37 wird keine Unfall-Hinterbliebenen-
versorgung gewahrt.

(2) Ist eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter, die oder der Unfallruhegehalt bezog, nicht an den
Folgen des Dienstunfalls verstorben, so steht den Hinterbliebenen nur Versorgung nach Abschnitt 2 Unterabschnitt 2
(§§ 30 bis 43) zu. Die Beziige sind aber unter Zugrundelegung des Unfallruhegehalts zu berechnen.

§ 61

Unterhaltsbeitrag fiir Hinterbliebene und fiir Verwandte der aufsteigenden Linie

(1) Istin den Féllen des § 57 die Anspruchsberechtigte oder der Anspruchsberechtigte an den Folgen des Dienstun-
falls verstorben, erhélt die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterblie-
bene eingetragene Lebenspartner fiir die Dauer von zwei Jahren einen Unterhaltsbeitrag in Hohe des Witwen- oder
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Witwergeldes, das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrags nach § 57
Absatz 2 Nummer 1 ergibt. Abweichend hiervon wird ein Unterhaltsbeitrag gewéhrt, solange die Witwe oder der
Witwer ein Kind der oder des Verstorbenen erzieht.

(2) Der Unterhaltsbeitrag fiir die Waisen richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundelegung des
Unterhaltsbeitrags nach § 57 Absatz 2 Nummer 1.

(3) Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder iiberwiegend durch
die Verstorbene oder durch den Verstorbenen (§ 60 Absatz 1) bestritten wurde, ist fiir die Dauer der Bediirftigkeit
und léngstens fiir die Dauer von zwei Jahren ein Unterhaltsbeitrag von zusammen 30 Prozent des Unfallruhegehalts
zu gewdhren, mindestens jedoch 40 Prozent des nach § 55 Absatz 3 Satz 3 errechneten Betrags. Sind mehrere An-
spruchsberechtigte vorhanden, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern vor den GroBeltern gewahrt; an die Stelle
eines verstorbenen Elternteils treten dessen Eltern.

§ 62

Hochstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung

Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen (§§ 60 und 61) darf insgesamt die Beziige (Unfallruhegehalt oder Unter-
haltsbeitrag) nicht iibersteigen, die die oder der Verstorbene erhalten hat oder hétte erhalten konnen. § 40 ist entspre-
chend anzuwenden. Der Unfallausgleich (§ 54) sowie der Zuschlag bei Hilflosigkeit (§ 53 Absatz 2) oder bei Arbeits-
losigkeit (§ 57 Absatz 3) bleiben sowohl bei der Berechnung des Unterhaltsbeitrags nach § 61 als auch bei der ver-
gleichenden Berechnung nach § 40 aufler Betracht.

§63

Einmalige Unfallentschéidigung

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der einen Dienstunfall der in § 56 bezeichneten Art erleidet, erhalt
neben einer beamtenrechtlichen Versorgung bei Beendigung des Dienstverhiltnisses eine einmalige Unfallentschidi-
gung, wenn von der obersten Dienstbehdrde oder der von ihr bestimmten Stelle in diesem Zeitpunkt infolge des
Unfalls eine Minderung der Erwerbsfihigkeit von wenigstens 50 Prozent festgestellt wird. Die Hohe der einmaligen
Unfallentschddigung hdngt vom Grad der Minderung der Erwerbsfahigkeit ab und betrédgt bei einer dauerhaften Min-
derung der Erwerbsfdhigkeit von

1.  mindestens 50 Prozent 50 000 Euro,
2. mindestens 60 Prozent 60 000 Euro,
3.  mindestens 70 Prozent 70 000 Euro,
4.  mindestens 80 Prozent 80 000 Euro,
5. mindestens 90 Prozent 90 000 Euro,
6. 100 Prozent 100 000 Euro.

Nach der Feststellung sich ergebende Verdnderungen der Minderung der Erwerbsféhigkeit bleiben unberiicksichtigt.

(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den Folgen eines Dienstunfalls der in § 56 bezeichneten Art verstorben,
ohne eine einmalige Unfallentschddigung nach Absatz 1 erhalten zu haben, wird den Hinterbliebenen eine einmalige
Unfallentschiddigung nach Maf3gabe der folgenden Bestimmungen gewahrt:

1.  Die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene
Lebenspartner sowie die versorgungsberechtigten Kinder erhalten eine Entschiddigung in Héhe von insgesamt
60 000 Euro.
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2. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummer 1 nicht vorhanden, so erhalten die Eltern und die nicht ver-
sorgungsberechtigten Kinder eine Entschiddigung in Hohe von insgesamt 20 000 Euro.

3. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummern 1 und 2 nicht vorhanden, so erhalten die GroBeltern, Enke-
linnen und Enkel eine Entschiddigung in Hohe von insgesamt 10 000 Euro.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der
1. als Angehdrige oder Angehoriger des besonders gefihrdeten fliegenden Personals wihrend des Flugdienstes,

2.  als Helm- oder Schwimmtaucherin oder Helm- oder Schwimmtaucher wihrend des besonders gefahrlichen
Tauchdienstes,

3. im Bergrettungsdienst wihrend des Einsatzes und der Ausbildung oder

4. als Angehorige oder Angehdriger des besonders gefahrdeten Munitionsuntersuchungspersonals wahrend des
dienstlichen Umgangs mit Munition oder

5. als Angehorige oder Angehdriger eines Polizeiverbands bei einer besonders geféhrlichen Diensthandlung im
Einsatz oder in der Ausbildung dazu oder

6.  im Einsatz beim Ein- und Aushéngen von Auflenlasten bei einem Drehfliigelflugzeug

einen Unfall erleidet, der nur auf die eigentlimlichen Verhéltnisse des Dienstes nach den Nummern 1 bis 6 zuriickzu-
fithren ist. Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung den Personenkreis des Satzes 1 und die zum
Dienst im Sinne des Satzes 1 gehdrenden dienstlichen Verrichtungen. Die Sdtze 1 und 2 gelten entsprechend fiir
andere Angehdrige des offentlichen Dienstes, zu deren Dienstobliegenheiten Tatigkeiten der in Satz 1 Nummer 1
bis 6 bezeichneten Art gehoren.

(4) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Beamtin oder ein Beamter oder eine andere Angehorige oder ein anderer
Angehoriger des offentlichen Dienstes einen Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des
§ 46 erleidet.

(5) Die Hinterbliebenen erhalten eine einmalige Entschddigung nach Maflgabe des Absatzes 2, wenn eine Beamtin
oder ein Beamter oder eine andere Angehdrige oder ein anderer Angehdriger des 6ffentlichen Dienstes an den Folgen
eines Einsatzunfalls oder eines diesem gleichstehenden Ereignisses im Sinne des § 46 verstorben ist.

(6) Fiir die einmalige Entschdadigung nach den Absidtzen 4 und 5 gelten § 45 Absatz 5 und § 46 Absatz 4 entspre-
chend. Besteht aufgrund derselben Ursache Anspruch sowohl auf eine einmalige Unfallentschdadigung nach den
Absitzen 1 bis 3 als auch auf eine einmalige Entschddigung nach den Absétzen 4 oder 5, wird nur die einmalige
Entschidigung gewéhrt.

§ 64

Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte

Erleidet eine Ehrenbeamtin oder ein Ehrenbeamter einen Dienstunfall (§ 45), so besteht Anspruch auf ein Heilverfah-
ren (§ 52). AuBerdem kann Ersatz von Sachschéden (§ 50) und ein nach billigem Ermessen von der obersten Dienst-
behorde oder der von ihr bestimmten Stelle festzusetzender Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. Das Gleiche gilt fiir
die Hinterbliebenen.
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Unterabschnitt 4

Ubergangsgeld, Ausgleich, Beziige bei Verschollenheit

§ 65
Ubergangsgeld

(1) Beamtinnen oder Beamte mit Dienstbeziigen, die nicht auf eigenen Antrag entlassen werden, erhalten als Uber-
gangsgeld nach vollendeter einjdhriger Beschéftigungszeit das Einfache und bei ldngerer Beschéftigungszeit fiir jedes
weitere volle Jahr ihrer Dauer die Hélfte, insgesamt hochstens das Sechsfache der Dienstbeziige (§ 1 Absatz 3 Num-
mer 1 bis 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes) des letzten Monats. Abweichend von Satz 1 erhalten Junior-
professorinnen, Juniorprofessoren, Hochschuldozentinnen, Hochschuldozenten, Oberassistentinnen, Oberassistenten,
Oberingenieurinnen, Oberingenieure, Wissenschaftliche oder Kiinstlerische Assistentinnen, Wissenschaftliche oder
Kiinstlerische Assistenten als Ubergangsgeld fiir ein Jahr Dienstzeit das Einfache, insgesamt hdchstens das Sechsfa-
che der Dienstbeziige des letzten Monats. § 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Das Ubergangsgeld wird auch dann
gewidhrt, wenn die Beamtin oder der Beamte zum Zeitpunkt der Entlassung ohne Dienstbeziige beurlaubt war. Maf3-
gebend sind die Dienstbeziige, die die Beamtin oder der Beamte zum Zeitpunkt der Entlassung erhalten hétte.

(2) Als Beschiftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener hauptberuflicher entgeltlicher Tétigkeit im Dienste des-
selben Dienstherrn oder der Verwaltung, deren Aufgaben der Dienstherr iibernommen hat, sowie in den Féllen der
Versetzung die entsprechende Zeit im Dienste des fritheren Dienstherrn; die vor einer Beurlaubung ohne Dienstbezii-
ge liegende Beschéftigungszeit wird mit beriicksichtigt. Zeiten mit einer ErméBigung der regelmifBBigen Arbeitszeit
sind nur zu dem Teil anzurechnen, der dem Verhéltnis der ermaBigten zur regelméBigen Arbeitszeit entspricht.

(3) Das Ubergangsgeld wird nicht gew#hrt, wenn

1. die Beamtin oder der Beamte wegen eines Verhaltens im Sinne des § 22 Absatz | Nummer 1, § 22 Absatz 2,
§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 23 Absatz 2 und § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes
entlassen wird oder

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 28 bewilligt wird oder
3. die Beschéftigungszeit als ruhegehaltfahige Dienstzeit angerechnet wird oder

4.  die Beamtin oder der Beamte mit der Berufung in ein Richterinnenverhéltnis oder Richterverhéltnis oder mit
der Ernennung zur Beamtin auf Zeit oder zum Beamten auf Zeit entlassen wird.

(4) Das Ubergangsgeld wird in Monatsbetréigen fiir die der Entlassung folgende Zeit wie die Dienstbeziige gezahlt.
Es ist ldngstens bis zum Ende des Monats zu zahlen, in dem die Beamtin oder der Beamte die fiir das Beamten-
verhiltnis bestimmte gesetzliche Altersgrenze erreicht hat. Beim Ableben der Empfingerin oder des Empféngers ist
der noch nicht ausgezahlte Betrag den Hinterbliebenen in einer Summe zu zahlen.

(5) Bezieht die entlassene Beamtin oder der entlassene Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne
des § 74 Absatz 5, verringert sich das Ubergangsgeld um den Betrag dieser Einkiinfte.

§ 66

Ubergangsgeld fiir entlassene politische Beamtinnen und Beamte

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der aus einem Amt im Sinne des § 30 des Beamtenstatusgesetzes nicht
auf eigenen Antrag entlassen wird, erhilt ein Ubergangsgeld in Héhe von 71,75 Prozent der ruhegehaltfihigen
Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sie oder er sich zur Zeit ihrer oder seiner Entlassung
befunden hat. § 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes gilt entsprechend.

(2) Das Ubergangsgeld wird fiir die Dauer der Zeit, die die Beamtin oder der Beamte das Amt, aus dem sie oder er
entlassen worden ist, innehatte, mindestens fiir die Dauer von sechs Monaten, ldngstens fiir die Dauer von drei Jah-
ren, gewéhrt.
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(3) § 65 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 und Absatz 4 gilt entsprechend.

(4) Bezieht die entlassene Beamtin oder der entlassene Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne
des § 74 Absatz 5, so verringern sich die in entsprechender Anwendung des § 4 des Brandenburgischen Besoldungs-
gesetzes fortgezahlten Beziige und das Ubergangsgeld um den Betrag dieser Einkiinfte.

§ 67

Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen

(1) Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdienstes und des feuerwehrtechnischen Dienstes, die vor Erreichen der
Altersgrenze (§ 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes) aufgrund einer fiir sie geltenden besonderen Altersgrenze in
den Ruhestand treten, erhalten neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in Hohe des Fiinffachen der Dienstbeziige (§ 1
des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes) des letzten Monats, jedoch nicht iiber 4 091 Euro. Dieser Betrag verrin-
gert sich um jeweils ein Fiinftel fiir jedes Jahr, das iiber die besondere Altersgrenze hinaus abgeleistet wird. § 13
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in einer Summe zu zahlen. Der
Ausgleich wird nicht neben einer einmaligen Unfallentschidigung im Sinne des § 63 gewahrt.

(2) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gegen die Beamtin oder den Beamten ein Verfahren auf
Riicknahme der Ernennung oder ein Verfahren, das nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes zum Verlust der Beamten-
rechte fithren konnte, oder ist gegen die Beamtin oder den Beamten Disziplinarklage erhoben worden, darf der Aus-
gleich erst nach dem rechtskréftigen Abschluss des Verfahrens und nur gewéhrt werden, wenn kein Verlust der Ver-
sorgungsbeziige eingetreten ist. Die disziplinarrechtlichen Vorschriften bleiben unberiihrt.

(3) Der Ausgleich wird im Falle der Bewilligung von Urlaub bis zum Eintritt in den Ruhestand nach § 79 Absatz 1
Nummer 2 zweite Alternative des Landesbeamtengesetzes nicht gewéhrt.

§ 68

Beziige bei Verschollenheit

(1) Verschollene Beamtinnen, Beamte, Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, sonstige Versorgungsempfin-
gerinnen und Versorgungsempfianger erhalten die zustehenden Beziige bis zum Ablauf des Monats, in dem die obers-
te Dienstbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle feststellt, dass das Ableben mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen
ist.

(2) Mit Beginn des Folgemonats erhalten die Personen, die im Fall des Todes der oder des Verschollenen Witwen-,
Witwer- oder Waisengeld erhalten wiirden oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten kdnnten, diese Beziige. Die §§ 32
und 33 gelten nicht.

(3) Kehrt die oder der Verschollene zuriick, so lebt der Anspruch auf Beziige, soweit nicht besondere gesetzliche
Griinde entgegenstehen, wieder auf. Nachzahlungen sind léngstens fiir die Dauer eines Jahres zu leisten; die nach
Absatz 2 fiir den gleichen Zeitraum gewahrten Beziige sind anzurechnen.

(4) Ergibt sich, dass bei einer Beamtin oder bei einem Beamten die Voraussetzungen des § 9 des Brandenburgi-
schen Besoldungsgesetzes vorliegen, so konnen die nach Absatz 2 gezahlten Beziige von ihr oder ihm zuriickgefor-
dert werden.

(5) Wird die oder der Verschollene fiir tot erklart oder die Todeszeit gerichtlich festgestellt oder eine Sterbeurkun-
de iiber den Tod der oder des Verschollenen ausgestellt, so ist die Hinterbliebenenversorgung ab dem ersten Tag des
auf die Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung oder die Ausstellung der Sterbeurkunde folgenden Monats unter
Beriicksichtigung des festgestellten Todeszeitpunktes neu festzusetzen.
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Unterabschnitt 5

Familienbezogene Leistungen

§ 69

Familienzuschlag

(1) Auf den Familienzuschlag finden die fiir Beamtinnen und Beamte geltenden Vorschriften des Brandenburgi-
schen Besoldungsgesetzes Anwendung.

(2) Der Familienzuschlag wird neben dem Ruhegehalt gezahlt. Er wird unter Beriicksichtigung der nach den Ver-
hiltnissen der Beamtin, des Beamten, der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten fiir die Bemessung des
Familienzuschlags in Betracht kommenden Kinder neben dem Witwen- oder Witwergeld gezahlt, soweit die Witwe,
der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner
Anspruch auf Kindergeld fiir diese Kinder hat oder ohne Beriicksichtigung der §§ 64 und 65 des Einkommensteuer-
gesetzes oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldgesetzes haben wiirde. Soweit kein Anspruch nach Satz 2 besteht,
wird der Familienzuschlag neben dem Waisengeld gezahlt, wenn die Waise im Familienzuschlag zu beriicksichtigen
ist oder zu beriicksichtigen wire, wenn die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte
noch lebte. Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder zu
gleichen Teilen aufgeteilt.

§70
Ausgleichsbetrag

Neben dem Waisengeld wird ein Ausgleichsbetrag gezahlt, der dem Betrag fiir das erste Kind nach § 66 Absatz 1 des
Einkommensteuergesetzes entspricht, wenn in der Person der Waise die Voraussetzungen des § 32 Absatz 1 bis 5 des
Einkommensteuergesetzes erfiillt sind, Ausschlussgriinde nach § 65 des Einkommensteuergesetzes nicht vorliegen,
keine Person vorhanden ist, die nach § 62 des Einkommensteuergesetzes oder nach § 1 des Bundeskindergeldgesetzes
anspruchsberechtigt ist, und die Waise keinen Anspruch auf Kindergeld nach § 1 Absatz 2 des Bundeskindergeldge-
setzes hat. Der Ausgleichsbetrag gilt fiir die Anwendung der §§ 74 und 75 nicht als Versorgungsbezug. Besteht An-
spruch auf mehrere Waisengelder, wird der Ausgleichsbetrag nur neben den neuen Versorgungsbeziigen gezahlt.

§71

Kindererziehungszuschlag

(1) Hat eine Beamtin oder ein Beamter ein nach dem 31. Dezember 1991 geborenes Kind erzogen, erhdht sich das
Ruhegehalt fiir jeden Monat einer ihr oder ihm zuzuordnenden Kindererziehungszeit um einen Kindererziehungszu-
schlag. Dies gilt nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte wegen der Erziehung des Kindes in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung versicherungspflichtig (§ 3 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) war und die
allgemeine Wartezeit fiir eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfiillt ist.

(2) Die Kindererziehungszeit beginnt nach Ablauf des Monats der Geburt und endet nach 36 Kalendermonaten,
spétestens mit dem Ablauf des Monats, in dem die Erziechung endet. Wird wihrend dieses Zeitraums ein weiteres
Kind erzogen, fiir das der Beamtin oder dem Beamten eine Kindererziehungszeit zuzuordnen ist, wird die Kinderer-
ziehungszeit fiir dieses und jedes weitere Kind um die Anzahl der Kalendermonate der gleichzeitigen Erziehung
verlangert.

(3) Fiir die Zuordnung der Kindererzichungszeit zu einem Elternteil (§ 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 3
Nummer 2 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch) gilt § 56 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
entsprechend.

(4) Der Kindererziehungszuschlag betrégt fiir jeden Monat der Kindererziehung 2,50 Euro. Er darf zusammen mit
dem auf die Kindererzichungszeit entfallenden Anteil des Ruhegehalts das Ruhegehalt nicht tibersteigen, das sich bei
Beriicksichtigung des Zeitraums der Kindererziehung als ruhegehaltfdhige Dienstzeit fiir diesen Zeitraum ergeben
wiirde. Bei der Hochstgrenzenberechnung nach Satz 2 ist der Gesamtzeitraum der Kindererziehung nach Absatz 1 zu
betrachten.
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(5) Das um den Kindererziechungszuschlag erhéhte Ruhegehalt darf nicht héher sein als das Ruhegehalt, das sich
unter Beriicksichtigung des Hochstruhegehaltssatzes und der ruhegehaltfdhigen Bezilige aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, ergeben wiirde.

(6) Der Kindererzichungszuschlag erhoht das nach § 25 Absatz 1, § 27 Absatz 1 und § 55 Absatz 3 Satz 1 berech-
nete Ruhegehalt. Fiir die Anwendung des § 25 Absatz 2 sowie von Ruhens-, Kiirzungs- und Anrechnungsvorschriften
gilt der Kindererziehungszuschlag als Teil des Ruhegehalts.

(7) Hat eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in ein Beamtenverhiltnis ein vor dem 1. Januar 1992
geborenes Kind erzogen, gelten die Absitze 1 bis 5 entsprechend mit der Maflgabe, dass die Kindererzichungszeit
zwolf Kalendermonate nach Ablauf des Monats der Geburt endet. Die §§ 249 und 249a des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch gelten entsprechend.

(8) Hat eine Beamtin oder ein Beamter nach der Berufung in das Beamtenverhéltnis ein bis zum 31. Dezember
1991 geborenes Kind erzogen, gelten die Absitze 1 bis 5 entsprechend mit der Mafigabe, dass die Kindererziehungs-
zeit zwolf Kalendermonate nach Ablauf des Monats der Geburt endet; § 2 Nummer 11 der Beamtenversorgungs-
Ubergangsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mirz 1993 (BGBL. I S. 369), die zuletzt durch

Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2004 (BGBI. I S. 3592) geéndert worden ist, ist insoweit nicht anzuwen-
den. Die §§ 249 und 249a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

§72

Pflegezuschlag
(1) War eine Beamtin oder ein Beamter wegen nicht erwerbsméBiger Pflege von Pflegebediirftigen nach § 3 Satz 1
Nummer la des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig, wird fiir die Zeit der Pflege ein Pflegezu-
schlag zum Ruhegehalt gezahlt. Dies gilt nicht, wenn die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfillt ist.

(2) Der Pflegezuschlag betrigt fiir jeden Monat der Zeit der Pflege von

1. Schwerstpflegebediirftigen (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) bei einem
Pflegeaufwand von mindestens

a) 28 Stunden in der Woche 2 Euro,
b) 21 Stunden in der Woche 1,50 Euro,
¢) 14 Stunden in der Woche 1 Euro,

2. Schwerpflegebediirftigen (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) bei einem
Pflegeaufwand von mindestens

a) 21 Stunden in der Woche 1,30 Euro,
b) 14 Stunden in der Woche 0,90 Euro,
3. erheblich Pflegebediirftigen (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) 0,70 Euro.

(3) §71 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend mit der Mal3gabe, dass fiir gleiche Zeitrdume zustehende Kindererzie-
hungszuschlédge einzubeziehen sind; § 71 Absatz 5 und 6 gilt entsprechend.

§73

Voriibergehende Gewihrung von Zuschligen

(1) Versorgungsempfiangerinnen und Versorgungsempfianger, die vor Erreichen der Altersgrenze nach § 45 des
Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wurden oder in den Ruhestand getreten sind, erhalten voriiberge-
hend Leistungen entsprechend den §§ 71 und 72, wenn
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1. bis zum Beginn des Ruhestands die allgemeine Wartezeit von fiinf Jahren fiir eine Rente der gesetzlichen Ren-
tenversicherung erfiillt ist,

2. sie in den Ruhestand wegen
a)  Dienstunfahigkeit im Sinne des § 26 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes versetzt worden sind oder

b)  Erreichens der Altersgrenze nach den §§ 110, 117 und 118 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand
getreten sind,

3. entsprechende Leistungen nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch dem Grunde nach zustehen, jedoch vor
dem Erreichen der maBgebenden Altersgrenze noch nicht gewihrt werden,

4.  sie einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht haben und

5. keine Einkiinfte im Sinne des § 74 Absatz 5 bezogen werden; Einkiinfte bleiben aufler Betracht, soweit sie
durchschnittlich im Monat 470 Euro nicht iiberschreiten.

Durch die Leistung nach Satz 1 darf der Betrag nicht iiberschritten werden, der sich bei Berechnung des Ruhegehalts
mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent ergibt.

(2) Die Leistung entfillt spatestens mit Ablauf des Monats, in dem die Versorgungsempféngerin oder der Versor-
gungsempfanger die Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht. Sie
endet vorher, wenn die Versorgungsempféngerin oder der Versorgungsempfanger

1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der
Rente, oder

2. ein Erwerbseinkommen iiber durchschnittlich im Monat 470 Euro hinaus bezieht, mit Ablauf des Tages vor
dem Beginn der Erwerbstitigkeit.

(3) Die Leistung wird auf Antrag gewdhrt. Antrdge, die innerhalb von drei Monaten nach dem Eintritt oder der
Versetzung in den Ruhestand gestellt werden, gelten als zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts oder der Ruhestands-
versetzung gestellt. Wird der Antrag zu einem spéteren Zeitpunkt gestellt, so wird die Leistung vom Beginn des
Antragsmonats an gewahrt.

Abschnitt 3

Anrechnungs-, Kiirzungs- und Ruhensvorschriften

§ 74

Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen

(1) Beziehen Versorgungsberechtigte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 5), werden daneben Ver-
sorgungsbeziige nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Hochstgrenze gezahlt.

(2) Als Hochstgrenze gelten

1. fiir Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin-
nen und Lebenspartner die ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der
sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Hohe des Eineinhalbfachen der jeweils ruhegehaltfa-
higen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuziiglich des jeweils zustehenden Familien-
zuschlags nach § 69 Absatz 2,

2. fiir Waisen 40 Prozent des Betrags, der sich nach Nummer 1 unter Beriicksichtigung des ihnen zustehenden
Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 ergibt,
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3. fiir Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfahigkeit, die nicht auf einem Dienstun-
fall beruht, oder nach § 46 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand getreten sind, bis zum
Ablauf des Monats, in dem die Altersgrenze nach § 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht wird,
71,75 Prozent der ruhegehaltfédhigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das
Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Hohe von 71,75 Prozent des Eineinhalbfachen der jeweils ru-
hegehaltfihigen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuziiglich des jeweils zustehenden
Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 sowie eines Betrags von monatlich 470 Euro.

(3) Den Versorgungsberechtigten ist mindestens ein Betrag in Hohe von 20 Prozent des jeweiligen Versorgungsbe-
zugs (§ 4) zu belassen. Satz 1 gilt nicht beim Bezug von Verwendungseinkommen, das mindestens aus derselben
Besoldungsgruppe oder einer vergleichbaren Entgeltgruppe berechnet wird, aus der sich auch die ruhegehaltfidhigen
Dienstbeziige bestimmen. Fiir sonstiges in der Hohe vergleichbares Verwendungseinkommen gelten Satz 2 und Ab-
satz 5 Satz 5 entsprechend.

(4) Bei der Ruhensberechnung fiir eine frithere Beamtin, einen fritheren Beamten, eine frithere Ruhestandsbeamtin
oder einen fritheren Ruhestandsbeamten, die oder der Anspruch auf Versorgung nach § 57 hat, ist mindestens ein
Betrag als Versorgung zu belassen, der unter Beriicksichtigung der Minderung der Erwerbsfihigkeit infolge des
Dienstunfalls dem Unfallausgleich entspricht. Dies gilt nicht, wenn wegen desselben Unfalls Grundrente nach dem
Bundesversorgungsgesetz zusteht.

(5) Erwerbseinkommen sind Einkiinfte aus nichtselbststdndiger Arbeit einschlieBlich Abfindungen, aus selbststéin-
diger Arbeit, aus Gewerbebetrieb und aus Land- und Forstwirtschaft. Nicht als Erwerbseinkommen gelten steuerfreie
Aufwandsentschidigungen, im Rahmen der Einkunftsarten nach Satz 1 anerkannte Betriebsausgaben und Werbungs-
kosten nach dem Einkommensteuergesetz, Jubiliumszuwendungen, ein Unfallausgleich (§ 54), steuerfreie Einnah-
men fiir Leistungen zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen Versorgung sowie Einkiinfte aus Tétigkeiten, die nach
Art und Umfang Nebentitigkeiten im Sinne des § 86 Absatz 3 Nummer 2 des Landesbeamtengesetzes entsprechen.
Erwerbsersatzeinkommen sind Leistungen, die aufgrund oder in entsprechender Anwendung offentlich-rechtlicher
Vorschriften kurzfristig erbracht werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen. Die Beriicksichtigung des Erwerbs-
und des Erwerbsersatzeinkommens erfolgt monatsbezogen. Wird Einkommen nicht in Monatsbetragen erzielt, ist das
Einkommen des Kalenderjahres, geteilt durch zwolf Kalendermonate, anzusetzen.

(6) Nach Ablauf des Monats, in dem die Versorgungsberechtigte oder der Versorgungsberechtigte die Altersgrenze
nach § 45 Absatz | des Landesbeamtengesetzes erreicht, gelten die Absdtze 1 bis 5 nur fiir Erwerbseinkommen aus
einer Verwendung im o6ffentlichen Dienst (Verwendungseinkommen). Dies ist jede Beschéftigung im Dienst von
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des deutschen 6ffentlichen Rechts oder ihrer Verbande; ausgenommen ist
die Beschiftigung bei offentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften oder ihren Verbénden. Der Verwendung im
Offentlichen Dienst steht gleich die Verwendung im 6ffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder iiberstaatli-
chen Einrichtung, an der eine Korperschaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 2 durch Zahlung von Beitrdgen
oder Zuschiissen oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob die Voraussetzungen zutreffen, entscheidet auf Antrag der
zusténdigen Stelle oder der oder des Versorgungsberechtigten das fiir das Versorgungsrecht zustdndige Ministerium
oder die von ihm bestimmte Stelle.

§75
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbeziige
(1)  Erhalten aus einer Verwendung im 6ffentlichen Dienst (§ 74 Absatz 6) an neuen Versorgungsbeziigen
1. Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte Ruhegehalt oder eine dhnliche Versorgung,
2. Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner oder Waisen aus der
Verwendung der verstorbenen Beamtin, des verstorbenen Beamten, der verstorbenen Ruhestandsbeamtin oder

des verstorbenen Ruhestandsbeamten Witwen- oder Witwergeld, Waisengeld oder eine dhnliche Versorgung,

3. Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner Ruhegehalt oder eine
dhnliche Versorgung,

so sind neben den neuen Versorgungsbeziigen die frilheren Versorgungsbeziige nur bis zum Erreichen der in Absatz 2
bezeichneten Hochstgrenze zu zahlen. Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der fritheren Versorgung zu-
riickbleiben.
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(2) Als Hochstgrenze gelten

1. fiir Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) das Ruhegehalt, das sich unter
Zugrundelegung der gesamten ruhegehaltfdhigen Dienstzeit und der ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige aus der
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das frithere Ruhegehalt berechnet, ergibt, zuziiglich des Familien-
zuschlags nach § 69 Absatz 2,

2. fir Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner und Waisen (Absatz 1
Satz 1 Nummer 2) das Witwen-, Witwer- oder Waisengeld, das sich aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 er-
gibt, zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2,

3. fir Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner (Absatz 1 Satz 1
Nummer 3) 71,75 Prozent, in den Fillen des § 56 Absatz 1 80 Prozent, der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus
der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das dem Witwen- oder Witwergeld zugrunde liegende Ruhe-
gehalt bemisst, zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2.

Ist bei einem an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 beteiligten Versorgungsbezug das Ru-
hegehalt nach § 25 Absatz 2 gemindert, ist das fiir die Hochstgrenze maf3igebende Ruhegehalt in sinngeméfler An-
wendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei der Ruhensregelung nach Satz 1 Nummer 3 das dem Witwen- oder
Witwergeld zugrunde liegende Ruhegehalt nach § 25 Absatz 2 gemindert, ist die Hochstgrenze entsprechend dieser
Vorschrift zu berechnen, wobei dem zu vermindernden Ruhegehalt mindestens ein Ruhegehaltssatz von 71,75 Pro-
zent zugrunde zu legen ist.

(3) Inden Fillen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 ist neben dem neuen Versorgungsbezug mindestens ein Betrag
in Hohe von 20 Prozent des frilheren Versorgungsbezugs zu belassen.

(4) Erwerben Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte einen Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld oder
eine dhnliche Versorgung, so erhalten sie daneben ihr Ruhegehalt zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Ab-
satz 2 nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sowie Satz 3 bezeichneten Hochstgrenze. Die Ge-
samtbeziige diirfen nicht hinter ihrem Ruhegehalt zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 sowie eines
Betrags in Hohe von 20 Prozent des neuen Versorgungsbezugs zuriickbleiben.

(5) § 74 Absatz 4 gilt entsprechend.

§76

Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Renten

(1) Versorgungsbeziige werden neben Renten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Hochstgrenze
gezahlt. Als Renten gelten

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen,

2. Renten aus einer zusitzlichen Alters- oder Hinterbliebenenversorgung fiir Angehdrige des 6ffentlichen Diens-
tes,

3. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, wobei ein dem Unfallausgleich (§ 54) entsprechender Betrag
unberiicksichtigt bleibt; bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von 20 Prozent bleiben zwei Drittel der Min-
destgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, bei einer Minderung der Erwerbsféhigkeit von 10 Prozent
ein Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz unberiicksichtigt,

4.  Leistungen aus einer berufsstindischen Versorgungseinrichtung oder aus einer befreienden Lebensversiche-
rung, zu denen der Arbeitgeber aufgrund eines Beschiftigungsverhiltnisses im 6ffentlichen Dienst mindestens
die Halfte der Beitrdge oder Zuschiisse in dieser Hohe geleistet hat,

5. Betriebsrenten aus einer in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungsfreien Beschéftigung im 6ffentli-
chen Dienst mit Anspruch auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfahigkeit und im Alter sowie auf Hinter-
bliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsétzen, die nicht unter Nummer 2 fallen,
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6.  Leistungen der Altershilfe der Landwirtinnen und Landwirte,

7. Altersgeld aus einem offentlich-rechtlichen Dienstverhéltnis oder eine dem Altersgeld entsprechende Alterssi-
cherung.

Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapital-
leistung, Beitragserstattung oder Abfindung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der Betrag, der vom Leistungstra-
ger ansonsten zu zahlen wire. Bei Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung oder eines sonstigen Kapitalbetrags
ist der sich bei einer Verrentung ergebende Betrag zugrunde zu legen. Dies gilt nicht, wenn die Ruhestandsbeamtin
oder der Ruhestandsbeamte innerhalb von drei Monaten nach Zufluss den Kapitalbetrag zuziiglich der hierauf ge-
wihrten Zinsen an den Dienstherrn abfiihrt. Zu den Renten und den Leistungen nach Satz 2 Nummer 4 rechnet nicht
der Kinderzuschuss. Renten, Rentenerhhungen und Rentenminderungen, die auf § 1587b des Biirgerlichen Gesetz-
buchs oder § 1 des Gesetzes zur Regelung von Hérten im Versorgungsausgleich, jeweils in der bis zum 31. Au-
gust 2009 geltenden Fassung, beruhen, sowie Zuschlidge oder Abschldge beim Rentensplitting nach § 76¢ des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unberiicksichtigt.

(2) Als Hochstgrenze gelten

1. fiir Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte der Betrag, der sich als Ruhegehalt zuziiglich des Familien-
zuschlags nach § 69 Absatz 2 ergeben wiirde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden

a)  bei den ruhegehaltfihigen Dienstbeziigen die Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhege-
halt berechnet,

b) als ruhegehaltfihige Dienstzeit die Zeit bis zum Eintritt des Versorgungsfalles abziiglich von Zeiten nach
§ 24 mit Ausnahme der Zeiten, die vor einer Tatigkeit fiir das Ministerium fiir Staatssicherheit oder das
Amt fiir Nationale Sicherheit zuriickgelegt worden sind, zuziiglich der Zeiten, um die sich die ruhegehalt-
fahige Dienstzeit erhoht, und der bei der Rente beriicksichtigten Zeiten einer rentenversicherungspflichti-
gen Beschiftigung oder Tétigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles; § 2 Nummer 8 Satz 2 der Beam-
tenversorgungs-Ubergangsverordnung ist insoweit nicht anzuwenden,

2. fir Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner der Betrag, der sich
als Witwen- oder Witwergeld zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2, fiir Waisen der Betrag, der
sich als Waisengeld zuziiglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2, wenn dieser neben dem Waisengeld
gezahlt wird, aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergeben wiirde.

Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt nach § 25 Absatz 2 gemindert, ist
das fiir die Hochstgrenze maBgebende Ruhegehalt in sinngeméaBer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei
einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug der Ruhegehaltssatz nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Halb-
satz 2 oder Halbsatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung ge-
mindert, ist der fiir die Hochstgrenze maflgebende Ruhegehaltssatz in sinngemdlBler Anwendung dieser Vorschrift
festzusetzen.

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht

1. bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten (Absatz 2 Satz 1 Nummer 1) Hinterbliebenenrenten aus
einer Beschéftigung oder Tatigkeit der Ehegattin, des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des
eingetragenen Lebenspartners,

2. bei Witwen, Witwer, hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern und Waisen (Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2) Renten aufgrund einer eigenen Beschéftigung oder Tétigkeit.

(4) Bei Anwendung der Absétze 1 und 2 bleibt auBer Ansatz der Teil der Rente (Absatz 1), der

1. dem Verhiltnis der Versicherungsjahre aufgrund freiwilliger Weiterversicherung oder Selbstversicherung zu
den gesamten Versicherungsjahren oder, wenn sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Verhéltnis
der Werteinheiten fiir freiwillige Beitrdge zu der Summe der Werteinheiten fiir freiwillige Beitrdge, Pflichtbei-
trage, Ersatzzeiten und Ausfallzeiten oder, wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem Verhéltnis
der Entgeltpunkte fiir freiwillige Beitrdge zu der Summe der Entgeltpunkte fiir freiwillige Beitrége, Pflichtbei-
trage, Ersatzzeiten, Zurechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht,
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2. aufeiner Hoherversicherung beruht.

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hilfte der Beitrége oder Zuschiisse in dieser Hohe geleistet
hat.

(5) § 74 Absatz 4 gilt entsprechend.

(6) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen entsprechende wiederkehrende Geldleistungen gleich, die auf-
grund der Zugehorigkeit zu Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der Deutschen Demokratischen Republik ge-
leistet werden oder die von einem auslidndischen Versicherungstrager nach einem fiir die Bundesrepublik Deutsch-
land wirksamen zwischen- oder iiberstaatlichen Abkommen gewihrt werden.

§ 77

Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Versorgung
aus zwischenstaatlicher und iiberstaatlicher Verwendung

(1)  Erhilt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter aus der Verwendung im 6ffentlichen Dienst einer
zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung eine Versorgung, ruht das nach diesem Gesetz zustehende
Ruhegehalt in Hohe des Betrags, um den die Summe aus der genannten Versorgung und dem nach diesem Gesetz
zustehenden Ruhegehalt die in Absatz 2 genannte Hochstgrenze iibersteigt, mindestens jedoch in Hohe des Betrags,
der einer Minderung des Prozentsatzes von 1,79375 fiir jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Dienst
entspricht; der Familienzuschlag nach § 69 Absatz 2 ruht in Hohe von 2,39167 Prozent fiir jedes Jahr im zwischen-
staatlichen oder iiberstaatlichen Dienst. § 10 ist entsprechend anzuwenden. Die Versorgungsbeziige ruhen in voller
Hohe, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte als Invalidititspension die Hochstversorgung aus
dem Amt bei der zwischenstaatlichen oder {iberstaatlichen Einrichtung erhélt. Bei der Anwendung des Satzes 1 wird
die Zeit, in welcher die Beamtin oder der Beamte, ohne ein Amt bei einer zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen
Einrichtung auszuiiben, dort einen Anspruch auf Vergiitung oder sonstige Entschddigung hat und Ruhegehaltsansprii-
che erwirbt, als Zeit im zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Dienst gerechnet; Entsprechendes gilt fiir Zeiten
nach dem Ausscheiden aus dem Dienst einer zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung, die dort bei der
Berechnung des Ruhegehalts wie Dienstzeiten beriicksichtigt werden.

(2) Als Hochstgrenze gelten die in § 75 Absatz 2 bezeichneten Hochstgrenzen sinngemifl, wobei diese im Monat
Dezember nicht zu verdoppeln sind; dabei ist als Ruhegehalt dasjenige deutsche Ruhegehalt zugrunde zu legen, das
sich unter Einbeziehung der Zeiten einer Verwendung im 6ffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder iiber-
staatlichen Einrichtung als ruhegehaltfihige Dienstzeit und auf der Grundlage der ruhegehaltfdhigen Dienstbeziige
aus der Endstufe der nidchsthoheren Besoldungsgruppe ergibt.

(3) Verzichtet die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte beim Ausscheiden aus
dem offentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder {iberstaatlichen Einrichtung auf eine Versorgung oder wird an
deren Stelle eine Abfindung, Beitragserstattung oder ein sonstiger Kapitalbetrag gezahlt, so findet Absatz 1 mit der
Maligabe Anwendung, dass an die Stelle der Versorgung der Betrag tritt, der vom Leistungstrager ansonsten zu zah-
len wire; erfolgt die Zahlung eines Kapitalbetrags, weil kein Anspruch auf laufende Versorgung besteht, so ist der
sich bei einer Verrentung des Kapitalbetrags ergebende Betrag zugrunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Beam-
tin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte innerhalb eines Jahres nach Beendigung der
Verwendung oder der Berufung in das Beamtenverhéltnis den Kapitalbetrag zuziiglich der hierauf gewihrten Zinsen
an den Dienstherrn abfiihrt.

(4) Hat die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte schon vor dem Ausscheiden
aus dem zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen 6ffentlichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zahlungen aus dem
Kapitalbetrag erhalten oder hat die zwischenstaatliche oder iiberstaatliche Einrichtung diesen durch Aufrechnung
oder in anderer Form verringert, ist die Zahlung nach Absatz 3 in Hohe des ungekiirzten Kapitalbetrags zu leisten.

(5) Erhalten die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene einge-
tragene Lebenspartner oder die Waisen einer Beamtin, eines Beamten, einer Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhe-
standsbeamten Hinterbliebenenbeziige von der zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung, ruht das deut-
sche Witwen- und Witwergeld sowie Waisengeld in Hohe des Betrags, der sich unter Anwendung der Absétze 1 und
2 nach dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und die Absitze 3, 4 und 6 sind entspre-
chend anzuwenden.
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(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrichtung gewihrte Versorgung
nicht iibersteigen. Der Ruhestandsbeamtin oder dem Ruhestandsbeamten ist mindestens ein Betrag in Hohe von
20 Prozent des deutschen Ruhegehalts zu belassen. Satz 2 gilt nicht, wenn die Unterschreitung der Mindestbelassung
darauf beruht, dass

1.  das nach diesem Gesetz zustehende Ruhegehalt in Hohe des Betrags ruht, der einer Minderung des Prozentsat-
zes um 1,79375 fiir jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Dienst entspricht, oder

2. Absatz 1 Satz 3 anzuwenden ist.

(7) § 74 Absatz 4 gilt entsprechend.

§78

Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Entschiidigung oder Versorgungsbeziigen
nach dem Beschluss 2005/684/EG, Euratom

(1) Beziehen Versorgungsberechtigte eine Entschiddigung nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom
des Europdischen Parlaments vom 28. September 2005 zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Européischen
Parlaments (ABI. L 262 vom 7.10.2005, S. 1), so werden die Versorgungsbeziige um 50 Prozent, jedoch héchstens
um 50 Prozent der Entschidigung gekiirzt.

(2) Beziechen Versorgungsberechtigte Versorgungsbeziige nach Artikel 14 bis 17 des Beschlusses 2005/684/EG,
Euratom, ruhen die Versorgungsbeziige um 50 Prozent des Betrags, um den sie und die Versorgungsbeziige die Ent-
schidigung nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom iibersteigen. Das Ubergangsgeld nach Artikel 13
des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom zahlt zu den Versorgungsbeziigen.

§79

Reihenfolge der Anwendung der Anrechnungs-, Kiirzungs- und Ruhensvorschriften

(1) Der Anwendung der §§ 74 bis 78 gehen sonstige Anrechnungs- und Kiirzungsvorschriften vor, soweit nichts
anderes bestimmt ist.

(2) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbeziigen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen ist zu-
néchst der neuere und dann der frithere Versorgungsbezug nach § 74 zu regeln. Bei der Regelung des fritheren Ver-
sorgungsbezugs ist dem Einkommen der nicht ruhende Teil des neueren Versorgungsbezugs hinzuzurechnen. Die
Berechnungsreihenfolge ist umzukehren, soweit dies fiir die Versorgungsberechtigten giinstiger ist.

(3) Beim Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen und Renten ist
§ 75 mit der nach § 76 verbleibenden Gesamtversorgung anzuwenden.

(4) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbeziigen mit einer Rente ist zundchst der neuere Versorgungsbe-
zug nach § 76 Absatz 1 bis 4 und danach der frithere Versorgungsbezug unter Beriicksichtigung des gekiirzten neue-
ren Versorgungsbezugs nach § 75 zu regeln. Der hiernach gekiirzte frithere Versorgungsbezug ist unter Beriicksichti-
gung des gekiirzten neueren Versorgungsbezugs nach § 76 Absatz 1 bis 4 zu regeln; fiir die Berechnung der Hochst-
grenze nach § 76 Absatz 2 ist hierbei die Zeit bis zum Eintritt des neueren Versorgungsfalls zu beriicksichtigen.

(5) Der nach § 77 berechnete Ruhensbetrag ist von den nach Anwendung der §§ 74 bis 76 verbleibenden Versor-
gungsbeziigen abzuziehen.

§ 80

Nichtberiicksichtigung der Versorgungsbeziige

Werden Versorgungsberechtigte im 6ffentlichen Dienst verwendet, so sind ihre Beziige aus dieser Beschiftigung
ohne Riicksicht auf die Versorgungsbeziige zu bemessen. Das Gleiche gilt fiir eine aufgrund der Beschiftigung zu
gewihrende Versorgung.
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§ 81

Kiirzung der Versorgungsbeziige wegen Versorgungsausgleich
(1) Sind durch Entscheidung des Familiengerichts

1. Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1587b Absatz 2 und 3 des Biirgerlichen Ge-
setzbuchs in der am 31. August 2009 geltenden Fassung oder

2. Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz

iibertragen oder rechtskréftig begriindet worden, werden die Versorgungsbeziige des Ausgleichsverpflichteten und
ihrer oder seiner Hinterbliebenen nach Anwendung von Ruhens-, Kiirzungs- und Anrechnungsvorschriften um den
nach Absatz 2 oder Absatz 3 berechneten Betrag gekiirzt. Das einer Vollwaise zu gewédhrende Waisengeld wird nicht
gekiirzt, wenn nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherung die Voraussetzungen fiir die Gewéhrung einer
Waisenrente aus der Versicherung der ausgleichsberechtigten Person nicht erfiillt sind.

(2) Der Kiirzungsbetrag fiir das Ruhegehalt berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch die Entscheidung des
Familiengerichts begriindeten Anwartschaften oder Anrechte. Dieser Monatsbetrag erhoht oder vermindert sich um
die Prozentsitze der nach dem Ende der Ehezeit oder dem Ende einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bis zum
Zeitpunkt des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand eingetretenen Erhéhungen oder Verminderungen der
beamtenrechtlichen Versorgungsbeziige, die in festen Betrigen festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts oder der
Versetzung in den Ruhestand an, bei einer Ruhestandsbeamtin oder bei einem Ruhestandsbeamten vom Tag nach
dem Ende der Ehezeit oder dem Ende einer eingetragenen Lebenspartnerschaft an, erhoht oder vermindert sich der
Kiirzungsbetrag in dem Verhéltnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kiirzungs- und An-
rechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbeziige erh6ht oder vermindert.

(3) Der Kiirzungsbetrag fiir das Witwen- und Witwergeld sowie Waisengeld berechnet sich aus dem Kiirzungsbe-
trag nach Absatz 2 fiir das Ruhegehalt, das die Beamtin oder der Beamte erhalten hat oder hitte erhalten konnen,
wenn sie oder er am Todestag in den Ruhestand getreten wire, nach den Anteilssdtzen des Witwen- oder Witwergel-
des oder des Waisengeldes.

(4) In den Fillen des Absatzes 1 Satz2 und § 5 des Gesetzes zur Regelung von Hérten im Versorgungsausgleich
vom 21. Februar 1983 (BGBIL. I S. 105), das zuletzt durch Artikel 65 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBI. I
S. 2586, 2729) gedndert worden ist, steht die Zahlung des Ruhegehalts der verpflichteten Ehegattin, des verpflichte-
ten Ehegatten, der verpflichteten eingetragenen Lebenspartnerin oder des verpflichteten eingetragenen Lebenspart-
ners fiir den Fall riickwirkender oder erst nachtréglich bekannt werdender Rentengewiahrung an die berechtigte Ehe-
gattin, den berechtigten Ehegatten, die berechtigte eingetragene Lebenspartnerin oder den berechtigten eingetragenen
Lebenspartner unter dem Vorbehalt der Riickforderung.

§ 82

Abwendung der Kiirzung der Versorgungsbeziige

(1) Die Kiirzung der Versorgungsbeziige nach § 81 kann von der Beamtin, dem Beamten, der Ruhestandsbeamtin
oder dem Ruhestandsbeamten ganz oder teilweise durch Zahlung eines Kapitalbetrags an den Dienstherrn abgewen-
det werden.

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag angesetzt, der aufgrund der Entscheidung des Familiengerichts zur
Begriindung der Anwartschaft auf die bestimmte Rente zu leisten gewesen wire, erhoht oder vermindert um die
Prozentsétze der nach dem Tag, an dem die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist, bis zum Tag der Zah-
lung des Kapitalbetrags eingetretenen Erh6hungen oder Verminderungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezii-
ge, die in festen Betrigen festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand an, bei einer Ruhestandsbe-
amtin oder einem Ruhestandsbeamten von dem Tag an, an dem die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist,
erhoht oder vermindert sich der Kapitalbetrag in dem Verhiltnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwendung von
Ruhens-, Kiirzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbeziige erhoht oder vermindert.

(3) Bei teilweiser Zahlung vermindert sich die Kiirzung der Versorgungsbeziige in dem entsprechenden Verhiltnis;
der Betrag der teilweisen Zahlung soll den Monatsbetrag der Dienstbeziige der Beamtin oder des Beamten oder des
Ruhegehalts der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten nicht unterschreiten.
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(4) Ergeht nach der Scheidung eine Entscheidung zur Abdnderung des Wertausgleichs und sind Zahlungen nach
Absatz 1 erfolgt, sind im Umfang der Abinderung zu viel gezahlte Betrdge unter Anrechnung der nach § 81 anteilig
errechneten Kiirzungsbetrége zuriickzuzahlen.

Abschnitt 4

Versorgungslastenteilung bei landesinternen Dienstherrenwechseln

§83

Dienstherrenwechsel

(1) Fiir die Versorgungslastenteilung bei einem Dienstherrenwechsel von Beamtinnen und Beamten innerhalb des
Geltungsbereiches dieses Gesetzes findet der Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag in Verbindung mit § 1 des
Gesetzes zu dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 15. Juli 2010 (GVBI. I Nr. 27) entsprechende Anwen-
dung.

(2) Der Staatsvertrag nach Absatz 1 gilt nicht fiir Wechsel zwischen Dienstherren, bei dem sowohl der abgebende
als auch der aufnehmende Dienstherr Mitglied in der Versorgungskasse beim Kommunalen Versorgungsverband
Brandenburg ist.

(3) Ist bei einem Dienstherrenwechsel nach Absatz 1 der aufnehmende Dienstherr Mitglied in der Versorgungskas-
se beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg, so hat er die ihm vom abgebenden Dienstherrn gemafl dem
Staatsvertrag nach Absatz 1 gezahlte Abfindung an die Versorgungskasse beim Kommunalen Versorgungsverband
Brandenburg abzufiihren.

(4) Ist bei einem Dienstherrenwechsel nach Absatz 1 der abgebende Dienstherr Mitglied in der Versorgungskasse
beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg, so hat die Versorgungskasse diec an den aufnehmenden
Dienstherrn geméB dem Staatsvertrag nach Absatz 1 zu zahlende Abfindung zu tragen.

Abschnitt 5

Uberleitungs- und Ubergangsbestimmungen

§ 84

Uberleitung vorhandener Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfinger

Die Rechtsverhéltnisse der am 1. Januar 2014 vorhandenen Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger
und deren kiinftige Hinterbliebenen regeln sich nach dem am 31. Dezember 2013 geltenden Recht mit folgenden
Mafgaben:

1. Fiir die Neufestsetzung eines vor dem 1. Januar 2014 festgesetzten Unterhaltsbeitrags nach § 15 des Beamten-
versorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gilt § 28. Die in § 28 genannte Frist beginnt
am 1. Januar 2014.

2. § 35 ist auf Versorgungsfille anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2013 eintreten.

3. Fiur Witwen und Witwer, die sich nach dem 31. Dezember 2013 wieder verheiratet haben, oder fiir hinterblie-
bene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, die nach dem 31. Dezember 2013 eine neue einge-
tragene Lebenspartnerschaft begriindet haben, ist § 61 Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am
31. August 2006 geltenden Fassung nicht anzuwenden.

4. Anstelle der §§ 50a, 50b, 50c, 50d und 50e des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung sind die §§ 71, 72 und 73 anzuwenden.

5. Beim Zusammentreffen von Versorgungsbeziigen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen sind die §§ 26
und 74 anzuwenden.
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6.  Ist die Entscheidung des Familiengerichts iiber den Versorgungsausgleich vor dem 1. Januar 2014 wirksam
geworden, wird die Kiirzung des Ruhegehalts nach § 81 bei am 31. Dezember 2013 vorhandenen Versorgungs-
empfingern erst dann vorgenommen, wenn aus der Versicherung der berechtigten Ehegattin, des berechtigten
Ehegatten, der berechtigten eingetragenen Lebenspartnerin oder des berechtigten eingetragenen Lebenspartners
eine Rente zu gewédhren ist. § 81 Absatz 4 findet Anwendung.

§85

Ubergangsregelung fiir vorhandene Beamtinnen und Beamte

(1) Fiir Beurlaubungen, die bis zum 31. Dezember 2013 ausgesprochen und angetreten sind, ist § 6 Absatz 1 Satz 2
Nummer 5 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Fiir am 1. Januar 2014 vorhandene Beamtinnen und Beamte, die bis zum 31. Dezember 1957 geboren sind, ist
bei der Beriicksichtigung von Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhéltnis im 6ffentlichen Dienst als ruhegehaltfahi-
ge Dienstzeit § 10 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Fiir am 1. Januar 2014 vorhandene Beamtinnen und Beamte und deren kiinftige Hinterbliebene, die infolge der
Dienstunfihigkeit, die auf einem bis zum 31. Dezember 2013 erlittenen Dienstunfall beruht, in den Ruhestand ver-
setzt werden, sind die §§ 14, 36 und 38 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2001 geltenden
Fassung anzuwenden.

(4) Fiir Versorgungsfille, die vor dem 1. Januar 2018 eintreten, gilt anstelle der nach § 19 Absatz 1 hochstens
anrechenbaren Zeit einer Hochschulausbildung einschlieBlich Priifungszeit folgender Zeitraum bei einem Eintritt des
Versorgungsfalles vor dem

1. 1. Juli 2014: 1 095 Tage,
2. 1.Januar 2015: 1 065 Tage,
3. 1. Juli 2015: 1 035 Tage,
4. 1. Januar 2016: 1 005 Tage,
5. 1. Juli 2016: 975 Tage,
6. 1. Januar 2017: 945 Tage,
7. 1.Juli 2017: 915 Tage,
8. 1. Januar 2018: 885 Tage.

(5) Fiir Versorgungsfille, die vor dem 1. Januar 2015 eintreten, gilt § 13 Absatz 1 Satz 1 mit der Mallgabe, dass
auch der Familienzuschlag der Stufe 1 (§ 40 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006
geltenden Fassung), der der Beamtin oder dem Beamten zuletzt zugestanden hat, zu den ruhegehaltfahigen Dienstbe-
ziigen zéhlt. § 69 Absatz 2 gilt mit der Maligabe, dass neben dem Ruhegehalt, dem Witwen- oder Witwergeld oder
dem Waisengeld nur der Unterschiedsbetrag zwischen dem Familienzuschlag der Stufe 1 und der nach dem Besol-
dungsrecht in Betracht kommenden Stufe des Familienzuschlags gezahlt wird.

§ 86

Ausgleichsbetrag fiir Kommunale Beamtinnen und Beamte auf Zeit

(1) Kommunalen Beamtinnen und Beamten auf Zeit, die erstmalig vor dem 5. Mai 1994 bei einem kommunalen
Dienstherrn in Brandenburg in ein Beamtenverhiltnis auf Zeit berufen wurden und Versorgungsbeziige erhalten,
kann fiir die Zeit der Ausiibung des Wahlamtes in einem Angestelltenverhéltnis oder einem sonstigen &6ffentlich-
rechtlichen Dienstverhdltnis ein monatlicher Ausgleichsbetrag gewdhrt werden. Fiir Amtsdirektorinnen und Amtsdi-
rektoren, die von 1992 bis 1994 im Angestelltenverhéltnis beschiftigt waren, gilt die in Satz 1 genannte Stichtagsre-
gelung nicht.
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(2) Als Ausgleichsbetrag wird die Differenz zwischen den der Beamtin auf Zeit oder dem Beamten auf Zeit zuste-
henden Versorgungsbeziigen und den Versorgungsbeziigen gewéhrt, die sie oder er erhalten hitte, wenn sie oder er
unmittelbar mit Dienstantritt in das Beamtenverhéltnis auf Zeit berufen worden wére.

(3) Der Ausgleichsbetrag ist Versorgung im Sinne des § 4.

§87

Regelung zu § 42 Absatz 8 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes
Fiir Professorinnen und Professoren, die nach § 42 Absatz 8 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes von ihren

amtlichen Pflichten entbunden wurden oder werden (Entpflichtung), und ihre Hinterbliebenen gilt § 91 des Beamten-
versorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung entsprechend.

§ 88

(derzeit nicht besetzt)

Abschnitt 6

Schlussbestimmungen

§ 89

Erméchtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften

(1) Die nach diesem Gesetz den obersten Dienstbehdrden zugewiesenen Befugnisse konnen diese durch Rechtsver-
ordnung auf andere Stellen auch auBerhalb ihres Geschiftsbereiches iibertragen. Bei Ubertragung auf eine Stelle
auBerhalb ihres Geschéftsbereiches ist das Einvernehmen der fiir diese Stelle zustédndigen obersten Dienstbehérde
erforderlich.

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, erldsst das fiir das Beamtenversorgungsrecht zustdndige Ministe-
rium die zur Durchfithrung des Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 90

Als Landesrecht weitergeltende Rechts- und Verwaltungsvorschriften

Die zur Ausfithrung des Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Méarz 1999
(BGBL. I S. 322, 847, 2033), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBI. I S. 1652, 1657)
gedndert worden ist, fiir Bundesbeamte anwendbaren Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften gelten,
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, bis zum Erlass entsprechender landesrechtlicher Vorschriften weiter.

Artikel 3

Anderung des Brandenburgischen Ministergesetzes
Das Brandenburgische Ministergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (GVBI. I S. 58),
das zuletzt durch das Gesetz vom 29. November 2012 (GVBI. I Nr. 36; 2013 I Nr. 2) gedndert worden ist, wird wie
folgt geédndert:

1. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz2 wird das Wort ,,Beamtenversorgungsgesetz durch die Worter ,,Brandenburgischen Beamten-
versorgungsgesetz* ersetzt.
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b) In Satz 4 werden die Worter ,,§ 4 des Beamtenversorgungsgesetzes™ durch die Worter ,,§ 12 des Bran-
denburgischen Beamtenversorgungsgesetzes* ersetzt.

2. In § 8 Absatz 5 Satz 1 werden die Worter ,,eine jéhrliche Sonderzahlung sowie* gestrichen.
3. § 12 wird wie folgt geéndert:
a)  Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird das Wort ,,Amtsbeziige” durch das Wort ,,Amtsgehalt* ersetzt.
bb) Satz 3 wird gestrichen.

b) In Absatz 8 werden die Worter ,,§ S0 des Beamtenversorgungsgesetzes® durch die Worter ,,§ 69 des
Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes* ersetzt.

4. In § 14 Absatz 3 werden die Worter ,,§ 50 des Beamtenversorgungsgesetzes ist durch die Worter ,,Die §§ 69
und 70 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes sind* ersetzt.

5. In § 15 Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,,§ 8 des Bundesbesoldungsgesetzes* durch die Worter ,,§ 8 des
Brandenburgischen Besoldungsgesetzes* ersetzt.

6.  § 17 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz | werden die Worter ,,§ 53 des Beamtenversorgungsgesetzes* durch die Woérter ,,§ 74
des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes* ersetzt.

b) In Absatz 5 werden die Worter ,,ist § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes™ durch die Worter ,,sind die
§§ 76 und 79 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes ersetzt.

¢) In Absatz 6 werden die Worter ,,§ 56 des Beamtenversorgungsgesetzes durch die Worter ,,§ 77 des
Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes® ersetzt.

d) In Absatz 4 Satz 2 und in Absatz 7 Satz 3 werden jeweils die Worter ,,§ 54 Abs. 3 und 4 Satz 2 des Beam-

tenversorgungsgesetzes® durch die Worter ,,§ 75 Absatz 3 und 4 Satz 2 des Brandenburgischen Beamten-
versorgungsgesetzes* ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 3. April 2009 (GVBI. I S.26), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom
13. Mérz 2012 (GVBI. I Nr. 16 S. 5) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.  In § 62 Satz 4 wird das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetz durch die Worter ,,Brandenburgischen Besoldungsge-
setz‘ ersetzt.

2. § 63 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
a)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:

»Satz 1 gilt entsprechend fiir eine abweichende Pauschvergiitung fiir sonstige Umzugsauslagen nach § 10
Absatz 1 des Bundesumzugskostengesetzes.*

b) Im neuen Satz 3 werden nach dem Wort ,,Reisekosten die Worter ,,und Umzugskosten eingefiigt.
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In § 65 Satz 1 werden die Worter ,,§ 3 Abs. 6 und die §§ 11, 12 und 17a des Bundesbesoldungsgesetzes vom
6. August 2002 (BGBI. I S. 3020) in der zuletzt durch Gesetz vom 28. August 2006 (BGBL. I S. 2039) geénder-
ten Fassung®™ durch die Worter ,,§ 3 Absatz 5 und 6 sowie die §§ 12 und 13 des Brandenburgischen Besol-
dungsgesetzes* ersetzt.

In § 66 Absatz1 Satz1 werden die Worter ,,§ 32 des Beamtenversorgungsgesetzes vom 16. Mirz 1999
(BGBL. I S. 322, 847, 2033) in der zuletzt durch Gesetz vom 19. Juli 2006 (BGBI. I S. 1652) geédnderten Fas-
sung‘ durch die Waorter ,,§ 50 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes™ ersetzt.

§ 95 wird wie folgt geéndert:

a)  Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefiigt:
,Die erforderlichen personenbezogenen Daten aus Arzneimittelverordnungen im Sinne des § 1 des Geset-
zes liber Rabatte fiir Arzneimittel vom 22. Dezember 2010 (BGBI. I S. 2262, 2275), das durch Artikel 3a
des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBL. I S. 3108) geéndert worden ist, diirfen an den Treuhdnder aus-

schlieBlich zum Zwecke der Priiffung gemill § 3 des Gesetzes iiber Rabatte fiir Arzneimittel iibermittelt
werden.

b) Im neuen Satz 6 wird die Angabe ,,4* durch die Angabe ,,5° ersetzt.

Nach § 100 Absatz 2 Satz 2 werden die folgenden Sitze eingefiigt:

Arzneimittelverordnungen im Sinne des § 1 des Gesetzes iiber Rabatte fiir Arzneimittel sind zur Geltendma-
chung von Rabatten nach diesem Gesetz nicht zuriickzugeben; die Vernichtung dieser Arzneimittelverordnun-
gen erfolgt auf der Grundlage der nach § 3 Satz 5 des Gesetzes iiber Rabatte flir Arzneimittel zu treffenden
Vereinbarungen unverziiglich, sobald sie fiir die dort geregelten Zwecke nicht mehr bendtigt werden. Soweit in

den Vereinbarungen keine Aufbewahrungsfristen geregelt sind, gilt die allgemeine Verjahrungsfrist.*

In § 114 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 6° durch die Angabe ,,§ 11 ersetzt.

Artikel 5

Anderung des Landesdisziplinargesetzes

Das Landesdisziplinargesetz vom 18. Dezember 2001 (GVBI. I S. 254), das zuletzt durch das Gesetz vom 21. Sep-
tember 2011 (GVBIL I Nr. 20) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In § 1 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,,Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden
Fassung® durch die Worter ,,Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes* ersetzt.

In § 8 Absatz 2 Satz 3 und in § 11 Absatz 2 werden jeweils die Worter ,,§ 48 des Beamtenversorgungsgesetzes
in der am 31. August 2006 geltenden Fassung® durch die Worter ,,§ 67 des Brandenburgischen Beamtenversor-
gungsgesetzes™ ersetzt.

In § 33 Absatz2 Nummer 3 werden die Worter ,,§ 59 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am
31. August 2006 geltenden Fassung® durch die Worter ,,§ 11 Absatz 1 des Brandenburgischen Beamtenversor-
gungsgesetzes™ ersetzt.

In § 22 Absatz 2 Satz 1, § 24 Absatz 1, § 40 Absatz 3 Satz 1 und § 58 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Wor-
ter ,,§ 9 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung®™ durch die Worter ,,§ 9
des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes® ersetzt.

§ 81 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz2 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,,§ 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in der

am 31. August 2006 geltenden Fassung™ durch die Worter ,,§ 25 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 des
Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes* ersetzt.
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b)  Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,das Erloschen der Versorgungsbeziige nach § 59 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung® durch die Worter ,,den Verlust der
Versorgung nach § 11 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes® ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,,§ 20 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung* durch die Worter ,,§ 35 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes er-
setzt.

Artikel 6

Anderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes

In § 63 Absatz 4 Satz 5 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes vom 18. Dezember 2008 (GVBI. I S. 318), das
zuletzt durch das Gesetz vom 4. April 2013 (GVBL I Nr. 11) geéndert worden ist, werden die Worter ,,§ 66 Abs. 8
des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung® durch die Worter ,,§ 27 Absatz 6
des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes* ersetzt.

Artikel 7

Anderung des Brandenburgischen Juristenausbildungsgesetzes

In § 12 Absatz 2 Satz 4 des Brandenburgischen Juristenausbildungsgesetzes vom 4. Juni 2003 (GVBL I S. 166), das
zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 3. April 2009 (GVBIL. I S. 26, 59) gedndert worden ist, werden die Worter
,»§ 66 des Bundesbesoldungsgesetzes durch die Worter ,,§ 58 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes* ersetzt.

Artikel 8

Anderung des Brandenburgischen Versorgungsriicklagengesetzes

Das Brandenburgische Versorgungsriicklagengesetz vom 25. Juni 1999 (GVBIL. I S. 249), das zuletzt durch Artikel 18
des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBI. I S. 202, 208) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.  In § 1 Absatz | Nummer 2 und Absatz 2 wird jeweils das Wort ,,Bundesbesoldungsgesetz® durch die Worter
,,Brandenburgische Besoldungsgesetz* ersetzt.

2. In §2 Absatz 1 und § 6 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Worter ,,§ 14a des Bundesbesoldungsgesetzes*
durch die Worter ,,§ 15 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes* ersetzt.

3. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,§ 14a Abs. 2, 2a und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes™ durch die
Worter ,,§ 15 Absatz 2 bis 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes® ersetzt.

Artikel 9
Bekanntmachungserlaubnis fiir das Brandenburgische Ministergesetz
Das fiir Inneres zustindige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut des Brandenburgischen Ministergesetzes

in der vom 1. Januar 2014 an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I
bekannt machen.
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Artikel 10

Anderung des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2013/2014

§ 3 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2013/2014 vom 15. Oktober 2013
(GVBIL. I Nr. 28) wird wie folgt gefasst:

»§3
Anpassung der Besoldung im Jahr 2014

(1) Die nachfolgenden Dienstbeziige und sonstigen Beziige werden ab 1. Juli 2014 um 1,8 Prozent erhoht:
1. die Grundgehaltssitze,
2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhhungsbetrige fiir die Besoldungsgruppen A 4 und A 5,

3.  die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 13 der Besoldungsordnun-
gen A und B,

4.  die Anwirtergrundbetrage.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir

1. die Leistungsbeziige nach § 30 Absatz 1 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes, soweit sie gemafl § 32
Satz 5 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes, § 2 Absatz 3 der Hochschulleistungsbeziigeverordnung
vom 23. Mérz 2005 (GVBI. II S. 152) oder § 3 Absatz 2 der Leistungsbeziigeverordnung FHPol vom 3. Au-
gust 2005 (GVBL. 1I S. 454), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Oktober 2007 (GVBI. I S. 134, 140) ge-

andert worden ist, an den regelméiBigen Besoldungsanpassungen teilnehmen,

2. den Betrag nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 der Erschwerniszulagenverordnung in der am 31. August 2006 gelten-
den Fassung,

3. die Betrdge nach § 4 Absatz 1 und 3 der Verordnung iiber die Gewdhrung von Mehrarbeitsvergiitung fiir Beam-
te in der am 31. August 2006 geltenden Fassung,

4. die in § 2 Absatz 1 Nummer 6 bis 10 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgeset-
zes 2008 genannten Beziige.

Artikel 11

Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

(1) Artikel 1 § 7 tritt mit Wirkung vom 1. April 2009 in Kraft.
(2) Artikel 1 § 40 sowie Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe a treten am 1. Januar 2015 in Kraft.
(3) Artikel 2 § 26 und § 73 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft.

(4) Artikel I § 29 bis § 37 mit Ausnahme des § 29 Satz 1 2. Halbsatz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in
Kraft.

(5) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten auBer Kraft:

1. das Brandenburgische Besoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 2005 (GVBI. I
S. 38), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Februar 2013 (GVBI. I Nr. 4 S. 9) geéndert worden ist,

2. das Beamtenversorgungsergianzungsgesetz vom 21. November 2007 (GVBI. I S. 158, 160), das zuletzt durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Mérz 2012 (GVBL. I Nr. 16 S. 5) gedndert worden ist, und
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3. das Zweite Beamtenversorgungserginzungsgesetz vom 19. Dezember 2008 (GVBL. I S. 363, 364), das zuletzt
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. Mirz 2012 (GVBI. I Nr. 16 S. 5) geéindert worden ist.

Potsdam, den 20. November 2013

Der Prisident
des Landtages Brandenburg

Gunter Fritsch

Herausgeber: Der Président des Landtages Brandenburg
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	Allgemeine Vorschriften
	Geltungsbereich
	(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter des Landes, der Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts; ausgenommen sind Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamte sowie ehrenamtliche Richterinnen und Richter. 
	(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihre Verbände.
	(3) Zur Besoldung gehören folgende Dienstbezüge:
	1. Grundgehalt,
	2. Leistungsbezüge für Professorinnen und Professoren sowie für hauptberufliche Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen,
	3. Familienzuschlag,
	4. Zulagen,
	5. Vergütungen,
	6. Auslandsbesoldung.
	(4) Zur Besoldung gehören ferner folgende sonstige Bezüge:
	1. Leistungsprämien und Leistungszulagen,
	2. Anwärterbezüge,
	3. vermögenswirksame Leistungen.
	Regelung durch Gesetz
	(1) Die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter wird durch Gesetz geregelt.
	(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die einer Beamtin, einem Beamten, einer Richterin oder einem Richter eine höhere als die gesetzlich zustehende Besoldung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt für Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden.
	(3) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter können auf die gesetzlich zustehende Besoldung weder ganz noch teilweise verzichten; ausgenommen sind die vermögenswirksamen Leistungen.
	Anspruch auf Besoldung
	(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter haben Anspruch auf Besoldung. Der Anspruch entsteht mit dem Tag, an dem ihre Ernennung, Versetzung, Übernahme oder ihr Übertritt in den Dienst eines der in § 1 Absatz 1 genannten Dienstherren wirksam wird. Der Anspruch der direkt gewählten Beamtinnen und Beamten auf Zeit entsteht mit dem Tag nach Annahme der Wahl, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit der bisherigen Amtsinhaberin oder des bisherigen Amtsinhabers. Erfolgt die rückwirkende Einweisung in eine Planstelle, so entsteht der Anspruch mit dem Tag, der in der Einweisungsverfügung bestimmt ist. Wird ein Amt aufgrund einer Regelung nach § 21 eingestuft, so entsteht der Anspruch mit der Maßnahme, die der Einweisungsverfügung entspricht.
	(2) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf des Tages, an dem eine Beamtin, ein Beamter, eine Richterin oder ein Richter aus dem Dienstverhältnis ausscheidet, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
	(3) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für einen vollen Kalendermonat, so wird nur der Teil der Bezüge gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
	(4) Die Besoldung wird monatlich im Voraus gezahlt, soweit nichts anderes bestimmt ist.
	(5) Für Zahlungen nach diesem Gesetz haben die Empfängerinnen und Empfänger auf Verlangen der zuständigen Behörde ein Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen Union anzugeben oder einzurichten, auf das die Überweisung erfolgen kann. Übermittlungskosten sind von den Empfängerinnen und Empfängern zu tragen. Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann.
	(6) Werden Bezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.
	(7) Bei der Berechnung von Bezügen nach § 1 sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. Jeder Bezügebestandteil ist einzeln zu runden.
	Weitergewährung der Besoldung bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand oderbei Abwahl von Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten auf Zeit
	(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, die in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden sind, erhalten für den Monat, in dem die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand mitgeteilt worden ist, und für die folgenden drei Monate die Bezüge weiter, die ihnen am Tag vor der Versetzung zustanden; Änderungen beim Familienzuschlag sind zu berücksichtigen. Aufwandsentschädigungen werden nur bis zum Beginn des einstweiligen Ruhestands gezahlt.
	(2) Beziehen in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Einkünfte aus einer selbstständigen oder nicht selbstständigen Tätigkeit, so erfolgt eine hälftige Anrechnung dieser Einkünfte. Dabei wird mindestens ein Betrag von 20 Prozent des nach Absatz 1 zustehenden Betrags belassen. Bei einer Verwendung im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) oder eines Verbandes, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienstherren sind, werden die Bezüge um den Betrag der daraus erzielten Einkünfte verringert. Dem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn steht die Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gleich, an der ein öffentlich-rechtlicher Dienstherr oder ein Verband, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienstherren sind, durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfüllt sind, trifft das für das Besoldungsrecht zuständige Ministerium oder die von ihm bestimmte Stelle.
	(3) Wird eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend; an die Stelle der Mitteilung über die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand tritt die Mitteilung über die Abwahl oder der sonst bestimmte Beendigungszeitpunkt für das Beamtenverhältnis auf Zeit. Satz 1 gilt entsprechend für die Fälle des Eintritts in den einstweiligen Ruhestand kraft Gesetzes.
	Besoldung bei mehreren Hauptämtern
	Bekleiden Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde gleichzeitig mehrere besoldete Hauptämter, so wird Besoldung nach diesem Gesetz nur aus dem Amt mit den höheren Dienstbezügen gewährt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Sind für die Ämter Dienstbezüge in gleicher Höhe vorgesehen, so werden die Dienstbezüge nach diesem Gesetz nur aus dem zuerst übertragenen Amt gezahlt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
	Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung
	Bei Teilzeitbeschäftigung wird die Besoldung im gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeit gekürzt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
	Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit
	(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, deren regelmäßige Arbeitszeit wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes oder nach entsprechenden Bestimmungen für Richterinnen und Richter herabgesetzt wird, erhalten Besoldung entsprechend § 6. Diese wird um einen nicht ruhegehaltfähigen Zuschlag ergänzt. Der Zuschlag beträgt 50 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen der nach Satz 1 gekürzten Besoldung und der Besoldung, die nach der regelmäßigen Arbeitszeit zu zahlen wäre.
	(2) Ein Zuschlag nach Absatz 1 wird nicht gewährt, wenn ein Zuschlag nach § 64 Absatz 1 zusteht.
	Kürzung der Besoldung bei Gewährung einer Versorgungdurch eine zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung
	(1) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Versorgung aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, wird die Besoldung gekürzt. Die Kürzung beträgt 75 Prozent der von der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gewährten Versorgung. Es verbleiben jedoch mindestens 40 Prozent der Besoldung.
	(2) Beziehen Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Versorgungsbezüge nach Artikel 14 bis 17 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom des Europäischen Parlaments vom 28. September 2005 zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments (ABl. L 262 vom 7.10.2005, S. 1), so wird die Besoldung um 50 Prozent des Betrags gekürzt, um den die Besoldung und die Versorgungsbezüge nach dem Beschluss 2005/684/EG, Euratom die Entschädigung nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom übersteigen. Das Übergangsgeld nach Artikel 13 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom zählt zu den Versorgungsbezügen.
	Verlust der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst
	Bleiben Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter ohne Genehmigung schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des Fernbleibens ihre Besoldung. Dies gilt auch bei einem Fernbleiben vom Dienst für Teile eines Tages. Der Verlust der Besoldung ist durch den Dienstvorgesetzten festzustellen.
	Anrechnung anderer Einkünfte auf die Besoldung
	(1) Haben Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Anspruch auf Besoldung für eine Zeit, in der sie nicht zur Dienstleistung verpflichtet waren, kann ein infolge der unterbliebenen Dienstleistung für diesen Zeitraum erzieltes anderes Einkommen auf die Besoldung angerechnet werden. Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sind zur Auskunft verpflichtet. In den Fällen einer vorläufigen Dienstenthebung aufgrund eines Disziplinarverfahrens gelten die Vorschriften des Disziplinarrechts.
	(2) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter aus einer Verwendung nach § 20 des Beamtenstatusgesetzes oder nach entsprechenden Bestimmungen für Richterinnen und Richter anderweitig Bezüge, werden diese auf die Besoldung angerechnet. In besonderen Fällen kann die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Ministerium von der Anrechnung ganz oder teilweise absehen.
	Anrechnung von Sachbezügen auf die Besoldung
	(1) Erhalten Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter Sachbezüge, so werden diese unter Berücksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes mit einem angemessenen Betrag auf die Besoldung angerechnet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.
	(2) Das für das Besoldungsrecht zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Näheres im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung zu regeln. Das jeweils fachlich zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts Näheres zu regeln.
	Abtretung von Bezügen, Verpfändung, Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht, Verjährung
	(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter können, wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Bezüge nur abtreten oder verpfänden, soweit diese Bezüge der Pfändung unterliegen.
	(2) Gegenüber Ansprüchen auf Bezüge kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der Bezüge geltend machen. Dies gilt nicht, soweit gegen eine Beamtin, einen Beamten, eine Richterin oder einen Richter ein Anspruch des Dienstherrn auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.
	(3) Ansprüche nach diesem Gesetz und nach Verordnungen, die auf der Grundlage dieses Gesetzes ergangen sind, und Ansprüche auf Rückzahlung von zu viel gezahlten Bezügen verjähren in drei Jahren; Ansprüche auf Rückzahlung von Bezügen verjähren in zehn Jahren, wenn durch vorsätzlich oder leichtfertig unrichtige oder unvollständige Angaben oder das vorsätzliche oder leichtfertige pflichtwidrige Unterlassen von Angaben die Gewährung oder Belassung von Bezügen bewirkt wurde. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Im Übrigen sind die §§ 194 bis 218 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.
	Rückforderung von Bezügen
	(1) Werden Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter durch eine gesetzliche Änderung der Bezüge einschließlich der Einreihung des Amtes in die Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen mit rückwirkender Kraft schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge nicht zu erstatten.
	(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel gezahlter Bezüge nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz oder teilweise abgesehen werden.
	(3) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tod von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern auf ein Konto bei einem Geldinstitut überwiesen wurden, gelten als unter Vorbehalt erbracht. Das Geldinstitut hat sie der überweisenden Stelle zurückzuüberweisen, wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zurückfordert. Eine Verpflichtung zur Rücküberweisung besteht nicht, soweit über den entsprechenden Betrag bei Eingang der Rückforderung bereits anderweitig verfügt wurde, es sei denn, dass die Rücküberweisung aus einem Guthaben erfolgen kann. Das Geldinstitut darf den überwiesenen Betrag nicht zur Befriedigung eigener Forderungen verwenden.
	(4) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem Tod von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern zu Unrecht erbracht worden sind, haben die Personen, die die Geldleistung in Empfang genommen oder über den entsprechenden Betrag verfügt haben, diesen Betrag der überweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 3 von dem Geldinstitut zurücküberwiesen wird. Ein Geldinstitut, das eine Rücküberweisung mit dem Hinweis abgelehnt hat, dass über den entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfügt wurde, hat der überweisenden Stelle auf Verlangen Namen und Anschrift der Personen, die über den Betrag verfügt haben, sowie etwaiger neuer Kontoinhaberinnen oder Kontoinhaber zu benennen. Ein Anspruch gegen die Erbinnen und Erben bleibt unberührt.
	Anpassung der Besoldung
	Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung durch Gesetz regelmäßig angepasst.
	Versorgungsrücklage
	(1) Um die Versorgungsleistungen angesichts der demografischen Veränderungen und des Anstiegs der Zahl der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger sicherzustellen, wird beim Land und bei den Kommunen jeweils eine Versorgungsrücklage als Sondervermögen aus der Verminderung der Besoldungs- und Versorgungsanpassungen nach Absatz 2 gebildet. Damit soll zugleich das Besoldungs- und Versorgungsniveau in gleichmäßigen Schritten von durchschnittlich 0,2 Prozent abgesenkt werden.
	(2) Bis zum 31. Dezember 2017 werden die Anpassungen der Besoldung (§ 14) gemäß Absatz 1 Satz 2 vermindert. Der Unterschiedsbetrag gegenüber der nicht nach Satz 1 verminderten Anpassung wird den Sondervermögen zugeführt. Die Mittel der Sondervermögen dürfen nur zur Finanzierung künftiger Versorgungsausgaben verwendet werden.
	(3) Den Versorgungsrücklagen werden im Zeitraum nach Absatz 2 Satz 1 zusätzlich 50 Prozent der Verminderung der Versorgungsausgaben durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926) zugeführt.
	(4) Das Nähere wird durch ein besonderes Gesetz geregelt.
	Dienstlicher Wohnsitz
	(1) Dienstlicher Wohnsitz von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern ist der Ort, an dem ihre Behörde oder ständige Dienststelle ihren Sitz hat.
	(2) Die oberste Dienstbehörde kann als dienstlichen Wohnsitz anweisen:
	1. den Ort, der Mittelpunkt der dienstlichen Tätigkeit für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter ist,
	2. den Ort, in dem Beamtinnen, Beamte, Richterinnen oder Richter mit Zustimmung der vorgesetzten Dienststelle wohnen,
	3. einen Ort im Inland, wenn Beamtinnen oder Beamte im Ausland an der deutschen Grenze beschäftigt sind.
	Sie kann diese Befugnis durch Rechtsverordnung auf nachgeordnete Stellen übertragen.
	Aufwandsentschädigungen
	(1) Aufwandsentschädigungen dürfen nur gewährt werden, wenn und soweit aus dienstlicher Veranlassung finanzielle Aufwendungen entstehen, deren Übernahme Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern nicht zugemutet werden kann, und der Haushaltsplan Mittel dafür zur Verfügung stellt. Aufwandsentschädigungen in festen Beträgen sind nur zulässig, wenn aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte oder tatsächlicher Erhebungen nachvollziehbar ist, dass und in welcher Höhe dienstbezogene finanzielle Aufwendungen typischerweise entstehen. Sie werden im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Ministerium festgesetzt.
	(2) Das fachlich zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung Richtlinien für die Gewährung von Dienstaufwandsentschädigungen an die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts zu erlassen und dabei Höchstgrenzen festzulegen. Die Richtlinien dürfen von den für die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Bestimmungen nur abweichen, wenn dies wegen der Verschiedenheit der Verhältnisse sachlich notwendig ist.
	(3) Soweit Vorschriften nach Absatz 2 nicht erlassen worden sind, bedarf die Ausbringung von Mitteln für Aufwandsentschädigungen im Haushaltsplan oder einem entsprechenden Plan der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts der Zustimmung der obersten Aufsichtsbehörde und des für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglieds der Landesregierung oder der von ihnen bestimmten Stelle.
	(4) Neben der Besoldung einschließlich Aufwandsentschädigungen dürfen sonstige Geldzuwendungen an Beamtinnen und Beamte der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts nur insoweit gewährt werden, als sie die Geldzuwendungen nach den für die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Regelungen nicht übersteigen. Sonstige Geldzuwendungen sind Geldleistungen und geldwerte Leistungen, die die Beamtinnen und Beamten unmittelbar oder mittelbar von ihrem Dienstherrn erhalten.
	(5) Absatz 4 gilt nicht für im Wettbewerb stehende Unternehmen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform und deren Verbände sowie im Wettbewerb stehende Eigenbetriebe.
	(6) Vorschriften der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg zur Gewährung von Aufwandsentschädigungen an Beamtinnen und Beamte, die eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband in rechtlich selbstständigen Unternehmen vertreten, bleiben unberührt.
	Grundgehalt
	Allgemeine Grundsätze
	Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung
	Die Funktionen der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sind nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. Eine Zuordnung von Funktionen zu mehreren Ämtern ist zulässig. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit unter Berücksichtigung der gemeinsamen Belange aller Dienstherren den Besoldungsgruppen zuzuordnen.
	Bestimmung des Grundgehalts nach dem Amt
	(1) Das Grundgehalt der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter bestimmt sich nach der Besoldungsgruppe des verliehenen Amtes. Ist ein Amt noch nicht in einer Besoldungsordnung enthalten oder ist eine Amtsbezeichnung mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet, bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe, die in der Einweisungsverfügung bestimmt ist, soweit sich die Besoldungsgruppe nicht bereits aus der Ernennungsurkunde ergibt. Die Einweisung bedarf bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts in den Fällen, in denen das Amt in einer Besoldungsordnung noch nicht enthalten ist, der Zustimmung der obersten Rechtsaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Ministerium. Ist einer Richterin oder einem Richter noch kein Amt verliehen worden, so bestimmt sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe R 1.
	(2) Ist einem Amt gesetzlich eine Funktion zugeordnet oder richtet sich die Zuordnung eines Amtes zu einer Besoldungsgruppe einschließlich der Gewährung von Amtszulagen nach einem gesetzlich festgelegten Bewertungsmaßstab, insbesondere nach der Zahl der Planstellen, nach der Einwohnerzahl einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder nach der Schülerzahl einer Schule, so richtet sich die Höhe der Besoldung ausschließlich nach dem verliehenen Amt. Für die Bestimmung der Einwohnerzahl ist die vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg ermittelte Wohnbevölkerung jeweils vom Beginn des folgenden Kalenderjahres an maßgebend. Für die Bestimmung der Schülerzahl einer Schule sind für das jeweilige Schuljahr die Ergebnisse der amtlichen Schulstatistik maßgebend.
	(3) Wird einer Beamtin, einem Beamten, einer Richterin oder einem Richter ein Amt mit höherem Endgrundgehalt verliehen, so kann die Einweisung in die höhere Planstelle mit Rückwirkung von dem ersten oder einem sonstigen Tag des Kalendermonats, in dem die Verleihung wirksam wird, vorgenommen werden, soweit die höhere Planstelle besetzbar war.
	(4) Die §§ 17 und 49 der Landeshaushaltsordnung gelten für die Gemeinden, die Gemeindeverbände und die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts entsprechend.
	(5) Richtet sich die Zuordnung von Ämtern zu den Besoldungsgruppen einschließlich der Gewährung von Amtszulagen nach der Schülerzahl einer Schule, so sind bei einer dadurch eintretenden Änderung der Zuordnung Ernennungen und Einweisungen in Planstellen nicht vorzunehmen und Amtszulagen nicht zu gewähren, wenn abzusehen ist, dass die Änderung nicht länger als für die Dauer eines Schuljahres Bestand haben wird.
	Vorschriften für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsordnungen A und B
	Besoldungsordnungen A und B
	(1) Die Ämter der Beamtinnen und Beamten und ihre Besoldungsgruppen sind in den Besoldungsordnungen geregelt. § 21 bleibt unberührt.
	(2) Die Besoldungsordnung A (aufsteigende Gehälter) und die Besoldungsordnung B (feste Gehälter) sind in Anlage 1, die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen sind in Anlage 4 ausgewiesen.
	Hauptamtliche kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit
	Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung die Ämter der hauptamtlichen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten auf Zeit der Gemeinden und der Gemeindeverbände unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B zuzuordnen. Dabei können bei Körperschaften einer Größenklasse höchstens zwei Besoldungsgruppen für ein Amt vorgesehen werden. Für diese Beamtinnen und Beamten kann der Beginn des Aufsteigens in den Stufen abweichend von § 25 geregelt werden.
	Eingangsämter für Beamtinnen und Beamte
	Die Eingangsämter für Beamtinnen und Beamte sind folgenden Besoldungsgruppen zuzuweisen:
	1. in Laufbahnen des einfachen Dienstes der Besoldungsgruppe A 4,
	2. in Laufbahnen des mittleren nichttechnischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 6, in Laufbahnen des mittleren technischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 6 oder A 7,
	3. in Laufbahnen des gehobenen nichttechnischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 9, in Laufbahnen des gehobenen technischen Dienstes der Besoldungsgruppe A 10,
	4. in Laufbahnen des höheren Dienstes der Besoldungsgruppe A 13.
	Eingangsämter für Beamtinnen und Beamte in Sonderlaufbahnen
	Die Eingangsämter in Sonderlaufbahnen, bei denen
	1. die Ausbildung mit einer gegenüber dem nichttechnischen oder technischen Verwaltungsdienst besonders gestalteten Prüfung abgeschlossen wird oder die Ablegung einer zusätzlichen Prüfung vorgeschrieben ist und
	2. im Eingangsamt Anforderungen gestellt werden, die bei sachgerechter Bewertung zwingend die Zuweisung des Eingangsamtes zu einer anderen Besoldungsgruppe als nach § 22 erfordern,
	können einer höheren Besoldungsgruppe zugewiesen werden, in die gleichwertige Ämter eingereiht sind. Die Festlegung als Eingangsamt ist in den Besoldungsordnungen zu kennzeichnen.
	Obergrenzen für Beförderungsämter
	(1) Beförderungsämter dürfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur eingerichtet werden, wenn sie sich von den Ämtern der niedrigeren Besoldungsgruppe nach der Wertigkeit der zugeordneten Funktionen wesentlich abheben.
	(2) Die Anteile der Beförderungsämter dürfen nach Maßgabe sachgerechter Bewertung Obergrenzen nicht überschreiten. Dies gilt nicht für die obersten Landesbehörden, für die Gemeinden und Gemeindeverbände, für Lehrerinnen und Lehrer und pädagogisches Hilfspersonal an öffentlichen Schulen und Hochschulen sowie für Lehrkräfte an verwaltungsinternen Fachhochschulen.
	(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zur sachgerechten Bewertung der Funktionen Obergrenzen für die Zahl der Beförderungsämter festzulegen. Dabei sind insbesondere die Besonderheiten der einzelnen Laufbahnen und Funktionen zu berücksichtigen sowie Bestimmungen zur befristeten Überschreitung von Stellenobergrenzen bei organisatorischen Veränderungen zu treffen.
	Bemessung des Grundgehalts
	(1) Die Höhe des Grundgehalts in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A wird nach Stufen bemessen. Der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe erfolgt nach bestimmten Zeiten mit dienstlicher Erfahrung, in denen anforderungsgerechte Leistungen erbracht wurden (Erfahrungszeiten).
	(2) Das Grundgehalt steigt in den Stufen eins bis vier im Abstand von zwei Jahren, in den Stufen fünf bis acht im Abstand von drei Jahren und ab der Stufe neun im Abstand von vier Jahren bis zum Erreichen der letzten Stufe. Zeiten ohne Anspruch auf Besoldung verzögern den Stufenaufstieg um diese Zeiten, soweit in § 26 Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist. Die Zeiten werden auf volle Monate abgerundet.
	(3) Das Aufsteigen in den Stufen beginnt mit dem Anfangsgrundgehalt der jeweiligen Besoldungsgruppe mit Wirkung vom Ersten des Monats, in dem die erste Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich des Grundgesetzes wirksam wird. Liegen zu diesem Zeitpunkt berücksichtigungsfähige Zeiten nach § 26 Absatz 1 vor, wird der Zeitpunkt des Beginns um diese Zeiten vorverlegt. Ausgehend von dem Zeitpunkt des Beginns werden die Stufenlaufzeiten nach Absatz 2 berechnet. Die Berechnung und die Festsetzung des Zeitpunkts des Beginns des Aufsteigens in den Stufen stellt die personalaktenführende Stelle fest und teilt diese Festsetzung der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mit.
	(4) Wird festgestellt, dass die Leistungen einer Beamtin oder eines Beamten nicht den mit dem Amt verbundenen Anforderungen entsprechen, verbleibt die Beamtin oder der Beamte in der bisherigen Stufe des Grundgehalts, bis die Leistungen ein Aufsteigen in die nächsthöhere Stufe rechtfertigen. Eine darüberliegende Stufe, in der sich die Beamtin oder der Beamte ohne die Hemmung des Aufstiegs inzwischen befinden würde, darf frühestens nach Ablauf eines Jahres als Grundgehalt festgesetzt werden, wenn in diesem Zeitraum anforderungsgerechte Leistungen erbracht worden sind. Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen zu treffen. Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.
	(5) Bei dauerhaft herausragenden Leistungen kann für den Zeitraum bis zum Erreichen der nächsten Stufe das Grundgehalt der nächsthöheren Stufe gezahlt werden (Leistungsstufe). Dies gilt nicht für Beamtinnen und Beamte in einer Probezeit nach § 18 oder § 120 des Landesbeamtengesetzes. Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen zu treffen.
	(6) Beamtinnen und Beamte verbleiben in der bisherigen Stufe, solange sie des Dienstes enthoben sind. Führt ein Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhältnis durch Entlassung auf Antrag einer Beamtin oder eines Beamten oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so erlischt der Anspruch auch für den Zeitraum des Verbleibens in der Stufe. Führt ein Disziplinarverfahren nicht zur Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienstverhältnis nicht durch Entlassung auf Antrag einer Beamtin oder eines Beamten oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der vorläufigen Dienstenthebung nach Absatz 2.
	Berücksichtigungsfähige Zeiten
	(1) Bei der ersten Stufenzuordnung werden folgende Zeiten im Sinne des § 25 Absatz 3 anerkannt:
	1. Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) oder im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihren Verbänden, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind,
	2. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,
	3. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwiegereltern, Ehegattinnen, Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Geschwister, Kinder) bis zu drei Jahren für jeden dieser Angehörigen,
	4. Zeiten, in denen Wehrdienst, Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, Entwicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr geleistet wurde,
	5. Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit eine Erwerbstätigkeit, die einem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn entspricht, nicht ausgeübt werden konnte.
	Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind, können ganz oder teilweise anerkannt werden, soweit sie für die Verwendung förderlich sind. Zeiten nach den Sätzen 1 und 2 werden durch Unterbrechungszeiten nach Absatz 2 nicht vermindert. Die Zeiten nach den Sätzen 1 und 2 werden auf volle Monate aufgerundet.
	(2) Der Aufstieg in den Stufen wird durch folgende Zeiten ohne Anspruch auf Besoldung nicht verzögert:
	1. berücksichtigungsfähige Zeiten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 nach der ersten Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn,
	2. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,
	3. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen (Eltern, Schwiegereltern, Ehegattinnen, Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, Geschwister, Kinder) bis zu drei Jahren für jeden dieser Angehörigen,
	4. Zeiten einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung, wenn die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle schriftlich anerkannt hat, dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient,
	5. Zeiten einer sonstigen Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung, wenn innerhalb eines Kalenderjahres ein Zeitraum von insgesamt vier Wochen nicht überschritten wird,
	6. Zeiten eines Wehr- oder Zivildienstes und
	7. Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz.
	Nicht zu berücksichtigende Zeiten
	Zeiten im Sinne des § 64 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes werden als Erfahrungszeiten im Sinne des § 25 Absatz 3 nicht berücksichtigt.
	Öffentlich-rechtliche Dienstherren
	(1) Öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne der §§ 25 und 26 sind der Bund, die Länder, die Gemeinden, die Gemeindeverbände und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihrer Verbände. Einrichtungen in der Deutschen Demokratischen Republik gelten als öffentlich-rechtliche Dienstherren, wenn sie auch im Geltungsbereich des Grundgesetzes juristischen Personen des öffentlichen Rechts zugeordnet gewesen wären.
	(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn stehen gleich:
	1. für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union die ausgeübte gleichartige Tätigkeit im öffentlichen Dienst einer Einrichtung der Europäischen Union oder im öffentlichen Dienst eines Mitgliedstaates der Europäischen Union,
	2. die von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern ausgeübte Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn ihres Herkunftslandes.
	Vorschriften für Professorinnen und Professoren sowie für hauptberufliche Leiterinnen und Leiterund Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen
	Besoldungsordnung W
	Die Ämter der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer (Professorinnen und Professoren sowie Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren) und ihre Besoldungsgruppen sind in der Besoldungsordnung W (Anlage 2) geregelt; die Grundgehaltssätze sind in der Anlage 4 ausgewiesen. Dies gilt auch für hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie für Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind, soweit ihre Ämter nicht Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B zugewiesen sind. Der Anteil der W 3-Planstellen an Fachhochschulen beträgt höchstens 25 Prozent der Gesamtzahl der Planstellen für Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen.
	Leistungsbezüge
	(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden nach Maßgabe der nachfolgenden Vorschriften neben dem Grundgehalt variable Leistungsbezüge vergeben:
	1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (§ 31),
	2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und Nachwuchsförderung (§ 32) sowie
	3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder der Hochschulleitung (§ 33).
	Die Leistungsbezüge nehmen an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil, sofern dies im Einzelnen gesetzlich bestimmt ist.
	(2) Es werden mindestens Leistungsbezüge in Höhe von 644,30 Euro, ab 1. Juli 2013 in Höhe von 663,23 Euro und ab 1. Juli 2014 in Höhe von 675,17 Euro gewährt. Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, die für die Wahrnehmung besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung gewährt werden, bleiben bis zu einer Höhe von 300 Euro unberücksichtigt.
	(3) Der Gesamtbetrag der Leistungsbezüge (Vergaberahmen) ist so zu bemessen, dass die durchschnittlichen Besoldungsausgaben für die in den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 eingestuften Professorinnen und Professoren den durchschnittlichen Besoldungsausgaben für diesen Personenkreis im Jahr 2001 (Besoldungsdurchschnitt) entsprechen. Der Besoldungsdurchschnitt kann jährlich um durchschnittlich 2 Prozent, insgesamt höchstens um bis zu 10 Prozent überschritten werden, soweit zu diesem Zweck Haushaltsmittel bereitgestellt sind.
	(4) Der Besoldungsdurchschnitt ist für den Bereich der Universitäten und gleichgestellten Hochschulen sowie für den Bereich der Fachhochschulen getrennt zu berechnen. Er nimmt an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil; zur Berücksichtigung der nicht an dieser Besoldungserhöhung teilnehmenden Besoldungsbestandteile kann ein pauschaler Abschlag vorgesehen werden. Veränderungen in der Stellenstruktur sind zu berücksichtigen.
	(5) Besoldungsausgaben im Sinne des Absatzes 3 sind die Ausgaben für Dienstbezüge nach § 1 Absatz 3 Nummer 1, 2, 4 und 5 und für Dienstbezüge nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung. Bei der Berechnung des Vergaberahmens sind 
	1. die hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, soweit deren Ämter nicht nach § 29 Satz 2 in den Besoldungsordnungen A und B geregelt sind, und
	2. die Professorinnen und Professoren sowie hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis stehen und auf Planstellen für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 sowie C 2 bis C 4 geführt werden,
	und die hierfür aufgewandten Besoldungsausgaben einzubeziehen. Mittel privater oder öffentlicher Dritter, die der Hochschule für die Besoldung von Professorinnen und Professoren zur Verfügung gestellt werden, sind bei der Berechnung nicht einzubeziehen.
	(6) Sofern an Hochschulen eine leistungsbezogene Planaufstellung und -bewirtschaftung nach § 7a der Landeshaushaltsordnung eingeführt ist, ist sicherzustellen, dass der Besoldungsdurchschnitt eingehalten wird. Im Rahmen der Haushaltsflexibilisierung erwirtschaftete Mittel, die keine Personalausgaben darstellen, beeinflussen den Vergaberahmen nicht.
	(7) Die durchschnittlichen Besoldungsausgaben für den in Absatz 3 Satz 1 beschriebenen Personenkreis werden für das Jahr 2014 im Fachhochschulbereich auf 69 350,01 Euro, im Bereich der Universitäten und gleichgestellten Hochschulen auf 81 525,43 Euro festgesetzt.
	(8) Das für das Besoldungsrecht zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit den für die Angelegenheiten der Fachhochschulen, deren Ausbildungsgänge ausschließlich auf den öffentlichen Dienst ausgerichtet sind, zuständigen Ministerien und dem für Hochschulen zuständigen Ministerium den Anteil des Besoldungsdurchschnitts, der gemäß Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2 nicht an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnimmt, festzusetzen und den jeweils maßgeblichen Besoldungsdurchschnitt, der sich unter Berücksichtigung der Besoldungsanpassungen sowie Veränderungen der Stellenstruktur gemäß Absatz 4 Satz 2 und 3 ergibt, im Amtsblatt für Brandenburg bekannt zu geben.
	Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge
	(1) Leistungsbezüge nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können gewährt werden, soweit dies erforderlich ist, um eine Professorin oder einen Professor für eine Hochschule zu gewinnen (Berufungs-Leistungsbezüge) oder zum Verbleiben an der Hochschule zu bewegen (Bleibe-Leistungsbezüge). Hierbei sind insbesondere die individuelle Qualifikation, vorliegende Evaluationsergebnisse, die Bewerberlage und die Arbeitsmarktsituation in dem jeweiligen Fach zu berücksichtigen.
	(2) Die Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge können befristet oder unbefristet sowie als Einmalzahlung vergeben werden. Seit der letzten Gewährung sollen mindestens drei Jahre vergangen sein. Es kann bestimmt werden, dass unbefristet gewährte Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen.
	(3) Die Gewährung von Bleibe-Leistungsbezügen setzt voraus, dass die Professorin oder der Professor das Einstellungsinteresse eines anderen Dienstherrn oder Arbeitgebers nachweist.
	Besondere Leistungsbezüge
	Leistungsbezüge nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 können für besondere Leistungen in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder Nachwuchsförderung, die erheblich über dem Durchschnitt liegen und in der Regel über mehrere Jahre erbracht werden müssen, gewährt werden. Sie können als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren befristet vergeben werden. Eine erneute Vergabe ist zulässig. Bei einer erneuten Vergabe können laufende besondere Leistungsbezüge unbefristet vergeben werden. Es kann bestimmt werden, dass unbefristet gewährte besondere Leistungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen. Unbefristet gewährte besondere Leistungsbezüge nach Satz 4 sollen bei einem erheblichen Leistungsabfall ganz oder teilweise für die Zukunft widerrufen werden.
	Funktions-Leistungsbezüge
	Hauptberuflichen Hochschulleiterinnen und Hochschulleitern (Präsidentinnen und Präsidenten oder Rektorinnen und Rektoren) und hauptberuflichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten werden für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben Leistungsbezüge nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gewährt; dies gilt auch in Fällen der geschäftsführenden Wahrnehmung gemäß § 63 Absatz 7 Satz 1 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes. Sie können auch für die Wahrnehmung sonstiger besonderer Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder Hochschulleitung gewährt werden. Bei Professorinnen und Professoren, die in einem gemeinsamen Berufungsverfahren nach § 38 Absatz 9 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes berufen wurden, können die Funktions-Leistungsbezüge auch für die Übernahme von Leitungsfunktionen in einer außerhochschulischen Forschungseinrichtung gewährt werden, sofern hierfür Mittel Dritter bereitgestellt werden. Bei der Bemessung des Funktions-Leistungsbezugs sind insbesondere die im Einzelfall mit der Aufgabe verbundene Verantwortung und Belastung sowie die Größe und Bedeutung der Hochschule oder Forschungseinrichtung zu berücksichtigen. Der Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung gemäß § 18 ist zu wahren. Funktions-Leistungsbezüge nach Satz 1 nehmen an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil.
	Höhe der Leistungsbezüge
	(1) Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 nicht übersteigen. Hiervon ausgenommen sind die in Absatz 2 geregelten Sachverhalte.
	(2) Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen,
	1. wenn dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor aus dem Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen zu gewinnen,
	2. um die Abwanderung der Professorin oder des Professors in den Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen abzuwenden,
	3. wenn die Professorin oder der Professor bereits an der bisherigen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 übersteigen und dies erforderlich ist zur Gewinnung für eine Hochschule im Land Brandenburg oder zur Verhinderung der Abwanderung an eine andere deutsche Hochschule.
	(3) Absatz 2 gilt entsprechend für hauptberufliche Leiterinnen und Leiter sowie für Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind.
	Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen
	(1) Leistungsbezüge sind mindestens in Höhe des in § 30 Absatz 2 genannten Betrags ruhegehaltfähig, wenn sie mindestens zwei Jahre bezogen worden sind.
	(2) Unbefristet gewährte Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge sind bis zur Höhe von zusammen 40 Prozent des jeweiligen Grundgehalts ruhegehaltfähig, soweit sie jeweils mindestens zwei Jahre bezogen worden sind; werden sie befristet gewährt, können sie bei wiederholter Vergabe für ruhegehaltfähig erklärt werden. Funktions-Leistungsbezüge sind in Höhe von 25 Prozent ruhegehaltfähig, soweit sie mindestens fünf Jahre zugestanden haben; sie sind in Höhe von 50 Prozent ruhegehaltfähig, soweit sie mindestens zehn Jahre zugestanden haben. Tritt die Inhaberin oder der Inhaber des Funktions-Leistungsbezugs während oder mit Ablauf der Amtszeit aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit in den Ruhestand, ist der Leistungsbezug in voller Höhe ruhegehaltfähig, wenn der Beamtin oder dem Beamten das Amt mindestens zwei Jahre übertragen war. Treffen ruhegehaltfähige Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge oder besondere Leistungsbezüge mit Funktions-Leistungsbezügen zusammen, wird nur der bei der Berechnung des Ruhegehalts für die Beamtin oder den Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfähiger Dienstbezug berücksichtigt.
	(3) Befristet gewährte und jeweils mindestens für die Dauer von zehn Jahren bezogene Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge können vorbehaltlich des Absatzes 5 zusammen mit unbefristeten Leistungsbezügen bis zur Höhe von 40 Prozent des jeweiligen Grundgehalts für ruhegehaltfähig erklärt werden. Bei mehreren befristeten Leistungsbezügen wird der für die Beamtin oder den Beamten günstigste Betrag als ruhegehaltfähiger Dienstbezug berücksichtigt.
	(4) In den Fällen einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung, die öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, können von der Hochschule gewährte oder in der Berufungsvereinbarung zugesagte Leistungsbezüge nach den Absätzen 2 und 3 auch dann als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, wenn sie infolge der Beurlaubung nicht bezogen wurden und ein Versorgungszuschlag gezahlt worden ist.
	(5) Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge sowie besondere Leistungsbezüge können über den Prozentsatz nach Absatz 2 Satz 1 zusammen höchstens für
	1. 2,5 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Planstellen bis zur Höhe von 50 Prozent des Grundgehalts,
	2. 2,5 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Planstellen bis zur Höhe von 60 Prozent des Grundgehalts,
	3. 1,6 Prozent der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder W 3-Planstellen bis zur Höhe von 80 Prozent des Grundgehalts
	für ruhegehaltfähig erklärt werden.
	Forschungs- und Lehrzulage
	(1) Professorinnen und Professoren, die Mittel privater Dritter für Forschungs- oder Lehrvorhaben der Hochschule oder einer außerhochschulischen Forschungseinrichtung einwerben und diese Vorhaben durchführen, kann für die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfähige Zulage gewährt werden, soweit der Drittmittelgeber bestimmte Mittel ausdrücklich zu diesem Zweck vorgesehen hat (Forschungs- und Lehrzulage). Eine Zulage darf nur gewährt werden, soweit neben den übrigen Kosten des Forschungs- oder Lehrvorhabens auch die Zulagenbeträge durch die Drittmittel gedeckt sind. Die entsprechende Lehrtätigkeit ist auf die Lehrverpflichtung nicht anzurechnen.
	(2) In einem Kalenderjahr dürfen an eine Professorin oder einen Professor Forschungs- und Lehrzulagen - insgesamt höchstens bis zu 100 Prozent des Jahresgrundgehalts - bewilligt werden; bei Wechsel der Besoldungsgruppe in der Besoldungsordnung W während eines Kalenderjahres ist die höhere Besoldungsgruppe maßgebend. In Ausnahmefällen, insbesondere wenn für die Bindung eines Forschungsvorhabens an eine Hochschule des Landes ein besonderes Landesinteresse besteht, kann der in Satz 1 festgelegte Höchstbetrag überschritten werden.
	(3) Die Gewährung einer Forschungs- und Lehrzulage schließt die Gewährung von besonderen Leistungsbezügen für die Einwerbung von Drittmitteln für Forschungs- oder Lehrvorhaben aus.
	Evaluation und Verordnungsermächtigungen
	(1) Die Landesregierung prüft die Wirkungen der Vorschriften dieses Unterabschnitts unter Berücksichtigung der Ziele des Professorenbesoldungsreformgesetzes vom 16. Februar 2002 (BGBl. I S. 686). Sie berichtet dem Landtag bis zum 1. Januar 2018 über die Ergebnisse ihrer Prüfung und ihre Überlegungen zu einer weiteren Reform des Besoldungsrechts.
	(2) Das für Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung sowie die Mitglieder der Landesregierung, die für die Angelegenheiten der Fachhochschulen, deren Ausbildungsgänge ausschließlich auf den öffentlichen Dienst ausgerichtet sind, zuständig sind, regeln durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung jeweils für ihren Bereich die Grundsätze, das Verfahren und die Zuständigkeit sowie die Voraussetzungen und die Kriterien für die Vergabe von Leistungsbezügen und deren Ruhegehaltfähigkeit. Dies gilt auch für die Vergabe von Forschungs- und Lehrzulagen sowie für Überschreitungen des Besoldungsdurchschnitts gemäß § 30 Absatz 3 Satz 2.
	Vorschriften für Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte
	Besoldungsordnung R
	Die Ämter der Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und ihre Besoldungsgruppen sind in der Besoldungsordnung R (Anlage 3) geregelt. Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgruppen sind in der Anlage 4 ausgewiesen. § 24 Absatz 1 gilt entsprechend.
	Bemessung des Grundgehalts
	Das Grundgehalt wird, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nach Stufen bemessen. Die §§ 25 bis 28 gelten entsprechend mit folgenden Maßgaben:
	1. Das Grundgehalt steigt im Abstand von zwei Jahren bis zum Erreichen der letzten Stufe.
	2. § 25 Absatz 4 und 5 findet keine Anwendung.
	Familienzuschlag
	Grundlage und Höhe des Familienzuschlags ab 1. Januar 2015
	(1) Der Familienzuschlag wird nach der Anlage 6 gewährt. Seine Höhe richtet sich nach der Anzahl und nach der kindergeldrechtlich maßgebenden Reihenfolge der zu berücksichtigenden Kinder einer Beamtin, eines Beamten, einer Richterin oder eines Richters. Zu berücksichtigen sind Kinder, für die nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz Kindergeld gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder des § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 3 oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes gezahlt würde. In den Haushalt aufgenommene Kinder von eingetragenen Lebenspartnerinnen oder eingetragenen Lebenspartnern stehen den in den Haushalt aufgenommenen Kindern von Ehegattinnen und Ehegatten gleich; § 32 Absatz 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. Die Entscheidung der Familienkasse ist bindend.
	(2) Stünde der Familienzuschlag auch einer anderen Person zu, die im öffentlichen Dienst tätig ist oder aufgrund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist, so wird der Familienzuschlag gewährt, wenn und soweit der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter das Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig gezahlt würde. Dem Familienzuschlag stehen sonstige entsprechende Leistungen oder das Mutterschaftsgeld gleich. § 6 findet auf den Betrag keine Anwendung, wenn einer der Anspruchsberechtigten im Sinne des Satzes 1 vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder beide Anspruchsberechtigte in Teilzeit beschäftigt sind und dabei zusammen die regelmäßige Arbeitszeit bei Vollbeschäftigung erreichen.
	(3) Tätigkeit im öffentlichen Dienst im Sinne des Absatzes 2 ist eine Tätigkeit im Dienst des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde, eines  Gemeindeverbandes oder sonstiger Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts oder deren Verbänden. Ausgenommen ist eine Tätigkeit bei öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften oder ihren Verbänden, sofern nicht bei organisatorisch selbstständigen Einrichtungen die Voraussetzungen des Satzes 3 erfüllt sind. Einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst steht eine Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gleich, an der das Land oder eine andere der in Satz 1 bezeichneten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts oder einer der dort bezeichneten Verbände durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst steht ferner gleich eine Tätigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der die für den öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifverträge wesentlich gleichen Inhalts oder die darin oder in Besoldungsgesetzen über Familienzuschläge oder Sozialzuschläge getroffenen Regelungen oder vergleichbare Regelungen anwendet, wenn das Land oder eine andere der in Satz 1 bezeichneten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts oder Verbände durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist.
	(4) Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das hierfür maßgebende Ereignis fällt. Er wird nicht mehr gezahlt für den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an keinem Tag erfüllt waren.
	(5) Die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes und die Familienkassen dürfen die zur Durchführung dieser Vorschrift erforderlichen personenbezogenen Daten erheben und untereinander austauschen. Dies gilt entsprechend für den Austausch von Daten anderer Personen. Soweit zur Durchführung dieser Vorschrift die Erhebung personenbezogener Daten der Kinder oder anderer Personen nach Absatz 2 erforderlich ist, dürfen diese bei den berechtigten Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern erhoben werden.
	Sonstige Besoldungsbestandteile, Ausgleich bei Verringerung der Dienstbezüge
	Sonstige Besoldungsbestandteile
	Amtszulagen und Stellenzulagen
	(1) Für herausgehobene Funktionen können Amtszulagen und Stellenzulagen vorgesehen werden. Sie dürfen 75 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters und dem Endgrundgehalt der nächsthöheren Besoldungsgruppe nicht übersteigen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
	(2) Die Amtszulagen sind unwiderruflich und ruhegehaltfähig. Sie gelten als Bestandteil des Grundgehalts.
	(3) Die Stellenzulagen dürfen nur für die Dauer der Wahrnehmung der herausgehobenen Funktion gewährt werden. Sie sind widerruflich und nur ruhegehaltfähig, wenn dies gesetzlich bestimmt ist.
	Zulage für Lehrkräfte mit besonderen Funktionen
	Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln, dass Lehrkräfte mit ständigen Aufgaben im Rahmen der Lehrerausbildung, Lehrerfortbildung und der Schulvisitation sowie Lehrertrainerinnen und Lehrertrainer, deren Tätigkeit sich aus den ihrer Lehrbefähigung entsprechenden Aufgaben heraushebt, eine Stellenzulage nach Anlage 8 erhalten. Eine Stellenzulage darf nur vorgesehen werden, wenn die Wahrnehmung der Funktion nicht schon bei der Einstufung des Amtes berücksichtigt ist.
	Leistungsprämien und Leistungszulagen
	(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Abgeltung von herausragenden besonderen Leistungen die Gewährung von Leistungsprämien als Einmalzahlungen und Leistungszulagen an Beamtinnen und Beamte in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B durch Rechtsverordnung zu regeln.
	(2) Die Gesamtzahl der in einem Kalenderjahr bei einem Dienstherrn vergebenen Leistungsprämien und Leistungszulagen darf 15 Prozent der Zahl der bei dem Dienstherrn vorhandenen Beamtinnen und Beamten der Besoldungsordnungen A und B nicht übersteigen. Die Überschreitung des Prozentsatzes nach Satz 1 ist in dem Umfang zulässig, in dem von der Möglichkeit der Vergabe von Leistungsstufen nach § 25 Absatz 5 kein Gebrauch gemacht wird. In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann zugelassen werden, dass bei Dienstherren mit weniger als sieben Beamtinnen und Beamten in jedem Kalenderjahr einer Beamtin oder einem Beamten eine Leistungsprämie oder eine Leistungszulage gewährt werden kann. Leistungsprämien und Leistungszulagen sind nicht ruhegehaltfähig; erneute Bewilligungen sind möglich. Die Zahlung von Leistungszulagen ist zu befristen; bei Leistungsabfall sind sie zu widerrufen. Leistungsprämien dürfen das Anfangsgrundgehalt der Besoldungsgruppe der Beamtin oder des Beamten, Leistungszulagen dürfen monatlich 7 Prozent des Anfangsgrundgehalts nicht übersteigen.
	(3) Leistungsprämien und Leistungszulagen können nur im Rahmen besonderer haushaltsrechtlicher Regelungen gewährt werden. In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 sind Anrechnungs- oder Ausschlussvorschriften zu Zahlungen, die aus demselben Anlass geleistet werden, vorzusehen. In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann vorgesehen werden, dass Leistungsprämien und Leistungszulagen, die an mehrere Beamtinnen und Beamte wegen ihrer wesentlichen Beteiligung an einer durch enges arbeitsteiliges Zusammenwirken erbrachten Leistung vergeben werden, zusammen nur als eine Leistungsprämie oder Leistungszulage im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gelten. Leistungsprämien und Leistungszulagen nach Satz 3 dürfen zusammen 250 Prozent des in Absatz 2 Satz 6 geregelten Umfangs nicht übersteigen; maßgebend ist die höchste Besoldungsgruppe der an der Leistung wesentlich beteiligten Beamtinnen und Beamten. Für Teilprämien und Teilzulagen, die sich nach den Sätzen 3 und 4 für die einzelnen Beamtinnen und Beamten ergeben, gilt Absatz 2 Satz 6 entsprechend. Bei Übertragung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt (Grundgehalt) oder bei Gewährung einer Amtszulage können in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 Anrechnungs- oder Ausschlussvorschriften zu Leistungszulagen vorgesehen werden.
	Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes
	(1) Werden einer Beamtin oder einem Beamten die Aufgaben eines höherwertigen Amtes vorübergehend vertretungsweise übertragen, wird nach 18 Monaten der ununterbrochenen Wahrnehmung dieser Aufgaben eine Zulage gewährt, wenn in diesem Zeitpunkt die haushaltsrechtlichen und laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Übertragung des höherwertigen Amtes vorliegen. Die Zulage wird nur gewährt, wenn eine dauerhafte Übertragung der Aufgaben des höherwertigen Amtes aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung nicht erfolgen kann oder die dauerhafte Übertragung eines Schulleitungsamtes wegen absehbarer Veränderungen der Schülerzahlen oder der Schulstrukturen nicht erfolgen soll. Satz 2 gilt entsprechend, wenn ein sonstiges Amt wegen wesentlicher Änderungen des Aufbaus oder der Aufgaben einer Behörde oder der Verschmelzung von Behörden nicht auf Dauer übertragen werden soll. 
	(2) Die Zulage wird bis zu einer Dauer von drei Jahren gewährt.
	(3) Die Zulage wird gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe des übertragenen Amtes und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe des höherwertigen Amtes. Auf die Zulage ist eine Stellenzulage nach Nummer 13 der Vorbemerkungen der Besoldungsordnungen A und B der Anlage 1 anzurechnen, wenn sie in dem höherwertigen Amt nicht zustünde.
	Erschwerniszulagen
	Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung von Zulagen zur Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter Erschwernisse (Erschwerniszulagen) zu regeln. Die Erschwerniszulagen sind widerruflich und nicht ruhegehaltfähig. Es kann bestimmt werden, in welchem Umfang durch die Gewährung von Erschwerniszulagen ein besonderer Aufwand mit abgegolten ist.
	Mehrarbeitsvergütung
	Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung einer Vergütung für Mehrarbeit für Beamtinnen und Beamte zu regeln, soweit die Mehrarbeit nicht durch Dienstbefreiung ausgeglichen wird (§ 76 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes). Die Vergütung darf nur für Bereiche vorgesehen werden, in denen nach Art der Dienstverrichtung eine Mehrarbeit messbar ist. Die Höhe der Vergütung ist nach dem Umfang der tatsächlich geleisteten Mehrarbeit festzusetzen. Sie ist unter Zusammenfassung von Besoldungsgruppen zu staffeln; für Teilzeitbeschäftigte können abweichende Regelungen getroffen werden.
	Vergütung für Beamtinnen und Beamte im Vollstreckungsdienst
	(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Gewährung einer Vergütung für Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher sowie für andere im Vollstreckungsdienst tätige Beamtinnen und Beamte zu regeln. Maßstab für die Festsetzung der Vergütung sind die vereinnahmten Gebühren oder Beträge.
	(2) Für die Vergütung können Höchstsätze für die einzelnen Vollstreckungsaufträge sowie für das Kalenderjahr festgesetzt werden. Ein Teil der Vergütung kann für ruhegehaltfähig erklärt werden. Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Vergütung ein besonderer Aufwand mit abgegolten ist.
	(3) Das für Justiz zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung die Abgeltung der den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern für die Verpflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung eines Büros entstehenden Kosten zu regeln.
	Sonderzuschläge zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit
	(1) Zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit dürfen nicht ruhegehaltfähige Sonderzuschläge gewährt werden, wenn ein bestimmter Dienstposten andernfalls insbesondere im Hinblick auf die fachliche Qualifikation sowie die Bedarfs- und Bewerberlage nicht anforderungsgerecht besetzt werden kann und die Deckung des Personalbedarfs dies im konkreten Fall erfordert. Dies gilt auch zur Verhinderung der Abwanderung von Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern aus dem Bereich eines Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Die Gewährung der Sonderzuschläge setzt voraus, dass das Einstellungsinteresse eines anderen Dienstherrn oder Arbeitgebers glaubhaft gemacht wird.
	(2) Der Sonderzuschlag darf monatlich 10 Prozent des Anfangsgrundgehalts der entsprechenden Besoldungsgruppe nicht übersteigen. Grundgehalt und Sonderzuschlag dürfen zusammen das Endgrundgehalt nicht übersteigen. Bei Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe W 1 darf der Sonderzuschlag monatlich 500 Euro nicht übersteigen. Der Sonderzuschlag wird, wenn nichts anderes bestimmt ist, in fünf Schritten um jeweils 20 Prozent seines Ausgangsbetrags jährlich verringert, erstmals ein Jahr nach dem Entstehen des Anspruchs. Abweichend von Satz 4 kann der Sonderzuschlag auch befristet bis zu drei Jahren als Festbetrag gewährt werden; ergänzend kann dann festgelegt werden, dass er aufgrund einer Beförderung auch vor Ablauf der Befristung wegfällt. Der Sonderzuschlag kann rückwirkend höchstens für drei Monate gewährt werden. Er kann nach vollständigem Wegfall erneut gewährt werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 wieder oder noch vorliegen. § 6 gilt entsprechend.
	(3) Die Entscheidung über die Gewährung von Sonderzuschlägen trifft die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Ministerium.
	Andere Zulagen, Prämien und Vergütungen
	(1) Andere als die in diesem Abschnitt geregelten Zulagen und Vergütungen dürfen nur gewährt werden, soweit dies gesetzlich bestimmt ist. Vergütungen für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst bleiben unberührt.
	(2) Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern des Landes können im Rahmen des Verwaltungsumbaus zur Förderung der Mobilitäts- und Qualifizierungsbereitschaft neben der Besoldung Prämien als Einmalzahlungen gewährt werden. Das für das Besoldungsrecht zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung das Nähere unter Berücksichtigung der für die Tarifbeschäftigten des Landes geltenden Bestimmungen durch Rechtsverordnung zu regeln. Die Rechtsverordnung ist zu befristen.
	Ausgleich bei Verringerungen der Dienstbezüge
	Besoldungsanspruch bei Verleihung eines Amtes mit geringerem Grundgehalt
	Verringert sich während eines Dienstverhältnisses nach § 1 Absatz 1 das Grundgehalt einer Beamtin, eines Beamten, einer Richterin oder eines Richters durch Verleihung eines anderen Amtes aus dienstlichen Gründen, die nicht von diesen zu vertreten sind, ist abweichend von § 19 das Grundgehalt zu zahlen, das bei einem Verbleiben in dem bisherigen Amt zugestanden hätte. Veränderungen in der Bewertung des bisherigen Amtes bleiben unberücksichtigt. Satz 1 gilt entsprechend für Amtszulagen, auch bei Übertragung einer anderen Funktion. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Amt mit leitender Funktion im Beamtenverhältnis auf Probe übertragen wurde.
	Ausgleichszulagen bei Wegfall von Stellenzulagen
	(1) Der Wegfall einer nach diesem Gesetz zustehenden Stellenzulage aus dienstlichen Gründen, die nicht von der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem Richter zu vertreten sind, wird ausgeglichen, wenn die Stellenzulage zuvor in einem Zeitraum von bis zu sieben Jahren insgesamt mindestens fünf Jahre zugestanden hat. Die Ausgleichszulage wird auf den Betrag festgesetzt, der am Tag vor dem Wegfall zugestanden hat. Jeweils nach Ablauf eines Jahres vermindert sich die Ausgleichszulage ab Beginn des Folgemonats um 20 Prozent des festgesetzten Betrags. Erhöhen sich die Dienstbezüge wegen des Anspruchs auf eine Stellenzulage, wird diese auf die Ausgleichszulage angerechnet. Bezugszeiten von Stellenzulagen, die bereits zu einem Anspruch auf eine Ausgleichszulage geführt haben, bleiben für weitere Ausgleichsansprüche unberücksichtigt.
	(2) Bestand innerhalb des Zeitraumes nach Absatz 1 Satz 1 ein Anspruch auf mehrere Stellenzulagen für einen Gesamtzeitraum von mindestens fünf Jahren, ohne dass eine der Stellenzulagen allein für fünf Jahre zugestanden hat, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass der Wegfall der Stellenzulage mit dem jeweils niedrigsten Betrag ausgeglichen wird.
	(3) Erfolgte der Wegfall einer Stellenzulage infolge einer Versetzung nach § 30 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass der Mindestzeitraum nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 zwei Jahre beträgt.
	(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Ruhegehaltsempfängerin oder ein Ruhegehaltsempfänger erneut in ein Beamtenverhältnis oder Richterverhältnis berufen wird oder wenn im unmittelbaren Zusammenhang mit einem Verwendungswechsel eine zuvor gewährte Stellenzulage nur noch mit einem geringeren Betrag zusteht und die jeweilige Zulagenvorschrift keinen anderweitigen Ausgleich vorsieht.
	Auslandsbesoldung
	Auslandsbesoldung
	(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter mit dienstlichem und tatsächlichem Wohnsitz im Ausland, der nicht einer Tätigkeit im Grenzverkehr dient, erhalten bei einer Verwendung im Ausland neben der Besoldung, die ihnen bei einer Verwendung im Inland zusteht, Auslandsbesoldung in entsprechender Anwendung der für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte geltenden Bestimmungen.
	(2) Während der Verwendung im Ausland eintretende Änderungen der für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte geltenden Bestimmungen führen nicht zu einer Verminderung der Auslandsbesoldung.
	(3) Soweit in den für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte geltenden Bestimmungen nach Absatz 1 bei Einzelfallentscheidungen die Zuständigkeit des Bundesministeriums des Innern vorgesehen ist, tritt an dessen Stelle das für das Besoldungsrecht zuständige Ministerium.
	Anwärterbezüge
	Anwärterbezüge
	(1) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwärterinnen und Anwärter) erhalten Anwärterbezüge.
	(2) Zu den Anwärterbezügen gehören der Anwärtergrundbetrag (§ 55) und die Anwärtersonderzuschläge (§ 56). Daneben werden der Familienzuschlag und die vermögenswirksamen Leistungen gewährt. Zulagen und Vergütungen werden nur gewährt, wenn dies gesetzlich besonders bestimmt ist.
	(3) Für Anwärterinnen oder Anwärter, die im Rahmen ihres Vorbereitungsdienstes ein Studium ableisten, kann die Gewährung der Anwärterbezüge von der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht werden.
	Anwärterbezüge nach Ablegung der Laufbahnprüfung
	Endet das Beamtenverhältnis einer Anwärterin oder eines Anwärters kraft Rechtsvorschrift mit dem Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der Laufbahnprüfung, werden die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag für die Zeit nach Ablegung der Prüfung bis zum Ende des laufenden Monats weitergewährt. Wird bereits vor diesem Zeitpunkt ein Anspruch auf Bezüge aus einer hauptberuflichen Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) oder bei einer Ersatzschule erworben, so werden die Anwärterbezüge und der Familienzuschlag nur bis zum Tag vor Beginn dieses Anspruchs belassen.
	Anwärtergrundbetrag
	Der Anwärtergrundbetrag nach Anlage 7 richtet sich nach der Besoldungsgruppe des Eingangsamtes, in das die Anwärterin oder der Anwärter nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes voraussichtlich eintritt. Unterschiedliche Eingangsämter können betragsmäßig zusammengefasst werden.
	Anwärtersonderzuschläge
	(1) Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberinnen oder Bewerbern, kann das für das Besoldungsrecht zuständige Ministerium Anwärtersonderzuschläge gewähren. Sie dürfen 70 Prozent des Anwärtergrundbetrags nicht übersteigen.
	(2) Der Anspruch auf Anwärtersonderzuschläge besteht nur, wenn die Anwärterin oder der Anwärter
	1. nicht vor dem Abschluss des Vorbereitungsdienstes oder wegen schuldhaften Nichtbestehens der Laufbahnprüfung ausscheidet und
	2. nach Bestehen der Laufbahnprüfung mindestens fünf Jahre in einem Beamtenverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) in der Laufbahn verbleibt, für welche die Befähigung erworben wurde, oder, wenn das Beamtenverhältnis nach Bestehen der Laufbahnprüfung endet, in derselben Laufbahn in ein neues Beamtenverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 28) für mindestens die gleiche Zeit eintritt.
	(3) Werden die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen aus Gründen, die von der Anspruchsberechtigten oder dem Anspruchsberechtigten zu vertreten sind, nicht erfüllt, ist der Anwärtersonderzuschlag in voller Höhe zurückzuzahlen. Der Rückzahlungsbetrag vermindert sich für jedes nach Bestehen der Laufbahnprüfung abgeleistete Dienstjahr um jeweils ein Fünftel. § 13 bleibt unberührt.
	Anrechnung anderer Einkünfte
	Erhält eine Anwärterin oder ein Anwärter ein Entgelt für eine andere Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes, wird das Entgelt auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit es diese übersteigt.
	Kürzung der Anwärterbezüge
	(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann den Anwärtergrundbetrag bis auf 30 Prozent des Grundgehalts, das einer Beamtin oder einem Beamten der entsprechenden Laufbahn in der ersten Stufe zusteht, herabsetzen, wenn die Anwärterin oder der Anwärter die vorgeschriebene Laufbahnprüfung nicht bestanden hat oder sich die Ausbildung aus einem von der Anwärterin oder dem Anwärter zu vertretenden Grund verzögert.
	(2) Von der Kürzung ist abzusehen 
	1. bei Verlängerung des Vorbereitungsdienstes infolge genehmigten Fernbleibens oder Rücktritts von der Prüfung,
	2. in besonderen Härtefällen.
	(3) Wird eine Zwischenprüfung nicht bestanden oder ein sonstiger Leistungsnachweis nicht erbracht, so ist die Kürzung auf den sich daraus ergebenden Zeitraum der Verlängerung des Vorbereitungsdienstes zu beschränken.
	Vermögenswirksame Leistungen
	Vermögenswirksame Leistungen
	(1) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter erhalten vermögenswirksame Leistungen nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz.
	(2) Vermögenswirksame Leistungen werden für die Kalendermonate gewährt, in denen den Berechtigten Dienstbezüge oder Anwärterbezüge zustehen und gezahlt werden. Sie werden im Kalendermonat jeweils nur einmal gewährt.
	(3) Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem die nach § 60 Absatz 3 erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres.
	Höhe, Fälligkeit und Anlage der vermögenswirksamen Leistungen
	(1) Die vermögenswirksamen Leistungen betragen 6,65 Euro monatlich. Teilzeitbeschäftigte erhalten den Betrag, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht; dies gilt auch bei begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes.
	(2) Für die Höhe der vermögenswirksamen Leistungen sind die Verhältnisse am Ersten des Kalendermonats maßgebend. Wird das Dienstverhältnis nach dem Ersten des Kalendermonats begründet, ist für diesen Monat der Tag des Beginns des Dienstverhältnisses maßgebend.
	(3) Die Berechtigten teilen der für die Festsetzung der Besoldung zuständigen Stelle schriftlich die Art der gewählten Anlage mit und geben hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut sowie das Konto an, auf das die Leistungen eingezahlt werden sollen.
	(4) Die vermögenswirksamen Leistungen sind bis zum Ablauf der auf den Monat der Mitteilung nach Absatz 3 folgenden drei Kalendermonate, danach monatlich im Voraus zu zahlen.
	(5) Die nach § 11 Absatz 3 Satz 2 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes erforderliche Zustimmung zum Wechsel der Anlage gilt als erteilt.
	Übergangs- und Schlussbestimmungen
	Übergangsbestimmungen zu diesem Gesetz
	Anwendung dieses Gesetzes auf vorhandene Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richtersowie Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger
	Dieses Gesetz gilt auch für die am Tag des Inkrafttretens und am Vortag vorhandenen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter sowie nach Maßgabe der §§ 62, 63 und 66 für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger der in § 1 Absatz 1 genannten Dienstherren.
	Überführung in die Ämter der Besoldungsordnungen A, B, W und R
	(1) Die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter werden aus den am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Bundesbesoldungsordnungen in der am 31. August 2006 geltenden Fassung oder in den Brandenburgischen Besoldungsordnungen ausgebrachten Ämtern in die entsprechenden Ämter der Besoldungsordnungen A, B, W und R dieses Gesetzes (Anlagen 1 bis 3) überführt.
	(2) Die Beamtinnen und Beamten in der Besoldungsgruppe A 3 werden am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes in die Ämter ihrer Laufbahn in der Besoldungsgruppe A 4 überführt.
	(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger entsprechend.
	Zuordnung der vorhandenen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richterder Besoldungsordnungen A und R zu den Stufen der Grundgehälter
	(1) Die Beamtinnen und Beamten in den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A werden in den Besoldungsgruppen, in die sie nach § 62 überführt werden, den Stufen des Grundgehalts nach der Anlage 4 zugeordnet. Die Zuordnung erfolgt zu der Stufe der Besoldungsgruppe, deren Betrag dem Betrag des ihnen am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zustehenden Grundgehalts entspricht. Leistungsstufen nach § 27 Absatz 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung bleiben bei der Zuordnung unberücksichtigt. Bei Teilzeitbeschäftigten ist für die Zuordnung zu den Stufen das Grundgehalt maßgebend, das ihnen bei Vollzeitbeschäftigung zustehen würde. Bei beurlaubten Beamtinnen und Beamten ohne Anspruch auf Besoldung ist das Grundgehalt maßgebend, das bei einer Beendigung der Beurlaubung am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach bisherigem Recht zustehen würde.
	(2) Weist die Grundgehaltstabelle keinen entsprechenden Betrag im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 aus, erfolgt die Zuordnung der in § 62 Absatz 2 genannten Beamtinnen und Beamten des einfachen Dienstes zu der Stufe der Besoldungsgruppe A 4 mit dem nächsthöheren Betrag. Weist die Grundgehaltstabelle in anderen Fällen keinen entsprechenden Betrag aus, erfolgt die Zuordnung zu der Stufe der Besoldungsgruppe mit dem nächsthöheren Betrag.
	(3) Mit der Zuordnung zu einer Stufe des Grundgehalts nach Absatz 1 beginnt das Aufsteigen in den Stufen nach § 25 Absatz 3. Bereits in einer Stufe mit dem entsprechenden Grundgehaltsbetrag verbrachte Zeiten mit Anspruch auf Dienstbezüge werden angerechnet. § 26 Absatz 2 gilt entsprechend, soweit Zeiten nach § 26 Absatz 2 Nummer 2 bis 4 nicht schon nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung berücksichtigt wurden. Satz 2 gilt nicht für Zeiten einer Hemmung nach § 27 Absatz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung. In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 verkürzt sich die reguläre Laufzeit der Stufe der Besoldungsgruppe A 4, zu der die Zuordnung erfolgt, um die Monate, welche die Beamtinnen und Beamten in ihrer bisherigen Stufe nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltendem Recht bereits verbracht haben, längstens jedoch um die Laufzeit der jeweiligen Stufe in der Besoldungsgruppe A 4. In den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 verlängert sich die reguläre Laufzeit der Stufe, zu der die Zuordnung erfolgt, um die Monate, welche die Beamtinnen und Beamten nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Recht noch benötigt hätten, um den Betrag dieser Stufe zu erreichen.
	(4) Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Ämtern der Besoldungsgruppen R 1 und R 2 der Besoldungsordnung R werden in den Besoldungsgruppen, in die sie nach § 62 überführt werden, den Stufen des Grundgehalts nach der Anlage 4 zugeordnet. Absatz 1 Satz 1, 2, 4 und 5, Absatz 2 Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 1, 2, 3 und 6 gelten entsprechend. Absatz 3 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle von § 25 Absatz 3 § 39 Satz 2 tritt.
	(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger entsprechend.
	Übergangsregelungen zur Altersteilzeit
	(1) Bei Altersteilzeit nach § 133 des Landesbeamtengesetzes sowie nach § 6c des Brandenburgischen Richtergesetzes in der am 13. Juli 2011 geltenden Fassung wird zusätzlich zur Besoldung bei Teilzeitbeschäftigung ein nicht ruhegehaltfähiger Altersteilzeitzuschlag gewährt, soweit die Altersteilzeit mit mindestens der Hälfte der bisherigen Arbeitszeit durchgeführt wird, die für die Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist. 
	(2) Der Zuschlag wird gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen der Nettobesoldung, die sich aus dem Umfang der Teilzeitbeschäftigung ergibt, und 83 Prozent der Nettobesoldung, die nach der bisherigen Arbeitszeit, die für die Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist, bei Beamtinnen und Beamten mit begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes unter Berücksichtigung des § 7, zustehen würde. Für die Bemessung der bisherigen Arbeitszeit gilt § 133 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes. 
	(3) Brutto- und Nettobesoldung im Sinne des Absatzes 2 sind das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Amtszulagen, Stellenzulagen, Zuschüsse zum Grundgehalt für Professorinnen und Professoren an Hochschulen, Überleitungszulagen und Ausgleichszulagen, die wegen des Wegfalls oder der Verminderung dieser Bezüge zustehen. Zur Ermittlung der letztgenannten Nettobesoldung ist die Bruttobesoldung um die Lohnsteuer entsprechend der individuellen Steuerklasse und den Solidaritätszuschlag zu vermindern; Freibeträge oder sonstige individuelle Merkmale bleiben unberücksichtigt. 
	(4) Steuerfreie Bezüge, Erschwerniszulagen und Vergütungen werden entsprechend dem Umfang der tatsächlich geleisteten Tätigkeit gewährt. 
	(5) Wenn die Altersteilzeit mit ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit (Blockmodell) vorzeitig endet und die insgesamt gezahlten Altersteilzeitbezüge geringer sind als die Besoldung, die nach der tatsächlichen Beschäftigung ohne Altersteilzeit zugestanden hätte, ist ein Ausgleich in Höhe des Unterschiedsbetrags zu gewähren. Dabei werden auch Zeiten ohne Dienstleistung in der Ansparphase berücksichtigt, soweit sie insgesamt sechs Monate nicht überschreiten. 
	Übergangsregelungen zur Professorenbesoldung
	(1) Für Beamtinnen und Beamte der Bundesbesoldungsordnung C, die sich am 1. Januar 2005 in einem Amt der Besoldungsordnung C befunden haben, findet § 77 Absatz 2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung weiter Anwendung. Die sich aus Satz 1 unter Berücksichtigung der bisherigen Anpassungen und Änderungen des Besoldungsrechts ergebenden Beträge der Dienstbezüge werden in der Anlage 5 ausgewiesen.
	(2) Professorinnen und Professoren, denen gemäß § 77 Absatz 2 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung auf ihren Antrag ein Amt der Besoldungsordnung W übertragen wird, können aus diesem Anlass Leistungsbezüge in entsprechender Anwendung des § 31 erhalten.
	(3) Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen C 2 und C 3 wird gemäß § 77 Absatz 2 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung auf Antrag ein Amt der Besoldungsgruppe W 2 übertragen. Hiervon abweichend kann Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen C 2 und C 3 gemäß § 77 Absatz 2 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung auf Antrag ein Amt der Besoldungsgruppe W 3 übertragen werden, wenn ihre Professur nach Maßgabe des Entwicklungsplans der Hochschule nach der Besoldungsgruppe W 3 bewertet ist und sie den Ruf einer anderen Hochschule auf eine Professur der Besoldungsgruppe W 3 vorlegen. Die Übertragung erfolgt auf Vorschlag des Senats durch die für die Angelegenheiten der Fachhochschulen, deren Ausbildungsgänge ausschließlich auf den öffentlichen Dienst ausgerichtet sind, zuständigen Mitglieder der Landesregierung und das für Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung jeweils für ihren Bereich. Die nach Satz 3 zuständigen Mitglieder der Landesregierung lehnen den Vorschlag ab, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Übertragung des Amtes nicht vorliegen oder haushaltswirtschaftliche Belange der Übertragung entgegenstehen.
	Übergangsregelungen zum Familienzuschlag
	(1) Die §§ 39 bis 41 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung sind bis zum 31. Dezember 2014 weiter anzuwenden mit der Maßgabe, dass sich die Höhe des Familienzuschlags aus den in dem Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014 und aus den in dem Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014 jeweils gültigen Beträgen der Anlage 6 zu diesem Gesetz ergibt. Bestimmungen dieser Vorschriften, die sich auf das Bestehen oder frühere Bestehen einer Ehe beziehen, sind auf das Bestehen oder frühere Bestehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft sinngemäß anzuwenden. Bestimmungen, die sich auf Eheleute und deren Angehörige beziehen, sind auf durch eingetragene Lebenspartnerschaft verbundene Personen und deren Angehörige sinngemäß anzuwenden. Bei der Gewährung kinderbezogener Leistungen stehen in den Haushalt aufgenommene Kinder von durch eingetragene Lebenspartnerschaft verbundenen Personen den in den Haushalt aufgenommenen Kindern von Eheleuten gleich.
	(2) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter, denen am 31. Dezember 2014 ein Familienzuschlag der Stufe 1 nach § 40 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gewährt wurde und denen bei Fortgeltung des bisherigen Rechts am 1. Januar 2015 weiterhin ein Familienzuschlag der Stufe 1 zustehen würde, erhalten eine Ausgleichszulage.
	(3) Die Ausgleichszulage wird in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem am 31. Dezember 2014 zustehenden Grundgehalt oder dem Anwärtergrundbetrag zuzüglich des Familienzuschlags der Stufe 1 und dem am 1. Januar 2015 zustehenden Grundgehalt oder dem Anwärtergrundbetrag gewährt. Maßgebend für die Bemessung der Ausgleichszulage sind die persönlichen Verhältnisse am 31. Dezember 2014. Bei Teilzeitbeschäftigten sind die Dienstbezüge maßgebend, die ihnen bei einer Vollzeitbeschäftigung zustehen würden. Bei beurlaubten Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern ohne Anspruch auf Besoldung sind die Dienstbezüge maßgebend, die bei einer Beendigung der Beurlaubung am 31. Dezember 2014 zustehen würden. 
	(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger.
	Sonstige Übergangsvorschriften
	(1) Soweit am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Ausgleichs- oder Überleitungszulagen nach früherem Recht gewährt werden, sind diese, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, in Höhe des am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zustehenden Betrags fortzuzahlen, jedoch ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Maßgabe des § 51 Absatz 1 Satz 3 und 4 zu vermindern. Soweit Ausgleichszulagen nach Satz 1 wegen der Verleihung eines Amtes mit geringerem Endgrundgehalt oder der Verringerung einer Amtszulage zustehen, findet ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes § 50 Anwendung.
	(2) Beamtinnen und Beamte, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Leistungsstufe nach § 27 Absatz 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung erhalten, wird die nächsthöhere Stufe des Grundgehalts für den Zeitraum, um den nach bisherigem Recht die Erhöhung des Grundgehalts vorgezogen wurde, weiter gewährt.
	(3) Auslandsdienstbezüge, die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen oder Richtern am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach dem Fünften Abschnitt des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung zustehen, werden bis zur Dauer von einem Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in der bisherigen Höhe weitergewährt, soweit sie die Auslandsbesoldung nach § 52 übersteigen und solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen weiter erfüllt sind.
	(4) Bei Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, denen am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes vermögenswirksame Leistungen nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes über vermögenswirksame Leistungen für Beamte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit in der am 31. August 2006 geltenden Fassung zustanden, werden die vermögenswirksamen Leistungen fortgezahlt, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind.
	(5) Ansprüche auf Besoldung, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden sind, verjähren nach den bisherigen Vorschriften.
	(6) Zulagen nach § 45 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gewährt werden, sind in Höhe des am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zustehenden Betrags fortzuzahlen, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind. Zulagen nach § 46 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zustanden, sind fortzuzahlen, solange die bisherigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, längstens bis zum 31. Dezember 2016.
	Schlussbestimmungen
	Künftig wegfallende Ämter
	Die künftig wegfallenden Ämter sind in Anlage 1 aufgeführt. Diese Ämter dürfen Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern nicht mehr verliehen werden, es sei denn, der Inhaberin oder dem Inhaber eines solchen Amtes wird im Wege der Ernennung ein künftig wegfallendes Amt verliehen, weil eine Ernennung in ein in den Besoldungsordnungen ausgebrachtes anderes Amt nicht möglich ist.
	Besondere Vorschriften für den Bereich der Sozialversicherung
	(1) Die unter der Aufsicht des Landes stehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts im Bereich der Sozialversicherung haben bei Aufstellung ihrer Dienstordnungen nach den §§ 351 bis 357, § 413 Absatz 2, § 414b der Reichsversicherungsordnung, §§ 144 bis 147 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch für die dienstordnungsmäßig Angestellten
	1. den Rahmen dieses Gesetzes, insbesondere das für die Beamtinnen und Beamten des Landes geltende Besoldungs- und Stellengefüge, einzuhalten und 
	2. alle weiteren Geld- und geldwerten Leistungen sowie die Versorgung im Rahmen und nach den Grundsätzen der für die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Bestimmungen zu regeln.
	(2) Die besoldungsrechtliche Einstufung der Dienstposten in der Geschäftsführung der landesunmittelbaren Träger der gesetzlichen Unfallversicherung darf die Besoldungsgruppe A 16 nicht überschreiten. Die stellvertretende Geschäftsführerin oder der stellvertretende Geschäftsführer ist jeweils mindestens eine Besoldungsgruppe niedriger einzustufen als die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer.
	Weitergeltung von Rechtsvorschriften und Zuständigkeitsregelungen
	(1) Das für das Besoldungsrecht zuständige Mitglied der Landesregierung erlässt im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Mitglied der Landesregierung die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz. Bis zum Erlass von Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 sind die Verwaltungsvorschriften zum Bundesbesoldungsgesetz und zum Brandenburgischen Besoldungsgesetz entsprechend anzuwenden.
	(2) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung die Behörden, die die Besoldung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter des Landes festsetzen. Für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts setzt die von der obersten Dienstbehörde bestimmte Stelle die Besoldung fest.
	(3) Soweit die Landesregierung oder eine oberste Landesbehörde nach diesem Gesetz ermächtigt ist, durch Rechtsverordnung bestimmte Bereiche des Besoldungsrechts zu regeln, gelten die bisherigen Vorschriften für diese Bereiche bis zum Inkrafttreten der jeweiligen Rechtsverordnung weiter. Für die Beträge der Mehrarbeitsvergütung und der Erschwerniszulagen gelten bis zum Inkrafttreten der jeweiligen Rechtsverordnung § 3 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2013/2014 vom 15. Oktober 2013 (GVBl. I Nr. 28), das durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. I Nr. 32) geändert worden ist, sowie die Anlagen 15 und 16 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008 in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2011 (GVBl. I Nr. 27) weiter.
	Anlage  1
	(zu § 20 Absatz 2, § 44 Absatz 3, § 62 Absatz 1, § 68 Satz 1)
	Besoldungsordnungen A und B
	Vorbemerkungen
	I. Allgemeine Vorbemerkungen
	1 Amtsbezeichnungen
	1.1 Die in der Besoldungsordnung A gesperrt gedruckten Amtsbezeichnungen sind Grundamtsbezeichnungen. Den Grundamtsbezeichnungen können Zusätze, die
	1. auf den Dienstherrn oder den Verwaltungsbereich,
	2. auf die Laufbahn,
	3. auf die Fachrichtung
	hinweisen, beigefügt werden. Die Grundamtsbezeichnungen „Rätin“ oder „Rat“, „Oberrätin“ oder „Oberrat“, „Direktorin“ oder „Direktor“ und „Leitende Direktorin“ oder „Leitender Direktor“ dürfen nur in Verbindung mit einem Zusatz nach Satz 2 verliehen werden.
	1.2 Über die Beifügung von Zusätzen zu den Grundamtsbezeichnungen entscheidet für die Beamtinnen und Beamten des Landes das für das Besoldungsrecht zuständige Mitglied der Landesregierung im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung, für die Beamtinnen und Beamten der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts das für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständige Mitglied der Landesregierung im Einvernehmen mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mitglied der Landesregierung.
	2 Lehrkräfte
	2.1 Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik werden nach Maßgabe dieses Gesetzes in die Besoldungsordnung A eingestuft. 
	2.2 Die besoldungsrechtliche Einstufung für Lehrkräfte nach Nummer 2.1 richtet sich nach der Lehrbefähigung sowie gegebenenfalls nach einer Ergänzungsprüfung nach Maßgabe der Fußnoten zu den Besoldungsgruppen und nach der Verwendung. 
	2.3 Lehrkräfte führen bei Verwendung im Geschäftsbereich der für Bildung zuständigen obersten Dienstbehörde nach Maßgabe der Schullaufbahnverordnung die für den Schuldienst oder Schulaufsichtsdienst vorgesehenen Amtsbezeichnungen.
	2.4 Lehrkräfte dürfen an Grundschulen, weiterführenden allgemeinbildenden Schulen oder Oberstufenzentren in die jeweiligen Ämter des Förderschulbereichs eingestuft werden, wenn sie hierfür die entsprechende Lehrbefähigung besitzen und in den genannten Schulformen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichten.
	2.5 An Schulen, an denen Schülerinnen und Schüler mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden (Schulen in Mischform), kann die Schulleitung aus Lehrkräften mit einer Laufbahnbefähigung an allgemeinbildenden Schulen und aus Lehrkräften mit einer Laufbahnbefähigung an Förderschulen gebildet werden. Ein Laufbahnwechsel ist damit nicht verbunden. Dabei wird für die Einstufung der Funktionsämter eine lernbehinderte Schülerin oder ein lernbehinderter Schüler wie zwei Schülerinnen oder Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf berücksichtigt. Eine Schülerin oder ein Schüler mit sonstigem sonderpädagogischen Förderbedarf wird wie zwei lernbehinderte Schülerinnen oder lernbehinderte Schüler oder wie vier Schülerinnen oder Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf berücksichtigt.
	II. Zulagen
	3 Zulage für Beamtinnen und Beamte als flugzeugtechnisches Personal 
	3.1 Beamtinnen und Beamte in einer Verwendung als flugzeugtechnisches Personal erhalten als erste Spezialistinnen oder erste Spezialisten oder in höherwertiger Funktion eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Flugzeugtechnikerzulage).
	3.2 Die Stellenzulage wird neben einer Stellenzulage nach Nummer 4 oder Nummer 5 nur gewährt, soweit sie diese übersteigt.
	4 Zulage für Beamtinnen und Beamte als fliegendes Personal
	4.1 Beamtinnen und Beamte in einer Verwendung 
	a) als Luftfahrzeugführerin oder Luftfahrzeugführer mit der Erlaubnis zum Führen von Luftfahrzeugen,
	b) als sonstige ständige Luftfahrzeugbesatzungsangehörige
	erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Fliegerzulage).
	4.2 Die zuletzt gewährte Stellenzulage wird nach Beendigung der Verwendung für fünf Jahre weitergewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte
	a) mindestens fünf Jahre in einer Tätigkeit nach Nummer 4.1 verwendet worden ist oder
	b) bei der Verwendung nach Nummer 4.1 einen Dienstunfall im Flugdienst oder eine durch die Besonderheiten dieser Verwendung bedingte gesundheitliche Schädigung erlitten hat, die die weitere Verwendung nach Nummer 4.1 ausschließen.
	4.3 Besteht ein Anspruch auf eine Stellenzulage nach Nummer 4.2 und wechselt die Beamtin oder der Beamte in eine weitere Verwendung über, mit der ein Anspruch auf eine geringere Stellenzulage nach Nummer 4.1 verbunden ist, so wird zusätzlich zu der geringeren Stellenzulage der Unterschiedsbetrag zu der Stellenzulage nach Nummer 4.2 gezahlt. Nach Beendigung der weiteren Verwendung wird die Stellenzulage nach Nummer 4.2 nur weitergewährt, soweit sie noch nicht vor der weiteren Verwendung bezogen und auch nicht während der weiteren Verwendung durch den Unterschiedsbetrag zwischen der geringeren Stellenzulage und der Stellenzulage nach Nummer 4.2 abgegolten worden ist.
	4.4 Die Stellenzulage ist für Beamtinnen und Beamte nach Nummer 4.1
	a) Buchstabe a in Höhe von 184,07 Euro,
	b) Buchstabe b in Höhe von 147,25 Euro
	ruhegehaltfähig, wenn sie mindestens fünf Jahre bezogen worden ist oder das Dienstverhältnis durch Tod oder Dienstunfähigkeit infolge eines durch die Verwendung erlittenen Dienstunfalls oder einer durch die Besonderheiten dieser Verwendung bedingten gesundheitlichen Schädigung beendet worden ist.
	5 Zulage für Beamtinnen und Beamte als Nachprüferin oder Nachprüfer von Luftfahrtgerät
	Beamtinnen und Beamte erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8, wenn sie die Nachprüferlaubnis besitzen und als Nachprüferin oder Nachprüfer  von Luftfahrtgerät verwendet werden (Nachprüferzulage). Die Zulage wird nicht gewährt, wenn eine andere Prüferlaubnis die Nachprüferlaubnis lediglich einschließt. 
	6 Zulage für Beamtinnen und Beamte bei obersten Bundesbehörden sowie bei obersten Gerichtshöfen des Bundes
	Beamtinnen und Beamte erhalten, wenn sie bei obersten Bundesbehörden oder bei obersten Gerichtshöfen des Bundes verwendet werden, eine Stellenzulage nach den für Beamtinnen und Beamte des Bundes geltenden Vorschriften.
	7 Zulage für Beamtinnen und Beamte beim Verfassungsschutz
	Beamtinnen und Beamte, die beim Verfassungsschutz des Landes Brandenburg verwendet werden, erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Sicherheitszulage).
	8 Zulage für Beamtinnen und Beamte mit vollzugspolizeilichen oder steuerfahndungsdienstlichen Aufgaben
	8.1 Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte sowie Beamtinnen und Beamte des Steuerfahndungsdienstes erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8, soweit ihnen Dienstbezüge nach der Besoldungsordnung A zustehen (Polizeizulage). Die Zulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamtinnen und Beamte auf Widerruf.
	8.2 Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach Nummer 7 gewährt.
	8.3 Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des jeweiligen Dienstes, insbesondere der mit Wach- und Streifendienst sowie dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der Aufwand für Verzehr mit abgegolten.
	9 Zulage für Beamtinnen und Beamte der Feuerwehr
	9.1 Beamtinnen und Beamte der Besoldungsordnung A im Einsatzdienst der Feuerwehr sowie Beamtinnen und Beamte, die entsprechend verwendet werden, erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Feuerwehrzulage). Die Zulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamtinnen und Beamte auf Widerruf.
	9.2 Durch die Stellenzulage werden die Besonderheiten des Einsatzdienstes der Feuerwehr, insbesondere der mit dem Nachtdienst verbundene Aufwand sowie der Aufwand für Verzehr mit abgegolten.
	10 Zulage für Beamtinnen und Beamte in Justizvollzugsanstalten und Psychiatrischen Krankeneinrichtungen
	10.1 Beamtinnen und Beamte in Ämtern der Besoldungsordnung A bei Justizvollzugsanstalten, in abgeschlossenen Vorführbereichen der Gerichte sowie in geschlossenen Abteilungen oder Stationen bei Psychiatrischen Krankeneinrichtungen, die ausschließlich dem Vollzug von Maßregeln der Sicherung und Besserung dienen, sowie Beamtinnen und Beamte in Abschiebehafteinrichtungen erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Vollzugsdienstzulage). Die Zulage erhalten unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamtinnen und Beamte auf Widerruf.
	10.2 Die Stellenzulage wird für Beamtinnen und Beamte in Abschiebehafteinrichtungen nicht neben einer Stellenzulage nach Nummer 8 gewährt.
	11 Zulage für Beamtinnen und Beamte mit Meisterprüfung oder Abschlussprüfung als staatlich geprüfte Technikerin oder staatlich geprüfter Techniker
	Beamtinnen und Beamte in Laufbahnen des mittleren Dienstes, in denen die Meisterprüfung oder die Abschlussprüfung als staatlich geprüfte Technikerin oder staatlich geprüfter Techniker vorgeschrieben ist, erhalten, wenn sie die Prüfung bestanden haben, eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Meisterzulage).
	12 Zulage für Beamtinnen und Beamte im Außendienst der Steuerprüfung
	12.1 Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes und des gehobenen Dienstes in der Steuerverwaltung, denen ein Dienstposten im Außendienst der Steuerprüfung übertragen ist, erhalten eine Stellenzulage nach Anlage 8 (Außendienstzulage). Satz 1 gilt nicht für Sachgebietsleiterinnen und Sachgebietsleiter der Außenprüfungsdienste.
	12.2 Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach Nummer 8 gewährt.
	13 Allgemeine Stellenzulage
	Eine das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltfähige Stellenzulage nach Anlage 8 erhalten
	a) Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes in Laufbahnen, deren Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 6 zugeordnet ist, des mittleren technischen Dienstes, des mittleren Krankenpflegedienstes, des mittleren allgemeinen Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten, des mittleren Feuerwehrdienstes, der Gerichtsvollzieherlaufbahn und des mittleren Polizeivollzugsdienstes 
	aa) in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8,
	bb) in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10,
	b) Beamtinnen und Beamte des gehobenen Dienstes in Laufbahnen, deren Eingangsamt nach § 22 Nummer 3 der Besoldungsgruppe A 9 oder A 10 zugeordnet ist, ihnen gleichgestellte Beamtinnen und Beamte in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 13,
	c) Beamtinnen und Beamte des höheren Verwaltungsdienstes einschließlich der Beamtinnen und Beamten besonderer Fachrichtungen, Studienrätinnen und Studienräte sowie Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte in der Besoldungsgruppe A 13.
	III. Einstufung von Ämtern
	14 Leiterinnen und Leiter von unteren Landesbehörden sowie Leiterinnen und Leiter von allgemeinbildenden oder beruflichen Schulen
	Die Ämter der Leiterinnen und Leiter von unteren Landesbehörden mit einem örtlich begrenzten Zuständigkeitsbereich sowie die Ämter der Leiterinnen und Leiter von allgemeinbildenden oder beruflichen Schulen dürfen nur in Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A eingestuft werden. Für die Leiterinnen und Leiter von besonders großen und besonders bedeutenden unteren Landesbehörden sowie für die Leiterinnen und Leiter von Landesoberbehörden können nach Maßgabe des Haushalts Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden. Bei der Anwendung der Obergrenzen nach § 24 Absatz 3 auf die übrigen Leiterinnen und Leiter unterer Landesbehörden oder Landesoberbehörden bleiben die mit einer Amtszulage ausgestatteten Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 unberücksichtigt. Die Zahl der mit einer Amtszulage ausgestatteten Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 darf 30 Prozent der Zahl der Planstellen der Besoldungsgruppe A 16 für Leiterinnen und Leiter unterer Landesbehörden oder Landesoberbehörden nicht überschreiten.
	Besoldungsordnung A
	Besoldungsgruppe A 1
	Besoldungsgruppe A 2
	Besoldungsgruppe A 3
	(Die Besoldungsgruppen A 1 bis A 3 sind nicht besetzt)
	Besoldungsgruppe A 4
	Justizhauptwachtmeisterin, Justizhauptwachtmeister 1)
	_________________
	1) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8. 
	Besoldungsgruppe A 5
	Erste Justizhauptwachtmeisterin, Erster Justizhauptwachtmeister 1) 2)
	_________________
	1) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6.
	Besoldungsgruppe A 6
	Erste Justizhauptwachtmeisterin, Erster Justizhauptwachtmeister 1) 2)
	Sekretärin, Sekretär 3)
	______________________
	1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 5. Für bis zu 20 Prozent der Gesamtzahl der Planstellen des einfachen Dienstes.
	2) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	3) Als Eingangsamt.
	Besoldungsgruppe A 7
	Brandmeisterin, Brandmeister 1)
	Krankenpfleger 1)
	Krankenschwester 1)
	Kriminalmeisterin, Kriminalmeister 1)
	Obersekretärin, Obersekretär 2) 3)
	Oberwerkmeisterin, Oberwerkmeister 4) 
	Polizeimeisterin, Polizeimeister 1)
	__________________
	1) Als Eingangsamt.
	2) Auch als Eingangsamt für Laufbahnen des mittleren technischen Dienstes.
	3) Als Eingangsamt für die Laufbahn des mittleren allgemeinen Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten.
	4) Auch als Eingangsamt.
	Besoldungsgruppe A 8
	Abteilungspfleger
	Abteilungsschwester
	Gerichtsvollzieherin, Gerichtsvollzieher 1)
	Hauptsekretärin, Hauptsekretär
	Hauptwerkmeisterin, Hauptwerkmeister
	Kriminalobermeisterin, Kriminalobermeister
	Oberbrandmeisterin, Oberbrandmeister
	Polizeiobermeisterin, Polizeiobermeister
	__________________
	1) Als Eingangsamt.
	Besoldungsgruppe A 9
	Amtsinspektorin, Amtsinspektor 1)
	Betriebsinspektorin, Betriebsinspektor 1)
	Hauptbrandmeisterin, Hauptbrandmeister 1)
	Inspektorin, Inspektor
	Kriminalhauptmeisterin, Kriminalhauptmeister 1)
	Kriminalkommissarin, Kriminalkommissar
	Obergerichtsvollzieherin, Obergerichtsvollzieher 1)
	Oberpfleger 2)
	Oberschwester 2)
	Pflegevorsteherin, Pflegevorsteher 2) 3)
	Polizeihauptmeisterin, Polizeihauptmeister 1)
	Polizeikommissarin, Polizeikommissar
	_________________
	1) Für Funktionen, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 9 abheben, können nach Maßgabe sachgerechter Bewertung jeweils bis zu 30 Prozent der Stellen mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.
	2) Erhält bei Bestellung zum Mitglied der Krankenhausbetriebsleitung für die Dauer dieser Tätigkeit eine Stellenzulage nach Anlage 8.
	3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	Besoldungsgruppe A 10
	Kriminaloberkommissarin, Kriminaloberkommissar
	Oberinspektorin, Oberinspektor
	Polizeioberkommissarin, Polizeioberkommissar
	Besoldungsgruppe A 11
	Amtfrau, Amtmann
	Kriminalhauptkommissarin, Kriminalhauptkommissar 1)
	Polizeihauptkommissarin, Polizeihauptkommissar 1)
	__________________
	1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12.
	Besoldungsgruppe A 12
	Amtsanwältin, Amtsanwalt 1)
	Amtsrätin, Amtsrat
	Konrektorin, Konrektor
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern - 2)
	Kriminalhauptkommissarin, Kriminalhauptkommissar 3)
	Lehrerin, Lehrer
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Bildungsgänge der Sekundarstufe I und der Primarstufe an allgemeinbildenden Schulen - 1)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Primarstufe - 1)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fächer) bei einer Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe I - 1) 4)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fächer) bei einer Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II bei überwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - 1) 4)
	- im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht - 1) 4)
	Polizeihauptkommissarin, Polizeihauptkommissar 3)
	Rechnungsrätin, Rechnungsrat
	- als Prüfungsbeamtin oder Prüfungsbeamter beim Landesrechnungshof -
	Rektorin, Rektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit bis zu 80 Schülerinnen und Schülern - 5)
	Zweite Konrektorin, Zweiter Konrektor
	- einer Grundschule mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern - 2)
	__________________
	1) Als Eingangsamt.
	2) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	3) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 11.
	4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13.
	5) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8; diese wird nach zehnjährigem Bezug beim Verbleiben in dieser Besoldungsgruppe auch nach Beendigung der zulageberechtigenden Verwendung gewährt.
	Besoldungsgruppe A 13
	Akademische Rätin, Akademischer Rat
	- als akademische Mitarbeiterin oder als akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule - 
	Ärztin, Arzt 1)
	Erste Kriminalhauptkommissarin, Erster Kriminalhauptkommissar
	Erste Polizeihauptkommissarin, Erster Polizeihauptkommissar
	Förderschullehrerin, Förderschullehrer 
	- mit der Befähigung für das Lehramt für Förderpädagogik - 2)
	Konrektorin, Konrektor
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern -
	Konservatorin, Konservator
	Kustodin, Kustos
	Lehrerin, Lehrer
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Bildungsgänge der Sekundarstufe I und der Primarstufe an allgemeinbildenden Schulen bei überwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - 3)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fächer) bei einer Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - 3)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fächer) bei einer Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II bei überwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - 3)
	- im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht, bei Verwendung in der Sekundarstufe I - 3)
	Oberamtsanwältin, Oberamtsanwalt 4)
	Oberamtsrätin, Oberamtsrat 5) 6)
	Oberlehrerin, Oberlehrer 
	- an einer Justizvollzugsanstalt -
	Oberrechnungsrätin, Oberrechnungsrat
	- als Prüfungsbeamtin oder Prüfungsbeamter beim Landesrechnungshof -
	Rätin, Rat
	Rektorin, Rektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule
	mit mehr als 80 bis zu 180 Schülerinnen und Schülern,
	mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 7) -
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums - 8)
	Rektorin, Rektor an einer Gesamtschule oder an einer Oberschule
	- als Leiterin oder Leiter des Primarstufenbereichs einer Gesamtschule oder einer Oberschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern in der Primarstufe - 
	- als Leiterin oder Leiter des Primarstufenbereichs einer Gesamtschule oder einer Oberschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern in der Primarstufe - 9)
	Schulpsychologierätin, Schulpsychologierat
	Studienrätin, Studienrat
	- mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien oder an beruflichen Schulen bei einer der jeweiligen Befähigung entsprechenden Verwendung -
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fächer) bei einer Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II und entsprechender Verwendung -
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufe II (berufliche Fächer) -
	_______________________
	1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14.
	2) Als Eingangsamt.
	3) Für dieses Amt dürfen höchstens 40 Prozent der Planstellen für die genannten Lehrerinnen und Lehrer ausgewiesen werden.
	4) Für Funktionen einer Amtsanwältin oder eines Amtsanwalts bei einer Staatsanwaltschaft, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 13 abheben, können nach Maßgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der Stellen für Oberamtsanwältinnen und Oberamtsanwälte mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.
	5) Für Beamtinnen und Beamte der Rechtspflegerlaufbahn können für Funktionen der Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger bei Gerichten und Staatsanwaltschaften, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 13 abheben, nach Maßgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der für Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger ausgebrachten Stellen der Besoldungsgruppe A 13 mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.
	6) Für Beamtinnen und Beamte des gehobenen technischen Dienstes können für Funktionen, die sich von denen der Besoldungsgruppe A 13 abheben, nach Maßgabe sachgerechter Bewertung bis zu 20 Prozent der für technische Beamtinnen und Beamte ausgebrachten Stellen der Besoldungsgruppe A 13 mit einer Amtszulage nach Anlage 8 ausgestattet werden.
	7) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	8) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15. 
	9) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	Besoldungsgruppe A 14
	Akademische Oberrätin, Akademischer Oberrat
	- als akademische Mitarbeiterin oder akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule -
	Ärztin, Arzt 1)
	Chefärztin, Chefarzt 2)
	Förderschulkonrektorin, Förderschulkonrektor 
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ mit mehr als 90 bis zu 180 Schülerinnen und Schülern oder einer Schule mit einem anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunkt mit mehr als 45 bis zu 90 Schülerinnen und Schülern -
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ mit mehr als 180 Schülerinnen und Schülern oder einer Schule mit einem anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunkt mit mehr als 90 Schülerinnen und Schülern - 3)
	Förderschulrektorin, Förderschulrektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ mit bis zu 90 Schülerinnen und Schülern oder einer Schule mit einem anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunkt mit bis zu 45 Schülerinnen und Schülern - 
	- als Leiterin oder Leiter einer Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ mit mehr als 90 bis zu 180 Schülerinnen und Schülern oder einer Schule mit einem anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunkt mit mehr als 45 bis zu 90 Schülerinnen und Schülern - 3)
	Oberärztin, Oberarzt 4)
	Oberkonservatorin, Oberkonservator
	Oberkustodin, Oberkustos
	Oberrätin, Oberrat
	Oberschulkonrektorin, Oberschulkonrektor
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Oberschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern - 
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Oberschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern - 3)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Oberschule mit angegliedertem Primarstufenbereich mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern der Primarstufe und der Sekundarstufe I - 5)
	Oberschulrektorin, Oberschulrektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Oberschule mit bis zu 180 Schülerinnen und Schülern - 
	- als Leiterin oder Leiter einer Oberschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schülerinnen und Schülern - 3)
	Oberstudienrätin, Oberstudienrat
	- als zweite stellvertretende Schulleiterin oder zweiter stellvertretender Schulleiter eines Gymnasiums mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern in der Sekundarstufe I -
	- mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien oder an beruflichen Schulen bei einer der jeweiligen Befähigung entsprechenden Verwendung -
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufen I und II (allgemeinbildende Fächer) bei einer Schwerpunktbildung auf die Sekundarstufe II und entsprechender Verwendung -
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Sekundarstufe II (berufliche Fächer) -
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums -
	Rektorin, Rektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Grundschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern -
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums - 6)
	Schulrätin, Schulrat 
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums - 3) 7)
	Zweite Gesamtschulkonrektorin, Zweiter Gesamtschulkonrektor
	- einer Gesamtschule mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern in der Sekundarstufe I -
	Zweite Oberschulkonrektorin, Zweiter Oberschulkonrektor
	- einer Oberschule mit mehr als 540 Schülerinnen und Schülern in der Sekundarstufe I -
	__________________
	1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13.
	2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16.
	3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15.
	5) Dieses Amt darf nur vergeben werden, wenn die Schülerzahlen für den jeweiligen Bildungsgang allein jeweils nicht mehr als 180 Schülerinnen und Schüler erreichen. 
	6) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 15.
	7) Als Eingangsamt.
	Besoldungsgruppe A 15
	Akademische Direktorin, Akademischer Direktor
	- als akademische Mitarbeiterin oder akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule -
	Chefärztin, Chefarzt 1)
	Direktorin, Direktor
	Förderschulrektorin, Förderschulrektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ mit mehr als 180 Schülerinnen und Schülern oder einer Schule mit einem anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunkt mit mehr als 90 Schülerinnen und Schülern - 
	Gesamtschulkonrektorin, Gesamtschulkonrektor 
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit nicht voll ausgebauter Oberstufe -
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit voll ausgebauter Oberstufe und bis zu 360 Schülerinnen und Schülern - 
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Gesamtschule mit voll ausgebauter Oberstufe und mehr als 360 Schülerinnen und Schülern - 2)
	Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor 
	- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit nicht voll ausgebauter Oberstufe - 2)
	- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit voll ausgebauter Oberstufe und bis zu 360 Schülerinnen und Schülern - 2)
	Hauptkonservatorin, Hauptkonservator
	Hauptkustodin, Hauptkustos
	Kanzlerin, Kanzler der Fachhochschule Brandenburg
	Kanzlerin, Kanzler der Fachhochschule der Polizei
	Kanzlerin, Kanzler der Fachhochschule Potsdam
	Kanzlerin, Kanzler der Hochschule für Film und Fernsehen
	Kanzlerin, Kanzler der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (FH)
	Kanzlerin, Kanzler der Technischen Hochschule Wildau (FH)
	Museumsdirektorin und Professorin, Museumsdirektor und Professor 3)
	Oberärztin, Oberarzt 4)
	Oberschulrätin, Oberschulrat 
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums - 3)
	Oberschulrektorin, Oberschulrektor
	- als Leiterin oder Leiter an einer Oberschule mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern -
	Rektorin, Rektor
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums - 5)
	Studiendirektorin, Studiendirektor
	- zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben - 6)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters 
	eines Gymnasiums im Aufbau mit 
	mehr als 540 Schülerinnen und Schülern, wenn die oberste Jahrgangsstufe fehlt, 7)
	mehr als 670 Schülerinnen und Schülern, wenn die zwei oberen Jahrgangsstufen fehlen, 7)
	mehr als 800 Schülerinnen und Schülern, wenn die drei oberen Jahrgangsstufen fehlen, 7)
	eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums,
	eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 360 Schülerinnen und Schülern,
	eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern 7) -
	- als Leiterin oder Leiter
	eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums, 7)
	eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 360 Schülerinnen und Schülern 7) -
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters einer Einrichtung des Zweiten Bildungsweges -
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Leiterin oder des Leiters eines Oberstufenzentrums - 2)
	- als Leiterin oder Leiter einer Abteilung an einem Oberstufenzentrum - 6)
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums -
	__________________
	1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 16.
	2) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	3) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16.
	4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14.
	5) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 14.
	6) Höchstens 30 Prozent der Gesamtzahl der planmäßigen Beamtinnen und Beamten in der Laufbahn der Studienrätinnen und Studienräte.
	7) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	Besoldungsgruppe A 16
	Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor
	Abteilungspräsidentin, Abteilungspräsident
	Chefärztin, Chefarzt 1)
	Direktorin, Direktor beim Polizeipräsidium 2)
	Gesamtschulrektorin, Gesamtschulrektor
	- als Leiterin oder Leiter einer Gesamtschule mit voll ausgebauter Oberstufe und mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern - 
	Leitende Akademische Direktorin, Leitender Akademischer Direktor 
	- als akademische Mitarbeiterin oder akademischer Mitarbeiter an einer Hochschule 3)
	Leitende Direktorin, Leitender Direktor
	Ministerialrätin, Ministerialrat
	- bei einer obersten Landesbehörde - 4)
	Museumsdirektorin und Professorin, Museumsdirektor und Professor 5)
	Oberschulrätin, Oberschulrat 
	- als Leiterin oder Leiter eines staatlichen Schulamtes - 
	- als Referatsleiterin oder Referatsleiter im Schulaufsichtsdienst oder als Leiterin oder Leiter von Schulaufsichtsbereichen bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums -
	Oberstudiendirektorin, Oberstudiendirektor
	- als Leiterin oder Leiter
	eines Gymnasiums im Aufbau mit
	mehr als 540 Schülerinnen und Schülern, wenn die oberste Jahrgangsstufe fehlt,
	mehr als 670 Schülerinnen und Schülern, wenn die zwei oberen Jahrgangsstufen fehlen,
	mehr als 800 Schülerinnen und Schülern, wenn die drei oberen Jahrgangsstufen fehlen,
	eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr als 360 Schülerinnen und Schülern -
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Direktorin oder des Direktors des Landesinstituts für Lehrerbildung - 6)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Direktorin oder des Direktors des Landesinstituts für Schule und Medien Berlin-Brandenburg -
	- als Leiterin oder Leiter einer Einrichtung des Zweiten Bildungsweges; eines Oberstufenzentrums - 
	- bei einer Behörde oder Einrichtung des Landes im Geschäftsbereich des für Schule zuständigen Ministeriums - 
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter des Vorstandes der Anstalt öffentlichen Rechts -
	__________________
	1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15.
	2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3.
	3) Nur in Stellen von besonderer Bedeutung.
	4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 2.
	5) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15.
	6) Dieses Amt kann auch Inhaberinnen und Inhabern des Amtes „Oberschulrätin“ oder „Oberschulrat“ verliehen werden.
	Besoldungsordnung B
	Besoldungsgruppe B 1
	(nicht besetzt)
	Besoldungsgruppe B 2
	Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor oder Abteilungspräsidentin, Abteilungspräsident
	- als Leiterin oder Leiter einer großen und bedeutenden Abteilung bei einer Landesoberbehörde -
	- bei einer sonstigen Dienststelle oder Einrichtung, wenn deren Leiterin oder Leiter mindestens in Besoldungsgruppe B 5 eingestuft ist - 
	Abteilungsdirektorin, Abteilungsdirektor des Landesbetriebes Forst Brandenburg
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Direktorin oder des Direktors -
	Direktorin, Direktor beim Landesbetrieb Straßenwesen
	Direktorin, Direktor beim Polizeipräsidium 1)
	Direktorin, Direktor der Fachhochschule für Finanzen
	Direktorin, Direktor der Generalverwaltung der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Generaldirektorin oder des Generaldirektors -
	Direktorin, Direktor des Brandenburgischen IT-Dienstleisters
	Direktorin, Direktor des Brandenburgischen Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseums
	Direktorin, Direktor des Brandenburgischen Landesbetriebes für Liegenschaften und Bauen 
	- als technische Geschäftsführerin oder technischer Geschäftsführer -
	Direktorin, Direktor des Kommunalen Versorgungsverbandes
	Direktorin, Direktor des Landesamtes für Arbeitsschutz
	Direktorin, Direktor des Landesinstituts für Lehrerbildung
	Direktorin, Direktor des Landesinstituts für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 
	Kanzlerin, Kanzler der Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-Senftenberg 2)
	Kanzlerin, Kanzler der Europa-Universität Frankfurt (Oder)
	Leitende Kriminaldirektorin, Leitender Kriminaldirektor 3)
	Leitende Oberschulrätin, Leitender Oberschulrat
	- als Leiterin oder Leiter eines bedeutenden Referates der obersten Schulaufsichtsbehörde -
	Leitende Polizeidirektorin, Leitender Polizeidirektor 3)
	Ministerialrätin, Ministerialrat 3)
	- bei einer obersten Landesbehörde -
	Vizepräsidentin, Vizepräsident 4)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer oder eines in Besoldungsgruppe B 5 eingestuften Leiterin oder Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung -
	__________________
	1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3.
	2) Der erste Dienstposteninhaber darf in der ersten Amtsperiode Besoldung nach der Besoldungsgruppe B 3 erhalten.
	3) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16.
	4) Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder sonstige Einrichtung hinweist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Professorin“ oder „und Professor“ darf beigefügt werden, wenn die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Einrichtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt.
	Besoldungsgruppe B 3
	Beauftragte, Beauftragter des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur
	Direktorin, Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg
	- als stellvertretende Geschäftsführerin oder stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäftsführung, wenn die Erste Direktorin oder der Erste Direktor in Besoldungsgruppe B 4 eingestuft ist -
	Direktorin, Direktor beim Polizeipräsidium 1)
	Direktorin, Direktor des Zentraldienstes der Polizei
	Inspekteurin, Inspekteur der Polizei
	Kanzlerin, Kanzler der Universität Potsdam
	Landesbeauftragte, Landesbeauftragter für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht
	Ministerialrätin, Ministerialrat
	- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter beim Landesrechnungshof -
	- als Integrationsbeauftragte oder Integrationsbeauftragter des Landes Brandenburg -
	Präsidentin, Präsident des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg
	- als Vorstand der Anstalt öffentlichen Rechts -
	Präsidentin, Präsident des Landesamtes für Bauen und Verkehr
	Präsidentin, Präsident des Landesamtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe
	Präsidentin, Präsident des Landesbetriebes für Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg
	Vizepräsidentin, Vizepräsident 2)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer oder eines in Besoldungsgruppe B 6 oder B 7 eingestuften Leiterin oder Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung -
	__________________
	1) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 2.
	2) Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder sonstige Einrichtung hinweist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Professorin“ oder „und Professor“ darf beigefügt werden, wenn die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Einrichtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt.
	Besoldungsgruppe B 4
	Direktorin, Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg
	- als stellvertretende Geschäftsführerin oder stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäftsführung, wenn die Erste Direktorin oder der Erste Direktor in Besoldungsgruppe B 5 eingestuft ist -
	Direktorin, Direktor beim Landesrechnungshof 
	- mit mindestens zwei Prüfungsgebieten -
	Direktorin, Direktor des Landesbetriebes Forst Brandenburg
	Erste Direktorin, Erster Direktor des Brandenburgischen IT-Dienstleisters
	Erste Direktorin, Erster Direktor des Brandenburgischen Landesbetriebes für Liegenschaften und Bauen
	- als kaufmännische Geschäftsführerin oder kaufmännischer Geschäftsführer -
	Erste Direktorin, Erster Direktor der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg
	- als Geschäftsführerin oder Geschäftsführer oder Vorsitzende oder Vorsitzender der Geschäftsführung bei mehr als 900 000 und höchstens 2,3 Millionen Versicherten und laufenden Rentenfällen -
	Generaldirektorin und Professorin, Generaldirektor und Professor der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg
	Präsidentin, Präsident des Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung
	Präsidentin, Präsident des Landesamtes für Soziales und Versorgung
	Präsidentin, Präsident des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
	Präsidentin, Präsident des Landesbetriebes Straßenwesen
	Besoldungsgruppe B 5
	Erste Direktorin, Erster Direktor der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg
	- als Geschäftsführerin oder Geschäftsführer oder Vorsitzende oder Vorsitzender der Geschäftsführung bei mehr als 2,3 Millionen und höchstens 3,7 Millionen Versicherten und laufenden Rentenfällen -
	Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent
	- als Leiterin oder Leiter einer Abteilung bei einer obersten Landesbehörde - 
	Polizeipräsidentin, Polizeipräsident
	Besoldungsgruppe B 6
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landesrechnungshofes
	Besoldungsgruppe B 7
	(nicht besetzt)
	Besoldungsgruppe B 8
	Direktorin, Direktor des Landtages
	Besoldungsgruppe B 9
	Präsidentin, Präsident des Landesrechnungshofes 
	Staatssekretärin, Staatssekretär
	Besoldungsgruppe B 10
	Chefin der Staatskanzlei und Staatssekretärin, Chef der Staatskanzlei und Staatssekretär
	Besoldungsgruppe B 11
	(nicht besetzt)
	Anhang zu den Besoldungsordnungen A und B
	Künftig wegfallende Ämter
	Besoldungsgruppe A 10 kw
	Fachlehrerin, Fachlehrer - im Unterricht an Förderschulen oder im berufsbezogenen Unterricht an Schulen mit berufsbildenden Bildungsgängen - 1) 2) 3) 4)
	______________ 
	1) Als Eingangsamt.
	2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 11.
	3) Für Ingenieurpädagogen, Medizinpädagogen, Agrarpädagogen, Ökonompädagogen ohne abgeschlossene Ingenieurausbildung oder gleichwertige Ausbildung mit einer Ausbildung als Lehrkraft nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik für den berufspraktischen, teilweise auch berufstheoretischen Unterricht.
	4) Bei nachgewiesener Meisterprüfung oder einer vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport als gleichwertig anerkannten Prüfung auch für Beamtinnen und Beamte, die bis zum 30. Juni 1995 eingestellt worden sind.
	Besoldungsgruppe A 11 kw
	Fachlehrerin, Fachlehrer - im Unterricht an Förderschulen - 1) 2) 4)
	- im berufsbezogenen Unterricht an Schulen mit berufsbildenden Bildungsgängen - 1)
	- im berufstheoretischen Unterricht an Schulen mit berufsbildenden Bildungsgängen - 2) 4)
	Fachlehrerin, Fachlehrer
	- mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert wird - 3)
	Lehrerin, Lehrer - mit der Befähigung als Lehrer für die unteren Klassen - 3) 4) 5)
	__________________
	1) Als Beförderungsamt für Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach Fußnote 4 zu Besoldungsgruppe A 10 kw, die eine achtjährige Lehrtätigkeit oder eine vierjährige Dienstzeit seit Anstellung als Fachlehrerin oder Fachlehrer in der Besoldungsgruppe A 10 verbracht haben. 
	Als Eingangsamt für Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach Fußnote 3 zu Besoldungsgruppe A 10 kw, die eine achtjährige Lehrtätigkeit verbracht haben. 
	2) Als Eingangsamt für Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach Fußnote 3 zu Besoldungsgruppe A 10 kw, die eine Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für ein allgemeinbildendes oder berufsfeldübergreifendes Fach, für eine berufliche oder sonderpädagogische Fachrichtung nachweisen, bei jeweils entsprechender Verwendung.
	3) Als Eingangsamt.
	4) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12 kw.
	5) Für Lehrerinnen und Lehrer für die unteren Klassen im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B (Lehrer mit abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung als Lehrer für die unteren Klassen oder als Freundschaftspionierleiter/Erzieher mit einer Ergänzungsausbildung nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik in Fächern der unteren Klassen) bei entsprechender Verwendung.
	Für die vorstehend bezeichneten Lehrerinnen und Lehrer auch bei Nachweis einer Ergänzungsprüfung nach Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für ein Fach der Primarstufe, Sekundarstufe I, für ein berufsfeldübergreifendes Fach, für eine berufliche oder mindestens eine sonderpädagogische Fachrichtung, bei jeweils entsprechender Verwendung.
	Besoldungsgruppe A 12 kw
	Fachlehrerin, Fachlehrer - im Unterricht an Förderschulen oder im berufstheoretischen Unterricht an Schulen mit berufsbildenden Bildungsgängen - 1)
	Fachlehrerin, Fachlehrer
	- mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vorschriften, gefordert wird - 2) 
	Lehrerin, Lehrer
	- als Lehrerin oder Lehrer im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht - 3) 4) 7)
	- als Lehrerin oder Lehrer im Unterricht an Förderschulen - 5) 6) 7)
	- an allgemeinbildenden Schulen, soweit nicht anderweitig eingereiht - 8)
	- mit der Befähigung für das Lehramt der Primarstufe bei entsprechender Verwendung - 8)
	- mit der Befähigung für das Lehramt der Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - 8)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Primarstufe und die Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - 7) 8)
	__________________
	1) Als Beförderungsamt für Fachlehrerinnen und Fachlehrer nach Fußnote 2 zu Besoldungsgruppe A 11 kw.
	Gilt auch für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, die eine Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für ein berufsfeldübergreifendes Fach oder eine berufliche Fachrichtung nachweisen, bei jeweils entsprechender Verwendung.
	2) In diese Besoldungsgruppe können nur Beamtinnen und Beamte eingestuft werden, die nach Abschluss der Ingenieur- oder Fachhochschulausbildung eine achtjährige Lehrtätigkeit oder eine dreijährige Dienstzeit seit Anstellung als Fachlehrerin oder Fachlehrer in der Besoldungsgruppe A 11 verbracht haben.
	3) Als Beförderungsamt für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, die eine Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für ein Fach der Primarstufe oder der Sekundarstufe I nachweisen, bei jeweils entsprechender Verwendung.
	Als Beförderungsamt für Lehrerinnen und Lehrer unterer Klassen nach Fußnote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, wenn diese eine achtjährige Tätigkeit im neuen Schulsystem nach dem 1. August 1991 erfolgreich absolviert haben, an einer anerkannten Fortbildungsmaßnahme teilgenommen haben und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes das 45. Lebensjahr vollendet haben.
	4) Als Eingangsamt für folgende Lehrerinnen und Lehrer mit einer Lehrbefähigung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B:
	a) Lehrer für die unteren Klassen der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule (Klassen 1 bis 4) mit zusätzlichem Diplomabschluss als Diplomlehrer für ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule,
	Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule (Klassen 5 bis 10),
	entsprechende Fachlehrer mit Staatsexamen für ein Fach (Abschluss der Ausbildung vor 1970),
	Diplomsportlehrer (Deutsche Hochschule für Körperkultur in Leipzig), die mit der grundständigen Ausbildung oder über eine postgraduale Zusatzausbildung auch die Ausbildung und Prüfung in Methodik des Schulsportunterrichts nachgewiesen haben,
	Lehrer, Fachlehrer und Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für ein Fach für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen,
	für die Erweiterte Oberschule, mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe sowie gleichgestellte Lehrkräfte,
	Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer, deren Examen nach dem Wegfall eines nicht mehr relevanten Faches, zum Beispiel Staatsbürgerkunde, nicht mehr als ausreichend zu betrachten ist.
	b) Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule (Klassen 5 bis 10),
	entsprechende Fachlehrer mit Staatsexamen für zwei Fächer (Abschluss der Ausbildung vor 1970).
	c) Lehrer, Fachlehrer und Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen,
	für die Erweiterte Oberschule,
	mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe
	bei Verwendung in der Primarstufe oder Sekundarstufe I.
	5) Als Eingangsamt für folgende Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B:
	a) Diplomlehrer für Hilfsschulen mit einem Studiengang an der Universität Rostock,
	Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für ein Fach der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule und mit Zusatzstudium und Diplomabschluss als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrichtung; auch bei Nachweis einer Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für eine zweite sonderpädagogische Fachrichtung.
	b) Lehrer mit einer Ausbildung als Freundschaftspionierleiter oder Erzieher mit einer Lehrbefähigung für die unteren Klassen für Deutsch oder Mathematik und einem Wahlfach und mit zusätzlichem Diplomabschluss für eine sonderpädagogische Fachrichtung (mindestens zwei Jahre im Hochschuldirektstudium oder ein Äquivalent im Fern- oder Kombinationsstudium),
	Lehrer mit nicht abgeschlossener pädagogischer Fachschulausbildung zum Lehrer für die unteren Klassen und Überleitung nach drei Jahren Ausbildung zum zweijährigen Hochschulstudium an der Pädagogischen Hochschule (Magdeburg) und mit Diplomabschluss für eine sonderpädagogische Fachrichtung als Diplomlehrer,
	Lehrer für die unteren Klassen mit Diplomabschluss für eine sonderpädagogische Fachrichtung (mindestens zwei Jahre im Hochschuldirektstudium oder ein Äquivalent im Fern- oder Kombinationsstudium).
	c) Diplomlehrer nach Buchstabe a, die eine Lehrbefähigung für zwei sonderpädagogische Fachrichtungen nachweisen - auch einer Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B - und entsprechend verwendet werden, erhalten eine Amtszulage nach Anlage 8.
	d) Lehrer nach Buchstabe b, die eine Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für eine zweite sonderpädagogische Fachrichtung nachweisen und entsprechend verwendet werden, erhalten eine Amtszulage nach Anlage 8.
	6) Als Beförderungsamt auch für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 5 zu Besoldungsgruppe A 11 kw, die eine Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für mindestens eine sonderpädagogische Fachrichtung nachweisen, bei entsprechender Verwendung.
	Lehrerinnen und Lehrer, die eine Ergänzungsprüfung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.2 zu den Besoldungsordnungen A und B für zwei sonderpädagogische Fachrichtungen nachweisen und entsprechend verwendet werden, erhalten eine Amtszulage nach Anlage 8.
	7) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13 kw.
	8) Als Eingangsamt.
	Besoldungsgruppe A 13 kw
	Förderschullehrerin, Förderschullehrer 1) 2)
	Lehrerin, Lehrer
	- als Lehrerin oder Lehrer im allgemeinbildenden Schulunterricht, soweit nicht anderweitig eingereiht - 3) 4)
	- mit einer Lehrbefähigung im berufstheoretischen Unterricht bei entsprechender Verwendung - 5)
	- mit der Befähigung für das Lehramt der Sekundarstufe I bei entsprechender Verwendung - 7)
	- mit der Befähigung für das Lehramt für die Primarstufe und die Sekundarstufe I bei überwiegender Verwendung in der Sekundarstufe I - 8)
	Studienrätin, Studienrat 
	- im Unterricht in der Sekundarstufe II - 6)
	- mit der Befähigung für das Lehramt der Sekundarstufe II bei entsprechender Verwendung -
	__________________
	1) Als Eingangsamt; dies gilt auch für Diplomlehrer im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule und mit Zusatzstudium und Diplomabschluss als Diplomlehrer für eine sonderpädagogische Fachrichtung.
	2) Als Beförderungsamt für Lehrerinnen und Lehrer im Unterricht an Förderschulen nach Fußnote 5 zu Besoldungsgruppe A 12 kw, wenn diese eine achtjährige Tätigkeit im neuen Schulsystem nach dem 1. August 1991 erfolgreich absolviert haben und für Lehrer im Unterricht an Förderschulen nach Fußnote 6 zu Besoldungsgruppe A 12 kw.
	Dies gilt auch für Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für ein oder zwei Fächer der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule und mit Erweiterungsstudium für mindestens eine sonderpädagogische Fachrichtung.
	3) Als Beförderungsamt für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 4 Buchstabe b und c zu Besoldungsgruppe A 12 kw, die im Unterricht in der Sekundarstufe I verwendet werden.
	Für dieses Amt dürfen höchstens 40 Prozent der Stellen für diese in der Sekundarstufe I tätigen Lehrerinnen und Lehrer ausgewiesen werden.
	4) Als Beförderungsamt für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 4 Buchstabe b zu Besoldungsgruppe A 12 kw, die spätestens seit dem 30. Juni 1995 im Unterricht in der Sekundarstufe II verwendet werden. Diese Lehrerinnen und Lehrer können in die Laufbahn der Studienrätinnen und Studienräte übernommen werden, wenn sie nach ihrer Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit mindestens zwei Jahre in der Sekundarstufe II tätig waren und sich bewährt haben. 
	Als Eingangsamt für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 4 Buchstabe b zu Besoldungsgruppe A 12 kw, die spätestens bis 31. Dezember 1996 mindestens drei Jahre in der Sekundarstufe II verwendet worden sind. Diese Lehrerinnen und Lehrer können in die Laufbahn der Studienrätinnen und Studienräte übernommen werden, wenn sie nach ihrer Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit mindestens zwei Jahre in der Sekundarstufe II tätig waren und sich bewährt haben.
	5) Als Eingangsamt für Diplomingenieurpädagogen, Diplomgewerbelehrer, Diplomhandelslehrer, Diplomökonompädagogen, Diplomagrarpädagogen, Diplommedizinpädagogen, Diplomgartenbaupädagogen und gleichgestellte Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B.
	Lehrerinnen und Lehrer, die nach ihrer Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Lebenszeit mindestens zwei Jahre in einer Schule mit berufsbildenden Bildungsgängen tätig waren und sich bewährt haben, können in die Laufbahn der Studienrätinnen und Studienräte übernommen werden.
	6) Als Eingangsamt nur für folgende Lehrerinnen und Lehrer mit einer Lehrbefähigung im Sinne der Vorbemerkung Nummer 2.1 zu den Besoldungsordnungen A und B:
	Lehrer, Fachlehrer und Diplomlehrer mit einer Lehrbefähigung für zwei Fächer
	für die Oberstufe der allgemeinbildenden Schulen,
	für die Erweiterte Oberschule,
	mit postgradualer Qualifizierung für die Abiturstufe
	und für 
	Lehrer, die nach den Fußnoten 4 und 5 in die Laufbahn der Studienrätinnen und Studienräte übernommen werden.
	7) Für dieses Amt dürfen höchstens 40 Prozent der Stellen für stufenbezogen ausgebildete planmäßige Lehrerinnen und Lehrer in der Sekundarstufe I (Klassen 5 bis 10) ausgewiesen werden. Der Amtsinhaberin oder dem Amtsinhaber kann bei Übertragung der Funktion der Schulleiterin oder des Schulleiters, der ständigen Vertreterin oder des ständigen Vertreters der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der Zweiten Konrektorin oder des Zweiten Konrektors die entsprechende Amtsbezeichnung verliehen werden.
	8) Für dieses Amt dürfen höchstens 40 Prozent der Planstellen für die genannten Lehrerinnen und Lehrer ausgewiesen werden.
	Besoldungsgruppe A 14 kw
	Oberstudienrätin, Oberstudienrat 
	- im Unterricht in der Sekundarstufe II - 1)
	- mit der Befähigung für das Lehramt der Sekundarstufe II bei entsprechender Verwendung -
	_________________
	1) Beförderungsamt für Lehrerinnen und Lehrer nach Fußnote 6 zu Besoldungsgruppe A 13 kw.
	Besoldungsgruppe B 3 kw
	Direktorin, Direktor des Landeslabors Brandenburg
	Ministerialrätin, Ministerialrat
	- bei einer obersten Landesbehörde -
	Besoldungsgruppe B 6 kw
	Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent
	- bei einer obersten Landesbehörde als Leiterin oder Leiter einer großen oder bedeutenden Abteilung -
	Anlage  2
	(zu § 29 Satz 1, § 62 Absatz 1)
	Besoldungsordnung W
	Vorbemerkungen
	1 Zulagen
	1.1 Professorinnen und Professoren erhalten, wenn sie bei obersten Bundesbehörden oder bei obersten Gerichtshöfen des Bundes verwendet werden, eine Stellenzulage nach den für Beamtinnen und Beamte des Bundes geltenden Vorschriften.
	1.2 Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppe W 1 erhalten, wenn sie sich in der Lehrtätigkeit bewährt haben (§ 44 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes), ab dem Zeitpunkt der ersten Verlängerung des Beamtenverhältnisses auf Zeit eine nicht ruhegehaltfähige Zulage in Höhe von monatlich 260 Euro.
	1.3 Beamtinnen und Beamte, die bis zu ihrer Wahl in ein Präsidentenamt oder Rektorenamt einer Hochschule als Professorin oder Professor der Besoldungsgruppe C 4 ein höheres Grundgehalt zuzüglich der Zuschüsse im Sinne der Nummern 1 und 2 der Vorbemerkungen zu der Bundesbesoldungsordnung C 4 bezogen haben, erhalten eine Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedsbetrags. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfähig, soweit sie zum Ausgleich des Grundgehalts oder eines ruhegehaltfähigen Zuschusses dient.
	2 Dienstbezüge für Professorinnen und Professoren als Richterin oder Richter
	Professorinnen und Professoren an einer Hochschule, die zugleich das Amt einer Richterin oder eines Richters der Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 ausüben, erhalten, solange sie beide Ämter bekleiden, die Dienstbezüge aus ihrem Amt als Professorin oder Professor und eine nicht ruhegehaltfähige Zulage. Die Zulage beträgt, wenn die Professorin oder der Professor ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 ausübt, monatlich 205,54 Euro, wenn sie oder er ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 ausübt, monatlich 230,08 Euro.
	Besoldungsordnung W
	Besoldungsgruppe W 1
	Professorin als Juniorprofessorin, Professor als Juniorprofessor 1)
	__________________
	1) Nach § 44 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule.
	Besoldungsgruppe W 2
	Professorin, Professor 1)
	- an einer Fachhochschule -
	Professorin, Professor an einer Kunsthochschule 1)
	Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 1)
	__________________
	1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe W 3.
	Besoldungsgruppe W 3
	Professorin, Professor 1) 
	- an einer Fachhochschule -
	Professorin, Professor an einer Kunsthochschule 1)
	Universitätsprofessorin, Universitätsprofessor 1)
	Präsidentin, Präsident der … 2)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident der ... 2)
	Rektorin, Rektor der ... 2)
	__________________
	1) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe W 2.
	2) Der Amtsbezeichnung ist ein Zusatz beizufügen, der auf die Hochschule hinweist, der die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber angehört.
	Anlage  3
	(zu § 38 Satz 1, § 62 Absatz 1)
	Besoldungsordnung R
	Vorbemerkung
	Zulage für Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte bei obersten Gerichtshöfen des Bundes sowie bei obersten Bundesbehörden
	Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte erhalten, wenn sie bei obersten Gerichtshöfen des Bundes oder obersten Bundesbehörden verwendet werden, eine Stellenzulage nach den für Beamtinnen und Beamte des Bundes geltenden Vorschriften.
	Besoldungsordnung R
	Besoldungsgruppe R 1
	Richterin, Richter am Amtsgericht
	Richterin, Richter am Arbeitsgericht
	Richterin, Richter am Landgericht
	Richterin, Richter am Sozialgericht
	Richterin, Richter am Verwaltungsgericht
	Direktorin, Direktor des Amtsgerichts 1)
	Direktorin, Direktor des Arbeitsgerichts 1)
	Direktorin, Direktor des Sozialgerichts 1)
	Staatsanwältin, Staatsanwalt 2)
	__________________
	1) An einem Gericht mit bis zu 3 Richterplanstellen; erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	2) Erhält als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter bei der Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht mit 4 Planstellen und mehr für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte eine Amtszulage nach Anlage 8; anstatt einer Planstelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter können bei einer Staatsanwaltschaft mit 4 und 5 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte eine Planstelle für eine Staatsanwältin oder einen Staatsanwalt als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter und bei einer Staatsanwaltschaft mit 6 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 2 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte als Gruppenleiterin oder Gruppenleiter ausgebracht werden. 
	Besoldungsgruppe R 2
	Richterin, Richter am Amtsgericht
	- als weitere aufsichtführende Richterin oder weiterer aufsichtführender Richter - 1)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Direktorin oder eines Direktors - 2)
	Richterin, Richter am Arbeitsgericht
	- als weitere aufsichtführende Richterin oder weiterer aufsichtführender Richter - 1)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Direktorin oder eines Direktors - 2)
	Richterin, Richter am Finanzgericht
	Richterin, Richter am Landessozialgericht
	Richterin, Richter am Oberlandesgericht 
	Richterin, Richter am Sozialgericht
	- als weitere aufsichtführende Richterin oder weiterer aufsichtführender Richter - 1)
	- als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Direktorin oder eines Direktors - 2)
	Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landgericht
	Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht
	Direktorin, Direktor des Amtsgerichts 3)
	Direktorin, Direktor des Arbeitsgerichts 3)
	Direktorin, Direktor des Sozialgerichts 3)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Amtsgerichts 4)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Arbeitsgerichts 4)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landgerichts 5)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Sozialgerichts 4)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Verwaltungsgerichts 5)
	Oberstaatsanwältin, Oberstaatsanwalt
	- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - 6)
	Leitende Oberstaatsanwältin, Leitender Oberstaatsanwalt
	- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - 7)
	__________________
	1) An einem Gericht mit 15 und mehr Richterplanstellen. Bei 22 Richterplanstellen und auf je 7 weitere Richterplanstellen kann für weitere aufsichtführende Richterinnen oder Richter je eine Richterplanstelle der Besoldungsgruppe R 2 ausgebracht werden.
	2) An einem Gericht mit 8 und mehr Richterplanstellen.
	3) An einem Gericht mit 4 und mehr Richterplanstellen; erhält an einem Gericht mit 8 und mehr Richterplanstellen eine Amtszulage nach Anlage 8.
	4) Als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Besoldungsgruppe R 3 oder R 4; erhält an einem Gericht mit 16 und mehr Richterplanstellen eine Amtszulage nach Anlage 8.
	5) Erhält als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Besoldungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage nach Anlage 8.
	6) Auf je 4 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte kann eine Planstelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter ausgebracht werden; erhält als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Leitenden Oberstaatsanwältin oder eines Leitenden Oberstaatsanwalts der Besoldungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage nach Anlage 8.
	7) Mit bis zu 10 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte; erhält eine Amtszulage nach Anlage 8.
	Besoldungsgruppe R 3
	Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Finanzgericht
	Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Landessozialgericht
	Vorsitzende Richterin, Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht
	Präsidentin, Präsident des Amtsgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Arbeitsgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Landgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Sozialgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Verwaltungsgerichts 1)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Finanzgerichts 2)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landessozialgerichts 2)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landgerichts 3)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Oberlandesgerichts 2)
	Leitende Oberstaatsanwältin, Leitender Oberstaatsanwalt
	- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - 4)
	- als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlandesgericht -
	__________________
	1) An einem Gericht mit bis zu 40 Richterplanstellen einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über die die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt.
	2) Erhält als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Besoldungsgruppe R 6 eine Amtszulage nach Anlage 8.
	3) Als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter der Präsidentin oder des Präsidenten eines Gerichts mit 81 und mehr Richterplanstellen, einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über die die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt.
	4) Mit 11 bis 40 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte.
	Besoldungsgruppe R 4
	Präsidentin, Präsident des Amtsgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Landgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Verwaltungsgerichts 1)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Landessozialgerichts 2)
	Vizepräsidentin, Vizepräsident des Oberlandesgerichts 2)
	Leitende Oberstaatsanwältin, Leitender Oberstaatsanwalt
	- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht - 3)
	__________________
	1) An einem Gericht mit 41 bis 80 Richterplanstellen einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über die die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt.
	2) Als die ständige Vertreterin oder der ständige Vertreter einer Präsidentin oder eines Präsidenten der Besoldungsgruppe R 8.
	3) Mit 41 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte.
	Besoldungsgruppe R 5
	Präsidentin, Präsident des Finanzgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Landessozialgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Landgerichts 2)
	Präsidentin, Präsident des Oberlandesgerichts 1)
	Generalstaatsanwältin, Generalstaatsanwalt
	- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlandesgericht - 3)
	__________________
	1) An einem Gericht mit bis zu 25 Richterplanstellen im Bezirk.
	2) An einem Gericht mit 81 bis 150 Richterplanstellen einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über die die Präsidentin oder der Präsident die Dienstaufsicht führt.
	3) Mit bis zu 100 Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte im Bezirk.
	Besoldungsgruppe R 6
	Präsidentin, Präsident des Finanzgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Landessozialgerichts 2)
	Präsidentin, Präsident des Oberlandesgerichts 2)
	Generalstaatsanwältin, Generalstaatsanwalt
	- als Leiterin oder Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem Oberlandesgericht - 3)
	__________________
	1) An einem Gericht mit 26 und mehr Richterplanstellen im Bezirk.
	2) An einem Gericht mit 26 bis 100 Richterplanstellen im Bezirk.
	3) Mit 101 und mehr Planstellen für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte im Bezirk.
	Besoldungsgruppe R 7
	(nicht besetzt)
	Besoldungsgruppe R 8
	Präsidentin, Präsident des Landessozialgerichts 1)
	Präsidentin, Präsident des Oberlandesgerichts 1)
	__________________
	1) An einem Gericht mit 101 und mehr Richterplanstellen im Bezirk.
	Besoldungsgruppe R 9
	(nicht besetzt)
	Besoldungsgruppe R 10
	(nicht besetzt)
	Anlage  4
	(zu § 20 Absatz 2, § 29 Satz 1, § 38 Satz 2)
	1. Grundgehaltssätze für Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Besol-dungs-gruppe
	2-Jahres-Rhythmus
	3-Jahres-Rhythmus
	4-Jahres-Rhythmus
	S t u f e
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	A 4
	1 821,69
	1 871,74
	1 921,72
	1 971,75
	2 021,77
	2 071,78
	2 121,79
	2 171,80
	2 221,82
	2 271,84
	 
	 
	A 5
	1 835,93
	1 899,96
	1 949,74
	1 999,48
	2 049,26
	2 099,01
	2 148,77
	2 198,53
	2 248,29
	2 298,06
	 
	 
	A 6
	1 877,97
	1 932,60
	1 987,25
	2 041,88
	2 096,50
	2 151,14
	2 205,80
	2 260,42
	2 315,07
	2 369,71
	 
	 
	A 7
	1 957,84
	2 006,95
	2 075,71
	2 144,44
	2 213,19
	2 281,95
	2 350,71
	2 399,80
	2 448,89
	2 498,02
	 
	 
	A 8
	 
	2 076,71
	2 135,46
	2 223,54
	2 311,65
	2 399,76
	2 487,87
	2 546,62
	2 605,34
	2 664,10
	2 722,81
	 
	A 9
	 
	2 208,59
	2 266,39
	2 360,42
	2 454,44
	2 548,48
	2 642,51
	2 707,15
	2 771,81
	2 836,44
	2 901,08
	 
	A 10
	 
	2 375,10
	2 455,40
	2 575,87
	2 696,35
	2 816,83
	2 937,31
	3 017,62
	3 097,93
	3 178,24
	3 258,54
	 
	A 11
	 
	 
	2 728,60
	2 852,05
	2 975,48
	3 098,94
	3 222,40
	3 304,71
	3 386,97
	3 469,30
	3 551,59
	3 633,90
	A 12
	 
	 
	 
	3 077,11
	3 224,27
	3 371,46
	3 518,65
	3 616,74
	3 714,87
	3 812,98
	3 911,12
	4 009,22
	A 13
	 
	 
	 
	3 449,22
	3 608,16
	3 767,08
	3 925,99
	4 031,96
	4 137,92
	4 243,87
	4 349,83
	4 455,78
	A 14
	 
	 
	 
	3 628,06
	3 834,16
	4 040,25
	4 246,35
	4 383,72
	4 521,13
	4 658,53
	4 795,94
	4 933,33
	A 15
	 
	 
	 
	 
	 
	4 436,94
	4 663,53
	4 844,82
	5 026,07
	5 207,35
	5 388,63
	5 569,90
	A 16
	 
	 
	 
	 
	 
	4 894,14
	5 156,19
	5 365,87
	5 575,51
	5 785,15
	5 994,80
	6 204,46
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Besol-dungs-gruppe
	2-Jahres-Rhythmus
	3-Jahres-Rhythmus
	4-Jahres-Rhythmus
	S t u f e
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	A 4
	1 854,48
	1 905,43
	1 956,31
	2 007,24
	2 058,16
	2 109,07
	2 159,98
	2 210,89
	2 261,81
	2 312,73
	 
	 
	A 5
	1 868,98
	1 934,16
	1 984,84
	2 035,47
	2 086,15
	2 136,79
	2 187,45
	2 238,10
	2 288,76
	2 339,43
	 
	 
	A 6
	1 911,77
	1 967,39
	2 023,02
	2 078,63
	2 134,24
	2 189,86
	2 245,50
	2 301,11
	2 356,74
	2 412,36
	 
	 
	A 7
	1 993,08
	2 043,08
	2 113,07
	2 183,04
	2 253,03
	2 323,03
	2 393,02
	2 443,00
	2 492,97
	2 542,98
	 
	 
	A 8
	 
	2 114,09
	2 173,90
	2 263,56
	2 353,26
	2 442,96
	2 532,65
	2 592,46
	2 652,24
	2 712,05
	2 771,82
	 
	A 9
	 
	2 248,34
	2 307,19
	2 402,91
	2 498,62
	2 594,35
	2 690,08
	2 755,88
	2 821,70
	2 887,50
	2 953,30
	 
	A 10
	 
	2 417,85
	2 499,60
	2 622,24
	2 744,88
	2 867,53
	2 990,18
	3 071,94
	3 153,69
	3 235,45
	3 317,19
	 
	A 11
	 
	 
	2 777,71
	2 903,39
	3 029,04
	3 154,72
	3 280,40
	3 364,19
	3 447,94
	3 531,75
	3 615,52
	3 699,31
	A 12
	 
	 
	 
	3 132,50
	3 282,31
	3 432,15
	3 581,99
	3 681,84
	3 781,74
	3 881,61
	3 981,52
	4 081,39
	A 13
	 
	 
	 
	3 511,31
	3 673,11
	3 834,89
	3 996,66
	4 104,54
	4 212,40
	4 320,26
	4 428,13
	4 535,98
	A 14
	 
	 
	 
	3 693,37
	3 903,17
	4 112,97
	4 322,78
	4 462,63
	4 602,51
	4 742,38
	4 882,27
	5 022,13
	A 15
	 
	 
	 
	 
	 
	4 516,80
	4 747,47
	4 932,03
	5 116,54
	5 301,08
	5 485,63
	5 670,16
	A 16
	 
	 
	 
	 
	 
	4 982,23
	5 249,00
	5 462,46
	5 675,87
	5 889,28
	6 102,71
	6 316,14
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Besol-dungs-gruppe
	2-Jahres-Rhythmus
	3-Jahres-Rhythmus
	4-Jahres-Rhythmus
	S t u f e
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	A 4
	1 914,58
	1 965,53
	2 016,41
	2 067,34
	2 118,26
	2 169,17
	2 220,08
	2 270,99
	2 321,91
	2 372,83
	 
	 
	A 5
	1 929,08
	1 994,26
	2 044,94
	2 095,57
	2 146,25
	2 196,89
	2 247,55
	2 298,20
	2 348,86
	2 399,53
	 
	 
	A 6
	1 971,87
	2 027,49
	2 083,12
	2 138,73
	2 194,34
	2 249,96
	2 305,60
	2 361,21
	2 416,84
	2 472,46
	 
	 
	A 7
	2 053,18
	2 103,18
	2 173,17
	2 243,14
	2 313,13
	2 383,13
	2 453,12
	2 503,10
	2 553,07
	2 603,08
	 
	 
	A 8
	 
	2 174,19
	2 234,00
	2 323,66
	2 413,36
	2 503,06
	2 592,75
	2 652,56
	2 712,34
	2 772,15
	2 831,92
	 
	A 9
	 
	2 308,44
	2 367,29
	2 463,01
	2 558,72
	2 654,45
	2 750,18
	2 815,98
	2 881,80
	2 947,60
	3 013,40
	 
	A 10
	 
	2 477,95
	2 559,70
	2 682,34
	2 804,98
	2 927,63
	3 050,28
	3 132,04
	3 213,79
	3 295,55
	3 377,29
	 
	A 11
	 
	 
	2 837,81
	2 963,49
	3 089,14
	3 214,82
	3 340,50
	3 424,29
	3 508,04
	3 591,85
	3 675,62
	3 759,41
	A 12
	 
	 
	 
	3 192,60
	3 342,41
	3 492,25
	3 642,09
	3 741,94
	3 841,84
	3 941,71
	4 041,62
	4 141,49
	A 13
	 
	 
	 
	3 571,41
	3 733,21
	3 894,99
	4 056,76
	4 164,64
	4 272,50
	4 380,36
	4 488,23
	4 596,08
	A 14
	 
	 
	 
	3 753,47
	3 963,27
	4 173,07
	4 382,88
	4 522,73
	4 662,61
	4 802,48
	4 942,37
	5 082,23
	A 15
	 
	 
	 
	 
	 
	4 576,90
	4 807,57
	4 992,13
	5 176,64
	5 361,18
	5 545,73
	5 730,26
	A 16
	 
	 
	 
	 
	 
	5 042,33
	5 309,10
	5 522,56
	5 735,97
	5 949,38
	6 162,81
	6 376,24
	2. Grundgehaltssätze für Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung B
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Besoldungs-gruppe
	B 1
	5 569,90
	B 2
	6 469,69
	B 3
	6 850,61
	B 4
	7 249,60
	B 5
	7 707,32
	B 6
	8 139,58
	B 7
	8 560,03
	B 8
	8 998,29
	B 9
	9 542,41
	B 10
	11 232,15
	B 11
	11 667,66
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Besoldungs-gruppe
	B 1
	5 670,16
	B 2
	6 586,14
	B 3
	6 973,92
	B 4
	7 380,09
	B 5
	7 846,05
	B 6
	8 286,09
	B 7
	8 714,11
	B 8
	9 160,26
	B 9
	9 714,17
	B 10
	11 434,33
	B 11
	11 877,68
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Besoldungs-gruppe
	 
	B 1
	5 730,26
	B 2
	6 646,24
	B 3
	7 034,02
	B 4
	7 440,19
	B 5
	7 906,15
	B 6
	8 346,19
	B 7
	8 774,21
	B 8
	9 220,36
	B 9
	9 774,27
	B 10
	11 494,43
	B 11
	11 937,78
	3. Grundgehaltssätze für Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung W
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Besoldungs-gruppe
	W 1
	W 2
	W 3
	 
	3 878,16
	4 421,53
	5 356,04
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Besoldungs-gruppe
	W 1
	W 2
	W 3
	 
	3 947,97
	4 501,12
	5 452,45
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Besoldungs-gruppe
	W 1
	W 2
	W 3
	 
	4 008,07
	4 561,22
	5 512,55
	4. Grundgehaltssätze für Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung R
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Besoldungs-gruppe
	 
	2-Jahres-Rhythmus
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	Stufe
	R 1
	 
	3 687,99
	3 771,67
	3 987,47
	4 203,32
	4 419,14
	4 634,99
	4 850,79
	5 066,62
	5 282,46
	5 498,29
	5 714,14
	R 2
	 
	 
	 
	4 504,15
	4 719,95
	4 935,79
	5 151,62
	5 367,46
	5 583,29
	5 799,09
	6 014,93
	6 230,73
	R 3
	6 850,61
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 4
	7 249,60
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 5
	7 707,32
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 6
	8 139,58
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 7
	8 560,03
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 8
	8 998,29
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Besoldungs-gruppe
	 
	2-Jahres-Rhythmus
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	Stufe
	R 1
	 
	3 754,37
	3 839,56
	4 059,24
	4 278,98
	4 498,68
	4 718,42
	4 938,10
	5 157,82
	5 377,54
	5 597,26
	5 816,99
	R 2
	 
	 
	 
	4 585,22
	4 804,91
	5 024,63
	5 244,35
	5 464,07
	5 683,79
	5 903,47
	6 123,20
	6 342,88
	R 3
	6 973,92
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 4
	7 380,09
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 5
	7 846,05
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 6
	8 286,09
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 7
	8 714,11
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 8
	9 160,26
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Besoldungs-gruppe
	 
	2-Jahres-Rhythmus
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	Stufe
	R 1
	 
	3 814,47
	3 899,66
	4 119,34
	4 339,08
	4 558,78
	4 778,52
	4 998,20
	5 217,92
	5 437,64
	5 657,36
	5 877,09
	R 2
	 
	 
	 
	4 645,32
	4 865,01
	5 084,73
	5 304,45
	5 524,17
	5 743,89
	5 963,57
	6 183,30
	6 402,98
	R 3
	7 034,02
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 4
	7 440,19
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 5
	7 906,15
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 6
	8 346,19
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 7
	8 774,21
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 8
	9 220,36
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Anlage  5
	(zu § 65 Absatz 1 Satz 2)
	Grundgehaltssätze für Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung C
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Besoldungs-gruppe
	S t u f e
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	13
	14
	15
	C 1
	3 078,38
	3 184,35
	3 290,28
	3 396,24
	3 502,21
	3 608,16
	3 714,11
	3 820,05
	3 925,99
	4 031,96
	4 137,92
	4 243,87
	4 349,83
	4 455,78
	 
	C 2
	3 084,99
	3 253,85
	3 422,71
	3 591,59
	3 760,41
	3 929,27
	4 098,14
	4 266,98
	4 435,84
	4 604,71
	4 773,53
	4 942,40
	5 111,24
	5 280,12
	5 448,98
	C 3
	3 390,98
	3 582,17
	3 773,37
	3 964,58
	4 155,73
	4 346,94
	4 538,12
	4 729,30
	4 920,51
	5 111,72
	5 302,88
	5 494,08
	5 685,29
	5 876,47
	6 067,66
	C 4
	4 291,08
	4 483,28
	4 675,47
	4 867,66
	5 059,87
	5 252,06
	5 444,25
	5 636,44
	5 828,64
	6 020,84
	6 213,05
	6 405,21
	6 597,41
	6 789,62
	6 981,81
	Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
	(Monatsbeträge)
	– in der Reihenfolge der Gesetzesstellen –
	Dem Grunde nach geregelt in der
	Zulage
	(Betrag in Euro, Anteil in Prozent)
	Bundesbesoldungsordnung C
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Vorbemerkungen
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 2 b
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	79,84
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C 1
	 
	12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr.
	A 13
	 
	 
	C 2
	 
	12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr.
	A 15
	 
	 
	C 3 und C 4
	 
	12,5 Prozent des Grundgehalts*) der BesGr. 
	B 3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 5
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	wenn ein Amt ausgeübt wird der Besoldungsgruppe
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 1
	 
	 
	 
	 
	 
	210,58
	 
	 
	R 2
	 
	 
	 
	 
	 
	235,72
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppe
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C 2, Fußnote 1
	 
	 
	 
	 
	106,88
	*) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091)
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Besoldungs-gruppe
	S t u f e
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	13
	14
	15
	C 1
	3 133,79
	3 241,67
	3 349,51
	3 457,37
	3 565,25
	3 673,11
	3 780,96
	3 888,81
	3 996,66
	4 104,54
	4 212,40
	4 320,26
	4 428,13
	4 535,98
	 
	C 2
	3 140,52
	3 312,42
	3 484,32
	3 656,24
	3 828,10
	4 000,00
	4 171,91
	4 343,79
	4 515,69
	4 687,59
	4 859,45
	5 031,36
	5 203,24
	5 375,16
	5 547,06
	C 3
	3 452,02
	3 646,65
	3 841,29
	4 035,94
	4 230,53
	4 425,18
	4 619,81
	4 814,43
	5 009,08
	5 203,73
	5 398,33
	5 592,97
	5 787,63
	5 982,25
	6 176,88
	C 4
	4 368,32
	4 563,98
	4 759,63
	4 955,28
	5 150,95
	5 346,60
	5 542,25
	5 737,90
	5 933,56
	6 129,22
	6 324,88
	6 520,50
	6 716,16
	6 911,83
	7 107,48
	Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
	(Monatsbeträge)
	– in der Reihenfolge der Gesetzesstellen –
	Dem Grunde nach geregelt in der
	Zulage
	(Betrag in Euro, Anteil in Prozent)
	Bundesbesoldungsordnung C
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Vorbemerkungen
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 2 b
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	81,28
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C 1
	 
	12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr.
	A 13
	 
	 
	C 2
	 
	12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr.
	A 15
	 
	 
	C 3 und C 4
	 
	12,5 Prozent des Grundgehalts*) der BesGr. 
	B 3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 5
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	wenn ein Amt ausgeübt wird der Besoldungsgruppe
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 1
	 
	 
	 
	 
	 
	214,37
	 
	 
	R 2
	 
	 
	 
	 
	 
	239,96
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppe
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C 2, Fußnote 1
	 
	 
	 
	 
	108,80
	*) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091)
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Besoldungs-gruppe
	S t u f e
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	8
	9
	10
	11
	12
	13
	14
	15
	C 1
	3 193,89
	3 301,77
	3 409,61
	3 517,47
	3 625,35
	3 733,21
	3 841,06
	3 948,91
	4 056,76
	4 164,64
	4 272,50
	4 380,36
	4 488,23
	4 596,08
	 
	C 2
	3 200,62
	3 372,52
	3 544,42
	3 716,34
	3 888,20
	4 060,10
	4 232,01
	4 403,89
	4 575,79
	4 747,69
	4 919,55
	5 091,46
	5 263,34
	5 435,26
	5 607,16
	C 3
	3 512,12
	3 706,75
	3 901,39
	4 096,04
	4 290,63
	4 485,28
	4 679,91
	4 874,53
	5 069,18
	5 263,83
	5 458,43
	5 653,07
	5 847,73
	6 042,35
	6 236,98
	C 4
	4 428,42
	4 624,08
	4 819,73
	5 015,38
	5 211,05
	5 406,70
	5 602,35
	5 798,00
	5 993,66
	6 189,32
	6 384,98
	6 580,60
	6 776,26
	6 971,93
	7 167,58
	Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
	(Monatsbeträge)
	– in der Reihenfolge der Gesetzesstellen –
	Dem Grunde nach geregelt in der
	Zulage
	(Betrag in Euro, Anteil in Prozent)
	Bundesbesoldungsordnung C
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Vorbemerkungen
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 2 b
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	81,28
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C 1
	 
	12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr.
	A 13
	 
	 
	C 2
	 
	12,5 Prozent des Endgrundgehalts*) der BesGr.
	A 15
	 
	 
	C 3 und C 4
	 
	12,5 Prozent des Grundgehalts*) der BesGr. 
	B 3
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 5
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	wenn ein Amt ausgeübt wird der Besoldungsgruppe
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	R 1
	 
	 
	 
	 
	 
	214,37
	 
	 
	R 2
	 
	 
	 
	 
	 
	239,96
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppe
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	C 2, Fußnote 1
	 
	 
	 
	 
	108,80
	*) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091)
	Anlage  6
	(vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2014 zu § 66 Absatz 1 Satz 1, ab 1. Januar 2015 zu § 40 Absatz 1 Satz 1)
	Familienzuschlag
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Besoldungsgruppen
	Stufe 1
	Stufe 2
	 
	(§ 40 Abs. 1)
	(§ 40 Abs. 2)
	 
	A 4 bis A 8
	112,42
	213,37
	 
	übrige 
	118,06
	219,01
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag
	 
	für das zweite zu berücksichtigende Kind um
	100,95
	für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 
	314,54
	 
	 
	 
	 
	 
	Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 4 und A 5
	Der Familienzuschlag erhöht sich 
	 
	in der Stufe 2 für das erste zu berücksichtigende Kind um
	5,11
	ab der Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um
	 
	in der Besoldungsgruppe A 4 um je
	20,45
	 
	in der Besoldungsgruppe A 5 um je 
	15,34
	Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
	Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.
	 
	 
	 
	 
	 
	Anrechnungsbetrag nach § 39 Abs. 2 Satz 1
	 
	 
	- in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 8:
	 
	 104,47
	- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12:
	 
	 110,89
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Besoldungsgruppen
	Stufe 1
	Stufe 2
	 
	(§ 40 Abs. 1)
	(§ 40 Abs. 2)
	 
	A 4 bis A 8
	114,44
	217,21
	 
	übrige 
	120,20
	222,97
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag
	 
	für das zweite zu berücksichtigende Kind um
	102,77
	für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 
	320,20
	 
	 
	 
	 
	 
	Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 4 und A 5
	Der Familienzuschlag erhöht sich 
	 
	in der Stufe 2 für das erste zu berücksichtigende Kind um
	5,11
	ab der Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um
	 
	in der Besoldungsgruppe A 4 um je
	20,45
	 
	in der Besoldungsgruppe A 5 um je 
	15,34
	Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
	Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.
	 
	 
	 
	 
	 
	Anrechnungsbetrag nach § 39 Abs. 2 Satz 1
	 
	 
	- in den Besoldungsgruppen A 4 bis A 8:
	 
	 106,35
	- in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12:
	 
	 112,89
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Der Familienzuschlag beträgt
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	für das erste zu berücksichtigende Kind 
	 140,00
	 
	 
	 
	 
	 
	für das zweite zu berücksichtigende Kind 
	 140,00
	 
	 
	 
	 
	 
	für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind 
	 320,20
	Anlage  7
	(zu § 55 Satz 1)
	Anwärtergrundbetrag
	(Monatsbeträge in Euro)
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Eingangsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter nach Abschluss desVorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
	Grundbetrag
	A 4
	 882,07
	A 5 bis A 8
	 997,48
	A 9 bis A 11
	1 049,09
	A 12
	1 182,72
	A 13
	1 213,12
	A 13 + Zulage
	 
	(Nummer 13 Buchstabe c der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B)
	 
	oder R 1
	1 246,50
	Gültig vom 1. Juli 2014 bis 31. Dezember 2014
	Eingangsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter nach Abschluss desVorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
	Grundbetrag
	A 4
	 897,95
	A 5 bis A 8
	1 015,43
	A 9 bis A 11
	1 067,97
	A 12
	1 204,01
	A 13
	1 234,96
	A 13 + Zulage
	 
	(Nummer 13 Buchstabe c der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B)
	 
	oder R 1
	1 268,94
	Gültig ab 1. Januar 2015
	Eingangsamt, in das die Anwärterin oder der Anwärter nach Abschluss desVorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt
	Grundbetrag
	A 4
	 958,05
	A 5 bis A 8
	1 075,53
	A 9 bis A 11
	1 128,07
	A 12
	1 264,11
	A 13
	1 295,06
	A 13 + Zulage
	 
	(Nummer 13 Buchstabe c der Vorbemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und B)
	 
	oder R 1
	1 329,04
	Anlage  8
	(zu § 42 Satz 1, Anlagen 1 und 3)
	Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
	(Monatsbeträge)
	– in der Reihenfolge der Gesetzesstellen –
	Gültig vom 1. Januar 2014 bis 30. Juni 2014
	Dem Grunde nach geregelt im / in den / in der
	Zulage in Euro oder in Prozent
	    Brandenburgischen Besoldungsgesetz
	 
	 
	§ 42 (Zulage für Lehrkräfte mit besonderen Funktionen)                                                        
	 
	Lehrkräfte mit ständigen Aufgaben im Rahmen der Lehrerausbildung, Lehrerfortbildung                                                       
	bis zu
	100,00  
	Lehrkräfte mit ständigen Aufgaben im Rahmen der Schulvisitation                                                      
	bis zu
	100,00  
	Lehrertrainerinnen und Lehrertrainer
	bis zu
	100,00  
	 
	 
	 
	    Besoldungsordnungen A und B - Vorbemerkungen
	 
	 
	Nummer 3.1 (Flugzeugtechnikerzulage)
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	A 5 und A 6
	 
	35,79  
	A 7 bis A 9
	 
	51,13  
	des gehobenen und des höheren Dienstes 
	 
	76,69  
	Nummer 4.1 (Fliegerzulage)
	 
	 
	Buchstabe a
	 
	368,13  
	Buchstabe b
	 
	294,50  
	Nummer 5 (Nachprüferzulage)
	 
	102,26  
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 7 (Sicherheitszulage)
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	         A 4 und A 5
	 
	115,04  
	         A 6 bis A 9
	 
	153,39  
	         A 10 und höher
	 
	191,73  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 8.1 (Polizeizulage)
	 
	 
	nach einer Dienstzeit von
	 
	 
	einem Jahr
	 
	63,69  
	zwei Jahren
	 
	127,38  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 9.1 (Feuerwehrzulage)
	 
	 
	nach einer Dienstzeit von
	 
	 
	einem Jahr
	 
	63,69  
	zwei Jahren
	 
	127,38  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 10.1 (Vollzugsdienstzulage)
	 
	95,53  
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 11 (Meisterzulage)
	 
	38,35  
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 12.1 (Außendienstzulage)
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte 
	 
	 
	des mittleren Dienstes
	 
	 
	17,05
	des gehobenen Dienstes
	 
	 
	38,35  
	 
	 
	 
	Nummer 13 (Allgemeine Stellenzulage)
	 
	 
	Buchstabe a - Doppelbuchstabe aa
	 
	 
	 18,37
	                     - Doppelbuchstabe bb
	 
	 
	 71,84
	Buchstabe b
	 
	 
	 79,84
	Buchstabe c
	 
	 
	 79,84
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 14
	 
	 
	 198,97
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	A 4, Fußnote 1
	 
	 
	 63,26
	A 5, Fußnote 1
	 
	 
	 63,26
	A 6, Fußnote 2
	 
	 
	 34,29
	A 9, Fußnote 1 und 3
	 
	 
	 255,35
	A 9, Fußnote 2
	8 Prozent des
	Endgrundgehalts
	der Besoldungsgruppe A 9
	A 12, Fußnote 2 und 4
	 
	 
	 148,31
	A 13, Fußnote 4, 5 und 6
	 
	 
	259,48
	A 13, Fußnote 7 und 9
	 
	 
	 177,90
	A 14, Fußnote 3
	 
	 
	 177,90
	A 15, Fußnote 2 und 7
	 
	 
	 177,90
	A 12 kw, Fußnote 5 Buchstabe c und d
	 
	 
	 148,31
	A 12 kw, Fußnote 6 Absatz 2 
	 
	 
	 148,31
	 
	 
	 
	 
	   Besoldungsordnung R
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	R 1, Fußnote 1 und 2
	 
	 
	 196,68
	R 2, Fußnote 3 bis 7
	 
	 
	 196,68
	R 3, Fußnote 2
	196,68
	 
	 
	Gültig ab 1. Juli 2014
	Dem Grunde nach geregelt im / in den / in der
	Zulage in Euro oder in Prozent
	    Brandenburgischen Besoldungsgesetz
	 
	 
	§ 42 (Zulage für Lehrkräfte mit besonderen Funktionen)                                                        
	 
	Lehrkräfte mit ständigen Aufgaben im Rahmen der Lehrerausbildung, Lehrerfortbildung                                                       
	bis zu
	100,00  
	Lehrkräfte mit ständigen Aufgaben im Rahmen der Schulvisitation                                                      
	bis zu
	100,00  
	Lehrertrainerinnen und Lehrertrainer
	bis zu
	100,00  
	 
	 
	 
	    Besoldungsordnungen A und B - Vorbemerkungen
	 
	 
	Nummer 3.1 (Flugzeugtechnikerzulage)
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	A 5 und A 6
	 
	35,79  
	A 7 bis A 9
	 
	51,13  
	des gehobenen und des höheren Dienstes 
	 
	76,69  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 4.1 (Fliegerzulage)
	 
	 
	Buchstabe a
	 
	368,13  
	Buchstabe b
	 
	294,50  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 5 (Nachprüferzulage)
	 
	102,26  
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 7 (Sicherheitszulage)
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsgruppen
	 
	 
	         A 4 und A 5
	 
	115,04  
	         A 6 bis A 9
	 
	153,39  
	         A 10 und höher
	 
	191,73  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 8.1 (Polizeizulage)
	 
	 
	nach einer Dienstzeit von
	 
	 
	einem Jahr
	 
	63,69  
	zwei Jahren
	 
	127,38  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 9.1 (Feuerwehrzulage)
	 
	 
	nach einer Dienstzeit von
	 
	 
	einem Jahr
	 
	63,69  
	zwei Jahren
	 
	127,38  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 10.1 (Vollzugsdienstzulage)
	 
	95,53  
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 11 (Meisterzulage)
	 
	38,35  
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 12.1 (Außendienstzulage)
	 
	 
	für Beamtinnen und Beamte 
	 
	 
	des mittleren Dienstes
	 
	 
	17,05
	des gehobenen Dienstes
	 
	 
	38,35  
	 
	 
	 
	Nummer 13 (Allgemeine Stellenzulage)
	 
	 
	Buchstabe a - Doppelbuchstabe aa
	 
	 
	 18,70
	                     - Doppelbuchstabe bb
	 
	 
	 73,13
	Buchstabe b
	 
	 
	 81,28
	Buchstabe c
	 
	 
	 81,28
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Nummer 14
	 
	 
	 202,55
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	A 4, Fußnote 1
	 
	 
	 64,40
	A 5, Fußnote 1
	 
	 
	 64,40
	A 6, Fußnote 2
	 
	 
	 34,91
	A 9, Fußnote 1 und 3
	 
	 
	259,95
	A 9, Fußnote 2
	8 Prozent des
	Endgrundgehalts
	der Besoldungsgruppe A 9
	A 12, Fußnote 2 und 4
	 
	 
	 150,98
	A 13, Fußnote 4, 5 und 6
	 
	 
	 264,15
	A 13, Fußnote 7 und 9
	 
	 
	 181,10
	A 14, Fußnote 3
	 
	 
	 181,10
	A 15, Fußnote 2 und 7
	 
	 
	 181,10
	A 12 kw, Fußnote 5 Buchstabe c und d
	 
	 
	 150,98
	A 12 kw, Fußnote 6 Absatz 2 
	 
	 
	 150,98
	 
	 
	 
	 
	   Besoldungsordnung R
	 
	 
	 
	Besoldungsgruppen
	 
	 
	 
	R 1, Fußnote 1 und 2
	 
	 
	 200,22
	R 2, Fußnote 3 bis 7
	 
	 
	 200,22
	R 3, Fußnote 2
	200,22
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	Allgemeine Vorschriften
	Geltungsbereich
	(1) Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts; ausgenommen sind unbeschadet des § 64 die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter.
	(2) Dieses Gesetz gilt entsprechend für die Versorgung der Richterinnen und Richter des Landes.
	(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihre Verbände.
	Regelung durch Gesetz
	(1) Die Versorgung der Beamtinnen, Beamten und ihrer Hinterbliebenen wird durch Gesetz geregelt.
	(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die der Beamtin oder dem Beamten eine höhere als die gesetzlich zustehende Versorgung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche gilt für Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck abgeschlossen werden.
	(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden.
	(4) Wird die Besoldung allgemein angepasst, sind von demselben Zeitpunkt an die Versorgungsbezüge durch Gesetz entsprechend zu regeln.
	(5) Als Anpassung gilt auch die Neufassung der Grundgehaltstabelle mit unterschiedlicher Änderung der Grundgehaltssätze und die allgemeine Erhöhung oder Verminderung der Besoldung um feste Beträge.
	Festsetzung, Zuständigkeit
	(1) Die Festsetzung und Berechnung der Versorgungsbezüge, die Bestimmung der Zahlungsempfängerin oder des Zahlungsempfängers, die Entscheidung über die Berücksichtigung von Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit sowie über die Bewilligung von Versorgungsbezügen aufgrund von Ermessensvorschriften obliegt der für die Festsetzung und Regelung von Versorgungsbezügen bestimmten Stelle (Pensionsbehörde). Für die Versorgungsberechtigten des Landes wird die Pensionsbehörde durch Rechtsverordnung der Landesregierung bestimmt. In der Rechtsverordnung kann die Zuständigkeit der Pensionsbehörde für weitere Angelegenheiten der Versorgung und der Nachversicherung bestimmt werden.
	(2) Entscheidungen über die Bewilligung von Versorgungsbezügen aufgrund von Ermessensvorschriften dürfen erst beim Eintritt des Versorgungsfalles getroffen werden; vorherige Zusicherungen sind unwirksam.
	(3) Ob Zeiten aufgrund der §§ 17 bis 21 als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen sind, soll in der Regel bei der Berufung in das Beamtenverhältnis entschieden werden; diese Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt des Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde liegt.
	(4) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen Angelegenheiten, die eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung haben, sind von dem für das Versorgungsrecht zuständigen Ministerium zu treffen.
	Arten der Versorgung
	Versorgungsbezüge sind
	1. Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag,
	2. Hinterbliebenenversorgung,
	3. Bezüge bei Verschollenheit,
	4. Unfallfürsorge,
	5. Übergangsgeld,
	6. Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen,
	7. Familienzuschlag nach § 69 Absatz 2,
	8. Ausgleichsbetrag nach § 70,
	9. Leistungen nach den §§ 71 bis 73.
	Zahlungsweise
	(1) Die Versorgungsbezüge sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume und zum gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die Dienstbezüge der Beamtinnen und Beamten.
	(2) Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.
	(3) Bei Versorgungsberechtigten, die ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb der Europäischen Union haben, soll die Pensionsbehörde die Zahlung der Versorgungsbezüge von der Vorlage einer Lebensbescheinigung abhängig machen. Des Weiteren kann sie die Bestellung einer Empfangsbevollmächtigten oder eines Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbereich des Beamtenstatusgesetzes verlangen.
	(4) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge haben Versorgungsberechtigte auf Verlangen der Pensionsbehörde ein Konto anzugeben oder einzurichten, auf das die Überweisung erfolgen kann. Die Kontoeinrichtungs-, Kontoführungs- und Buchungsgebühren tragen die Versorgungsberechtigten. Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift auf dem Konto der Versorgungsberechtigten trägt die Pensionsbehörde. Bei einer Überweisung der Versorgungsbezüge auf ein außerhalb der Europäischen Union geführtes Konto tragen die Versorgungsberechtigten die Kosten und die Gefahr der Übermittlung der Versorgungsbezüge sowie die Kosten einer Meldung nach § 67 der Außenwirtschaftsverordnung. Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn den Versorgungsberechtigten die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann.
	Abtretung, Verpfändung, Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht
	(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge können nur abgetreten oder verpfändet werden, soweit sie der Pfändung unterliegen. Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der Versorgungsbezüge geltend machen.
	(2) Ansprüche auf Sterbegeld (§ 33), auf Schadensausgleich (§ 51), auf Erstattung der Kosten des Heilverfahrens (§ 52) und der Pflege (§ 53), auf Unfallausgleich (§ 54), auf Unfallsterbegeld (§ 59) sowie auf einmalige Unfallentschädigung (§ 63) können nicht gepfändet, abgetreten oder verpfändet werden. Forderungen des Dienstherrn gegen die Verstorbene oder den Verstorbenen aus Vorschuss- oder Darlehensgewährungen sowie aus Überzahlungen von Dienst- oder Versorgungsbezügen können auf das Sterbegeld angerechnet werden.
	Rückforderung von Versorgungsbezügen
	(1) Werden Versorgungsberechtigte durch eine gesetzliche Änderung ihrer Versorgungsbezüge mit rückwirkender Kraft schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge nicht zu erstatten.
	(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel gezahlter Versorgungsbezüge nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz oder teilweise abgesehen werden.
	(3) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tod von Versorgungsberechtigten auf ein Konto bei einem Geldinstitut überwiesen wurden, gelten als unter Vorbehalt erbracht. Das Geldinstitut hat sie der überweisenden Stelle zurückzuüberweisen, wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zurückfordert. Eine Verpflichtung zur Rücküberweisung besteht nicht, soweit über den entsprechenden Betrag bei Eingang der Rückforderung bereits anderweitig verfügt wurde, es sei denn, dass die Rücküberweisung aus einem Guthaben erfolgen kann. Das Geldinstitut darf den überwiesenen Betrag nicht zur Befriedigung eigener Forderungen verwenden.
	(4) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem Tod von Versorgungsberechtigten zu Unrecht erbracht worden sind, haben die Personen, die die Geldleistung in Empfang genommen oder über den entsprechenden Betrag verfügt haben, diesen Betrag der überweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 3 von dem Geldinstitut zurücküberwiesen wird. Ein Geldinstitut, das eine Rücküberweisung mit dem Hinweis abgelehnt hat, dass über den entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfügt wurde, hat der überweisenden Stelle auf Verlangen Namen und Anschrift der Personen, die über den Betrag verfügt haben, sowie etwaiger neuer Kontoinhaberinnen oder Kontoinhaber zu benennen. Ein Anspruch gegen die Erbinnen und Erben bleibt unberührt.
	Verjährung
	Ansprüche nach diesem Gesetz und nach Verordnungen, die auf der Grundlage dieses Gesetzes ergangen sind, und Ansprüche auf Rückzahlung von zu viel gezahlten Versorgungsbezügen verjähren in drei Jahren; Ansprüche auf Rückzahlung von Versorgungsbezügen verjähren in zehn Jahren, wenn durch vorsätzlich oder leichtfertig unrichtige oder unvollständige Angaben oder das vorsätzliche oder leichtfertige pflichtwidrige Unterlassen von Angaben die Gewährung oder Belassung von Versorgungsbezügen bewirkt wurde. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Im Übrigen sind die §§ 194 bis 218 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.
	Anzeige- und Mitwirkungspflichten
	(1) Die personalaktenführende Stelle hat der Pensionsbehörde jede Verwendung von Versorgungsberechtigten unter Angabe der gewährten Bezüge, ebenso jede spätere Änderung der Bezüge oder die Zahlungseinstellung sowie die Gewährung einer Versorgung unverzüglich anzuzeigen.
	(2) Die Versorgungsberechtigten haben der Pensionsbehörde unverzüglich
	1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Versorgung erheblich sind, und auf Verlangen der Pensionsbehörde der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,
	2. Änderungen in den persönlichen Verhältnissen, die für die Versorgung erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der Versorgung Erklärungen abgegeben worden sind, mitzuteilen,
	3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen der Pensionsbehörde Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.
	Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die Versorgungsleistungen zu erstatten haben. Die Pensionsbehörde kann Erkenntnisse und Beweismittel an Sachverständige weitergeben, soweit dies zur Entscheidung über die Versorgung notwendig ist.
	(3) Auf Verlangen der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle oder der Pensionsbehörde haben sich die Versorgungsberechtigten von einer von ihnen bestimmten Person ärztlich oder psychologisch untersuchen oder beobachten zu lassen und die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, soweit dies zur Entscheidung über die Gewährung von Versorgungsbezügen (§ 4) erforderlich ist. Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle oder die Pensionsbehörde ist zur Weitergabe von Erkenntnissen und Beweismitteln an die mit der Begutachtung beauftragte Person berechtigt.
	(4) Kommen Versorgungsberechtigte den in den Absätzen 2 und 3 oder in anderen Bestimmungen dieses Gesetzes genannten Mitwirkungspflichten schuldhaft nicht nach, so kann ihnen die Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit oder auf Dauer entzogen werden. Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt werden. Die Entscheidung trifft die Pensionsbehörde.
	Rundungsvorschriften
	(1) Bei der Berechnung von Versorgungsbezügen (§ 4) sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruchteile von 0,5 und mehr aufzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. Jeder Versorgungsbestandteil ist einzeln zu runden.
	(2) Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des Nenners 365 umzurechnen; Absatz 1 gilt entsprechend.
	Verlust der Versorgung
	(1) Eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter verliert mit der Rechtskraft der Entscheidung die Rechte als Ruhestandsbeamtin oder als Ruhestandsbeamter, wenn
	1. sie oder er wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verurteilt worden ist oder
	2. aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt wurde oder wegen einer vor Beendigung des Beamtenverhältnisses begangenen Tat eine Entscheidung ergeht, die nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes zum Verlust der Beamtenrechte führt.
	(2) Die §§ 35 und 36 des Landesbeamtengesetzes sind entsprechend anzuwenden.
	(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Hinterbliebene entsprechend.
	(4) Kommt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter den Verpflichtungen aus § 29 Absatz 2, 4 und 5, § 30 Absatz 3 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes schuldhaft nicht nach, obwohl auf die Folgen eines solchen Verhaltens schriftlich hingewiesen worden ist, so verliert sie oder er für diese Zeit die Versorgungsbezüge. Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle stellt den Verlust der Versorgungsbezüge fest. Eine disziplinarrechtliche Verfolgung wird dadurch nicht ausgeschlossen.
	(5) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann anordnen, dass Empfängerinnen und Empfänger von Hinterbliebenenversorgung die Versorgungsbezüge auf Zeit oder auf Dauer teilweise oder ganz verlieren, wenn sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes betätigt haben. Der Sachverhalt ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Landesdisziplinargesetzes über die Durchführung des Disziplinarverfahrens zu ermitteln. Absatz 1 bleibt unberührt.
	Versorgungsbezüge
	Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag
	Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts
	(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte 
	1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet hat oder
	2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die sie oder er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist.
	Die Dienstzeit wird ab dem Zeitpunkt der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis gerechnet und nur berücksichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, die kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhegehaltfähig gelten oder nach § 17 als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, sind einzurechnen. Satz 3 gilt nicht für Zeiten, die die Beamtin oder der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zurückgelegt hat.
	(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Beginn des Ruhestands, in den Fällen des § 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes nach Ablauf der Zeit, für die Dienstbezüge gewährt werden.
	(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet.
	Ruhegehaltfähige Dienstbezüge
	(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind
	1. das Grundgehalt,
	2. sonstige Dienstbezüge, die nach dem Besoldungsrecht ruhegehaltfähig sind,
	3. Leistungsbezüge nach den §§ 31 bis 33 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes, soweit sie nach § 35 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes ruhegehaltfähig sind,
	die der Beamtin oder dem Beamten in den Fällen der Nummern 1 und 2 zuletzt zugestanden haben. Bei hauptberuflichen Hochschulleiterinnen und Hochschulleitern und hauptberuflichen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, die vor dem Wechsel in dieses Amt ein anderes Amt bekleidet haben, sind die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus dem vorherigen Amt ruhegehaltfähig, wenn es für sie günstiger ist. Bei Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung ohne Dienstbezüge (Freistellung) gelten als ruhegehaltfähige Dienstbezüge die dem letzten Amt entsprechenden vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Satz 3 gilt entsprechend bei eingeschränkter Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes.
	(2) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit aufgrund eines Dienstunfalls im Sinne des § 45 in den Ruhestand getreten, so ist das Grundgehalt der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Absatz 3 oder Absatz 5 maßgebenden Besoldungsgruppe nach der Stufe zugrunde zu legen, die bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze hätte erreicht werden können.
	(3) Ist eine Beamtin oder ein Beamter aus einem Amt in den Ruhestand getreten, das nicht dem Eingangsamt der Laufbahn oder das keiner Laufbahn angehört, und hat sie oder er die Dienstbezüge dieses oder eines mindestens gleichwertigen Amtes vor dem Eintritt in den Ruhestand nicht mindestens zwei Jahre erhalten, so sind ruhegehaltfähig nur die Bezüge des vorher bekleideten Amtes. Hat die Beamtin oder der Beamte vorher ein Amt nicht bekleidet, so setzt die oberste Dienstbehörde die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der nächstniedrigeren Besoldungsgruppe fest. In die Zweijahresfrist einzurechnen ist die innerhalb dieser Frist liegende Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, soweit sie als ruhegehaltfähig berücksichtigt worden ist.
	(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte vor Ablauf der Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die sie oder er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand getreten oder verstorben ist.
	(5) Das Ruhegehalt einer Beamtin oder eines Beamten, die oder der früher ein mit höheren Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet und diese Bezüge mindestens zwei Jahre erhalten hat, wird, sofern sie oder er in ein mit geringeren Dienstbezügen verbundenes Amt nicht lediglich auf ihren oder seinen im eigenen Interesse gestellten Antrag übergetreten ist, nach den höheren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 gelten entsprechend. Das Ruhegehalt darf jedoch die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des letzten Amtes nicht übersteigen.
	(6) Verringern sich bei einem Wechsel in ein Amt der Besoldungsordnung W die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, so berechnet sich das Ruhegehalt aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, sofern die Beamtin oder der Beamte die Dienstbezüge des früheren Amtes mindestens zwei Jahre erhalten hat. Ruhegehaltfähig ist die zum Zeitpunkt des Wechsels erreichte Stufe des Grundgehalts. Auf die Zweijahresfrist wird der Zeitraum, in dem die Beamtin oder der Beamte Dienstbezüge aus einem Amt der Besoldungsordnung W erhalten hat, angerechnet. Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 gelten entsprechend.
	Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit
	(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die die Beamtin oder der Beamte von dem Tag der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis an im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. Dies gilt nicht für die Zeit
	1. in einem Amt, das die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten nur nebenbei beansprucht,
	2. einer ehrenamtlichen Tätigkeit,
	3. einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung; die Zeit einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung kann berücksichtigt werden, wenn ein Versorgungszuschlag in Höhe von 30 Prozent der ohne die Beurlaubung jeweils zustehenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge gezahlt wurde; das für das Beamtenversorgungsrecht zuständige Ministerium kann Ausnahmen zulassen,
	4. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der Besoldung.
	(2) Nicht ruhegehaltfähig sind Dienstzeiten 
	1. in einem Beamtenverhältnis, das durch Verlust der Beamtenrechte (§ 24 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes) oder durch Disziplinarurteil beendet worden ist,
	2. in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf, das durch Entlassung wegen einer Handlung beendet worden ist, die im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte,
	3. in einem Beamtenverhältnis, das durch Entlassung auf Antrag der Beamtin oder des Beamten beendet worden ist,
	a) wenn ihr oder ihm ein Verfahren mit der Folge des Verlustes der Beamtenrechte oder der Entfernung aus dem Dienst drohte oder 
	b) wenn die Beamtin oder der Beamte den Antrag gestellt hat, um einer drohenden Entlassung nach Nummer 2 zuvorzukommen.
	Das für das Versorgungsrecht zuständige Ministerium kann Ausnahmen zulassen.
	(3) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienstzeit stehen gleich 
	1. die im Richterverhältnis zurückgelegte Dienstzeit,
	2. die Zeit als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung, sofern diese Zeit nicht zu einem eigenständigen dauerhaften Versorgungsanspruch geführt hat,
	3. die Zeit als Parlamentarische Staatssekretärin oder als Parlamentarischer Staatssekretär bei einem Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung, sofern diese Zeit nicht zu einem eigenständigen dauerhaften Versorgungsanspruch geführt hat,
	4. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung zurückgelegte Dienstzeit.
	Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit
	Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 14 erhöht sich um die Zeit, die eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter 
	1. in einer die Arbeitskraft voll beanspruchenden entgeltlichen Beschäftigung als Beamtin, Beamter, Richterin, Richter, Berufssoldatin, Berufssoldat oder in einem Amtsverhältnis im Sinne des § 14 Absatz 3 Nummer 2 und 3 zurückgelegt hat, ohne einen neuen Versorgungsanspruch zu erlangen,
	2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 14 Absatz 3 Nummer 4 zurückgelegt hat.
	§ 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 und Absatz 2 gilt entsprechend.
	Wehrdienst und vergleichbare Zeiten
	(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, in der eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in das Beamtenverhältnis
	1. berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr, der Nationalen Volksarmee der Deutschen Demokratischen Republik oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat,
	2. nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder Polizeivollzugsdienst geleistet hat,
	3. den freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes geleistet hat, 
	4. nichtberufsmäßigen Wehrdienst als Staatsangehörige oder als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft in ihrem oder seinem Heimatland geleistet hat, wenn zum Zeitpunkt des Ableistens des nichtberufsmäßigen Wehrdienstes das Heimatland der Beamtin oder des Beamten bereits Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft war,
	5. sich aufgrund einer Krankheit oder Verwundung als Folge eines Dienstes nach den Nummern 1 bis 3 im Anschluss an die Entlassung arbeitsunfähig in einer Heilbehandlung befunden hat.
	(2) Dem nichtberufsmäßigen Wehrdienst stehen gleich 
	1. der Zivildienst (§ 78 Absatz 2 des Zivildienstgesetzes),
	2. der Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, 
	3. der Wehrersatzdienst als Bausoldat der Deutschen Demokratischen Republik gemäß der Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik über die Aufstellung von Baueinheiten im Bereich des Ministeriums für Nationale Verteidigung vom 7. September 1964 (GBI. I Nr. 11 S. 129) in der Zeit bis zum 28. Februar 1990,
	4. der Zivildienst aufgrund der Verordnung über den Zivildienst in der Deutschen Demokratischen Republik vom 20. Februar 1990 (GBI. I Nr. 10 S. 79) in der Zeit vom 1. März 1990 bis 2. Oktober 1990.
	(3) § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 und Absatz 2 gilt entsprechend.
	Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst
	Als ruhegehaltfähig sollen auch folgende Zeiten bis zu fünf Jahren berücksichtigt werden, in denen eine Beamtin oder ein Beamter im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn oder im Rahmen eines Dienstordnungsvertrages ohne von der Beamtin oder dem Beamten zu vertretende Unterbrechung tätig war, sofern diese Tätigkeit zur Ernennung geführt hat:
	1. Zeiten einer hauptberuflichen in der Regel einer Beamtin oder einem Beamten obliegenden oder später einer Beamtin oder einem Beamten übertragenen entgeltlichen Beschäftigung oder
	2. Zeiten einer für die Laufbahn der Beamtin oder des Beamten förderlichen Tätigkeit.
	Das gilt auch für eine Tätigkeit im Dienst von Einrichtungen, die von mehreren öffentlich-rechtlichen Dienstherren durch Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen zur Erfüllung oder Koordinierung ihnen obliegender hoheitsrechtlicher Aufgaben geschaffen worden sind. Zeiten mit einer geringeren als der regelmäßigen Arbeitszeit dürfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, der dem Verhältnis der tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. 
	Sonstige Zeiten
	(1) Die Zeit, während der eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in das Beamtenverhältnis
	1. hauptberuflich 
	a) im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften oder ihrer Verbände (Artikel 140 des Grundgesetzes) oder
	b) im öffentlichen oder nichtöffentlichen Schuldienst oder
	c) im Dienst der Fraktionen des Bundestages oder der Landtage oder kommunaler Vertretungskörperschaften oder
	d) im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden oder ihren Landesverbänden sowie von Spitzenverbänden der Sozialversicherung oder ihren Landesverbänden oder
	e) im ausländischen öffentlichen Dienst 
	tätig gewesen ist oder
	2. auf wissenschaftlichem, künstlerischem, technischem oder wirtschaftlichem Gebiet besondere Fachkenntnisse erworben hat, die die notwendige Voraussetzung für die Wahrnehmung ihres oder seines Amtes bilden, oder
	3. als Entwicklungshelferin oder als Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes tätig gewesen ist,
	kann bis zu fünf Jahren als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden.
	(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 werden nur Zeiten berücksichtigt, sofern ein innerer Zusammenhang zwischen dieser Tätigkeit und dem ersten im Beamten- oder Richterverhältnis übertragenen Amt besteht.
	Ausbildungszeiten
	(1) Die Zeit
	1. der vorgeschriebenen Ausbildung (Fachschul-, Hochschul- und praktische Ausbildung, Vorbereitungsdienst, übliche Prüfungszeit),
	2. einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit, die für die Übernahme in das Beamtenverhältnis vorgeschrieben ist,
	soll als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. Die Zeit einer Fachschulausbildung einschließlich der Prüfungszeit soll bis zu 1 095 Tagen und die Zeit einer Hochschulausbildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu 855 Tagen, insgesamt höchstens bis zu 1 095 Tagen berücksichtigt werden.
	(2) Für Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdienstes und des feuerwehrtechnischen Dienstes können Zeiten einer praktischen Ausbildung und einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit anstelle einer Berücksichtigung nach Absatz 1 bis zu einer Gesamtzeit von fünf Jahren als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind.
	(3) Die allgemeine Schulbildung zählt nicht zur vorgeschriebenen Ausbildung, auch dann nicht, wenn sie durch eine andere Art der Ausbildung ersetzt wurde.
	(4) Bei anderen Bewerberinnen oder anderen Bewerbern (§ 16 des Landesbeamtengesetzes) können Zeiten nach Absatz 1 als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, soweit sie für Laufbahnbewerberinnen oder Laufbahnbewerber vorgeschrieben sind. Ist eine Laufbahn der Fachrichtung des ausgeübten Amtes bei einem Dienstherrn noch nicht gestaltet, so gilt das Gleiche für solche Zeiten, die bei Gestaltung der Laufbahn mindestens vorgeschrieben werden.
	Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
	(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten nach § 16, Beschäftigungszeiten nach § 17 und sonstige Zeiten nach den §§ 18 und 21, die die Beamtin oder der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zurückgelegt hat, werden nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, wenn die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist und diese Zeiten als rentenrechtliche Zeiten berücksichtigungsfähig sind. Ausbildungszeiten im Sinne des § 19 sind nicht ruhegehaltfähig, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist. Rentenrechtliche Zeiten sind auch solche im Sinne des Artikels 2 des Renten-Überleitungsgesetzes.
	(2) Wenn die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung nicht erfüllt ist, können die in Absatz 1 genannten Zeiten im Rahmen der dort genannten Vorschriften insgesamt höchstens bis zu fünf Jahren als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.
	Wissenschaftliche Qualifikationszeiten
	(1) Für die Versorgung der Professorinnen und Professoren sowie des wissenschaftlichen Personals an Hochschulen im Beamtenverhältnis mit Bezügen nach der Bundesbesoldungsordnung C gemäß § 77 Absatz 2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung und ihrer Hinterbliebenen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. Satz 1 gilt auch für die Versorgung der Professorinnen und Professoren, der hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter sowie Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen im Beamtenverhältnis mit Bezügen nach der Besoldungsordnung W des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes und ihrer Hinterbliebenen.
	(2) Ruhegehaltfähig ist auch die Zeit, in der Beamtinnen und Beamte im Sinne des Absatzes 1 nach der Habilitation oder einer Juniorprofessur dem Lehrkörper einer Hochschule angehört haben. Als ruhegehaltfähig gilt auch die zur Vorbereitung auf die Promotion benötigte Zeit bis zu zwei Jahren. Die in einer Habilitationsordnung vorgeschriebene Mindestzeit für die Erbringung der Habilitationsleistungen oder sonstiger gleichwertiger wissenschaftlicher Leistungen kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden; soweit die Habilitationsordnung eine Mindestdauer nicht vorschreibt, sind bis zu drei Jahren berücksichtigungsfähig. Die nach erfolgreichem Abschluss eines Hochschulstudiums vor der Ernennung zur Professorin, zum Professor, zur Hochschuldozentin, zum Hochschuldozenten, zur Oberassistentin, zum Oberassistenten, zur Oberingenieurin, zum Oberingenieur, zur Wissenschaftlichen oder Künstlerischen Assistentin, zum Wissenschaftlichen oder Künstlerischen Assistenten liegende Zeit einer hauptberuflichen Tätigkeit, in der besondere Fachkenntnisse erworben wurden, die für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, soll in den Fällen des § 39 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b des Brandenburgischen Hochschulgesetzes als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden; im Übrigen kann sie bis zu fünf Jahren in vollem Umfang, darüber hinaus bis zur Hälfte als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Zeiten nach Satz 4 können in der Regel insgesamt nicht über zehn Jahre hinaus als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Zeiten mit einer geringeren als der regelmäßigen Arbeitszeit dürfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, der dem Verhältnis der tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.
	Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädigender Verwendung
	(1) Ist die Beamtin oder der Beamte vor Vollendung des 60. Lebensjahres wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden, wird die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des 60. Lebensjahres für die Berechnung des Ruhegehalts der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu zwei Dritteln hinzugerechnet, soweit sie nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehaltfähig berücksichtigt wird (Zurechnungszeit). Ist die Beamtin oder der Beamte nach § 29 des Beamtenstatusgesetzes erneut in das Beamtenverhältnis berufen worden, so wird eine der Berechnung des früheren Ruhegehalts zugrunde gelegene Zurechnungszeit insoweit berücksichtigt, als die Zahl der dem neuen Ruhegehalt zugrunde liegenden Dienstjahre hinter der Zahl der dem früheren Ruhegehalt zugrunde gelegenen Dienstjahre zurückbleibt.
	(2) Die Zeit der Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten in Ländern, in denen sie oder er gesundheitsschädigenden klimatischen Einflüssen ausgesetzt war, kann bis zum Doppelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr gedauert hat. Entsprechendes gilt für Beurlaubungen, wenn für die Beurlaubungszeit ein Versorgungszuschlag in Höhe von 30 Prozent der ohne die Beurlaubung jeweils zustehenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge gezahlt wird und die Tätigkeit öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen diente und dies spätestens bei Beendigung des Urlaubs anerkannt worden ist; das für das Beamtenversorgungsrecht zuständige Ministerium kann Ausnahmen zulassen.
	(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des Absatzes 1 als auch die des Absatzes 2 erfüllt, findet die günstigere Vorschrift Anwendung.
	Allgemeine Bestimmungen zur Berücksichtigung von Dienstzeiten
	(1) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht; Zeiten einer Altersteilzeit nach beamten- oder richterrechtlichen Bestimmungen sind zu neun Zehnteln der Arbeitszeit ruhegehaltfähig, die der Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist. Zeiten der eingeschränkten Verwendung einer Beamtin oder eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtenstatusgesetzes sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht; bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des 60. Lebensjahres mindestens im Umfang des § 22 Absatz 1 Satz 1.
	(2) Zeiten im Sinne der §§ 16 bis 18 und 20 sollen nur berücksichtigt werden, wenn sie vor der Berufung in das Beamtenverhältnis zurückgelegt wurden.
	(3) Hauptberuflich ist eine Tätigkeit, wenn sie gegen Entgelt erbracht wird, den Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit darstellt, dem durch Ausbildung und Berufswahl geprägten Berufsbild entspricht und deren Beschäftigungsumfang im gleichen Zeitraum im Beamtenverhältnis zulässig gewesen wäre.
	(4) Die Gesamtversorgung aus den im Rahmen der Ermessensausübung nach den §§ 18, 19 und 21 zu berücksichtigenden Versorgungsleistungen und den nach diesem Gesetz zu leistenden Versorgungsbezügen soll die Höchstgrenze nach § 76 Absatz 2 nicht übersteigen.
	Nicht zu berücksichtigende Zeiten
	Zeiten im Sinne des § 64 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes sind nicht ruhegehaltfähig.
	Höhe des Ruhegehalts
	(1) Das Ruhegehalt wird durch Anwendung eines Prozentsatzes (Ruhegehaltssatz) auf die ruhegehaltfähigen Bezüge (§ 13) ermittelt. Der Ruhegehaltssatz beträgt für jedes Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,79375 Prozent, insgesamt jedoch höchstens 71,75 Prozent.
	(2) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 Prozent für jedes Jahr, um das die Beamtin oder der Beamte vor Ablauf des Monats, in dem
	1. die Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht wird, nach § 46 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird, 
	2. die geltende Altersgrenze erreicht wird, nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird oder
	3. die Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht wird, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird. 
	Die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 Prozent nicht übersteigen. § 10 gilt entsprechend. Gilt für die Beamtin oder für den Beamten eine vor der Vollendung der Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes liegende Altersgrenze, tritt sie in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 3 an die Stelle der Altersgrenze nach § 46 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes. Gilt für die Beamtin oder den Beamten eine nach der Vollendung des 65. Lebensjahres liegende Altersgrenze, wird in den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 nur die Zeit bis zum Ablauf des Monats berücksichtigt, in dem die Beamtin oder der Beamte das 65. Lebensjahr vollendet.
	(3) Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach § 13 (amtsabhängige Mindestversorgung). An dessen Stelle treten, wenn dies günstiger ist, 66,5 Prozent der ruhegehaltfähigen Bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 (amtsunabhängige Mindestversorgung).
	(4) Übersteigt beim Zusammentreffen von Mindestversorgung nach Absatz 3 mit einer Rente nach Anwendung des § 76 die Versorgung das nach Absatz 1 erdiente Ruhegehalt, so ruht die Versorgung bis zur Höhe des Unterschieds zwischen dem erdienten Ruhegehalt und der Mindestversorgung. Der Familienzuschlag nach § 69 Absatz 2 bleibt bei der Berechnung außer Betracht. Die Summe aus Versorgung und Rente darf nicht hinter dem Betrag der Mindestversorgung zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 zurückbleiben. Zahlbar bleibt mindestens das erdiente Ruhegehalt zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Witwen und Witwer, für hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner und für Waisen.
	(5) Bei in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtinnen oder Beamten beträgt das Ruhegehalt für die Dauer der Zeit, die die Beamtin oder der Beamte das Amt, aus dem sie oder er in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden ist, innehatte, mindestens für die Dauer von sechs Monaten, längstens für die Dauer von drei Jahren, 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich die Beamtin oder der Beamte zur Zeit der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand befunden hat. Das erhöhte Ruhegehalt darf die Dienstbezüge, die der Beamtin oder dem Beamten zu diesem Zeitpunkt zustanden, nicht übersteigen.
	Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes
	(1) Der nach § 25 Absatz 1, § 27 Absatz 2 und § 55 Absatz 3 Satz 1 berechnete Ruhegehaltssatz erhöht sich vorübergehend, wenn die Beamtin oder der Beamte vor Erreichen der Altersgrenze nach § 45 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand getreten oder versetzt worden ist und 
	1. bis zum Beginn des Ruhestands die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren für eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt war,
	2. die Beamtin oder der Beamte wegen
	a) Dienstunfähigkeit im Sinne des § 26 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes in den Ruhestand versetzt worden ist oder
	b) Erreichens der Altersgrenze nach den §§ 110, 117 und 118 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand getreten ist,
	3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht hat und
	4. keine Einkünfte im Sinne des § 74 Absatz 5 bezieht; Einkünfte bleiben außer Betracht, soweit sie durchschnittlich im Monat 470 Euro nicht überschreiten.
	(2) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes beträgt 0,95667 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für je zwölf Kalendermonate der für die Erfüllung der Wartezeit (Absatz 1 Nummer 1) anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit sie nicht von § 73 Absatz 1 erfasst werden, vor Begründung des Beamtenverhältnisses zurückgelegt wurden und nicht als ruhegehaltfähig berücksichtigt sind. Der hiernach berechnete Ruhegehaltssatz darf 66,97 Prozent nicht überschreiten. In den Fällen des § 25 Absatz 2 ist das Ruhegehalt, das sich nach Anwendung der Sätze 1 und 2 ergibt, entsprechend zu vermindern. Für die Berechnung nach Satz 1 sind verbleibende Kalendermonate unter Benutzung des Nenners 12 umzurechnen. § 10 gilt entsprechend.
	(3) Die Erhöhung fällt spätestens mit Ablauf des Monats weg, in dem die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte die maßgebliche Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht. Sie endet vorher, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte 
	1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Rente oder
	2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a nicht mehr dienstunfähig ist, mit Ablauf des Monats, in dem ihr oder ihm der Wegfall der Erhöhung mitgeteilt wird, oder
	3. ein Erwerbseinkommen bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Erwerbstätigkeit.
	§ 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 gilt sinngemäß.
	Beamtinnen und Beamte auf Zeit 
	(1) Für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten auf Zeit und ihrer Hinterbliebenen gelten die Bestimmungen für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten und ihrer Hinterbliebenen entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.
	(2) Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von zehn Jahren zurückgelegt haben, beträgt der Ruhegehaltssatz, wenn es für sie günstiger ist, nach einer Amtszeit von acht Jahren als Beamtin auf Zeit oder als Beamter auf Zeit 35 Prozent der ruhegehaltfähigen Bezüge und steigt mit jedem weiteren vollen Amtsjahr als Beamtin auf Zeit oder als Beamter auf Zeit um 1,91333 Prozent der ruhegehaltfähigen Bezüge bis zum Höchstruhegehaltssatz von 71,75 Prozent. Als Amtszeit rechnet hierbei auch die Zeit bis zur Dauer von fünf Jahren, die eine Beamtin auf Zeit oder ein Beamter auf Zeit im einstweiligen Ruhestand zurückgelegt hat. § 25 Absatz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.
	(3) Führen Beamtinnen und Beamte auf Zeit nach Ablauf ihrer Amtszeit das bisherige Amt unter erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Zeit oder durch Wiederwahl für die folgende Amtszeit weiter, gilt für die Anwendung dieses Gesetzes das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Satz 1 gilt entsprechend für Beamtinnen und für Beamte auf Zeit, die aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbrechung in ein vergleichbares oder höherwertiges Amt unter erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Zeit gewählt werden.
	(4) Ein Übergangsgeld nach § 65 wird nicht gewährt, wenn die Beamtin auf Zeit oder der Beamte auf Zeit einer gesetzlichen Verpflichtung, das Amt nach Ablauf der Amtszeit unter erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis weiterzuführen, nicht nachkommt.
	(5) Werden Beamtinnen und Beamte auf Zeit wegen Dienstunfähigkeit entlassen, gelten in Bezug auf die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags die §§ 28 und 41 entsprechend.
	(6) Wird eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, erhält sie oder er bis zum Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit, bei einem vorherigen Eintritt in den Ruhestand oder der Entlassung längstens bis zu diesem Zeitpunkt, Versorgung mit der Maßgabe, dass das Ruhegehalt während der ersten fünf Jahre 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich die Beamtin oder der Beamte zur Zeit der Abwahl befunden hat, beträgt. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 14 erhöht sich um die Zeit, in der eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit Versorgung nach Satz 1 erhält, bis zu fünf Jahren; das Höchstruhegehalt nach Absatz 2 darf nicht überschritten werden.
	(7) Zeiten, während der eine Wahlbeamtin auf Zeit oder ein Wahlbeamter auf Zeit durch eine hauptberufliche Tätigkeit oder eine Ausbildung außerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse erworben hat, die für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, können bis zu einer Gesamtzeit von vier Jahren als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, die Zeit einer Fachschul- oder Hochschulausbildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu drei Jahren. § 3 Absatz 3 gilt entsprechend.
	Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamtinnen und Beamte 
	Einer Beamtin auf Lebenszeit, einem Beamten auf Lebenszeit, einer Beamtin auf Probe oder einem Beamten auf Probe, die oder der wegen Erreichens der Altersgrenze nach § 22 Absatz 1 Nummer 2 des Beamtenstatusgesetzes entlassen ist oder wegen Dienstunfähigkeit nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Beamtenstatusgesetzes zu entlassen ist, kann auf Antrag ein Unterhaltsbeitrag für jedes Jahr der Dauer ihres oder seines Dienstverhältnisses, längstens für fünf Jahre bis zur Höhe des Ruhegehalts bewilligt werden.
	Beamtinnen und Beamte auf Probe in leitender Funktion
	(1) § 28 findet auf Beamtenverhältnisse auf Probe in leitender Funktion keine Anwendung. 
	(2) Aus Beamtenverhältnissen auf Probe in leitender Funktion ergibt sich kein selbstständiger Anspruch auf Versorgung; die Unfallfürsorge bleibt hiervon unberührt.
	Hinterbliebenenversorgung
	Versorgungsurheberinnen und Versorgungsurheber
	Versorgungsurheberinnen und Versorgungsurheber für die in diesem Unterabschnitt geregelten Ansprüche sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
	1. verstorbene Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit, die die Voraussetzungen des § 12 Absatz 1 erfüllt haben,
	2. verstorbene Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte sowie
	3. verstorbene Beamtinnen und Beamte auf Probe, die an den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 28 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes) verstorben sind oder denen die Entscheidung über die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit (§ 28 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes) zugestellt war.
	Arten der Hinterbliebenenversorgung
	Die Hinterbliebenenversorgung umfasst
	1. Bezüge für den Sterbemonat (§ 32),
	2. Sterbegeld (§ 33),
	3. Witwen- und Witwergeld (§ 34),
	4. Witwen- und Witwerabfindung (§ 36),
	5. Waisengeld (§ 38),
	6. Unterhaltsbeiträge (§§ 37 und 41).
	Bezüge für den Sterbemonat
	Die Bezüge einschließlich Aufwandsentschädigungen für den Sterbemonat stehen in voller Höhe zu.
	Sterbegeld
	(1) Beim Tod einer Beamtin oder eines Beamten, einer Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhestandsbeamten sowie einer entlassenen Beamtin oder eines entlassenen Beamten, die oder der im Sterbemonat einen Unterhaltsbeitrag erhalten hat, wird Sterbegeld an die überlebende Ehegattin, an den überlebenden Ehegatten, an die überlebende eingetragene Lebenspartnerin oder an den überlebenden eingetragenen Lebenspartner und an die Abkömmlinge der Beamtin oder des Beamten gezahlt. Satz 1 gilt nicht für die Hinterbliebenen von Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamten.
	(2) Das Sterbegeld beträgt das Zweifache der laufenden monatlichen Bezüge oder der Anwärterbezüge der oder des Verstorbenen ausschließlich der Auslandsbesoldung und der Vergütungen und ist in einer Summe zu zahlen; § 13 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Sterbegeld aus anderen Beschäftigungsverhältnissen kann angerechnet werden.
	(3) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden, so ist Sterbegeld auf Antrag zu gewähren
	1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, wenn sie zur Zeit des Todes der Beamtin oder des Beamten mit dieser oder diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder wenn die oder der Verstorbene ganz oder überwiegend ihre Ernährerin oder ihr Ernährer gewesen ist,
	2. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung getragen haben, bis zur Höhe ihrer Aufwendungen, höchstens jedoch in Höhe des Sterbegeldes nach Absatz 2.
	(4) Stirbt eine Bezieherin oder ein Bezieher von Witwen- oder Witwergeld, so erhalten die Kinder der in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen Sterbegeld, wenn sie berechtigt sind, Waisengeld oder einen Unterhaltsbeitrag zu beziehen und zur Zeit des Todes zur häuslichen Gemeinschaft der oder des Verstorbenen gehört haben. Das Sterbegeld beträgt das Zweifache des Witwen- oder Witwergeldes. Dies gilt entsprechend, wenn an Stelle des Witwen- oder Witwergeldes Unterhaltsbeitrag bezogen wird. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
	(5) Sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhanden, ist das Sterbegeld an die Person, die die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung überwiegend getragen hat, hilfsweise an einen anderen Berechtigten zu zahlen.
	Witwen- und Witwergeld
	(1) Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen oder hinterbliebene eingetragene Lebenspartner einer Versorgungsurheberin oder eines Versorgungsurhebers (§ 30) erhalten Witwen- oder Witwergeld.
	(2) Kein Anspruch besteht, wenn
	1. die Ehe oder die eingetragene Lebenspartnerschaft weniger als ein Jahr gedauert hat, es sei denn, nach den besonderen Umständen des Falls ist die Annahme nicht gerechtfertigt, dass es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat oder der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft war, der Witwe, dem Witwer, der hinterbliebenen Lebenspartnerin oder dem hinterbliebenen Lebenspartner eine Versorgung zu verschaffen oder
	2. die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber sich zum Zeitpunkt der Eheschließung oder der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bereits im Ruhestand befand und die Altersgrenze nach § 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht hatte.
	(3) Der Anspruch einer Witwe oder eines Witwers aus einer zum Zeitpunkt des Todes bestehenden Ehe schließt den Anspruch einer hinterbliebenen Lebenspartnerin oder eines hinterbliebenen Lebenspartners aus einer zum Zeitpunkt des Todes bestehenden eingetragenen Lebenspartnerschaft aus.
	Höhe des Witwen- und Witwergeldes
	(1) Das Witwen- und Witwergeld beträgt 55 Prozent des Ruhegehalts, das die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn sie oder er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. Das Witwen- und Witwergeld beträgt nach Anwendung des § 72 mindestens 55 Prozent des Ruhegehalts nach § 25 Absatz 3 Satz 2. § 25 Absatz 5 und § 26 sind nicht anzuwenden. Änderungen des Mindestruhegehalts (§ 25 Absatz 3) sind zu berücksichtigen.
	(2) War die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner mehr als zwanzig Jahre jünger als die oder der Verstorbene und ist aus der Ehe oder der eingetragenen Lebenspartnerschaft kein Kind hervorgegangen, so wird das Witwen- oder Witwergeld (Absatz 1) für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über zwanzig Jahre um 5 Prozent gekürzt, jedoch höchstens um 50 Prozent. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe oder der eingetragenen Lebenspartnerschaft werden für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrag 5 Prozent des Witwen- oder Witwergeldes hinzugesetzt, bis der volle Betrag wieder erreicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Witwen- oder Witwergeld darf nicht hinter dem Mindestwitwen- oder Mindestwitwergeld (Absatz 1 in Verbindung mit § 25 Absatz 3) zurückbleiben.
	Witwen- und Witwerabfindung
	(1) Witwen, Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner mit Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld oder auf einen Unterhaltsbeitrag erhalten in den Fällen einer Wiederverheiratung oder einer Neubegründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft eine Witwen- und Witwerabfindung.
	(2) Die Witwen- und Witwerabfindung beträgt das 24fache des für den Monat der Wiederverheiratung oder der Neubegründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften zu zahlenden Betrags des Witwen- oder Witwergeldes oder des Unterhaltsbeitrags; eine Kürzung nach § 40 und die Anwendung der §§ 74 und 75 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bleiben jedoch außer Betracht. Die Abfindung ist in einer Summe zu zahlen.
	Unterhaltsbeitrag für nicht witwen- und witwergeldberechtigte Witwen und Witweroder hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner
	In den Fällen des § 34 Absatz 2 Nummer 2 ist ein angemessener Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwen- und Witwergeldes zu gewähren. Erwerbseinkommen und Erwerbsersatzeinkommen im Sinne von § 74 sind in angemessenem Umfang anzurechnen. Wird ein Erwerbsersatzeinkommen nicht beantragt oder wird auf ein Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapitalleistung, Abfindung oder Beitragserstattung gezahlt, ist der Betrag zu berücksichtigen, der ansonsten zu zahlen wäre.
	Waisengeld
	(1) Kinder der Versorgungsurheberin oder des Versorgungsurhebers erhalten Waisengeld.
	(2) Kein Waisengeld wird gewährt, wenn das Kindschaftsverhältnis durch Annahme als Kind begründet wurde und die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber in diesem Zeitpunkt bereits im Ruhestand war und die Altersgrenze nach § 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht hatte. In diesen Fällen kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Waisengeldes bewilligt werden.
	Höhe des Waisengeldes
	(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise 12 Prozent und für die Vollwaise 20 Prozent des Ruhegehalts, das die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn sie oder er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. § 25 Absatz 5 und § 26 sind nicht anzuwenden. Änderungen des Mindestruhegehalts (§ 25 Absatz 3) sind zu berücksichtigen.
	(2) Wenn der überlebende Elternteil nicht zum Bezug von Witwen- oder Witwergeld berechtigt ist und auch keinen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen- oder Witwergeldes erhält, wird das Waisengeld nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt; es darf zuzüglich des Unterhaltsbeitrags den Betrag des Witwen- und Witwergeldes und des Waisengeldes nach dem Satz für Halbwaisen nicht übersteigen.
	(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche aus Beamtenverhältnissen mehrerer Personen, wird nur das höchste Waisengeld gezahlt.
	Zusammentreffen von Witwen- und Witwergeld, Waisengeld und Unterhaltsbeiträgen
	(1) Witwen- und Witwergeld, Waisengeld und Unterhaltsbeiträge dürfen weder einzeln noch zusammen den Betrag des ihrer Berechnung zugrunde zu legenden Ruhegehalts übersteigen. Ergibt sich zusammen ein höherer Betrag, so werden die einzelnen Bezüge im gleichen Verhältnis gekürzt.
	(2) Nach dem Ausscheiden Versorgungsberechtigter, die Bezüge nach Absatz 1 erhalten, erhöhen sich die verbleibenden Bezüge vom Beginn des folgenden Monats an insoweit, als die verbleibenden Versorgungsberechtigten nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag erhalten.
	(3) Unterhaltsbeiträge nach § 38 Absatz 2 Satz 2 dürfen nur insoweit bewilligt werden, als sie allein oder zusammen mit gesetzlichen Hinterbliebenenbezügen die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Höchstgrenze nicht übersteigen.
	Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene
	Der Witwe, dem Witwer, der hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerin oder dem hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartner und den Kindern einer Beamtin oder eines Beamten, der oder dem nach § 28 ein Unterhaltsbeitrag bewilligt worden war oder hätte bewilligt werden können, kann die in den §§ 34, 35 und den §§ 37 bis 40 vorgesehene Versorgung bis zu der dort bezeichneten Höhe als Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. § 36 gilt entsprechend.
	Beginn der Zahlungen
	Ansprüche nach diesem Unterabschnitt entstehen mit Beginn des Monats, in dem die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, frühestens jedoch mit dem Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeitpunkt geboren werden, erhalten Waisengeld oder Unterhaltsbeitrag nach § 41 vom Beginn des Geburtsmonats an.
	Erlöschen der Hinterbliebenenversorgung
	(1) Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung erlischt
	1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in dem er stirbt,
	2. für jede Witwe, jeden Witwer, jede hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin und jeden hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartner außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie oder er sich verheiratet oder eine neue eingetragene Lebenspartnerschaft begründet,
	3. für jede Waise außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollendet.
	(2) Die Ansprüche der Waisen auf Waisengeld und Unterhaltsbeitrag bestehen nach Vollendung des 18. Lebensjahres auf Antrag längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, solange die Waise
	1. sich in Schul- oder Berufsausbildung oder in einer Übergangszeit von höchstens vier Monaten befindet oder
	2. ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr oder einen vergleichbaren Dienst leistet oder
	3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten.
	In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 wird das Waisengeld ungeachtet der Höhe eines eigenen Einkommens dem Grunde nach gewährt. Soweit ein eigenes Einkommen der Waise das Zweifache des Mindestvollwaisengeldes (§ 39 Absatz 1 in Verbindung mit § 25 Absatz 3 Satz 2) übersteigt, wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 angerechnet.
	(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 wird eine Waise, die
	1. den gesetzlichen Grundwehrdienst, den freiwilligen Wehrdienst nach § 54 des Wehrpflichtgesetzes oder Zivildienst geleistet hat oder
	2. den Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz geleistet hat oder
	3. sich anstelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig für die Dauer von nicht mehr als drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat oder
	4. eine vom gesetzlichen Wehrdienst oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelferin oder Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt hat,
	für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens für die Dauer des inländischen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten Kriegsdienstverweigerern für die Dauer des inländischen gesetzlichen Zivildienstes, über das 27. Lebensjahr hinaus berücksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehrdienst oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Staat geleistet, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, so ist die Dauer dieses Dienstes maßgebend. Dem gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst steht der entsprechende Dienst gleich, der in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet geleistet worden ist.
	(4) Das Waisengeld nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird über das 27. Lebensjahr hinaus nur gewährt, wenn
	1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjahres bestanden hat oder bis zu dem sich nach Absatz 3 ergebenden Zeitpunkt eingetreten ist, wenn die Waise sich in verzögerter Schul- oder Berufsausbildung befunden hat, und
	2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihre Ehegattin, ihr Ehegatte, ihre frühere Ehegattin, ihr früherer Ehegatte, ihre eingetragene Lebenspartnerin, ihr eingetragener Lebenspartner, ihre frühere eingetragene Lebenspartnerin oder ihr früherer eingetragener Lebenspartner ihr keinen ausreichenden Unterhalt leisten kann oder dem Grunde nach nicht unterhaltspflichtig ist und sie nicht unterhält.
	Unfallfürsorge
	Allgemeines
	(1) Wird eine Beamtin oder ein Beamter durch einen Dienstunfall (§ 45) oder durch einen Einsatzunfall (§ 46) verletzt, wird Unfallfürsorge gewährt. Unfallfürsorge wird auch dem Kind einer Beamtin gewährt, das durch deren Dienstunfall während der Schwangerschaft unmittelbar geschädigt wurde. Dies gilt auch, wenn die Schädigung durch besondere Einwirkungen verursacht worden ist, die generell geeignet sind, bei der Mutter eine Erkrankung im Sinne des § 45 Absatz 3 zu verursachen.
	(2) Die Unfallfürsorge umfasst
	1. Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen (§ 50),
	2. Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 51),
	3. Heilverfahren (§§ 52, 53),
	4. Unfallausgleich (§ 54),
	5. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 55 bis 58),
	6. Unfallsterbegeld (§ 59),
	7. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 60 bis 62),
	8. einmalige Unfallentschädigung (§ 63).
	In den Fällen von Absatz 1 Satz 2 und 3 erhält das Kind der Beamtin als Unfallfürsorge Heilverfahren (§§ 52, 53), Unfallausgleich (§ 54) und Unterhaltsbeitrag (§ 58).
	Dienstunfall
	(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst gehören auch
	1. Dienstreisen und die dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort,
	2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und
	3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Übernahme die Beamtin oder der Beamte gemäß § 84 des Landesbeamtengesetzes verpflichtet ist, oder Nebentätigkeiten, deren Wahrnehmung von ihr oder ihm im Zusammenhang mit den Dienstgeschäften erwartet wird, sofern die Beamtin oder der Beamte hierbei nicht in der gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist (§ 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch).
	(2) Als Dienst gilt auch
	1. das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden Weges zwischen Wohnung und Dienststelle,
	2. ein Abweichen in vertretbarem Umfang von dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der Dienststelle, wenn
	a) das dem Grunde nach kindergeldberechtigende Kind der Beamtin oder des Beamten, das mit ihr oder ihm in einem Haushalt lebt, wegen ihrer oder seiner beruflichen Tätigkeit oder der der Ehegattin, des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners fremder Obhut anvertraut wird oder
	b) die Beamtin oder der Beamte mit anderen berufstätigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg nach und von der Dienststelle benutzt,
	3. das Zurücklegen der mit dem Dienst zusammenhängenden Wege zwischen der Unterkunft, die die Beamtin oder der Beamte wegen der Entfernung der Wohnung vom Dienstort an diesem oder in dessen Nähe genommen hat, und der Wohnung oder der Dienststelle.
	Ein Unfall bei Durchführung des Heilverfahrens (§ 52) oder auf einem hierzu notwendigen Weg gilt als Folge eines Dienstunfalls.
	(3) Als Dienstunfall gilt auch die Erkrankung an einer der in der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung vom 31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2623), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Juni 2009 (BGBl. I S. 1273) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung genannten Krankheit, wenn die Beamtin oder der Beamte nach der Art der dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung besonders ausgesetzt war, es sei denn, dass die Beamtin oder der Beamte sich die Krankheit außerhalb des Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an einer solchen Krankheit gilt jedoch stets als Dienstunfall, wenn sie durch gesundheitsschädigende Verhältnisse verursacht worden ist, denen die Beamtin oder der Beamte am Ort des dienstlich angeordneten Aufenthalts im Ausland besonders ausgesetzt war.
	(4) Als Dienstunfall gilt auch ein tätlicher rechtswidriger Angriff auf die Beamtin oder den Beamten außerhalb des Dienstes, der im Hinblick auf pflichtgemäßes dienstliches Verhalten oder wegen der Eigenschaft als Beamtin oder Beamter erfolgt ist und einen Körperschaden verursacht hat. Als Dienstunfall gilt ferner ein Körperschaden, den eine Beamtin oder ein Beamter im Ausland erleidet, wenn sie oder er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen, denen sie oder er am Ort ihres oder seines dienstlich angeordneten Aufenthalts im Ausland besonders ausgesetzt war, angegriffen wird.
	(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann auch gewährt werden, wenn eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der zur Wahrnehmung einer Tätigkeit, die öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, beurlaubt worden ist und in Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit einen Körperschaden erleidet.
	Einsatzversorgung
	(1) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch dann gewährt, wenn eine Beamtin oder ein Beamter  aufgrund eines in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetretenen Unfalls oder einer derart eingetretenen Erkrankung im Sinne des § 45 bei einer besonderen Verwendung im Ausland eine gesundheitliche Schädigung erleidet (Einsatzunfall). Eine besondere Verwendung im Ausland ist eine Verwendung, die aufgrund eines Übereinkommens oder einer Vereinbarung mit einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bundesregierung im Ausland oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen stattfindet, oder eine Verwendung im Ausland oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen mit vergleichbar gesteigerter Gefährdungslage. Die besondere Verwendung im Ausland beginnt mit dem Eintreffen im Einsatzgebiet und endet mit dem Verlassen des Einsatzgebietes.
	(2) Gleiches gilt, wenn bei einer Beamtin oder bei einem Beamten eine Erkrankung oder ihre Folgen oder ein Unfall auf gesundheitsschädigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse bei einer Verwendung im Sinne des Absatzes 1 zurückzuführen sind oder wenn eine gesundheitliche Schädigung bei dienstlicher Verwendung im Ausland auf einen Unfall oder eine Erkrankung im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft zurückzuführen ist oder darauf beruht, dass die Beamtin oder der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist.
	(3) § 45 Absatz 5 gilt entsprechend.
	(4) Die Unfallfürsorge ist ausgeschlossen, wenn sich die Beamtin oder der Beamte vorsätzlich oder grob fahrlässig der Gefährdung ausgesetzt oder die Gründe für eine Verschleppung, Gefangenschaft oder sonstige Einflussbereichsentziehung herbeigeführt hat, es sei denn, dass der Ausschluss für sie oder für ihn eine unbillige Härte wäre.
	Meldung und Untersuchungsverfahren
	(1) Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche nach diesem Gesetz entstehen können, sind der Dienstvorgesetzten oder dem Dienstvorgesetzten innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalls schriftlich zu melden.
	(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfürsorge nur gewährt, wenn seit dem Unfall noch nicht zehn Jahre vergangen sind und glaubhaft gemacht wird, dass mit der Möglichkeit eines Körperschadens oder einer Erkrankung aufgrund des Unfallereignisses nicht habe gerechnet werden können oder dass die oder der Berechtigte durch außerhalb ihres oder seines Willens liegende Umstände gehindert war, den Unfall zu melden. Die Meldung muss, nachdem mit der Möglichkeit eines Körperschadens oder einer Erkrankung gerechnet werden konnte oder das Hindernis für die Meldung weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten erfolgen. Die Unfallfürsorge wird in diesen Fällen vom Tag der Meldung an gewährt; zur Vermeidung von Härten kann sie auch von einem früheren Zeitpunkt an gewährt werden.
	(3) Die Dienstvorgesetzte oder der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, der ihr oder ihm gemeldet oder von Amts wegen bekannt wird, sofort zu untersuchen. Über das Ergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen. Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet über die Anerkennung als Dienstunfall und die Gewährung der Unfallfürsorge.
	(4) Unfallfürsorge nach § 44 Absatz 1 Satz 2 wird nur gewährt, wenn der Unfall der Beamtin innerhalb der Fristen nach den Absätzen 1 und 2 gemeldet und als Dienstunfall anerkannt worden ist. Der Anspruch auf Unfallfürsorge nach § 44 Absatz 2 Satz 2 ist innerhalb von zwei Jahren vom Tag der Geburt an von den Sorgeberechtigten geltend zu machen. Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass die Zehnjahresfrist am Tag der Geburt zu laufen beginnt. Der Antrag muss, nachdem mit der Möglichkeit einer Schädigung durch einen Dienstunfall der Mutter während der Schwangerschaft gerechnet werden konnte oder das Hindernis für den Antrag weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten gestellt werden.
	Nichtgewährung von Unfallfürsorge
	(1) Unfallfürsorge wird nicht gewährt, wenn die Verletzte oder der Verletzte den Dienstunfall vorsätzlich herbeigeführt hat.
	(2) Hat die Verletzte oder der Verletzte eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne gesetzlichen oder sonstigen wichtigen Grund nicht befolgt und wird dadurch die Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflusst, so kann ihr oder ihm die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die Unfallfürsorge insoweit versagen. Die Verletzte oder der Verletzte ist auf diese Folgen schriftlich hinzuweisen.
	(3) Hinterbliebenenversorgung nach den Unfallfürsorgevorschriften wird in den Fällen des § 37 nicht gewährt.
	Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche
	(1) Die verletzte Beamtin oder der verletzte Beamte und ihre oder seine Hinterbliebenen haben aus Anlass eines Dienstunfalls gegen den Dienstherrn nur die in diesem Unterabschnitt geregelten Ansprüche. Ist die Beamtin oder der Beamte nach dem Dienstunfall in den Dienstbereich eines anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes versetzt worden, so richten sich die Ansprüche gegen diesen. Das Gleiche gilt in den Fällen des gesetzlichen Übertritts oder der Übernahme bei der Umbildung von Körperschaften. Satz 2 gilt in den Fällen, in denen Beamtinnen oder Beamte aus dem Dienstbereich eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes zu einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes versetzt werden mit der Maßgabe, dass die Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden sind.
	(2) Weitergehende Ansprüche aufgrund allgemeiner gesetzlicher Vorschriften können gegen einen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet oder gegen die in seinem Dienst stehenden Personen nur dann geltend gemacht werden, wenn der Dienstunfall
	1. durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer solchen Person verursacht worden ist oder
	2. bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten ist.
	Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 sind Leistungen, die der Beamtin oder dem Beamten und ihren oder seinen Hinterbliebenen nach diesem Gesetz gewährt werden, auf diese weitergehenden Ansprüche anzurechnen. Der Dienstherr, der Leistungen nach diesem Gesetz gewährt, hat keinen Anspruch auf Ersatz dieser Leistungen gegen einen anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet, der zu einem weitergehenden Schadensersatz verpflichtet ist.
	(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen bleiben unberührt.
	(4) Auf laufende und einmalige Geldleistungen, die nach diesem Gesetz wegen eines Körper-, Sach- oder Vermögensschadens gewährt werden, sind Geldleistungen anzurechnen, die wegen desselben Schadens von anderer Seite erbracht werden. Hierzu gehören insbesondere Geldleistungen, die von Drittstaaten oder zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen gewährt oder veranlasst werden. Nicht anzurechnen sind Leistungen privater Schadensversicherungen, die auf Beiträgen der Verletzten oder des Verletzten beruhen. Dies gilt nicht, wenn von den in Satz 2 genannten Stellen mindestens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe gezahlt wurden.
	Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen
	Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die die Beamtin oder der Beamte mit sich geführt hat, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann dafür Ersatz geleistet werden. Anträge auf Gewährung von Sachschadensersatz nach Satz 1 sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten zu stellen. Sind durch die erste Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, so ist der Beamtin oder dem Beamten der nachweisbar notwendige Aufwand zu ersetzen.
	Schadensausgleich in besonderen Fällen
	(1) Schäden, die einer Beamtin oder einem Beamten während einer Verwendung im Sinne des § 46 Absatz 1 infolge von besonderen, vom Inland wesentlich abweichenden Verhältnissen, insbesondere infolge von Kriegshandlungen, kriegerischen Ereignissen, Aufruhr, Unruhen oder Naturkatastrophen oder als Folge der Ereignisse nach § 46 Absatz 2 entstehen, werden ihr oder ihm in angemessenem Umfang ersetzt. Gleiches gilt für Schäden der Beamtin oder des Beamten durch einen Gewaltakt gegen staatliche Amtsträgerinnen oder Amtsträger, Einrichtungen oder Maßnahmen, wenn die Beamtin oder der Beamte von dem Gewaltakt in Ausübung des Dienstes oder wegen ihrer oder seiner Eigenschaft als Beamtin oder Beamter betroffen ist.
	(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den Folgen eines schädigenden Ereignisses der in Absatz 1 bezeichneten Art verstorben, wird 
	1. der Witwe, dem Witwer, der hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerin oder dem hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartner sowie den nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigten Kindern,
	2. den Eltern sowie den nach beamtenrechtlichen Grundsätzen nicht versorgungsberechtigten Kindern, wenn Hinterbliebene nach Nummer 1 nicht vorhanden sind,
	ein Ausgleich in angemessenem Umfang gewährt. Der Ausgleich für ausgefallene Versicherungen wird der natürlichen Person gewährt, die die Beamtin oder der Beamte im Versicherungsvertrag begünstigt hat.
	(3) § 45 Absatz 5 gilt entsprechend.
	(4) Der Schadensausgleich nach den Absätzen 1 und 2 wird nur einmal gewährt. Wird er aufgrund derselben Ursache nach § 63b des Soldatenversorgungsgesetzes vorgenommen, sind die Absätze 1 und 2 nicht anzuwenden.
	(5) Die Absätze 1 bis 3 sind auch auf Schäden bei dienstlicher Verwendung im Ausland anzuwenden, die im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft entstanden sind oder darauf beruhen, dass die oder der Geschädigte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist.
	(6) Für den Schadensausgleich gilt § 46 Absatz 4 entsprechend.
	Heilverfahren
	(1) Das Heilverfahren umfasst die notwendige
	1. ärztliche und zahnärztliche Behandlung,
	2. Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Unfallfolgen erleichtern sollen,
	3. Pflege (§ 53).
	(2) An Stelle der ärztlichen Behandlung sowie der Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln kann Krankenhausbehandlung gewährt werden. Die oder der Verletzte ist verpflichtet, sich einer Krankenhausbehandlung zu unterziehen, wenn sie nach einer Stellungnahme einer oder eines durch die Dienstbehörde bestimmten Ärztin oder bestimmten Arztes zur Sicherung des Heilerfolges notwendig ist.
	(3) Die oder der Verletzte ist verpflichtet, sich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, es sei denn, dass sie mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit der oder des Verletzten verbunden ist. Das Gleiche gilt für eine Operation dann, wenn sie keinen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeutet.
	(4) Verursachen die Folgen des Dienstunfalls außergewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäscheverschleiß, so sind diese in angemessenem Umfang zu ersetzen.
	(5) Das Nähere zu Umfang und Durchführung des Heilverfahrens regelt das für das Beamtenversorgungsrecht zuständige Mitglied der Landesregierung durch Rechtsverordnung.
	Pflegekosten
	(1) Ist die oder der Verletzte infolge des Dienstunfalls so hilflos, dass sie oder er nicht ohne fremde Hilfe und Pflege auskommen kann, sind die Kosten einer notwendigen Pflege in angemessenem Umfang zu erstatten.
	(2) Nach dem Beginn des Ruhestands ist der oder dem Verletzten auf Antrag für die Dauer der Hilflosigkeit ein Zuschlag zu dem Unfallruhegehalt bis zum Erreichen der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu gewähren; die Kostenerstattung nach Absatz 1 entfällt.
	Unfallausgleich
	(1)  Ist die oder der Verletzte infolge des Dienstunfalls in der Erwerbsfähigkeit länger als sechs Monate um mindestens 25 Prozent beschränkt, so wird, solange dieser Zustand andauert, neben der Besoldung oder dem Ruhegehalt ein Unfallausgleich in Höhe der Grundrente nach § 31 Absatz 1 bis 4 des Bundesversorgungsgesetzes gewährt.
	(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben zu beurteilen. Eine unfallunabhängige Minderung der Erwerbsfähigkeit bleibt außer Betracht. Beruht eine Minderung der Erwerbsfähigkeit auf einem früheren Dienstunfall, kann ein einheitlicher Unfallausgleich festgesetzt werden. Für äußere Körperschäden können Mindestprozentsätze festgesetzt werden. Vorübergehende Gesundheitsstörungen sind nicht zu berücksichtigen; als vorübergehend gilt ein Zeitraum bis zu sechs Monaten.
	(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in den Verhältnissen, die für die Feststellung maßgebend gewesen sind, eine wesentliche Änderung eingetreten ist. § 9 gilt entsprechend.
	(4) Der Unfallausgleich wird auch während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge gewährt.
	(5) Bei Gewährung von Leistungen nach § 53 Absatz 2 ist der Unfallausgleich um die Hälfte zu mindern.
	Unfallruhegehalt
	(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der wegen dauernder Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls in den Ruhestand versetzt wird, erhält Unfallruhegehalt.
	(2) Für die Berechnung des Unfallruhegehalts einer oder eines vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand getretenen Beamtin oder Beamten wird der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte der Zurechnungszeit nach § 22 Absatz 1 hinzugerechnet. § 22 Absatz 3 gilt entsprechend.
	(3) Der nach § 25 Absatz 1 ermittelte Ruhegehaltssatz erhöht sich um 20 Prozent. Das Unfallruhegehalt beträgt mindestens 63,78 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und darf 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. Es darf nicht hinter 71,75 Prozent der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 zurückbleiben.
	Erhöhtes Unfallruhegehalt
	(1) Erleidet eine Beamtin oder ein Beamter bei Ausübung einer Diensthandlung, mit der eine besondere Lebensgefahr verbunden ist, infolge dieser Gefährdung einen Dienstunfall (qualifizierter Dienstunfall), so sind bei der Bemessung des Unfallruhegehalts 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen, wenn sie oder er infolge dieses Dienstunfalls dauernd dienstunfähig geworden und in den Ruhestand getreten und zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand infolge des Dienstunfalls in der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 Prozent beschränkt ist. Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass sich für Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des einfachen Dienstes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mindestens nach der Besoldungsgruppe A 6, für Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 9, für Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 12 und für Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe des höheren Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 16 bemessen; die Einteilung in Laufbahngruppen gilt für die Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten, die sonstigen Beamtinnen und Beamten des Vollzugsdienstes und die Beamtinnen und Beamten des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr entsprechend.
	(2) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte 
	1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidrigen Angriff oder
	2. außerhalb des Dienstes durch einen Angriff im Sinne des § 45 Absatz 4 einen Dienstunfall mit den in Absatz 1 genannten Folgen erleidet.
	(3) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn eine Beamtin oder ein Beamter einen Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 46 erleidet und infolge dessen dienstunfähig geworden ist und in den Ruhestand versetzt wurde und zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand infolge des Einsatzunfalls oder des diesem gleichstehenden Ereignisses in ihrer oder seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 Prozent beschränkt ist.
	Unterhaltsbeitrag für frühere Beamtinnen und Beamte sowiefrühere Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte 
	(1) Eine frühere Beamtin oder ein früherer Beamter, die oder der durch einen Dienstunfall verletzt wurde und deren oder dessen Beamtenverhältnis nicht durch Eintritt in den Ruhestand geendet hat, erhält neben dem Heilverfahren (§§ 52, 53) für die Dauer einer durch den Dienstunfall verursachten Erwerbsbeschränkung einen Unterhaltsbeitrag.
	(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt 
	1. bei voller Erwerbsunfähigkeit 63,78 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach Absatz 4,
	2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 20 Prozent den diesem Grad entsprechenden Teil des Unterhaltsbeitrags nach Nummer 1.
	(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 kann der Unterhaltsbeitrag, solange die oder der Verletzte aus Anlass des Unfalls unverschuldet arbeitslos ist, bis auf den Betrag nach Absatz 2 Nummer 1 erhöht werden. Bei Hilflosigkeit der oder des Verletzten gilt § 53 entsprechend.
	(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen sich nach § 13 Absatz 1. Bei einer früheren Beamtin auf Widerruf im Vorbereitungsdienst oder einem früheren Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst sind die Dienstbezüge zugrunde zu legen, die sie oder er bei der Ernennung zur Beamtin auf Probe oder zum Beamten auf Probe zuerst erhalten hätte; das Gleiche gilt bei einer früheren Beamtin des Polizeivollzugsdienstes auf Widerruf oder einem früheren Beamten des Polizeivollzugsdienstes auf Widerruf mit Dienstbezügen. Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge des Dienstunfalls entlassen worden, gilt § 13 Absatz 2 entsprechend.
	(5) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge des Dienstunfalls entlassen worden, darf der Unterhaltsbeitrag nach Absatz 2 Nummer 1 nicht hinter dem Mindestunfallruhegehalt (§ 55 Absatz 3 Satz 3) zurückbleiben. Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls der in § 56 bezeichneten Art entlassen worden und war sie oder er zum Zeitpunkt der Entlassung infolge des Dienstunfalls in der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 Prozent beschränkt, treten an die Stelle des Mindestunfallruhegehalts 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, die sich bei sinngemäßer Anwendung des § 56 ergibt.
	(6) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben zu beurteilen. Zum Zweck der Nachprüfung des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit ist die frühere Beamtin oder der frühere Beamte verpflichtet, sich auf Anordnung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle durch eine von ihr bestimmte Ärztin oder einen von ihr bestimmten Arzt untersuchen zu lassen.
	(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für eine frühere Ruhestandsbeamtin oder für einen früheren Ruhestandsbeamten, die oder der durch einen Dienstunfall verletzt wurde und die Rechte als Ruhestandsbeamtin oder als Ruhestandsbeamter verloren hat oder das Ruhegehalt aberkannt wurde.
	Unterhaltsbeitrag bei Schädigung eines ungeborenen Kindes
	(1) Der Unterhaltsbeitrag wird in den Fällen des § 44 Absatz 1 Satz 2 und 3 für die Dauer der durch einen Dienstunfall der Mutter verursachten Minderung der Erwerbsfähigkeit gewährt 
	1. bei Verlust der Erwerbsfähigkeit in Höhe des Mindestunfallwaisengeldes nach § 60 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 55 Absatz 3 Satz 3,
	2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 Prozent in Höhe eines der Minderung der Erwerbsfähigkeit entsprechenden Teils des Unterhaltsbeitrags nach Nummer 1.
	(2) § 57 Absatz 6 gilt entsprechend. Bei Minderjährigen wird die Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den Auswirkungen bemessen, die sich bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheitsschaden ergeben würden. Die Sorgeberechtigten sind verpflichtet, Untersuchungen zu ermöglichen.
	(3) Der Unterhaltsbeitrag beträgt vor Vollendung des 14. Lebensjahres 30 Prozent, vor Vollendung des 18. Lebensjahres 50 Prozent der Sätze nach Absatz 1.
	(4) Der Anspruch auf Unterhaltsbeitrag ruht insoweit, als während einer Heimpflege von mehr als einem Kalendermonat Pflegekosten gemäß § 53 Absatz 2 erstattet werden.
	(5) Hat eine Unterhaltsbeitragsberechtigte oder ein Unterhaltsbeitragsberechtigter Anspruch auf Waisengeld nach diesem Gesetz, wird nur der höhere Versorgungsbezug gezahlt.
	Unfallsterbegeld
	Stirbt die verletzte Beamtin oder der verletzte Beamte an den Folgen des Dienstunfalls im Sinne des § 45, so wird anstelle des Sterbegeldes nach § 33 ein Unfallsterbegeld gewährt. Das Unfallsterbegeld beträgt das Dreifache der laufenden monatlichen Bezüge der oder des Verstorbenen ausschließlich der Auslandsbesoldung und der Vergütungen, mindestens aber 8 000 Euro. Im Übrigen gilt § 33 entsprechend.
	Unfall-Hinterbliebenenversorgung
	(1) Ist eine Beamtin, ein Beamter, eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter an den Folgen eines Dienstunfalls verstorben, richtet sich die Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach den Vorschriften der Hinterbliebenenversorgung unter Berücksichtigung des Unfallruhegehalts, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. Das Waisengeld beträgt für jedes waisengeldberechtigte Kind (§ 38) 30 Prozent des Unfallruhegehalts und wird auch elternlosen Enkelinnen und Enkeln gewährt, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder überwiegend durch die Verstorbene oder den Verstorbenen bestritten wurde. In den Fällen des § 37 wird keine Unfall-Hinterbliebenen-versorgung gewährt.
	(2) Ist eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter, die oder der Unfallruhegehalt bezog, nicht an den Folgen des Dienstunfalls verstorben, so steht den Hinterbliebenen nur Versorgung nach Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 (§§ 30 bis 43) zu. Die Bezüge sind aber unter Zugrundelegung des Unfallruhegehalts zu berechnen.
	Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene und für Verwandte der aufsteigenden Linie
	(1) Ist in den Fällen des § 57 die Anspruchsberechtigte oder der Anspruchsberechtigte an den Folgen des Dienstunfalls verstorben, erhält die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner für die Dauer von zwei Jahren einen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen- oder Witwergeldes, das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrags nach § 57 Absatz 2 Nummer 1 ergibt. Abweichend hiervon wird ein Unterhaltsbeitrag gewährt, solange die Witwe oder der Witwer ein Kind der oder des Verstorbenen erzieht.
	(2) Der Unterhaltsbeitrag für die Waisen richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrags nach § 57 Absatz 2 Nummer 1.
	(3) Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder überwiegend durch die Verstorbene oder durch den Verstorbenen (§ 60 Absatz 1) bestritten wurde, ist für die Dauer der Bedürftigkeit und längstens für die Dauer von zwei Jahren ein Unterhaltsbeitrag von zusammen 30 Prozent des Unfallruhegehalts zu gewähren, mindestens jedoch 40 Prozent des nach § 55 Absatz 3 Satz 3 errechneten Betrags. Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern vor den Großeltern gewährt; an die Stelle eines verstorbenen Elternteils treten dessen Eltern.
	Höchstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung
	Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen (§§ 60 und 61) darf insgesamt die Bezüge (Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag) nicht übersteigen, die die oder der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können. § 40 ist entsprechend anzuwenden. Der Unfallausgleich (§ 54) sowie der Zuschlag bei Hilflosigkeit (§ 53 Absatz 2) oder bei Arbeitslosigkeit (§ 57 Absatz 3) bleiben sowohl bei der Berechnung des Unterhaltsbeitrags nach § 61 als auch bei der vergleichenden Berechnung nach § 40 außer Betracht.
	Einmalige Unfallentschädigung
	(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der einen Dienstunfall der in § 56 bezeichneten Art erleidet, erhält neben einer beamtenrechtlichen Versorgung bei Beendigung des Dienstverhältnisses eine einmalige Unfallentschädigung, wenn von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle in diesem Zeitpunkt infolge des Unfalls eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von wenigstens 50 Prozent festgestellt wird. Die Höhe der einmaligen Unfallentschädigung hängt vom Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit ab und beträgt bei einer dauerhaften Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
	1. mindestens 50 Prozent    50 000 Euro,
	2. mindestens 60 Prozent    60 000 Euro,
	3. mindestens 70 Prozent    70 000 Euro,
	4. mindestens 80 Prozent    80 000 Euro,
	5. mindestens 90 Prozent    90 000 Euro,
	6. 100 Prozent   100 000 Euro.
	Nach der Feststellung sich ergebende Veränderungen der Minderung der Erwerbsfähigkeit bleiben unberücksichtigt.
	(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den Folgen eines Dienstunfalls der in § 56 bezeichneten Art verstorben, ohne eine einmalige Unfallentschädigung nach Absatz 1 erhalten zu haben, wird den Hinterbliebenen eine einmalige Unfallentschädigung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen gewährt:
	1. Die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner sowie die versorgungsberechtigten Kinder erhalten eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 60 000 Euro.
	2. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummer 1 nicht vorhanden, so erhalten die Eltern und die nicht versorgungsberechtigten Kinder eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 20 000 Euro.
	3. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummern 1 und 2 nicht vorhanden, so erhalten die Großeltern, Enkelinnen und Enkel eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 10 000 Euro.
	(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der
	1. als Angehörige oder Angehöriger des besonders gefährdeten fliegenden Personals während des Flugdienstes,
	2. als Helm- oder Schwimmtaucherin oder Helm- oder Schwimmtaucher während des besonders gefährlichen Tauchdienstes,
	3. im Bergrettungsdienst während des Einsatzes und der Ausbildung oder
	4. als Angehörige oder Angehöriger des besonders gefährdeten Munitionsuntersuchungspersonals während des dienstlichen Umgangs mit Munition oder
	5. als Angehörige oder Angehöriger eines Polizeiverbands bei einer besonders gefährlichen Diensthandlung im Einsatz oder in der Ausbildung dazu oder
	6. im Einsatz beim Ein- und Aushängen von Außenlasten bei einem Drehflügelflugzeug
	einen Unfall erleidet, der nur auf die eigentümlichen Verhältnisse des Dienstes nach den Nummern 1 bis 6 zurückzuführen ist. Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung den Personenkreis des Satzes 1 und die zum Dienst im Sinne des Satzes 1 gehörenden dienstlichen Verrichtungen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für andere Angehörige des öffentlichen Dienstes, zu deren Dienstobliegenheiten Tätigkeiten der in Satz 1 Nummer 1 bis 6 bezeichneten Art gehören.
	(4) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Beamtin oder ein Beamter oder eine andere Angehörige oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes einen Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 46 erleidet.
	(5) Die Hinterbliebenen erhalten eine einmalige Entschädigung nach Maßgabe des Absatzes 2, wenn eine Beamtin oder ein Beamter oder eine andere Angehörige oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes an den Folgen eines Einsatzunfalls oder eines diesem gleichstehenden Ereignisses im Sinne des § 46 verstorben ist.
	(6) Für die einmalige Entschädigung nach den Absätzen 4 und 5 gelten § 45 Absatz 5 und § 46 Absatz 4 entsprechend. Besteht aufgrund derselben Ursache Anspruch sowohl auf eine einmalige Unfallentschädigung nach den Absätzen 1 bis 3 als auch auf eine einmalige Entschädigung nach den Absätzen 4 oder 5, wird nur die einmalige Entschädigung gewährt.
	Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte 
	Erleidet eine Ehrenbeamtin oder ein Ehrenbeamter einen Dienstunfall (§ 45), so besteht Anspruch auf ein Heilverfahren (§ 52). Außerdem kann Ersatz von Sachschäden (§ 50) und ein nach billigem Ermessen von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle festzusetzender Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. Das Gleiche gilt für die Hinterbliebenen.
	Übergangsgeld, Ausgleich, Bezüge bei Verschollenheit
	Übergangsgeld
	(1) Beamtinnen oder Beamte mit Dienstbezügen, die nicht auf eigenen Antrag entlassen werden, erhalten als Übergangsgeld nach vollendeter einjähriger Beschäftigungszeit das Einfache und bei längerer Beschäftigungszeit für jedes weitere volle Jahr ihrer Dauer die Hälfte, insgesamt höchstens das Sechsfache der Dienstbezüge (§ 1 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes) des letzten Monats. Abweichend von Satz 1 erhalten Juniorprofessorinnen, Juniorprofessoren, Hochschuldozentinnen, Hochschuldozenten, Oberassistentinnen, Oberassistenten, Oberingenieurinnen, Oberingenieure, Wissenschaftliche oder Künstlerische Assistentinnen, Wissenschaftliche oder Künstlerische Assistenten als Übergangsgeld für ein Jahr Dienstzeit das Einfache, insgesamt höchstens das Sechsfache der Dienstbezüge des letzten Monats. § 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Das Übergangsgeld wird auch dann gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte zum Zeitpunkt der Entlassung ohne Dienstbezüge beurlaubt war. Maßgebend sind die Dienstbezüge, die die Beamtin oder der Beamte zum Zeitpunkt der Entlassung erhalten hätte.
	(2) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener hauptberuflicher entgeltlicher Tätigkeit im Dienste desselben Dienstherrn oder der Verwaltung, deren Aufgaben der Dienstherr übernommen hat, sowie in den Fällen der Versetzung die entsprechende Zeit im Dienste des früheren Dienstherrn; die vor einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge liegende Beschäftigungszeit wird mit berücksichtigt. Zeiten mit einer Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit sind nur zu dem Teil anzurechnen, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.
	(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn 
	1. die Beamtin oder der Beamte wegen eines Verhaltens im Sinne des § 22 Absatz 1 Nummer 1, § 22 Absatz 2, § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 23 Absatz 2 und § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes entlassen wird oder 
	2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 28 bewilligt wird oder 
	3. die Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet wird oder
	4. die Beamtin oder der Beamte mit der Berufung in ein Richterinnenverhältnis oder Richterverhältnis oder mit der Ernennung zur Beamtin auf Zeit oder zum Beamten auf Zeit entlassen wird.
	(4) Das Übergangsgeld wird in Monatsbeträgen für die der Entlassung folgende Zeit wie die Dienstbezüge gezahlt. Es ist längstens bis zum Ende des Monats zu zahlen, in dem die Beamtin oder der Beamte die für das Beamtenverhältnis bestimmte gesetzliche Altersgrenze erreicht hat. Beim Ableben der Empfängerin oder des Empfängers ist der noch nicht ausgezahlte Betrag den Hinterbliebenen in einer Summe zu zahlen.
	(5) Bezieht die entlassene Beamtin oder der entlassene Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 74 Absatz 5, verringert sich das Übergangsgeld um den Betrag dieser Einkünfte.
	Übergangsgeld für entlassene politische Beamtinnen und Beamte 
	(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der aus einem Amt im Sinne des § 30 des Beamtenstatusgesetzes nicht auf eigenen Antrag entlassen wird, erhält ein Übergangsgeld in Höhe von 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sie oder er sich zur Zeit ihrer oder seiner Entlassung befunden hat. § 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes gilt entsprechend.
	(2) Das Übergangsgeld wird für die Dauer der Zeit, die die Beamtin oder der Beamte das Amt, aus dem sie oder er entlassen worden ist, innehatte, mindestens für die Dauer von sechs Monaten, längstens für die Dauer von drei Jahren, gewährt.
	(3) § 65 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 und Absatz 4 gilt entsprechend.
	(4) Bezieht die entlassene Beamtin oder der entlassene Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 74 Absatz 5, so verringern sich die in entsprechender Anwendung des § 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes fortgezahlten Bezüge und das Übergangsgeld um den Betrag dieser Einkünfte.
	Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen
	(1) Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdienstes und des feuerwehrtechnischen Dienstes, die vor Erreichen der Altersgrenze (§ 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes) aufgrund einer für sie geltenden besonderen Altersgrenze in den Ruhestand treten, erhalten neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in Höhe des Fünffachen der Dienstbezüge (§ 1 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes) des letzten Monats, jedoch nicht über 4 091 Euro. Dieser Betrag verringert sich um jeweils ein Fünftel für jedes Jahr, das über die besondere Altersgrenze hinaus abgeleistet wird. § 13 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in einer Summe zu zahlen. Der Ausgleich wird nicht neben einer einmaligen Unfallentschädigung im Sinne des § 63 gewährt.
	(2) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gegen die Beamtin oder den Beamten ein Verfahren auf Rücknahme der Ernennung oder ein Verfahren, das nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes zum Verlust der Beamtenrechte führen könnte, oder ist gegen die Beamtin oder den Beamten Disziplinarklage erhoben worden, darf der Ausgleich erst nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens und nur gewährt werden, wenn kein Verlust der Versorgungsbezüge eingetreten ist. Die disziplinarrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.
	(3) Der Ausgleich wird im Falle der Bewilligung von Urlaub bis zum Eintritt in den Ruhestand nach § 79 Absatz 1 Nummer 2 zweite Alternative des Landesbeamtengesetzes nicht gewährt.
	Bezüge bei Verschollenheit
	(1) Verschollene Beamtinnen, Beamte, Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, sonstige Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger erhalten die zustehenden Bezüge bis zum Ablauf des Monats, in dem die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle feststellt, dass das Ableben mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist.
	(2) Mit Beginn des Folgemonats erhalten die Personen, die im Fall des Todes der oder des Verschollenen Witwen-, Witwer- oder Waisengeld erhalten würden oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten könnten, diese Bezüge. Die §§ 32 und 33 gelten nicht.
	(3) Kehrt die oder der Verschollene zurück, so lebt der Anspruch auf Bezüge, soweit nicht besondere gesetzliche Gründe entgegenstehen, wieder auf. Nachzahlungen sind längstens für die Dauer eines Jahres zu leisten; die nach Absatz 2 für den gleichen Zeitraum gewährten Bezüge sind anzurechnen.
	(4) Ergibt sich, dass bei einer Beamtin oder bei einem Beamten die Voraussetzungen des § 9 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes vorliegen, so können die nach Absatz 2 gezahlten Bezüge von ihr oder ihm zurückgefordert werden.
	(5) Wird die oder der Verschollene für tot erklärt oder die Todeszeit gerichtlich festgestellt oder eine Sterbeurkunde über den Tod der oder des Verschollenen ausgestellt, so ist die Hinterbliebenenversorgung ab dem ersten Tag des auf die Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung oder die Ausstellung der Sterbeurkunde folgenden Monats unter Berücksichtigung des festgestellten Todeszeitpunktes neu festzusetzen.
	Familienbezogene Leistungen
	Familienzuschlag
	(1) Auf den Familienzuschlag finden die für Beamtinnen und Beamte geltenden Vorschriften des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes Anwendung. 
	(2) Der Familienzuschlag wird neben dem Ruhegehalt gezahlt. Er wird unter Berücksichtigung der nach den Verhältnissen der Beamtin, des Beamten, der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten für die Bemessung des Familienzuschlags in Betracht kommenden Kinder neben dem Witwen- oder Witwergeld gezahlt, soweit die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner Anspruch auf Kindergeld für diese Kinder hat oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 und 65 des Einkommensteuergesetzes oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldgesetzes haben würde. Soweit kein Anspruch nach Satz 2 besteht, wird der Familienzuschlag neben dem Waisengeld gezahlt, wenn die Waise im Familienzuschlag zu berücksichtigen ist oder zu berücksichtigen wäre, wenn die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte noch lebte. Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder zu gleichen Teilen aufgeteilt.
	Ausgleichsbetrag
	Neben dem Waisengeld wird ein Ausgleichsbetrag gezahlt, der dem Betrag für das erste Kind nach § 66 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes entspricht, wenn in der Person der Waise die Voraussetzungen des § 32 Absatz 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes erfüllt sind, Ausschlussgründe nach § 65 des Einkommensteuergesetzes nicht vorliegen, keine Person vorhanden ist, die nach § 62 des Einkommensteuergesetzes oder nach § 1 des Bundeskindergeldgesetzes anspruchsberechtigt ist, und die Waise keinen Anspruch auf Kindergeld nach § 1 Absatz 2 des Bundeskindergeldgesetzes hat. Der Ausgleichsbetrag gilt für die Anwendung der §§ 74 und 75 nicht als Versorgungsbezug. Besteht Anspruch auf mehrere Waisengelder, wird der Ausgleichsbetrag nur neben den neuen Versorgungsbezügen gezahlt.
	Kindererziehungszuschlag
	(1) Hat eine Beamtin oder ein Beamter ein nach dem 31. Dezember 1991 geborenes Kind erzogen, erhöht sich das Ruhegehalt für jeden Monat einer ihr oder ihm zuzuordnenden Kindererziehungszeit um einen Kindererziehungszuschlag. Dies gilt nicht, wenn die Beamtin oder der Beamte wegen der Erziehung des Kindes in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig (§ 3 Satz 1 Nummer 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) war und die allgemeine Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.
	(2) Die Kindererziehungszeit beginnt nach Ablauf des Monats der Geburt und endet nach 36 Kalendermonaten, spätestens mit dem Ablauf des Monats, in dem die Erziehung endet. Wird während dieses Zeitraums ein weiteres Kind erzogen, für das der Beamtin oder dem Beamten eine Kindererziehungszeit zuzuordnen ist, wird die Kindererziehungszeit für dieses und jedes weitere Kind um die Anzahl der Kalendermonate der gleichzeitigen Erziehung verlängert.
	(3) Für die Zuordnung der Kindererziehungszeit zu einem Elternteil (§ 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 3 Nummer 2 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch) gilt § 56 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.
	(4) Der Kindererziehungszuschlag beträgt für jeden Monat der Kindererziehung 2,50 Euro. Er darf zusammen mit dem auf die Kindererziehungszeit entfallenden Anteil des Ruhegehalts das Ruhegehalt nicht übersteigen, das sich bei Berücksichtigung des Zeitraums der Kindererziehung als ruhegehaltfähige Dienstzeit für diesen Zeitraum ergeben würde. Bei der Höchstgrenzenberechnung nach Satz 2 ist der Gesamtzeitraum der Kindererziehung nach Absatz 1 zu betrachten.
	(5) Das um den Kindererziehungszuschlag erhöhte Ruhegehalt darf nicht höher sein als das Ruhegehalt, das sich unter Berücksichtigung des Höchstruhegehaltssatzes und der ruhegehaltfähigen Bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, ergeben würde.
	(6) Der Kindererziehungszuschlag erhöht das nach § 25 Absatz 1, § 27 Absatz 1 und § 55 Absatz 3 Satz 1 berechnete Ruhegehalt. Für die Anwendung des § 25 Absatz 2 sowie von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften gilt der Kindererziehungszuschlag als Teil des Ruhegehalts.
	(7) Hat eine Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in ein Beamtenverhältnis ein vor dem 1. Januar 1992 geborenes Kind erzogen, gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Kindererziehungszeit zwölf Kalendermonate nach Ablauf des Monats der Geburt endet. Die §§ 249 und 249a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.
	(8) Hat eine Beamtin oder ein Beamter nach der Berufung in das Beamtenverhältnis ein bis zum 31. Dezember 1991 geborenes Kind erzogen, gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Kindererziehungszeit zwölf Kalendermonate nach Ablauf des Monats der Geburt endet; § 2 Nummer 11 der Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1993 (BGBl. I S. 369), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3592) geändert worden ist, ist insoweit nicht anzuwenden. Die §§ 249 und 249a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.
	Pflegezuschlag
	(1) War eine Beamtin oder ein Beamter wegen nicht erwerbsmäßiger Pflege von Pflegebedürftigen nach § 3 Satz 1 Nummer 1a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig, wird für die Zeit der Pflege ein Pflegezuschlag zum Ruhegehalt gezahlt. Dies gilt nicht, wenn die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.
	(2) Der Pflegezuschlag beträgt für jeden Monat der Zeit der Pflege von
	1. Schwerstpflegebedürftigen (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) bei einem Pflegeaufwand von mindestens
	a) 28 Stunden in der Woche 2 Euro,
	b) 21 Stunden in der Woche 1,50 Euro,
	c) 14 Stunden in der Woche 1 Euro,
	2. Schwerpflegebedürftigen (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) bei einem Pflegeaufwand von mindestens
	a) 21 Stunden in der Woche 1,30 Euro,
	b) 14 Stunden in der Woche 0,90 Euro,
	3. erheblich Pflegebedürftigen (§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) 0,70 Euro.
	(3) § 71 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass für gleiche Zeiträume zustehende Kindererziehungszuschläge einzubeziehen sind; § 71 Absatz 5 und 6 gilt entsprechend.
	Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen
	(1) Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die vor Erreichen der Altersgrenze nach § 45 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wurden oder in den Ruhestand getreten sind, erhalten vorübergehend Leistungen entsprechend den §§ 71 und 72, wenn
	1. bis zum Beginn des Ruhestands die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren für eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist,
	2. sie in den Ruhestand wegen
	a) Dienstunfähigkeit im Sinne des § 26 Absatz 1 des Beamtenstatusgesetzes versetzt worden sind oder
	b) Erreichens der Altersgrenze nach den §§ 110, 117 und 118 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand getreten sind,
	3. entsprechende Leistungen nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch dem Grunde nach zustehen, jedoch vor dem Erreichen der maßgebenden Altersgrenze noch nicht gewährt werden,
	4. sie einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch nicht erreicht haben und
	5. keine Einkünfte im Sinne des § 74 Absatz 5 bezogen werden; Einkünfte bleiben außer Betracht, soweit sie durchschnittlich im Monat 470 Euro nicht überschreiten. 
	Durch die Leistung nach Satz 1 darf der Betrag nicht überschritten werden, der sich bei Berechnung des Ruhegehalts mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent ergibt.
	(2) Die Leistung entfällt spätestens mit Ablauf des Monats, in dem die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger die Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erreicht. Sie endet vorher, wenn die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger 
	1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Rente, oder
	2. ein Erwerbseinkommen über durchschnittlich im Monat 470 Euro hinaus bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Erwerbstätigkeit.
	(3) Die Leistung wird auf Antrag gewährt. Anträge, die innerhalb von drei Monaten nach dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand gestellt werden, gelten als zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts oder der Ruhestandsversetzung gestellt. Wird der Antrag zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, so wird die Leistung vom Beginn des Antragsmonats an gewährt.
	Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften
	Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen
	(1) Beziehen Versorgungsberechtigte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 5), werden daneben Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze gezahlt.
	(2) Als Höchstgrenze gelten
	1. für Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Höhe des Eineinhalbfachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des jeweils zustehenden Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2,
	2. für Waisen 40 Prozent des Betrags, der sich nach Nummer 1 unter Berücksichtigung des ihnen zustehenden Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 ergibt,
	3. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, oder nach § 46 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes in den Ruhestand getreten sind, bis zum Ablauf des Monats, in dem die Altersgrenze nach § 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht wird, 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Höhe von 71,75 Prozent des Eineinhalbfachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des jeweils zustehenden Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 sowie eines Betrags von monatlich 470 Euro.
	(3) Den Versorgungsberechtigten ist mindestens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent des jeweiligen Versorgungsbezugs (§ 4) zu belassen. Satz 1 gilt nicht beim Bezug von Verwendungseinkommen, das mindestens aus derselben Besoldungsgruppe oder einer vergleichbaren Entgeltgruppe berechnet wird, aus der sich auch die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen. Für sonstiges in der Höhe vergleichbares Verwendungseinkommen gelten Satz 2 und Absatz 5 Satz 5 entsprechend.
	(4) Bei der Ruhensberechnung für eine frühere Beamtin, einen früheren Beamten, eine frühere Ruhestandsbeamtin oder einen früheren Ruhestandsbeamten, die oder der Anspruch auf Versorgung nach § 57 hat, ist mindestens ein Betrag als Versorgung zu belassen, der unter Berücksichtigung der Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge des Dienstunfalls dem Unfallausgleich entspricht. Dies gilt nicht, wenn wegen desselben Unfalls Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz zusteht.
	(5) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit einschließlich Abfindungen, aus selbstständiger Arbeit, aus Gewerbebetrieb und aus Land- und Forstwirtschaft. Nicht als Erwerbseinkommen gelten steuerfreie Aufwandsentschädigungen, im Rahmen der Einkunftsarten nach Satz 1 anerkannte Betriebsausgaben und Werbungskosten nach dem Einkommensteuergesetz, Jubiläumszuwendungen, ein Unfallausgleich (§ 54), steuerfreie Einnahmen für Leistungen zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen Versorgung sowie Einkünfte aus Tätigkeiten, die nach Art und Umfang Nebentätigkeiten im Sinne des § 86 Absatz 3 Nummer 2 des Landesbeamtengesetzes entsprechen. Erwerbsersatzeinkommen sind Leistungen, die aufgrund oder in entsprechender Anwendung öffentlich-rechtlicher Vorschriften kurzfristig erbracht werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen. Die Berücksichtigung des Erwerbs- und des Erwerbsersatzeinkommens erfolgt monatsbezogen. Wird Einkommen nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist das Einkommen des Kalenderjahres, geteilt durch zwölf Kalendermonate, anzusetzen.
	(6) Nach Ablauf des Monats, in dem die Versorgungsberechtigte oder der Versorgungsberechtigte die Altersgrenze nach § 45 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes erreicht, gelten die Absätze 1 bis 5 nur für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst (Verwendungseinkommen). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des deutschen öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften oder ihren Verbänden. Der Verwendung im öffentlichen Dienst steht gleich die Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körperschaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 2 durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob die Voraussetzungen zutreffen, entscheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder der oder des Versorgungsberechtigten das für das Versorgungsrecht zuständige Ministerium oder die von ihm bestimmte Stelle.
	Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge
	(1) Erhalten aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst (§ 74 Absatz 6) an neuen Versorgungsbezügen 
	1. Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung,
	2. Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner oder Waisen aus der Verwendung der verstorbenen Beamtin, des verstorbenen Beamten, der verstorbenen Ruhestandsbeamtin oder des verstorbenen Ruhestandsbeamten Witwen- oder Witwergeld, Waisengeld oder eine ähnliche Versorgung,
	3. Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung,
	so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die früheren Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der früheren Versorgung zurückbleiben.
	(2) Als Höchstgrenze gelten 
	1. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) das Ruhegehalt, das sich unter Zugrundelegung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das frühere Ruhegehalt berechnet, ergibt, zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2,
	2. für Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner und Waisen (Absatz 1 Satz 1 Nummer 2) das Witwen-, Witwer- oder Waisengeld, das sich aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergibt, zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2,
	3. für Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner (Absatz 1 Satz 1 Nummer 3) 71,75 Prozent, in den Fällen des § 56 Absatz 1 80 Prozent, der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das dem Witwen- oder Witwergeld zugrunde liegende Ruhegehalt bemisst, zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2.
	Ist bei einem an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt nach § 25 Absatz 2 gemindert, ist das für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei der Ruhensregelung nach Satz 1 Nummer 3 das dem Witwen- oder Witwergeld zugrunde liegende Ruhegehalt nach § 25 Absatz 2 gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend dieser Vorschrift zu berechnen, wobei dem zu vermindernden Ruhegehalt mindestens ein Ruhegehaltssatz von 71,75 Prozent zugrunde zu legen ist.
	(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 ist neben dem neuen Versorgungsbezug mindestens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent des früheren Versorgungsbezugs zu belassen.
	(4) Erwerben Ruhestandsbeamtinnen oder Ruhestandsbeamte einen Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld oder eine ähnliche Versorgung, so erhalten sie daneben ihr Ruhegehalt zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sowie Satz 3 bezeichneten Höchstgrenze. Die Gesamtbezüge dürfen nicht hinter ihrem Ruhegehalt zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 sowie eines Betrags in Höhe von 20 Prozent des neuen Versorgungsbezugs zurückbleiben.
	(5) § 74 Absatz 4 gilt entsprechend.
	Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten
	(1) Versorgungsbezüge werden neben Renten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze gezahlt. Als Renten gelten
	1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen,
	2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des öffentlichen Dienstes,
	3. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, wobei ein dem Unfallausgleich (§ 54) entsprechender Betrag unberücksichtigt bleibt; bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 20 Prozent bleiben zwei Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 10 Prozent ein Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz unberücksichtigt,
	4. Leistungen aus einer berufsständischen Versorgungseinrichtung oder aus einer befreienden Lebensversicherung, zu denen der Arbeitgeber aufgrund eines Beschäftigungsverhältnisses im öffentlichen Dienst mindestens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat,
	5. Betriebsrenten aus einer in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungsfreien Beschäftigung im öffentlichen Dienst mit Anspruch auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen, die nicht unter Nummer 2 fallen,
	6. Leistungen der Altershilfe der Landwirtinnen und Landwirte,
	7. Altersgeld aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder eine dem Altersgeld entsprechende Alterssicherung.
	Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapitalleistung, Beitragserstattung oder Abfindung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der Betrag, der vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen wäre. Bei Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung oder eines sonstigen Kapitalbetrags ist der sich bei einer Verrentung ergebende Betrag zugrunde zu legen. Dies gilt nicht, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte innerhalb von drei Monaten nach Zufluss den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen an den Dienstherrn abführt. Zu den Renten und den Leistungen nach Satz 2 Nummer 4 rechnet nicht der Kinderzuschuss. Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, die auf § 1587b des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder § 1 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich, jeweils in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung, beruhen, sowie Zuschläge oder Abschläge beim Rentensplitting nach § 76c des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unberücksichtigt.
	(2) Als Höchstgrenze gelten
	1. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte der Betrag, der sich als Ruhegehalt zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2 ergeben würde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden
	a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet,
	b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit bis zum Eintritt des Versorgungsfalles abzüglich von Zeiten nach § 24 mit Ausnahme der Zeiten, die vor einer Tätigkeit für das Ministerium für Staatssicherheit oder das Amt für Nationale Sicherheit zurückgelegt worden sind, zuzüglich der Zeiten, um die sich die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht, und der bei der Rente berücksichtigten Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles; § 2 Nummer 8 Satz 2 der Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung ist insoweit nicht anzuwenden,
	2. für Witwen, Witwer, hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner der Betrag, der sich als Witwen- oder Witwergeld zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2, für Waisen der Betrag, der sich als Waisengeld zuzüglich des Familienzuschlags nach § 69 Absatz 2, wenn dieser neben dem Waisengeld gezahlt wird, aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergeben würde.
	Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt nach § 25 Absatz 2 gemindert, ist das für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug der Ruhegehaltssatz nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder Halbsatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung gemindert, ist der für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehaltssatz in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen.
	(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht
	1. bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten (Absatz 2 Satz 1 Nummer 1) Hinterbliebenenrenten aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit der Ehegattin, des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners,
	2. bei Witwen, Witwer, hinterbliebenen eingetragenen Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern und Waisen (Absatz 2 Satz 1 Nummer 2) Renten aufgrund einer eigenen Beschäftigung oder Tätigkeit.
	(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Absatz 1), der
	1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre aufgrund freiwilliger Weiterversicherung oder Selbstversicherung zu den gesamten Versicherungsjahren oder, wenn sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Verhältnis der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der Summe der Werteinheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten und Ausfallzeiten oder, wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem Verhältnis der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge zu der Summe der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten, Zurechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht,
	2. auf einer Höherversicherung beruht.
	Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat.
	(5) § 74 Absatz 4 gilt entsprechend.
	(6) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen entsprechende wiederkehrende Geldleistungen gleich, die aufgrund der Zugehörigkeit zu Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der Deutschen Demokratischen Republik geleistet werden oder die von einem ausländischen Versicherungsträger nach einem für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwischen- oder überstaatlichen Abkommen gewährt werden.
	Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgungaus zwischenstaatlicher und überstaatlicher Verwendung
	(1) Erhält eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestandsbeamter aus der Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung eine Versorgung, ruht das nach diesem Gesetz zustehende Ruhegehalt in Höhe des Betrags, um den die Summe aus der genannten Versorgung und dem nach diesem Gesetz zustehenden Ruhegehalt die in Absatz 2 genannte Höchstgrenze übersteigt, mindestens jedoch in Höhe des Betrags, der einer Minderung des Prozentsatzes von 1,79375 für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst entspricht; der Familienzuschlag nach § 69 Absatz 2 ruht in Höhe von 2,39167 Prozent für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst. § 10 ist entsprechend anzuwenden. Die Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte als Invaliditätspension die Höchstversorgung aus dem Amt bei der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung erhält. Bei der Anwendung des Satzes 1 wird die Zeit, in welcher die Beamtin oder der Beamte, ohne ein Amt bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung auszuüben, dort einen Anspruch auf Vergütung oder sonstige Entschädigung hat und Ruhegehaltsansprüche erwirbt, als Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst gerechnet; Entsprechendes gilt für Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, die dort bei der Berechnung des Ruhegehalts wie Dienstzeiten berücksichtigt werden.
	(2) Als Höchstgrenze gelten die in § 75 Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenzen sinngemäß, wobei diese im Monat Dezember nicht zu verdoppeln sind; dabei ist als Ruhegehalt dasjenige deutsche Ruhegehalt zugrunde zu legen, das sich unter Einbeziehung der Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung als ruhegehaltfähige Dienstzeit und auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der nächsthöheren Besoldungsgruppe ergibt.
	(3) Verzichtet die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte beim Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung auf eine Versorgung oder wird an deren Stelle eine Abfindung, Beitragserstattung oder ein sonstiger Kapitalbetrag gezahlt, so findet Absatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass an die Stelle der Versorgung der Betrag tritt, der vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen wäre; erfolgt die Zahlung eines Kapitalbetrags, weil kein Anspruch auf laufende Versorgung besteht, so ist der sich bei einer Verrentung des Kapitalbetrags ergebende Betrag zugrunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Verwendung oder der Berufung in das Beamtenverhältnis den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen an den Dienstherrn abführt.
	(4) Hat die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte schon vor dem Ausscheiden aus dem zwischenstaatlichen oder überstaatlichen öffentlichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zahlungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat die zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung diesen durch Aufrechnung oder in anderer Form verringert, ist die Zahlung nach Absatz 3 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrags zu leisten.
	(5) Erhalten die Witwe, der Witwer, die hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerin oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner oder die Waisen einer Beamtin, eines Beamten, einer Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhestandsbeamten Hinterbliebenenbezüge von der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, ruht das deutsche Witwen- und Witwergeld sowie Waisengeld in Höhe des Betrags, der sich unter Anwendung der Absätze 1 und 2 nach dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und die Absätze 3, 4 und 6 sind entsprechend anzuwenden.
	(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gewährte Versorgung nicht übersteigen. Der Ruhestandsbeamtin oder dem Ruhestandsbeamten ist mindestens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent des deutschen Ruhegehalts zu belassen. Satz 2 gilt nicht, wenn die Unterschreitung der Mindestbelassung darauf beruht, dass
	1. das nach diesem Gesetz zustehende Ruhegehalt in Höhe des Betrags ruht, der einer Minderung des Prozentsatzes um 1,79375 für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst entspricht, oder
	2. Absatz 1 Satz 3 anzuwenden ist.
	(7) § 74 Absatz 4 gilt entsprechend.
	Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Entschädigung oder Versorgungsbezügennach dem Beschluss 2005/684/EG, Euratom
	(1) Beziehen Versorgungsberechtigte eine Entschädigung nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom des Europäischen Parlaments vom 28. September 2005 zur Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments (ABl. L 262 vom 7.10.2005, S. 1), so werden die Versorgungsbezüge um 50 Prozent, jedoch höchstens um 50 Prozent der Entschädigung gekürzt.
	(2) Beziehen Versorgungsberechtigte Versorgungsbezüge nach Artikel 14 bis 17 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom, ruhen die Versorgungsbezüge um 50 Prozent des Betrags, um den sie und die Versorgungsbezüge die Entschädigung nach Artikel 10 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom übersteigen. Das Übergangsgeld nach Artikel 13 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom zählt zu den Versorgungsbezügen.
	Reihenfolge der Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften
	(1) Der Anwendung der §§ 74 bis 78 gehen sonstige Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften vor, soweit nichts anderes bestimmt ist.
	(2) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezügen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen ist zunächst der neuere und dann der frühere Versorgungsbezug nach § 74 zu regeln. Bei der Regelung des früheren Versorgungsbezugs ist dem Einkommen der nicht ruhende Teil des neueren Versorgungsbezugs hinzuzurechnen. Die Berechnungsreihenfolge ist umzukehren, soweit dies für die Versorgungsberechtigten günstiger ist.
	(3) Beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen und Renten ist § 75 mit der nach § 76 verbleibenden Gesamtversorgung anzuwenden.
	(4) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezügen mit einer Rente ist zunächst der neuere Versorgungsbezug nach § 76 Absatz 1 bis 4 und danach der frühere Versorgungsbezug unter Berücksichtigung des gekürzten neueren Versorgungsbezugs nach § 75 zu regeln. Der hiernach gekürzte frühere Versorgungsbezug ist unter Berücksichtigung des gekürzten neueren Versorgungsbezugs nach § 76 Absatz 1 bis 4 zu regeln; für die Berechnung der Höchstgrenze nach § 76 Absatz 2 ist hierbei die Zeit bis zum Eintritt des neueren Versorgungsfalls zu berücksichtigen.
	(5) Der nach § 77 berechnete Ruhensbetrag ist von den nach Anwendung der §§ 74 bis 76 verbleibenden Versorgungsbezügen abzuziehen.
	Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge
	Werden Versorgungsberechtigte im öffentlichen Dienst verwendet, so sind ihre Bezüge aus dieser Beschäftigung ohne Rücksicht auf die Versorgungsbezüge zu bemessen. Das Gleiche gilt für eine aufgrund der Beschäftigung zu gewährende Versorgung.
	Kürzung der Versorgungsbezüge wegen Versorgungsausgleich
	(1) Sind durch Entscheidung des Familiengerichts
	1. Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1587b Absatz 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der am 31. August 2009 geltenden Fassung oder
	2. Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsgesetz 
	übertragen oder rechtskräftig begründet worden, werden die Versorgungsbezüge des Ausgleichsverpflichteten und ihrer oder seiner Hinterbliebenen nach Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften um den nach Absatz 2 oder Absatz 3 berechneten Betrag gekürzt. Das einer Vollwaise zu gewährende Waisengeld wird nicht gekürzt, wenn nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherung die Voraussetzungen für die Gewährung einer Waisenrente aus der Versicherung der ausgleichsberechtigten Person nicht erfüllt sind.
	(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch die Entscheidung des Familiengerichts begründeten Anwartschaften oder Anrechte. Dieser Monatsbetrag erhöht oder vermindert sich um die Prozentsätze der nach dem Ende der Ehezeit oder dem Ende einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bis zum Zeitpunkt des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand eingetretenen Erhöhungen oder Verminderungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts oder der Versetzung in den Ruhestand an, bei einer Ruhestandsbeamtin oder bei einem Ruhestandsbeamten vom Tag nach dem Ende der Ehezeit oder dem Ende einer eingetragenen Lebenspartnerschaft an, erhöht oder vermindert sich der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht oder vermindert.
	(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen- und Witwergeld sowie Waisengeld berechnet sich aus dem Kürzungsbetrag nach Absatz 2 für das Ruhegehalt, das die Beamtin oder der Beamte erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn sie oder er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre, nach den Anteilssätzen des Witwen- oder Witwergeldes oder des Waisengeldes.
	(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und § 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich vom 21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105), das zuletzt durch Artikel 65 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2729) geändert worden ist, steht die Zahlung des Ruhegehalts der verpflichteten Ehegattin, des verpflichteten Ehegatten, der verpflichteten eingetragenen Lebenspartnerin oder des verpflichteten eingetragenen Lebenspartners für den Fall rückwirkender oder erst nachträglich bekannt werdender Rentengewährung an die berechtigte Ehegattin, den berechtigten Ehegatten, die berechtigte eingetragene Lebenspartnerin oder den berechtigten eingetragenen Lebenspartner unter dem Vorbehalt der Rückforderung.
	Abwendung der Kürzung der Versorgungsbezüge 
	(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach § 81 kann von der Beamtin, dem Beamten, der Ruhestandsbeamtin oder dem Ruhestandsbeamten ganz oder teilweise durch Zahlung eines Kapitalbetrags an den Dienstherrn abgewendet werden.
	(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag angesetzt, der aufgrund der Entscheidung des Familiengerichts zur Begründung der Anwartschaft auf die bestimmte Rente zu leisten gewesen wäre, erhöht oder vermindert um die Prozentsätze der nach dem Tag, an dem die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist, bis zum Tag der Zahlung des Kapitalbetrags eingetretenen Erhöhungen oder Verminderungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand an, bei einer Ruhestandsbeamtin oder einem Ruhestandsbeamten von dem Tag an, an dem die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist, erhöht oder vermindert sich der Kapitalbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht oder vermindert.
	(3) Bei teilweiser Zahlung vermindert sich die Kürzung der Versorgungsbezüge in dem entsprechenden Verhältnis; der Betrag der teilweisen Zahlung soll den Monatsbetrag der Dienstbezüge der Beamtin oder des Beamten oder des Ruhegehalts der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten nicht unterschreiten.
	(4) Ergeht nach der Scheidung eine Entscheidung zur Abänderung des Wertausgleichs und sind Zahlungen nach Absatz 1 erfolgt, sind im Umfang der Abänderung zu viel gezahlte Beträge unter Anrechnung der nach § 81 anteilig errechneten Kürzungsbeträge zurückzuzahlen.
	Versorgungslastenteilung bei landesinternen Dienstherrenwechseln
	Dienstherrenwechsel
	(1) Für die Versorgungslastenteilung bei einem Dienstherrenwechsel von Beamtinnen und Beamten innerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes findet der Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag in Verbindung mit § 1 des Gesetzes zu dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 15. Juli 2010 (GVBl. I Nr. 27) entsprechende Anwendung.
	(2) Der Staatsvertrag nach Absatz 1 gilt nicht für Wechsel zwischen Dienstherren, bei dem sowohl der abgebende als auch der aufnehmende Dienstherr Mitglied in der Versorgungskasse beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg ist.
	(3) Ist bei einem Dienstherrenwechsel nach Absatz 1 der aufnehmende Dienstherr Mitglied in der Versorgungskasse beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg, so hat er die ihm vom abgebenden Dienstherrn gemäß dem Staatsvertrag nach Absatz 1 gezahlte Abfindung an die Versorgungskasse beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg abzuführen.
	(4) Ist bei einem Dienstherrenwechsel nach Absatz 1 der abgebende Dienstherr Mitglied in der Versorgungskasse beim Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg, so hat die Versorgungskasse die an den aufnehmenden Dienstherrn gemäß dem Staatsvertrag nach Absatz 1 zu zahlende Abfindung zu tragen.
	Überleitungs- und Übergangsbestimmungen
	Überleitung vorhandener Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
	Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 2014 vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger und deren künftige Hinterbliebenen regeln sich nach dem am 31. Dezember 2013 geltenden Recht mit folgenden Maßgaben:
	1. Für die Neufestsetzung eines vor dem 1. Januar 2014 festgesetzten Unterhaltsbeitrags nach § 15 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung gilt § 28. Die in § 28 genannte Frist beginnt am 1. Januar 2014.
	2. § 35 ist auf Versorgungsfälle anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2013 eintreten.
	3. Für Witwen und Witwer, die sich nach dem 31. Dezember 2013 wieder verheiratet haben, oder für hinterbliebene eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, die nach dem 31. Dezember 2013 eine neue eingetragene Lebenspartnerschaft begründet haben, ist § 61 Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung nicht anzuwenden.
	4. Anstelle der §§ 50a, 50b, 50c, 50d und 50e des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung sind die §§ 71, 72 und 73 anzuwenden.
	5. Beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen sind die §§ 26 und 74 anzuwenden.
	6. Ist die Entscheidung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich vor dem 1. Januar 2014 wirksam geworden, wird die Kürzung des Ruhegehalts nach § 81 bei am 31. Dezember 2013 vorhandenen Versorgungsempfängern erst dann vorgenommen, wenn aus der Versicherung der berechtigten Ehegattin, des berechtigten Ehegatten, der berechtigten eingetragenen Lebenspartnerin oder des berechtigten eingetragenen Lebenspartners eine Rente zu gewähren ist. § 81 Absatz 4 findet Anwendung.
	Übergangsregelung für vorhandene Beamtinnen und Beamte 
	(1) Für Beurlaubungen, die bis zum 31. Dezember 2013 ausgesprochen und angetreten sind, ist § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung anzuwenden.
	(2) Für am 1. Januar 2014 vorhandene Beamtinnen und Beamte, die bis zum 31. Dezember 1957 geboren sind, ist bei der Berücksichtigung von Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst als ruhegehaltfähige Dienstzeit § 10 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung anzuwenden.
	(3) Für am 1. Januar 2014 vorhandene Beamtinnen und Beamte und deren künftige Hinterbliebene, die infolge der Dienstunfähigkeit, die auf einem bis zum 31. Dezember 2013 erlittenen Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt werden, sind die §§ 14, 36 und 38 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung anzuwenden.
	(4) Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 2018 eintreten, gilt anstelle der nach § 19 Absatz 1 höchstens anrechenbaren Zeit einer Hochschulausbildung einschließlich Prüfungszeit folgender Zeitraum bei einem Eintritt des Versorgungsfalles vor dem 
	1. 1. Juli 2014:  1 095 Tage,
	2. 1. Januar 2015: 1 065 Tage,
	3. 1. Juli 2015:  1 035 Tage,
	4. 1. Januar 2016: 1 005 Tage,
	5. 1. Juli 2016:     975 Tage,
	6. 1. Januar 2017:    945 Tage,
	7. 1. Juli 2017:     915 Tage,
	8. 1. Januar 2018:    885 Tage.
	(5) Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 2015 eintreten, gilt § 13 Absatz 1 Satz 1 mit der Maßgabe, dass auch der Familienzuschlag der Stufe 1 (§ 40 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung), der der Beamtin oder dem Beamten zuletzt zugestanden hat, zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen zählt. § 69 Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass neben dem Ruhegehalt, dem Witwen- oder Witwergeld oder dem Waisengeld nur der Unterschiedsbetrag zwischen dem Familienzuschlag der Stufe 1 und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden Stufe des Familienzuschlags gezahlt wird.
	Ausgleichsbetrag für Kommunale Beamtinnen und Beamte auf Zeit 
	(1) Kommunalen Beamtinnen und Beamten auf Zeit, die erstmalig vor dem 5. Mai 1994 bei einem kommunalen Dienstherrn in Brandenburg in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen wurden und Versorgungsbezüge erhalten, kann für die Zeit der Ausübung des Wahlamtes in einem Angestelltenverhältnis oder einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ein monatlicher Ausgleichsbetrag gewährt werden. Für Amtsdirektorinnen und Amtsdirektoren, die von 1992 bis 1994 im Angestelltenverhältnis beschäftigt waren, gilt die in Satz 1 genannte Stichtagsregelung nicht.
	(2) Als Ausgleichsbetrag wird die Differenz zwischen den der Beamtin auf Zeit oder dem Beamten auf Zeit zustehenden Versorgungsbezügen und den Versorgungsbezügen gewährt, die sie oder er erhalten hätte, wenn sie oder er unmittelbar mit Dienstantritt in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen worden wäre.
	(3) Der Ausgleichsbetrag ist Versorgung im Sinne des § 4.
	Regelung zu § 42 Absatz 8 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes
	Für Professorinnen und Professoren, die nach § 42 Absatz 8 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes von ihren amtlichen Pflichten entbunden wurden oder werden (Entpflichtung), und ihre Hinterbliebenen gilt § 91 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung entsprechend.
	(derzeit nicht besetzt) 
	Schlussbestimmungen
	Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften
	(1) Die nach diesem Gesetz den obersten Dienstbehörden zugewiesenen Befugnisse können diese durch Rechtsverordnung auf andere Stellen auch außerhalb ihres Geschäftsbereiches übertragen. Bei Übertragung auf eine Stelle außerhalb ihres Geschäftsbereiches ist das Einvernehmen der für diese Stelle zuständigen obersten Dienstbehörde erforderlich. 
	(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, erlässt das für das Beamtenversorgungsrecht zuständige Ministerium die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.
	Als Landesrecht weitergeltende Rechts- und Verwaltungsvorschriften
	Die zur Ausführung des Beamtenversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 847, 2033), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652, 1657) geändert worden ist, für Bundesbeamte anwendbaren Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, bis zum Erlass entsprechender landesrechtlicher Vorschriften weiter.
	Änderung des Brandenburgischen Ministergesetzes
	Das Brandenburgische Ministergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (GVBl. I S. 58), das zuletzt durch das Gesetz vom 29. November 2012 (GVBl. I Nr. 36; 2013 I Nr. 2) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Satz 2 wird das Wort „Beamtenversorgungsgesetz“ durch die Wörter „Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetz“ ersetzt.
	b) In Satz 4 werden die Wörter „§ 4 des Beamtenversorgungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 12 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	2. In § 8 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „eine jährliche Sonderzahlung sowie“ gestrichen.
	3. § 12 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird das Wort „Amtsbezüge“ durch das Wort „Amtsgehalt“ ersetzt. 
	bb) Satz 3 wird gestrichen.
	b) In Absatz 8 werden die Wörter „§ 50 des Beamtenversorgungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 69 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	4. In § 14 Absatz 3 werden die Wörter „§ 50 des Beamtenversorgungsgesetzes ist“ durch die Wörter „Die §§ 69 und 70 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes sind“ ersetzt.
	5. In § 15 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „§ 8 des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 8 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	6. § 17 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 53 des Beamtenversorgungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 74 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	b) In Absatz 5 werden die Wörter „ist § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes“ durch die Wörter „sind die §§ 76 und 79 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	c) In Absatz 6 werden die Wörter „§ 56 des Beamtenversorgungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 77 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	d) In Absatz 4 Satz 2 und in Absatz 7 Satz 3 werden jeweils die Wörter „§ 54 Abs. 3 und 4 Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 75 Absatz 3 und 4 Satz 2 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	Änderung des Landesbeamtengesetzes
	Das Landesbeamtengesetz vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16 S. 5) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 62 Satz 4 wird das Wort „Bundesbesoldungsgesetz“ durch die Wörter „Brandenburgischen Besoldungsgesetz“ ersetzt.
	2. § 63 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
	„Satz 1 gilt entsprechend für eine abweichende Pauschvergütung für sonstige Umzugsauslagen nach § 10 Absatz 1 des Bundesumzugskostengesetzes.“
	b) Im neuen Satz 3 werden nach dem Wort „Reisekosten“ die Wörter „und Umzugskosten“ eingefügt. 
	3. In § 65 Satz 1 werden die Wörter „§ 3 Abs. 6 und die §§ 11, 12 und 17a des Bundesbesoldungsgesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020) in der zuletzt durch Gesetz vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 2039) geänderten Fassung“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 5 und 6 sowie die §§ 12 und 13 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	4. In § 66 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 32 des Beamtenversorgungsgesetzes vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 847, 2033) in der zuletzt durch Gesetz vom 19. Juli 2006 (BGBl. I S. 1652) geänderten Fassung“ durch die Wörter „§ 50 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	5. § 95 wird wie folgt geändert:
	a) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:
	„Die erforderlichen personenbezogenen Daten aus Arzneimittelverordnungen im Sinne des § 1 des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel vom 22. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2262, 2275), das durch Artikel 3a des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3108) geändert worden ist, dürfen an den Treuhänder ausschließlich zum Zwecke der Prüfung gemäß § 3 des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel übermittelt werden.“
	b) Im neuen Satz 6 wird die Angabe „4“ durch die Angabe „5“ ersetzt.
	6. Nach § 100 Absatz 2 Satz 2 werden die folgenden Sätze eingefügt:
	„Arzneimittelverordnungen im Sinne des § 1 des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel sind zur Geltendmachung von Rabatten nach diesem Gesetz nicht zurückzugeben; die Vernichtung dieser Arzneimittelverordnungen erfolgt auf der Grundlage der nach § 3 Satz 5 des Gesetzes über Rabatte für Arzneimittel zu treffenden Vereinbarungen unverzüglich, sobald sie für die dort geregelten Zwecke nicht mehr benötigt werden. Soweit in den Vereinbarungen keine Aufbewahrungsfristen geregelt sind, gilt die allgemeine Verjährungsfrist.“
	7. In § 114 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 6“ durch die Angabe „§ 11“ ersetzt.
	Änderung des Landesdisziplinargesetzes
	Das Landesdisziplinargesetz vom 18. Dezember 2001 (GVBl. I S. 254), das zuletzt durch das Gesetz vom 21. September 2011 (GVBl. I Nr. 20) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 1 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	2. In § 8 Absatz 2 Satz 3 und in § 11 Absatz 2 werden jeweils die Wörter „§ 48 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 67 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	3. In § 33 Absatz 2 Nummer 3 werden die Wörter „§ 59 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 11 Absatz 1 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	4. In § 22 Absatz 2 Satz 1, § 24 Absatz 1, § 40 Absatz 3 Satz 1 und § 58 Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Wörter „§ 9 des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 9 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	5. § 81 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „§ 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 25 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „das Erlöschen der Versorgungsbezüge nach § 59 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „den Verlust der Versorgung nach § 11 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 20 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 35 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	Änderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes
	In § 63 Absatz 4 Satz 5 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes vom 18. Dezember 2008 (GVBl. I S. 318), das zuletzt durch das Gesetz vom 4. April 2013 (GVBl. I Nr. 11) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 66 Abs. 8 des Beamtenversorgungsgesetzes in der am 31. August 2006 geltenden Fassung“ durch die Wörter „§ 27 Absatz 6 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.
	Änderung des Brandenburgischen Juristenausbildungsgesetzes
	In § 12 Absatz 2 Satz 4 des Brandenburgischen Juristenausbildungsgesetzes vom 4. Juni 2003 (GVBl. I S. 166), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26, 59) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 66 des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 58 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	Änderung des Brandenburgischen Versorgungsrücklagengesetzes
	Das Brandenburgische Versorgungsrücklagengesetz vom 25. Juni 1999 (GVBl. I S. 249), das zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 23. September 2008 (GVBl. I S. 202, 208) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 1 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 wird jeweils das Wort „Bundesbesoldungsgesetz“ durch die Wörter „Brandenburgische Besoldungsgesetz“ ersetzt.
	2. In § 2 Absatz 1 und § 6 Absatz 1 Satz 1 werden  jeweils die Wörter „§ 14a des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 15 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	3. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 14a Abs. 2, 2a und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Wörter „§ 15 Absatz 2 bis 4 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes“ ersetzt.
	Bekanntmachungserlaubnis für das Brandenburgische Ministergesetz
	Das für Inneres zuständige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut des Brandenburgischen Ministergesetzes in der vom 1. Januar 2014 an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I bekannt machen.
	Änderung des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2013/2014
	§ 3 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2013/2014 vom 15. Oktober 2013 (GVBl. I Nr. 28) wird wie folgt gefasst:
	„§ 3
	Anpassung der Besoldung im Jahr 2014
	(1) Die nachfolgenden Dienstbezüge und sonstigen Bezüge werden ab 1. Juli 2014 um 1,8 Prozent erhöht:
	1. die Grundgehaltssätze,
	2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 4 und A 5,
	3. die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 13 der Besoldungsordnungen A und B,
	4. die Anwärtergrundbeträge.
	(2) Absatz 1 gilt entsprechend für
	1. die Leistungsbezüge nach § 30 Absatz 1 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes, soweit sie gemäß § 32 Satz 5 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes, § 2 Absatz 3 der Hochschulleistungsbezügeverordnung vom 23. März 2005 (GVBl. II S. 152) oder § 3 Absatz 2 der Leistungsbezügeverordnung FHPol vom 3. August 2005 (GVBl. II S. 454), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Oktober 2007 (GVBl. I S. 134, 140) geändert worden ist, an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen,
	2. den Betrag nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 der Erschwerniszulagenverordnung in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, 
	3. die Beträge nach § 4 Absatz 1 und 3 der Verordnung über die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in der am 31. August 2006 geltenden Fassung, 
	4. die in § 2 Absatz 1 Nummer 6 bis 10 des Brandenburgischen Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2008 genannten Bezüge.“
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1) Artikel 1 § 7 tritt mit Wirkung vom 1. April 2009 in Kraft.
	(2) Artikel 1 § 40 sowie Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe a treten am 1. Januar 2015 in Kraft.
	(3) Artikel 2 § 26 und § 73 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft.
	(4) Artikel 1 § 29 bis § 37 mit Ausnahme des § 29 Satz 1 2. Halbsatz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in Kraft.
	(5) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 
	1. das Brandenburgische Besoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 2005 (GVBl. I S. 38), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Februar 2013 (GVBl. I Nr. 4 S. 9) geändert worden ist, 
	2. das Beamtenversorgungsergänzungsgesetz vom 21. November 2007 (GVBl. I S. 158, 160), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16 S. 5) geändert worden ist, und 
	3. das Zweite Beamtenversorgungsergänzungsgesetz vom 19. Dezember 2008 (GVBl. I S. 363, 364), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl. I Nr. 16 S. 5) geändert worden ist.
	Potsdam, den 20. November 2013
	Der Präsidentdes Landtages Brandenburg
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